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Editorial: Weltmarktgewitter: Politik und Krise 
des globalen Kapitalismus 


„Die Zukunft von Volkswagen wird sich 
auf dem chinesischen Markt entscheiden‘, 
sagte der VW-Chef Herbert Diess im Ja- 
nuar 2019! und erklärte seine Aussage mit 
den wichtigen Innovationen, die von chine- 
sischen Technologiekonzernen ausgehen. 
Nur kurze Zeit zuvor warnte der amerika- 
nische E-Auto-Produzent Tesla, dass die 
Qualität der „Gehirne seiner Fahrzeuge“ 
aufgrund der Zollpolitik der US-Regierung 
deutlich leiden könnte. Bisher wurden die 
Bordcomputer in China gefertigt. Nun kön- 
nen die Sonderzölle der US-Regierung von 
25 Prozent dazu führen, dass ein zeitnaher 
Umstieg auf US-Unternehmen notwendig 
würde, der zu Verzögerungen und schlech- 
terer Qualität führe, so Tesla. 

Diese Ereignisse sind symptomatisch 
für aktuelle Verschiebungen in der globalen 
Arbeitsteilung. China ist nicht mehr ein- 
fach lediglich die Werkbank des Westens. 
Nicht nur im industriellen Bereich, bei 
global ausgerichteten Initiativen wie der 
One-Belt-One-Road-Initiative oder massi- 
ven chinesischen Investitionen in Afrika 
und Lateinamerika (vgl. Schmalz 2015), 


sondern auch auf den Finanzmärkten 


fen 


ZEIT-Online: „Diess: Zukunftvon Volkswa- 
gen entscheidet sich in China“ (07.01.2019), 
www.zeit.de. 

2 FAZ: „Tesla findet keinen Ersatz für Bord- 
computer aus China“ (05.01.2019), www.faz. 
net/. 


könnte das Gewicht Chinas allmählich 
bemerkbar werden. Vier der (nach dem 
Bilanzumfang) weltweit zehn größten 
Banken sind chinesisch. Auf globaler Ebene 
finden offensichtlich tiefgreifende Verände- 
rungen statt. Diese hängen sowohl mit der 
Entwicklung Chinas zusammen, wie auch 
mit der Rekonfiguration des Weltmarktes, 
welche insbesondere im Nachgangder Krise 
ab 2007 beschleunigt wurde (Schmalz 
2018). Diese Entwicklung ist im Kontext 
von krisenhaften Brüchen, außerdem in 
einer Kontinuität weltweiter Veränderun- 
gen Pendelbewegungen zu schen, in denen 
sich - wie Giovanni Arrighi und Jason W. 
Moore einst schrieben - „kosmopolitisch- 
imperiale“ und „korporativ-nationale“ Pha- 
sen ablösen (Arrighi/Moore 2001: 53). Das 
erste Mal könnten sich nun die Machtver- 
hältnisse auf eine besondere Weise drehen: 
„In den vergangenen Übergängen war der 
Machtwechsel an den Kommandostellen 
des Weltkapitalismus stets begleitet von 
einer Verlagerung finanzieller Macht von 
der nicht-westlichen in die westliche Welt“ 
(Arrighi/Moore 2001: 56). So könnten - 
nach Schätzungen der Unternehmensbe- 
ratungsfirma PricewaterhouseCoopers - im 
Jahre 2050 Indien hinter China die USA 
als zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt 
verdrängt haben (pwc 2015: 8). 
Allerdings lässt sich nicht von einem 
einseitigen Aufstieg der (Semi-)Peripherien 
sprechen, der unabhängigvon der globalen 
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Ausdehnung des Kapitalismus und seiner 
Strukturprobleme analysiert werden 
könnte (Decker/Sablowski 2017). Der Ka- 
pitalexportausden USA, Westeuropa und 
Japan in (semi-)periphere Staaten seit den 
19070er Jahren hat - beschleunigt durch 
den Zusammenbruch der Sowjetunion und 
der Öffnung Chinas -zu einer Transnatio- 
nalisierung des Kapitalismus und zu einer 
wechselseitigen Abhängigkeit der alten 
Zentren und der aufstrebenden Peripherien 
geführt (ebd.). Die transnationale Struktur 
der Kapitalakkumulation und die ökono- 
mische Verflochtenheit der verschiedenen 
Staaten führen dabei nicht einfach zur 
Herausbildung gemeinsamer Interessen, 
sondern zu einer widersprüchlichen Dy- 
namik aus Konflikt und Kooperation, die 
wiederum in die krisenhafte Erschöpfung 
des postfordistischen, finanzdominierten 
Akkumulationsregimes in den Zentren 
eingelassen ist. Beim neu auflammenden 
„Weltmarktgewitter“ haben wir es also mit 
einer Gleichzeitigkeitvon Kontinuität und 
Bruch zu tun: Einerseits verändert sich die 
globale Arbeitsteilungin rasantem Tempo, 
was zu neuen Konflikten führt. Anderer- 
seits ereignet sich der Aufstieg Chinas und 
anderer Staaten des globalen Südens vor 
dem Hintergrund der kontinuierlichen 
Transnationalisierung des Kapitals, die 
auch weiterhin einer Form der internatio- 
nalen politischen Regulation bedarf. Die 
entscheidende Aufgabe wäre es, das Zu- 
sammenspiel aus Kontinuität und Bruch 
genauer zu analysieren um die aktuellen 
tektonischen Verschiebungen im Welt- 
markt besser einordnen zu können. 
Heute, rund zehn Jahre nach der welt- 
weiten Finanz- und Wirtschaftskrise, lohnt 
sich aber auch ein Blick in frühere Debatten. 
Die PROKLA 59 aus dem Jahr 1985 wid- 
mete sich in ähnlichem Zeitabstand rück- 
blickend auf die Weltwirtschaftskrise von 
1974/75 dem „Drama von Abhängigkeit 


3 
und Entwicklung“. Die Redaktion kam da- 


mals zu einem heute äußerst zeitgemäßen 
Befund: „Länder der Dritten Welt konnten 
sich aus ihrer Rolle von Rohstoff- und Nah- 
rungsmittelbasen für die kapitalistischen 
Kernländer befreien und zu Anbietern von 
- konkurrenzfähigen - Industriegütern auf- 
steigen und auf diesem Wege die etablierte 
internationale Arbeitsteilung infrage stel- 
len. Zunächst nur von wenigen Beobach- 
tern registriert, kam es zu einer tiefgreifen- 
den Umstrukturierung der internationalen 
Geld- und Kreditverhältnisse in Gestalt des 
transnationalen Bankensystems. [...] Dieser 
rasanten weltwirtschaftlichen Entwick- 
lungsdynamik steht eine Stagnation - nicht 
allein marxistischer - Weltmarkttheorien 
gegenüber“ (PROKLA-Redaktion 1985: 
3). Nicht nur die tiefe Umstrukturierung 
der Weltwirtschaft, sondern auch die Sta- 
gnation der Weltmarkttheorien ließe sich 
heute ebenfalls konstatieren. Einerseits 
sind Debatten der Dependenz- und Welt- 
systemansätze, der Entwicklungs- und der 
Weltmarkttheorien weitgehend verloren 
gegangen und müssten kritisch wieder 
aufgegriffen werden. Andererseits bildet 
die immer sichtbarer werdende Dramatik 
der ökologischen Krise neue Herausforde- 
rungen, bspw. polit-ökonomische Analysen 
mit polit-ökologischen Fragestellungen zu 
verknüpfen. Vor diesem Hintergrund ist 
heute wie damals ein defizitärer Stand der 
theoretischen Diskussion und empirischen 
Forschungzu verzeichnen.° Darüber hinaus 
waren sich jedoch auch die Theorieströmun- 


gen der 1970er Jahre keineswegs einig, Stark 


3 Wichtige Beiträge zur Diskussion bildeten 
zuletzt die Imperiale Lebensweise von Ulrich 
Brand und Markus Wissen (München 2017) 
sowie die Diskussion um Stephan Lessenichs 
Buch Neben uns die Sintflut - Die Externa- 
lisierungsgesellschaft und ihr Preis (Berlin 
2016). 
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an der marxschen Kritik der politischen 
Ökonomie orientierte Denkrichtungen, wie 
sie unter anderem in der PROKLA vertre- 
ten wurden, waren den dependenz- und 
weltsystemtheoretischen Ansätzen bspw. 
direkt entgegengesetzt (Hurtienne 1974, 
1981; Sablowski 2018). An derartigen 
Debatten müsste heute angesetzt werden, 
wenn sich die Linke Klarheit verschaffen 
will über weltweite Entwicklungen, die 
die autoritäre Rechte derzeit mit Protek- 
tionismus und Abschottung der Zentren 
sowie einer Intensivierung kapitalistischer 
Landnahmen in Lateinamerika und Afrika 
beantworten will. 

Die vorliegende Ausgabe der PROKLA 
beschäftigt sich mit der Frage, inwiefern es 
sich bei der aktuellen Rückkehr des Protek- 
tionismus und des Bilateralismus nicht nur 
um eine politische Konjunktur, sondern 
um umfassende Verschiebungen in der 
globalen Arbeitsteilung, weitreichende 
Veränderungen nationaler Entwicklungs- 
wege der (Semi-)Peripherien und einer 
eventuellen Neuausrichtung der Zentren 
des Weltsystems handelt. Dabei steht die 
ostasiatische Entwicklung selbst nicht 
explizit im Fokus der Beiträge, vielmehr 
geht es darum, diese als Teil einer globalen 
Entwicklung zu begreifen, die durch die 
Veränderungen in anderen (semi-)periphe- 
ren Ländern, der internationalen Organi- 
sationen und den Strategien der westlichen 
Länder gleichermaßen bedingt ist. 

Thomas Sablowski rekapituliert in 
seinem einleitenden Beitrag die marxisti- 
schen Analysen der Internationalisierung 
des Kapitals. Im ersten Teil seines Beitrags 
diskutiert er die marxsche Kritik der poli- 
tischen Ökonomie, die klassischen Imperi- 
alismustheorien sowie die Dependenz- und 
Weltsystemtheorien. Im zweiten Teil, derin 
der nächsten PROKLA erscheinen wird, 
werden die westdeutsche Weltmarktdis- 
kussion und französische Arbeiten zur 
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Internationalisierung des Kapitals aus den 
1970er und 1980er Jahren sowie einige neu- 
ere Beiträge zur Diskussion über die Glo- 
balisierung behandelt. Christoph Scherrer 
diskutiert den Konfrontationskurs Trumps 
mit China, nachdem Obamas Strategie der 
Transpazifischen Partnerschaft (TPP) zur 
Öffnung des chinesischen Marktes nicht 
aufging. Das harte Vorgehen der USA, so 
Scherrer, soll sicherstellen, dass Trumps 
Basis die neu ausgehandelten Verträge 
akzeptiert, auch wenn diese sich inhaltlich 
wenig vom TPP-Vertrag unterscheiden. 
Hans-Jürgen Bieling geht hingegen der stra- 
tegischen Positionierungund Rolle der Eu- 
ropäischen Union nach, die bereits in den 
2000er Jahren einen Kursschwenk von einer 
„tiefen“, umfassenden und multilateralen 
zu einer pragmatisch orientierten, eXxzessiv- 
bilateralen Liberalisierungspolitik vollzog. 
Konfrontiert mit der „Doppelkrise“ - aus 
populistischem Nationalismus und aufkom- 
mendem Protektionismus - hält sie zwar an 
diesem Kursschwenk grundsätzlich fest, so 
Bieling, löst sich aber zudem vorsichtig aus 
der Verpflichtung auf eine enge transatlan- 
tische Kooperation. Frauke Banse geht dem 
weltmarktpolitischen Kontext des Compact 
with Africa nach und zeigt, dass dieser dar- 
auf abzielt, sogenannte WTOplus-Ihemen 
zu etablieren, diein den bilateralen Freihan- 
delsabkommen mit afrikanischen Staaten 
(EPAs) bisher nicht durchsetzbar waren, 
und dass er über die bisherigen Freihan- 
delsverträge hinausgeht, wobei Deutsch- 
land in diesen Prozessen eine besondere 
Rolle zukommt. Jakob Graf widmet sich 
in seinem Artikel der ökonomischen Ent- 
wicklung des bald bevölkerungsreichsten 
Landes der Erde. Indien schien lange Zeit 
eine politisch und kulturell zwar wichtige, 
wirtschaftlich aber eine untergeordnete Be- 
deutung zuzukommen. Insbesondere seit 
den 1990er Jahren - mit Wachstumsraten 
bis über 10 Prozent - hat sich dies geändert. 


Editorial 


Doch in welche Richtung entwickelt sich 
die sogenannte „größte Demokratie der 
Welt“? Die Konturen einer genuin eigenen 
indischen Entwicklung sollen hier nachge- 
zeichnet werden, wobei deutlich wird, dass 
diese innerhalb Indiens mit einem enormen 
Konfliktpotential einhergeht. Axe/ Anlauf‘ 
nähert sich dem Thema Weltmarkt anhand 
eines nicht ersetzbaren Nährstoffs in Dün- 
gemitteln, die wiederum grundlegend für 
die weltweite Nahrungsmittelproduktion 
sind - Phosphor. Er zeigt die Veränderun- 
gen in der globalen Phosphatindustrie in 
einer longue-duree-Perspektive und geht 
besonders auf Entwicklungen seit den 
plötzlichen Preisanstiegen 2007 und 2011 
ein, wobei der Rohstoff stark konzentriert 
in China und Marokko liegt, in Ländern, 
die zunehmend eigene Interessen gegen 
die alten Zentren des Weltsystems (USA, 
Europa) durchsetzen können. Das könnte 
zukünftig neue Konflikte auf dem Welt- 
markt mit sich bringen. Kai Koddenbrock 
diskutiert diemonetäre Dependenz anhand 
der Franc-CFA-Währung, die in Europa 
außerhalb Frankreichs weitgehend unbe- 
kannt ist, jedoch an den Euro gebunden ist 
und seit 1945 von den meisten ehemaligen 
französischen Kolonien genutzt und von 
Frankreich aus reguliert wird. Der Aufsatz 
analysiert den Franc CFA als besonders re- 
striktives Währungsarrangement, das die 
Funktionsweise kapitalistischen Geldesund 
die aus ihm resultierenden Struktur mone- 
tärer Dependenz erhellen hilft. 

Peter Bescherer greift außerhalb des 
Schwerpunkts in seinem Beitrag die in 
den letzten PROKLA-Ausgaben geführte 
Debatte um Klassenpolitik und autori- 
tären Populismus auf und diskutiert die 
Bedeutung des Stadt-Land-Unterschieds 
für die Analyse des politischen Rechtsrucks 
in Deutschland. Dabei widersprichter der 
Entgegensetzung kosmopolitischer urba- 
ner und traditionalistischer ruraler Räume, 
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hält aber an der Relevanz sozialräumlicher 
Unterschiede fest. 

Simon Guntrum diskutiert in einer 
Replik den Text Die Zukunft der europä- 
ischen Wirtschaftsintegration von Etienne 
Schneider und Felix Syrovatka aus PRO- 
KLA 189 und argumentiert, dass eine 
Fokussierung auf das deutsch-französische 
Verhältnis den Blick auf ein erweitertes 
Feld zwischenstaatlicher Kräfteverhält- 
nisse verstellt, namentlich die Formierung 
der sogenannten Hanseatischen Liga. Von 
Alex Demirovid dokumentieren wir zum 
Abschluss unserer Würdigung von Elmar 
Altvater einen Beitrag, der Mitte Dezember 
2018 auf dem Symposion Der Springpunkt 
der Politischen Ökonomie: Das Kapital gegen 
Arbeit und Natur vorgetragen wurde. Elmar 
Altvaters Suche nach der Erneuerunglinker 
Politik, so Demirovie, war immer auch mit 
der Frage verbunden, den Staat des Kapitals, 
sowie die je konkreten Bedingungen von 
linker Politik und den Klassenkämpfen zu 
verstehen. Am 1. Mai 2018 verstarb Elmar 
Altvater. Wie relevant und aktuell seine Ar- 
beit war und ist, haben wir in den letzten 
PROKLA-Ausgaben anhand unterschiedli- 
cher thematischer Schwerpunkte diskutiert 
- diese Beiträge und alle Beiträge von Altva- 
ter, die er (zum Teil mit anderen zusammen) 
inder PROKLA veröffentlichte, finden sich 
unter wwuw.altvater.prokla.de. 

Samuel Decker und Jakob Graf 
(für die Redaktion) 


+++ 


Als Gastredakteur hat Samuel Decker am 
Schwerpunkt dieses Heftes mitgewirkt. Die 
PROKLA-Redaktion dankt ihm ganz herz- 


lich für seine Ideen und sein Engagement. 
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PROKLA 195: Umkämpfte Arbeit - reloaded (Heft 2, Juni 2019) 


Im Frühjahr 2008 ging die PROKLA unter dem Titel Umkämpfte Arbeit mit 
Heft 150 neueren Entwicklungen, Widersprüchen und Auseinandersetzungen 
in Betrieben und auf Arbeitsmärkten nach. Seither hat es dramatische wirtschaft- 
liche, gesellschaftliche und politische Veränderungen gegeben: globale Finanz- 
und Wirtschaftskrise ab 2007, Austeritätspolitik, Aufstieg rechter Bewegungen 
und Parteien. Gleichzeitig zeichnet sich mit der zunehmenden Digitalisierung 
eine Transformation der Arbeitsorganisation ab. Aber es gab in neuerer Zeit 
auch Entwicklungen, die in eine andere Richtung als die einer zunehmenden 
Verschlechterung der Position der Lohnabhängigen weisen: Mindestlohn, unge- 
wöhnlich viele Arbeitskämpfe in 2015, nicht nur Warnstreiks in der Metall- und 
Elektroindustrie und bei der Post AG, sondern auch von Frauen in Sozial- und 
Erziehungsdiensten. Das Hefte „Kämpfe um Arbeit“ wird zentrale Konflikte um 
Arbeit in den Gesellschaften des globalen Nordens und darüber hinaus identifizie- 
ren, diese Konflikte in ihrer Bedeutung für eine Transformation des Kapitalismus, 
derbestehenden Geschlechterarrangements und der Naturverhältnisse analysie- 
ren und untersuchen, wie die Kimpfe um Arbeit gewerkschaftliche Politik und 
Machtressourcen tangieren und welche Herausforderungen für Gewerkschaften 


aus ihnen resultieren. 


Thomas Sablowski 


Weltmarkt, Nationalstaat und ungleiche Entwicklung 
Zur Analyse der Internationalisierung des Kapitals (Teil 1) 


Warum heute ein Text, der alte Debatten über die Internationalisierung des Ka- 
pitals referiert?! Die internationale Arbeitsteilungund die ungleiche Entwicklung 
sind gewissermaßen die Achillesferse jeder emanzipatorischen Politik. Versuche, 
eine alternative Wirtschafts- und Sozialpolitik im Interesse der Lohnabhängigen 
umzusetzen, den Neoliberalismus oder gar den Kapitalismus zu überwinden, 
scheiterten allzu häufigan den Restriktionen, die sich aus der Abhängigkeit vom 
Weltmarkt ergeben. 

Welche Spielräume für nationale Politik unter den Bedingungen der Glo- 
balisierung der kapitalistischen Verhältnisse bestehen, ist innerhalb der Linken 
umstritten. Ein Teil der Linken geht von einem weitgehenden Bedeutungsverlust 
des Nationalstaats aus, zugespitzt etwa in der Vorstellung eines globalen Ermpire 
von Michael Hardt und Antonio Negri (2000) oder des globalen Kapitalismusvon 
William Robinson (2004). Solche Sichtweisen führen schnell zu der Auffassung, 
dass emanzipatorische Politik im nationalen Rahmen nichts mehr ausrichten kann. 

Der Verweis auf die immer tiefere internationale Arbeitsteilung kann zur 
Rechtfertigung der eigenen Ohnmacht werden. Ungewollt können Linke in das 
Fahrwasser der Konservativen geraten, die, wenn es etwa um die Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer und ähnliche Maßnahmen geht, argumentieren, 
das seiim nationalen Alleingang nicht machbar, sondern allenfalls aufder Ebene 
der EU oder gar nur global. 

Die Hoffnung aufeine internationale Organisierung der Subalternen und auf 
einen europaweiten oder gar weltweiten Aufstand und die Hoffnung auf einen 
Politikwechsel im nationalen Rahmen können sich als gleichermaßen trügerisch 
erweisen: Erstere stellt die ungleiche Entwicklung, die Unterschiedlichkeit der 
politischen Bedingungen in den verschiedenen Staaten nicht ausreichend in 
Rechnung, Letztere bleibt illusionär, wenn sie gleichsam von einer geschlossenen 


1 Fürhilfreiche Hinweise und Kritik danke ich Samuel Decker, Jakob Graf, Etienne Schnei- 
der, Ingo Stützle und Markus Wissen. 
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Volkswirtschaft ausgeht und sich nicht dem Problem der außenwirtschaftspoli- 
tischen Absicherung linker Politik stellt. 

Die Kette von Niederlagen, die wir erlebt haben, die Grenzen, an die etwa 
auf je verschiedene Weise die Occupy-Bewegung und das Blockupy-Bündnis, 
der „arabische Frühling‘, die lateinamerikanischen Linksregierungen und die 
Syriza-Regierunggestoßen sind, verweisen aufdiese Probleme. Sie zwingen dazu, 
das Verhältnisvon Weltmarkt und Nationalstaat, die Fragen der internationalen 
Arbeitsteilung, der ungleichen Entwicklung und des Imperialismus unter stra- 
tegischen Gesichtspunkten neu zu durchdenken. 

Die Niederlagen der emanzipatorischen Bewegungen in den vergangenen 
Jahren haben den Boden für den erneuten Aufstieg von nationalkonservativen 
und autoritär-populistischen bis hin zu faschistischen Kräften bereitet. In einer 
Reihe von Ländern sind diese Kräfte bereits an der Regierung. Ihre Politik wirft 
weitere Fragen auf: Gelangen das Regime des multilateralen Neoliberalismus und 
mit ihm die ständige Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung vorläufigan 
ein Ende? Oder erweist sich die Politik von Trump & Co. nur als ein vorüberge- 
hendes retardierendes Moment in der neoliberalen Globalisierung? Wie ist das 
Verhältnis von Kontinuität und Bruch, das Verhältnis von Protektionismus und 
Liberalisierungspolitik infolge der jüngsten globalen Finanz- und Wirtschaftskri- 
se zu bestimmen? Ist Trumps Politik des „America first“ geeignet, die dominante 
Position der USA gegenüber China und anderen Konkurrenten zu verteidigen, 
oder verweist sie nur darauf, dass die US-Hegemonie nun endgültigzu Ende geht? 

Alldie genannten Fragen erfordern konkrete Analysen. Um die kann es hier 
allerdings nicht gehen. Mich beschäftigt hier cher die Frage, inwieweit wir über- 
haupt theoretisch gerüstet sind, diese Probleme zu analysieren. Dabei stößt man 
schnell darauf, dass es im Grunde keine zufriedenstellende kritische Theorie 
der Internationalisierung des Kapitals, des Verhältnisses von Weltmarkt und 
Nationalstaat und der ungleichen Entwicklung gibt - und dies trotz einer mehr 
als 150-jährigen Geschichte der relevanten Theoriebildung. Wir haben es cher 
mit relativ disparat nebeneinander stehenden „Iheoriebausteinen“ zu tun - von 
der marxschen Kritik der politischen Ökonomie über die klassischen Imperia- 
lismustheorien, die Dependenz- und Weltsystemtheorien, die deutschen und 
französischen Diskussionen über den Weltmarkt und die Internationalisierung 
des Kapitals in den 1970er und 1980er Jahren bis hin zu den Diskussionen über 
die Globalisierung und den „neuen“ Imperialismus seit den 1990er Jahren. Im- 
merhin muss die Iheoriebildung in diesem Bereich nicht bei null beginnen. 
Notwendigist jedoch eine kritische Bestandsaufnahme der bereits existierenden 
Arbeiten. Dazu soll dieser Text beitragen. 

Dabei sind einige Einschränkungen notwendig. Erstens beschränke ich mich 
hier weitgehend auf die marxistische Theoriediskussion. Weder die Empirie der 
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Weltmarktentwicklung noch die Beiträge anderer Theorierichtungen sind Ge- 
genstand dieses Textes. Das heißt nicht, dass sie nicht interessant wären. Aber 
nach meiner Auffassung sollten Analysen der Internationalisierung des Kapitals 
in emanzipatorischer Absicht auf der marxschen Theorie und der nachfolgenden 
marxistischen Theoriebildung aufbauen. Theoretische Beiträge aus anderen Rich- 
tungen betrachte ich eher als Rohmaterial, das mit marxistischen Begriffen verar- 
beitet werden muss. Zweitens widme ich hier älteren Diskussionen mehr Raum, 
während die jüngeren Diskussionen über die Globalisierung und den „neuen“ 
Imperialismus nur schr selektiv berücksichtigt werden. Meiner Ansicht nach ist das 
dadurch gerechtfertigt, dass in den früheren Diskussionen dic hier interessierenden 
theoretischen Fragen oft weitaus systematischer behandelt wurden und dass vor 
allem systematischer versucht wurde, an die marxsche Theorie anzuschließen. Mir 
geht es hier darum, verschiedene frühere Diskussionen wieder zu vergegenwärtigen 
und zusammenzuführen und so einen neuen Zugang zu ihnen zu schaffen. Dabei 
ist es trotz der Länge dieses Textes unvermeidlich, dass vieles verkürzt erscheint 
und dass viele Thesen apodiktisch wirken. Mir scheint dieses Verfahren dadurch 
gerechtfertigt, dass viele der früheren Beiträge zu diesen Themen heute kaum noch 
geläufig sind. Eine Linke, der die eigene Iheorietradition nicht geläufig ist, wird 
aber kaum eine gemeinsame Sprache und Weltauffassung entwickeln können und 
insofern auch nicht politisch wirksam werden können. 

Ich behandle zunächst kurz die Stellung des Weltmarkts in der marxschen 
Kritik der politischen Ökonomie (1), dann die klassischen Imperialismustheorien 
(2) und die Dependenztheorien und Analysen des Weltsystems (3). In einem 
zweiten Teil des Beitrags, der in der nächsten Ausgabe erscheint, diskutiere ich 
die westdeutsche Weltmarktdiskussion der 1970er und 1980er Jahre (4), die fran- 
zösische Diskussion der 1970er Jahre über die Internationalisierungdes Kapitals 
und hier insbesondere den Beitrag von Christian Palloix (5) und schließlich die 
Diskussion über die Inter- und Transnationalisierungder Klassenverhältnisse und 
des Staates (6). Dabei kann ich jeweils nur einige wenige ausgewählte Aspekte 
beleuchten, um zu verdeutlichen, wo aus meiner Sicht Unzulänglichkeiten liegen 
und was möglicherweise weiterführend ist. 


1. Weltmarkt und Nationalstaaten bei Marx 


In seinem Hauptwerk Das Kapitalführt Marx den Begriff des Kapitals ein, indem 
er dieses als einen Prozess der „Verwertung des Werts“ bezeichnet, als Bewegung 
des Kaufens, um zu verkaufen, um aus Geld mehr Geld zu machen, eine „rastlose 
Bewegung des Gewinnens‘, ein Prozess, der sowohl „endlos“ als auch „maßlos“ ist 


(MEW 23: 165-168). Angesichts dieser expansiven Tendenz des Kapitals leuchtet 
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es unmittelbar ein, wenn Marx in den Grundrissen schreibt: „Die Tendenz, den 
Weltmarkt zu schaffen, ist unmittelbar im Begriff des Kapitals selbst gegeben. 
Jede Grenze erscheint als zu überwindende Schranke“ (MEW 42: 321). 

Andererseits steht dieser Tendenz die Tatsache gegenüber, dass es nach wie 
vor nationale Grenzen gibt. Dementsprechend spricht Marx auch nie von einer 
kapitalistischen Weltgesellschaft, sondern geht stets von einer Pluralität von 
unterschiedlichen „Gesellschaften, in welchen kapitalistische Produktionsweise 
herrscht“, aus (MEW 23: 49). Synonym ist auch von Staaten oder Nationen 
die Rede. Es ist daher kein Zufall, dass Marx die Darstellung des Weltmarkts 
ursprünglich am Schluss seiner Kritik der politischen Ökonomie geplant hatte, 
nach der Darstellung des Staates und des Außenhandels (vgl. MEW 42: 42, 154; 
MEW 13:7). Marx geht in seiner Darstellung vom Abstrakten zum Konkreten 
und vom Einfachen zum Komplexen über. Dabei abstrahiert er zunächst von 
Voraussetzungen der kapitalistischen Produktion, um diese schrittweise in seiner 
Darstellung zu berücksichtigen und selbst zum Gegenstand zu machen. Der 
Weltmarkt als Gesamtzusammenhangaller „Gesellschaften, in welchen kapitalis- 
tische Produktionsweise herrscht“; mit deren verwickelten Beziehungen, der laut 
Marx die „Voraussetzung des Ganzen und seinen Träger“ (MEW 42: 154) bildet, 
musste notwendigerweise am Ende der Darstellung stehen. Dass die Darstellung 
des Weltmarkts am Ende der Kritik der politischen Ökonomie geplant war, hat 
nicht nur methodische, sondern auch substanzielle theoretische Gründe. Denn 
während der Weltmarkt einerseits Resultat der expansiven und vereinheitli- 
chenden Tendenzen der kapitalistischen Produktion ist, ist er andererseits kein 
einheitlicher, homogener Raum, sondern setzt sich eben aus einer Vielzahl von 
unterschiedlichen Gesellschaften bzw. Staaten zusammen. Von deren Existenz 
kann bei der Darstellung des Weltmarktes nicht abstrahiert werden. Es ist daher 
logisch zwingend, dass die Darstellung des Staates und der Beziehungen der 
Staaten zueinander der Darstellung des Weltmarktes als Zusammenfassung der 
Totalität der kapitalistischen Verhältnisse aller Staaten vorausgeht. 

Bekanntlich konnte Marx seinen „Sechs-Bücher-Plan“ (MEW 29: 312) nicht 
umsetzen. Später fasste er den Plan für die Darstellung in Das Kapital enger, 
integrierte aber andererseits zunehmend Elemente, die nach dem ursprünglichen 
Plan an späterer Stelle hätten platziert werden müssen. Offenbar wollte Marx, 
alser 1864/65 das Hauptmanuskript zum dritten Band des Kapital verfasste, die 
Darstellung des Weltmarktes aus dem Kapital ausklammern (MEW 25: 839). 
Gleichwohl gibt es im Kapitalauch für eine Theorie des Weltmarktes theoretisch 
relevante Passagen, etwa das 20. Kapitel des ersten Bandes zur „nationalen Ver- 
schiedenheit der Arbeitslöhne“. 

Die Existenz der verschiedenen Gesellschaftsformationen bzw. Nationalstaa- 
ten einerseits und die Bildung des Weltmarktes andererseits implizieren, dass die 
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Gesetze der Kapitalakkumulation gleichsam zweistufiggedacht werden müssen. 
Der Wert der Ware Arbeitskraft unterscheidet sich etwa von Land zu Land und 
wird unter anderem durch die „Kulturstufe eines Landes“ bestimmt, enthält also 
„ein historisches und moralisches Element“ (MEW 23: 184f.). Es gibt demnach 
keinen globalen Wert der Arbeitskraft, sondern der Wert der Ware Arbeitskraft 
hängt von der Kapitalakkumulation und den Klassenkämpfen in der jeweiligen 
Gesellschaft ab. Die Prozesse der Wertbildung, die Bestimmungen von gesell- 
schaftlich durchschnittlich notwendiger Arbeitszeit, die Zusammenfassung der 
Einzelkapitale zum gesellschaftlichen Gesamtkapital, die Ausgleichstendenzen, 
die zur Bildung einer Durchschnittsprofitrate und der Produktionspreise füh- 
ren - sie alle artikulieren sich zunächst im Rahmen der jeweiligen konkreten 
Gesellschaftsformationen bzw. Nationalstaaten und konstituieren diese. 

Der Weltmarkt wird gebildet durch die Internationalisierung des Kapitals, 
die aber die nationalen Grenzen nicht aufhebt. Die Durchsetzung der Gesetze 
der Kapitalakkumulation innerhalb eines Staates unterscheidet sich daher von 
derjenigen im Weltmarktzusammenhang, Dies wird unter anderem im 20. Kapitel 
des ersten Bandes des Kapital deutlich, wo Marx von einer Modifikation des 
Wertgesetzes aufdem Weltmarkt spricht (MEW Bd. 23: 583f.). Nach Marx‘ Aus- 
führungen bilden sich zunächst innerhalb einer jeden Nation durchschnittliche 
Bedingungen der Produktion und des Austauschs heraus: eine durchschnittliche 
Arbeitsintensität und Arbeitsproduktivität, die dafür bestimmend sind, was 
innerhalb des nationalen Marktes als gesellschaftlich notwendige Arbeit, als 
Wert gilt. Aufdem Weltmarkt tauschen sich die Produkte der Nationen gemäß 
ihren jeweiligen durchschnittlichen Produktionsbedingungen gegeneinander aus. 
Dabei ist die Nation mit der niedrigeren durchschnittlichen Arbeitsproduktivität 
und Arbeitsintensität im internationalen Austausch gezwungen, relativ mehr 
Arbeit aufzuwenden, als die Nation mit der höheren Arbeitsproduktivität und 
Arbeitsintensität. Anders gesagt: Wenn die Währungen zweier Nationen, deren 
Arbeit in unterschiedlichem Maße wertbildend ist, sich im Inland jeweils gegen 
die gleiche Menge einer Ware austauschen, also den gleichen Wert repräsentieren, 
die gleiche Kaufkraft haben, so gilt dies im internationalen Austausch nicht. Hier 
muss die Nation, deren Arbeit in geringerem Maße wertbildend ist, einen höheren 
Betragihrer nationalen Währungaufwenden als die Nation mit der in höherem 
Maße wertbildenden Arbeit, um die gleiche Menge an Devisen zu erwerben. 


2. Die klassischen Imperialismustheorien 


In den ersten beiden Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts entstanden vor dem Hin- 
tergrund der zunehmenden Konzentration und Zentralisation des Kapitals, der 
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Bildung von Kartellen und Trusts, des Wettlaufs der imperialistischen Mächte 
um die Aufteilung der Welt in Kolonien und schließlich des Ersten Weltkriegs 
die klassischen Imperialismustheorien von Karl Kautsky, John Hobson, Rudolf 
Hilferding, Rosa Luxemburg, Nikolai Bucharin und Wladimir I. Lenin. Obwohl 
es zwischen diesen zahlreiche Differenzen gibt, kann die gemeinsame Problematik 
der klassischen Imperialismustheorien folgendermaßen umrissen werden: 

1. Die klassischen Imperialismustheorien zielen darauf, den Kolonialismus, die 
Konflikte um Einflusszonen, den Militarismus und schließlich die Kriegspolitik 
der kapitalistischen Staaten als notwendige Konsequenz der Expansionstendenz 
des Kapitals zu erklären?. Die Notwendigkeit der räumlichen Expansion wird 
aber nicht wie bei Marx aus der Maßlosigkeit der Kapitalverwertung als solcher 
abgeleitet, sondern vorwiegend aus den Grenzen der Kapitalverwertung, ausden 
Krisentendenzen, die dem Kapital innewohnen. 

2. Während der Gegenstand der marxschen Kritik der politischen Ökonomie 
die Darstellung der kapitalistischen Produktionsweise in ihrem „idealen Durch- 
schnitt“ (MEW 25: 839) ist, thematisieren die klassischen Imperialismustheorien 
historische Veränderungen innerhalb der kapitalistischen Entwicklung und wer- 
fen damit das Problem ihrer Periodisierung auf. Die Veränderungen werden vor 
allem an der zunehmenden Konzentration und Zentralisation des Kapitals und 
der Herausbildung von Monopolen festgemacht. Der Imperialismus wird dabei 
- insbesondere in der historisch besonders wirkmächtigen Imperialismus-Schrift 
Lenins (LW 22: 189-309) - nicht als Begleiterscheinung des Kapitalismus in seiner 
gesamten Geschichte, sondern als besonderes — höchstes und letztes - Stadium 
der kapitalistischen Entwicklung begriffen. Die Begriffe Imperialismus und Mo- 
nopolkapitalismus werden schließlich zu Synonymen. 

3. Während die klassische bürgerliche Außenhandelstheorie ausschließlich 
aufden internationalen Warenhandel abstellt und ihre Apologie des Freihandels 
unter der Annahme entwickelt, dass das Kapital international nicht mobil ist, 
betonen die klassischen Imperialismustheorien die Bedeutung des Kapitalexports. 
Dabeigibt eszweiunterschiedliche Erklärungen für die Kapitalexporte: Einerseits 
gehen Hilferding (1910/1968) und Bucharin (1926) auf der Basis der marxschen 
Theorie davon aus, dass das Kapital allgemein tendenziell jeweils dorthin Nießt, 
wo eine maximale Verwertung, eine maximale Profitabilität erreicht werden kann. 
Der Kapitalexport ist dann Profitratendifferenzen zwischen den Ländern und 


2 Ob der Imperialismus notwendig zum Krieg führen muss, war allerdings umstritten. 
Kautsky (1914) war im Unterschied zu Luxemburg, Bucharin oder Lenin der Meinung, 
dass es nicht ausgeschlossen ist, dass die imperialistischen Mächte ihre Expansionsziele 
gemeinschaftlich in einer Form des „Ultraimperialismus“ realisieren, ohne gegeneinander 
Krieg zu führen. 
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dem Streben nach einer höheren Verwertung geschuldet. Andererseits ist es aus 
der Sicht der klassischen Imperialismustheorien das überschüssige Kapital, das in 
einem Land nicht mehr profitabel angelegt werden kann, das exportiert wird. 
Neben dem krisenbedingten Mangel an Verwertungsmöglichkeiten ist es die 
Monopolisierung, die in den klassischen Imperialismustheorien zur Erklärungdes 
Kapitalexports herangezogen wird: Die Monopolisierung in einem Lande führt 
demnach dazu, dass die Investitionen dort eingeschränkt werden undgleichzeitig 
für größere Profitmassen nach neuen Anlagemöglichkeiten gesucht werden muss. 
Diese Punkte will ich im Folgenden etwas ausführen und problematisieren, auch 
wenn die klassischen Imperialismustheorien hier nicht umfassend gewürdigt 
werden können. 


Rosa Luxemburgs Akkumulationstheorie und ihre Kritik 


In Rosa Luxemburgs Buch Die Akkumulation des Kapitals (1913/1985) erscheint 
es so, als könne sich der Kapitalismus letztlich nur auf globaler Ebene und nicht 
in einzelnen kapitalistischen Gesellschaftsformationen reproduzieren. Sie ver- 
suchte in einer kritischen Auseinandersetzung mit den Reproduktionsschemata 
im zweiten Band des Kapitals zu zeigen, dass der Austausch zwischen Kapitalisten 
sowie zwischen Kapitalisten und Lohnarbeitern alleine keine Realisierung des 
produzierten Mehrwerts erlaubt. Die Realisierung sei nur möglich, indem eine 
dritte Personengruppe in den Austausch einbezogen werde; die kapitalistische 
Produktion sei aufeine nichtkapitalistische Umgebungangewiesen. Letztere kann 
zwar auch Bereiche innerhalb einer Gesellschaft umfassen, in der die kapitalistische 
Produktionsweise bereits dominiert, doch in dem Maße, wie die betreffende Ge- 
sellschaft kapitalistisch durchdrungen und die untergeordneten Produktionsweisen 
und -formen in einer Gesellschaft zerstört werden, gerät auch hier die kapitalisti- 
sche Produktion an Grenzen. Daher ist letztlich die äußere „Landnahme“ für die 
kapitalistische Reproduktion notwendig. Dementsprechend schreibt Luxemburg: 
„Der Imperialismus ist der politische Ausdruck des Prozesses der Kapitalakku- 
mulation in ihrem Konkurrenzkampf um die Reste des noch nicht mit Beschlag 
belegten nichtkapitalistischen Weltmilieus“ (Luxemburg 1913/1985: 391). Das 
Verhältnis zwischen der kapitalistischen Weltwirtschaft und den Nationalstaaten 
beschrieb Luxemburg als Widerspruch zwischen einer zunehmend einheitlichen 
ökonomischen Basis und einem spaltenden politischen Überbau (ebd.: 562). 
Das Bild einer zunehmend einheitlichen kapitalistischen Weltwirtschaft legt 
die strategische Schlussfolgerung nahe, dass nationale Souveränität problematisch 
wird, dass die Forderung nach nationaler Selbstbestimmung anachronistisch 
ist und dass der Sozialismus nur als Resultat einer weltweiten Transformation 
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denkbar ist. Rosa Luxemburg zog diese strategische Schlussfolgerung in ihrer 
Kritik an der Forderung nach nationaler Selbstbestimmung, Sie lehnte sowohl die 
Bewegung, die für die Unabhängigkeit Polens vom zaristischen Russland kämpfte, 
als auch die Forderung nach einem föderalen Staatsaufbau ab. Im Föderalismus 
sah sie ein Überbleibsel feudaler Kleinstaaterei und ein Einfallstor für reaktionäre 
Kräfte. Selbst Forderungen nach regionaler Autonomie hielt Luxemburg nur in 
den Gebieten für berechtigt, die von einigermaßen homogenen Bevölkerungs- 
gruppen bewohnt wurden. So wollte sie den Polen Autonomie zugestehen, nicht 
aber den Litauern. Aus Luxemburgs Sicht lenkten die nationalen Autonomie- und 
Unabhängigkeitsbewegungen lediglich von dem internationalen Klassenkampf 
ab (vgl. Luxemburg 2012). 

Luxemburgs Akkumulationstheorie wurde vielfach kritisiert (vgl. Bauer 
1912/13; Bucharin 1926; Sweezy 1970: 241ff.). Die m.E. triftigen Kritiken laufen 
darauf hinaus, dass Luxemburgs Interpretation der marxschen Reproduktions- 
schemata irreführend ist und dass eine erweiterte Reproduktion des Kapitals schr 
wohl auch ohne dritte Personengruppen und nichtkapitalistische Milieus denkbar 
ist. Luxemburg unterschätzt die Möglichkeiten des Wachstums der Löhne, die 
Bedeutung des Austauschs der Kapitalisten untereinander bei der Produktion 
von Produktionsmitteln und die Bedeutung des Kredits für die Vorabvalidierung 
der gesellschaftlichen Arbeit’. Die äußere oder innere „Landnahme“ findet zwar 
real statt und ist Teil entsprechender Akkumulationsstrategien, doch sie ist nicht 
die einzig mögliche Form der erweiterten Reproduktion des Kapitals. Bucharin 
argumentiert beispielsweise zu Recht, dass die Reallöhne der Lohnabhängigen 
durchaus entsprechend den Anforderungen der erweiterten Reproduktion des 
Kapitals steigen können (Bucharin 1926: 59, 64). Die von Bucharin nur grob 
skizzierten Sachverhalte in Bezug auf die mögliche parallele Entwicklung der 
Produktionsmittel- und der Konsumgüterproduktion, die Kopplung von Pro- 
duktivitäts- und Lohnzuwächsen, von Massenproduktion und Massenkonsum 
wurden später insbesondere im Rahmen der Regulationstheorie und ihrer Ana- 
lyse des Fordismus konkreter beleuchtet (vgl. Aglietta 1979). 


Überakkumulation oder Profitratendifferenzen als Ursachen 
des Kapitalexports? 


Auch wenn man im Unterschied zu Luxemburg davon ausgeht, dass eine erwei- 
terte Reproduktion innerhalb einer kapitalistischen Gesellschaft möglich und 
nicht aufein nichtkapitalistisches „Außen“ bzw. aufeine „dritte“ Personengruppe 


3 Für Versuche, Luxemburg gegen die Kritiken zu verteidigen und ihre Theorie zu aktua- 


lisieren siehe Bellofiore 2009; Schmidt 2013; Dellheim/ Wolf 2016. 
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jenseits von Kapitalisten und Arbeiterklasse angewiesen ist, bleibt die Frage, 
warum Kapitalexporte stattfinden. Bei Hilferding und bei Bucharin finden sich 
die beiden oben genannten Erklärungen für die Kapitalexporte. Unter Kapital- 
export versteht Hilferding „die Ausfuhr von Wert, die bestimmt ist, im Ausland 
Mehrwert zu hecken“, wobei dieser „zur Verfügung des inländischen Kapitals 
bleibt“ (Hilferding 1910/1968: 426). Kapitalexport findet laut Hilferding nur 
statt, wenn die Profitraten in den Ländern verschieden sind, wenn also durch 
den Kapitalexport die Profitrate erhöht werden kann. Je fortgeschrittener die 
kapitalistische Entwicklungeines Landes, desto höher sei die organische Zusam- 
mensetzung des Kapitals und desto niedriger sei auch die allgemeine Profitrate. 
Zudem sei die Zinsrate in Ländern mit geringerer kapitalistischer Entwicklung 
und mangelnder Organisation des Kreditwesens höher als in den entwickelten 
kapitalistischen Staaten, was ein Anreiz für den Export von Leihkapital sei. Die 
Unternehmergewinne seien in den weniger entwickelten Staaten ebenfalls höher, 
weil die Arbeitskraft billiger sei oder ihre geringere Qualität durch überlange 
Arbeitszeiten ausgeglichen werde. Es sei dort auch mehr freies Land vorhanden, 
sodass die Bodenpreise niedriger und daher die Produktionskosten geringer seien 
(ebd.: 426f.). Wenn die vom Kapital des höher entwickelten Landes erzeugten 
Waren im geringer entwickelten Land abgesetzt werden, konkurrieren sie dort mit 
handwerklich hergestellten Produkten, d.h. mit Produkten, die mit niedrigerer 
Arbeitsproduktivität hergestellt wurden und daher teurer sind. Das Kapital des 
höher entwickelten Landes kann also die Preise im weniger entwickelten Land 
unterbieten und zugleich Extraprofite erzielen, weil es die eigenen Waren teurer 
verkaufen kann, alsesim Ursprungsland möglich wäre (ebd.: 427). Der Kolonia- 
lismus verstärkt den Effekt dieses Entwicklungsgefälles, indem der Staat politisch 
dafür sorgt, dass die Arbeitskräfte und Rohstoffe der Kolonien dem Kapital des 
Mutterlandes besonders billig zur Verfügung stehen (ebd.: 447). 

Hilferding erklärt die Kapitalexporte jedoch nicht nur durch die Profitra- 
tendifferenzen bzw. das Streben nach Extraprofiten, sondern auch durch die 
Überakkumulation von Kapital. Diese werde durch die Kartellierung verstärkt: 
„So wächst einerseits rapid die Masse des zur Akkumulation bestimmten Ka- 
pitals, während sich andererseits seine Anlagemöglichkeit kontrahiert. Dieser 
Widerspruch verlangt seine Lösung und findet sie im Kapitalexport“ (ebd.: 321). 

In seinem Buch Imperialismus und Weltwirtschaft führt Bucharin den Kapi- 
talexport ebenfalls auf die Überproduktion von Waren bzw. von Kapital zurück 
(Bucharin 1915/1969: 114). In seiner Kritik an Rosa Luxemburgkommt er jedoch 
ähnlich wie Hilferding noch zu einer anderen Erklärung der Kapitalexporte: 
„Was aber ist nun die wirkliche Ursache kapitalistischer Expansion? Erstens 
liegt sie in den Schwierigkeiten, die sich, wenn auch nicht aus einer absoluten 
und dauernden Überproduktion, so doch aus den Krisen samt allen ihren Folgen 
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ergeben. Zweitens (was unvergleichlich wichtiger, weil es sich um einen ständig 
wirkenden Faktor handelt) beruht sie in der Möglichkeit, von außen her einen 
größeren Profit zu erhalten“ (Bucharin 1926: 96, Herv. i. O.). 

Die Argumentation, dass der Kapitalexport durch mangelnde profitable An- 
lagemöglichkeiten im Inland verursacht sei, wurde auch von Lenin aufgegriffen. 
Lenin schreibt: „Die Notwendigkeit der Kapitalausfuhr wird dadurch geschaf- 
fen, daß in einigen Ländern der Kapitalismus ‚überreif‘ geworden ist und dem 
Kapital (unter der Voraussetzung der Unentwickeltheit der Landwirtschaft und 
der Armut der Massen) ein Spielraum für ‚rentable‘ Betätigung fehlt“ (LW 22: 
245). Dies klingt so, als sei der Mangel an Verwertungsmöglichkeiten in den 
„überreifen“ Ländern ein permanentes Problem. Dies widerspricht allerdings 
der marxschen Krisentheorie, die ja davon ausgeht, dass Krisen eine kathartische 
Wirkung haben und dass das Problem der Überakkumulation temporär durch 
die Entwertung von Kapital gelöst wird. Demnach gibt es keine permanente 
Krise (vgl. Milios/Sotiropoulos 2009: 26). 

Die Erklärungen der Kapitalexporte durch die Überakkumulation in den 
kapitalistisch höher entwickelten Ländern und durch die höheren Profitraten 
in den kapitalistisch geringer entwickelten Ländern schließen sich zwar nicht 
direkt aus, aber die Erklärung durch die Profitratendifferenzen ist allgemeiner, da 
Profitratendifferenzen nicht nur von den Krisenzyklen abhängen, sondern perma- 
nent wirksam sind. Sie beziehen sich auf das gesamte Kapital und nicht nur auf 
überschüssiges Kapital, dem es an Verwertungsmöglichkeiten im Inland mangelt. 

Eine ganz andere Frage ist, ob Kapitalexporte notwendige Grundlage impe- 
rialer Macht sind. Hier muss zwischen verschiedenen Formen und Ursachen 
von internationalen Kapitalflüssen differenziert werden. Die imperialistischen 
Zentren sind die Heimatländer der meisten transnationalen Konzerne, Sitz ihrer 
Konzernzentralen und Stammwerke. Als solche sind sie Ausgangspunkte der 
Internationalisierung der Produktion, der nach außen gerichteten Direktinves- 
titionen und auch allgemein Kapitalexporteure. Allerdings ziehen gerade die 
hegemonialen Staaten, die aktuell an der Spitze der hierarchischen internati- 
onalen Arbeitsteilung stehen oder früher dort standen, auch in hohem Maße 
ausländisches Kapital an, weil sie selbst attraktive Märkte sind und vor allem über 
besonders liquide Kapitalmärkte und vergleichsweise sichere Kapitalanlagemög- 
lichkeiten verfügen. Zudem kann das Land, das über die Währung verfügt, die 
als Weltgeld benutzt wird, sich in eigener Währung international verschulden. 
Aus diesem Grund sind die USA seit vielen Jahren, obwohl sie auch in hohem 
Maße Kapital exportieren, Nettokapitalimporteur (vgl. Panitch/Konings 2008). 
Dies sind Zusammenhänge, die die klassischen Imperialismustheorien nicht 


berücksichtigt haben. 
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Aufhebung der Konkurrenz durch das Monopolkapital? 
Der Imperialismus als sterbender Kapitalismus? 


Es ist ein Verdienst der klassischen Imperialismustheorien, dass sie die histori- 
schen und geografischen Veränderungen des Kapitalismus thematisieren und 
versuchen, auf der marxschen Theorie der kapitalistischen Produktionsweise 
aufbauend über diese hinauszugehen. Die Art und Weise, wie die klassischen 
Imperialismustheorien dies tun, ist jedoch durchaus problematisch. Wie gesagt 
spielen die zunehmende Konzentration und Zentralisation, die Monopolisierung 
des Kapitals hier die zentrale Rolle. Dabei erscheint es teilweise so, als wäre die 
kapitalistische Konkurrenz durch die Monopolisierunginnerhalb einzelner Staa- 
ten bereits ausgeschaltet oder als stünde sie im Begriff, völlig beseitigt zu werden. 

In seinem 1910 erschienenen Buch das Finanzkapital spielt Hilferding mit 
dem Gedanken, es könne sich ein branchenübergreifendes „Generalkartell“ 
entwickeln, das die gesamte Produktion leitet und die kapitalistischen Krisen 
beseitigt. Allerdings verwirft er diese Idee sogleich wieder: Sie müsse an dem Inte- 
ressengegensatz der Klassen scheitern. Die Anarchie der Produktion könne nicht 
graduell aufgehoben werden. Ein Umschlag von der anarchischen zur geregelten 
Produktion könne nur plötzlich stattfinden, durch die Unterstellung der gesam- 
ten Produktion unter die bewusste Kontrolle (Hilferding 1910/1968: 402£.). In 
Hilferdings Rede auf dem Parteitag der SPD 1927 verschwimmen allerdings 
die Grenzen zwischen „organisiertem Kapitalismus“, der durch die Bildung von 
Konzernen und die sukzessive Ausschaltung der freien Konkurrenz entstehe, 
und Sozialismus. Hier argumentiert Hilferding, der organisierte Kapitalismus 
bedeute „in Wirklichkeit den prinzipiellen Ersatz des kapitalistischen Prinzips 
der freien Konkurrenz durch das sozialistische Prinzip planmäßiger Produktion“ 
(Hilferding 1927: 168). Durch die zunehmende Planungder Wirtschaft würden 
sich die Einwirkungsmöglichkeiten der Gesellschaft, des Staates erhöhen. Es gelte 
lediglich, die von den Kapitalisten organisierte und geleitete Wirtschaft in eine 
durch den demokratischen Staat geleitete Wirtschaft umzuwandeln (ebd.: 168f.). 

Bei Bucharin verschmilzt das Monopolkapital mit dem Staat: „Die ‚Volkswirt- 
schaft‘ verwandelt sich in einen einzigen gewaltigen kombinierten Trust, dessen 
Teilhaber die Finanzgruppen und der Staat sind. Solche Bildungen nennen wir 
staatskapitalistische Trusts“ (Bucharin 1915/1969: 131). Auch für Lenin ist „die 
Verwandlungder Konkurrenz in das Monopol“ eine der wichtigsten, „wenn nicht 
die wichtigste“ Erscheinung in der „Ökonomik des modernen Kapitalismus“ 
(LW 22: 201f.). Der alte Kapitalismus sei Anfang des 20. Jahrhunderts durch 
einen neuen abgelöst worden, er sei zum Imperialismus geworden (ebd.: 204ff.). 
Lenin begreift den Imperialismus also als besonderes Stadium des Kapitalismus 
und identifiziert ihn mit der Herrschaft der Monopole. Die Produktion werde 
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zunehmend vergesellschaftet, die Aneignung bleibe jedoch privat (ebd.: 209). Die 
Warenproduktion herrsche noch, sei in Wirklichkeit aber bereits untergraben. 
Nicht das durch die Konkurrenz vermittelte Wirken des Wertgesetzes, sondern 
„ein bei freier Konkurrenz nicht gekanntes Herrschaftsverhältnis“ ist also für 
Lenin das wesentliche Charakteristikum des imperialistischen Kapitalismus 
(ebd.: 211). Während die Konkurrenz im Inneren der kapitalistischen Länder 
mehr und mehr ausgeschaltet wird, verschärft sie sich international: Die großen 
Monopole kämpfen um die Neuaufteilung der Welt (ebd.: 250ff.). Ähnlich wie 
Bucharin geht auch Lenin davon aus, dass sich in diesem Kampföffentliche und 
private Monopole verflechten (ebd.: 255). Im Gegensatz zu Karl Kautsky (1914) 
hältesLenin für ausgeschlossen, dass das Monopolkapital der verschiedenen Län- 
der seine Interessenkonflikte auf Dauer in einer Form des „Ultraimperialismus“ 
kollektiv mit nichtmilitärischen Mitteln regeln könnte (LW 22: 272f., 293ff.). 
Die imperialistische Rivalität musste vielmehr notwendigzum Kriegführen (ebd.: 
280). Die Monopole würden „unvermeidlich die Tendenz zur Stagnation und 
Fäulnis“ erzeugen (ebd.: 281); der Imperialismus sei „sterbender Kapitalismus“ 
(ebd.: 307). 

Spätere Äußerungen Lenins können als Kritik an (seinen eigenen) früheren 
überzogenen Vorstellungen einer Abschaffung der Konkurrenz unter dem Im- 
perialismus verstanden werden (vgl. LW 29: 150ff): „Nirgendwo in der Welt 
hat der Monopolkapitalismus ohne freie Konkurrenz in einer ganzen Reihe von 
Wirtschaftszweigen existiert und wird er je existieren“ (LW 29: 153). Tatsächlich 
kann das Monopolkapital auf werttheoretischer Grundlage sinnvoll nur als eine 
Fraktion des Kapitals begriffen werden. Das Monopolkapital zeichnetssich dann 
theoretisch dadurch aus, dass es überdurchschnittliche Profitraten realisieren 
kann‘. Wenn esaber monopolisierte Branchen mit hohen Eintrittsbarrieren und 
überdurchschnittlichen Profitraten gibt, so muss es auch nichtmonopolisierte 
Branchen mit unterdurchschnittlichen Profitraten geben. Die Existenz einer 
Fraktion des Monopolkapitals setzt also voraus, dass es auch eine Fraktion des 
nichtmonopolistischen Kapitals gibt. Vorstellungen einer kompletten Monopo- 
lisierung sind mit der marxschen Werttheorie nicht vereinbar, d.h. wir würden 
dann nicht mehr über kapitalistische Produktion im marxschen Sinne sprechen. 

Außerdem muss man hinzufügen, dass auch innerhalb der Fraktion des Mono- 
polkapitals die Konkurrenz nicht aufgehoben ist. Die monopolisierten Branchen 
werden in der Regel von Oligopolen beherrscht, d.h. von einer kleinen Gruppe 
von Unternehmen, deren Domäne zwar durch Eintrittsbarrieren geschützt sein 


4 ObdiceRealitätallerdings diesem Postulat der marxistischen Monopoltheorie entspricht, 
ist eine andere Frage. Peter Saß (1975; 1978) und Eckhard Hein (1991) haben dagegen 


sowohl theoretische als auch empirische Einwände geltend gemacht. 
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mag, zwischen denen aber nichtsdestotrotz Konkurrenz besteht. Monopole sind 
in der Regel auch nicht stabil, sondern können durch neue Entwicklungen ver- 
schiedenster Art untergraben werden (vgl. Altvater 1975). 

Die Identifikation eines besonderen Stadiums des Monopolkapitalismus 
bzw. Imperialismus ist auch aus weiteren Gründen problematisch: Erstens war 
und ist imperiale Politik, d.h. die Ausübung staatlicher Macht jenseits der na- 
tionalstaatlichen Grenzen, eine ständige Begleiterscheinung des Kapitalismus. 
Daher bietet es sich an, den Begriff des Imperialismus nicht zur Kennzeichnung 
eines besonderen Stadiums des Kapitalismus zu verwenden, sondern ihn als ein 
Merkmal des Kapitalismus in seiner gesamten Geschichte zu begreifen (vgl. 
Panitch/Gindin 2004: 20ff.). Zweitens ist fraglich, ob es sinnvoll ist, Stadien 
und Phasen des Kapitalismus primär anhand der Veränderung der Formen der 
Konkurrenz zu unterscheiden. In der marxschen Darstellungder kapitalistischen 
Produktionsweise ist die Konkurrenz lediglich die Erscheinungsform, in der die 
inneren Gesetzmäßigkeiten der Kapitalakkumulation zur Geltung kommen. 
Daher ist es cher sinnvoll, die kapitalistische Entwicklung primär anhand der 
Veränderungen der Arbeitsprozesse, der Verteilung und der Austauschprozesse 
zwischen den sozialen Klassen zu periodisieren, wie dies etwa auf der Basis des 
Regulationsansatzes versucht wurde. Das heißt nicht, dass die Veränderung der 
Formen der Konkurrenz nicht bedeutsam wäre, aber sie ist dann nachgeordnet 
(vgl. Aglietta 1979). 

Aus heutiger Sicht waren die Abgesänge auf den Kapitalismus in den klassi- 
schen Imperialismustheorien deutlich verfrüht. Mit der Ausdehnung der Massen- 
produktion und des Massenkonsums im Fordismus und mit der Globalisierung 
der kapitalistischen Verhältnisse hat der Kapitalismus noch eine große Zukunft 
vor sich gehabt, als Hilferding, Luxemburg, Bucharin und Lenin ihre Theorien 
ausarbeiteten. 


Einheitliche Weltwirtschaft oder eine imperialistische Kette ungleich 
entwickelter Gesellschaftsformationen? 


Der erste Weltkrieg führte dazu, dass die Vorstellungeiner immer stärker zusam- 
menwachsenden Weltwirtschaft, wie sie zuvor auf unterschiedliche Weise von 
Hilferding, Luxemburg und Kautsky artikuliert wurde, infrage gestellt wurde. 
Das Problem bei der Vorstellungeines globalen Kapitalismus ist, dass unbestimmt 
bleibt, wo und wie eine sozialistische Transformation beginnen kann. Es bietet 
sich an, die strategische Unbestimmtheit dieser Vorstellung mit den strategischen 
Überlegungen Lenins zu kontrastieren (vgl. Milios/Sotiropoulos 2009: 17ff.). 
Lenins Ausführungen zur Bedeutung der nationalen Frage und zur ungleichen 
Entwicklung können als eine Kritik an der Vorstellung einer einheitlichen 
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Weltwirtschaft bzw. eines globalen Kapitalismus als einer einheitlichen sozio- 
ökonomischen Struktur verstanden werden. Lenin entwickelte die Vorstellung, 
dass eine soziale Revolution das Resultat der Verdichtungaller Widersprüche und 
Konflikte in einer Gesellschaftsformation ist. Sein Plädoyer für nationale Selbst- 
bestimmung, das im Gegensatz zur Position von Rosa Luxemburg steht, ist vor 
diesem Hintergrund zu begreifen: nichtals Ausdruck des Nationalismus, sondern 
als Versuch, die stattfindenden Kämpfe um nationale Selbstbestimmung mit dem 
Kampf der Arbeiterklasse zu verknüpfen und so die Herrschaft der Bourgeoisie 
zu stürzen, ihr die Staatsmacht zu entreißen. Die Kämpfe um nationale Selbst- 
bestimmung durften aus Lenins Sicht weder ignoriert noch dem Klassenkampf 
einfach nachgeordnet werden. Vielmehr sollte sozialistische Bewegung sich die 
Energien der nationalen Befreiungskämpfe zunutze machen, um ihren Angriff 
auf die herrschenden Klassen zu verstärken. 

Der Fokus auf die konkrete Analyse der konkreten Situation in den einzel- 
nen kapitalistischen Staaten führte dazu, dass Lenin anstelle der Vorstellung 
eines globalen Kapitalismus ein anderes Bild der internationalen Verhältnisse 
entwickelte: Das Bild der immperialistischen Kette (vgl. LW 22: 255, 268). Die 
kapitalistischen Staaten können als Glieder einer Kette begriffen werden, die 
durch die Internationalisierung des Kapitals miteinander verknüpft sind, aber 
die Kettenglieder sind von unterschiedlicher Beschaffenheit. Eine Kette reißt an 
ihrem schwächsten Glied (LW 24: 522£.), und das schwächste Glied der imperi- 
alistischen Kette ist der Staat, der die meisten inneren Widersprüche und die 
stärkste Verdichtung von Konflikten aufweist. Das ist nicht notwendigerweise 
der am höchsten entwickelte kapitalistische Staat, der in der Hierarchie der in- 
ternationalen Arbeitsteilung ganz oben steht (also England im 19. Jahrhundert 
oder die USA in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts), und es ist auch nicht, 
wie man auf der Basis der Dependenztheorie vielleicht annehmen könnte, das 
am stärksten unterentwickelte Land. Eher handelt es sich um das Land, in dem 
unterschiedliche Produktionsweisen und -formen am stärksten konfligieren, in 
dem eine Vielzahl von unterschiedlichen sozialen Gruppen, Klassen und Klas- 
senfraktionen um die Verteilung des Sozialprodukts kämpfen und das kapitalis- 
tische Ausbeutungsverhältnis am stärksten durch andere Herrschaftsverhältnisse 
überdeterminiert wird (vgl. LW 23: 316; vgl. Althusser 2011: 112ff.). 

Die Glieder der imperialistischen Kette, die jeweiligen Staaten entwickeln sich 
unterschiedlich entsprechend der unterschiedlichen sozialen Verhältnisse, aus 
denen sie sich zusammensetzen. Die Vorstellung einer imperialistischen Kette ist 
eng mit dem Begriff der ungleichen (und kombinierten) Entwicklung verbunden, 
wie er von Trotzki und Lenin verwendet wurde: „Die Ungleichmäßigkeit und 
Sprunghaftigkeit in der Entwicklung einzelner Unternehmungen, einzelner 
Industriezweige und einzelner Länder ist im Kapitalismus unvermeidlich‘, stellt 
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Lenin (LW 22: 244) fest. Trotzki schreibt in seiner Geschichte der russischen 
Revolution, man müsse, um zu begreifen, warum das Proletariat zuerst in einem 
rückständigen Land die Macht erlangte, die Erklärung in der Eigenart dieses 
Landes suchen (Trotzki 1931/1973: 9). Gleichzeitig hängen die Entwicklungen 
in den einzelnen Ländern voneinander ab. So seien die rückständigen Länder 
gezwungen, den fortgeschrittenen nachzueifern, wobei esdurch den Kapitalismus 
gleichzeitig ausgeschlossen sei, dass rückständige Länder einfach die Entwick- 
lungsformen einzelner Nationen wiederholen (vgl. ebd.: 14f.). 


3. Dependenztheorien und Analysen des „Weltsystems” 


In den 1960er und 1970er Jahren kam es zu einer zweiten Welle der Entwicklung 
von Imperialismustheorien vor dem Hintergrund der gewandelten weltpoli- 
tischen Situation. Die Blockkonfrontation zwischen dem „real existierenden 
Sozialismus“ und dem kapitalistischen „Westen“ hatte die innerimperialistischen 
Widersprüche innerhalb des „Westens“ mehr oder weniger stillgestellt; die USA 
waren die unangefochtene Führungsmacht des „Westens“. Gleichzeitig führten 
die antikolonialen Befreiungskämpfe nun auch in Afrika und Asien nach und 
nach zum Ende der formellen Kolonialherrschaft. An deren Stelle traten allerdings 
vielfach neokoloniale Abhängigkeitsverhältnisse. Diese gewandelte Konstellation 
verlangte nach einer Weiterentwicklung der kritisch-materialistischen Theorie. 

Die Abhängigkeit der kapitalistischen Peripherie von den kapitalistischen 
Zentren bildet den zentralen Gegenstand der Dependenztheorie und der an sie 
anschließenden Weltsystemtheorie. Diese Theorien gehen von der kapitalisti- 
schen Weltwirtschaft als grundlegender Analyseeinheit aus, nicht von einzelnen 
Gesellschaftsformationen bzw. Nationalstaaten. Demnach konstituieren die 
Austauschbeziehungen innerhalb der Weltwirtschaft zwei verschiedene Länder- 
gruppen: diekapitalistischen Zentren und die kapitalistische Peripherie. Teilweise 
wird auch noch eine dritte Ländergruppe, die Semiperipherie oder die Gruppe 
der subimperialistischen Staaten, eingeführt, die sich in einer Zwischenposition 
zwischen Zentrum und Peripherie befindet. Einzelne Länder werden jeweils unter 
eine dieser Gruppen subsumiert. 

Als Vorläufer der Dependenztheorie können Hans Wolfgang Singer (1949) 
und Raül Prebisch (1950) gelten, die auf die säkulare Verschlechterung der zerms of 
trade, d.h. der internationalen Austauschverhältnisse zuungunsten der Rohstoff- 
produzenten hinwiesen. Die vorwiegend Rohstoffe exportierenden Länder sind 
demnach langfristig mit einem Verfall der Rohstoffpreise im Verhältnis zu den 
Preisen für industrielle Fertigwaren konfrontiert. Sie müssen eine immer größere 
Menge Rohstoffe exportieren, um die gleiche Menge an Fertigwaren importieren 
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zu können. Während Ricardos Theorem der komparativen Kostenvorteile zeigen 
soll, dass die internationale Arbeitsteilung für alle beteiligten Länder vorteilhaft 
ist, zeigen Prebisch und Singer, dass dies für die Rohstoffproduzenten nicht der 
Fall ist. Laut Prebisch erhöht sich bei einer wachsenden Weltwirtschaft und stei- 
genden Einkommen die Nachfrage nach Rohstoffen im Vergleich zur Nachfrage 
nach Fertigwaren nur unterproportional (geringere Einkommenselastizität der 
Nachfrage nach Rohstoffen). Gleichzeitig herrsche auf den Rohstoffmärkten 
eine schärfere Konkurrenz als auf den Märkten für Fertigwaren; wenn einzelne 
Rohstoffproduzenten ihre Preise steigern würden, würde die Nachfrage nach 
ihren Produkten stärker einbrechen (höhere Preiselastizität der Nachfrage nach 
Rohstoffen). Produktivitätssteigerungen würden sich bei Rohstoffen in sinkende 
Preise umsetzen, während sie bei der Produktion von Fertigwaren häufig mit 
qualitativen Veränderungen der Produkte gekoppelt seien, die im Zusammenspiel 
mit der geringeren Anzahl von Produzenten dazu führen, dass Preissenkungen 
verhindert werden können. Die Thesen von Prebisch und Singer legen nahe, 
dass eine importsubstituierende Industrialisierung notwendig ist, sodass die 
Entwicklungsländer von Fertigwarenimporten unabhängiger werden können. 

Während die Dependenztheoretiker im Umfeld der UN-Wirtschaftskom- 
mission für Lateinamerika und die Karibik (CEPAL) wie Raul Prebisch, Celso 
Furtado, Osvaldo Sunkel und Pedro Paz zunächst eher reformistische, teils 
keynesianisch orientierte Entwicklungskonzepte verfolgten, die auf eine Stär- 
kungder Rolle des Staates und des Binnenmarktes setzten, gaben die kubanische 
Revolution 1959 und die Entstehungzahlreicher Guerillabewegungen, die nicht 
zuletzt von Che Guevara und seiner Fokustheorie inspiriert waren, einer revo- 
lutionär-sozialistisch orientierten Strömung in der Dependenztheorie Auftrieb. 
Autoren wie Samir Amin, Fernando Henrique Cardoso, Armando Cördova, 
Enzo Faletto, Andre Gunder Frank, Theötonio Dos Santos, Ruy Mauro Marini 
und Anibal Quijano sahen die Entwicklung der kapitalistischen Zentren und 
die Unterentwicklung der Peripherie als zwei Seiten einer Medaille, betonten 
den Zusammenhang zwischen der internationalen Polarisierung und den Klas- 
senverhältnissen und erteilten der Vorstellung einer national-kapitalistischen 
Entwicklung eine Absage. Die Propagierung einer sozialistischen Alternative 
richtete sich vielfach auch gegen die Praxis der kommunistischen Parteien, die 
unter dem Einfluss der mechanischen Vorstellung einer stufenweisen Entwick- 
lung der Meinung waren, die „feudale“ Rückständigkeit müsse zunächst durch 
ein Klassenbündnis des Proletariats mit der jeweiligen nationalen Bourgeoisie 
überwunden werden (vgl. Cardoso 1981). 

Die Dependenztheorie versucht zu zeigen, dass sich Verhältnisse von Zentrum 
und Peripherie nicht nur bei der Arbeitsteilung zwischen Rohstoffproduzenten 
und Industrieländern herausbilden, sondern dass die Abhängigkeit der Peripherie 
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auch bei deren partieller Industrialisierungbestehen bleiben kann. Das Verhältnis 
zwischen den Zentren und der Peripherie wird dabei als Ausbeutungsverhältnis 
aufgefasst, als ungleicher Tausch, der einen ständigen Werttransfer von der Pe- 
ripherie in die Zentren impliziert. Trotz des formellen Endes des Kolonialismus 
werde die Peripherie weiter ausgeplündert. Die peripher-kapitalistischen Ge- 
sellschaften sind demnach nicht rückständig, wie in der bürgerlichen Moder- 
nisierungstheorie angenommen wird, und ihre untergeordnete Position in der 
internationalen Arbeitsteilung resultiert auch nicht aus einem stärkeren Gewicht 
vorkapitalistischer Produktionsweisen und -formen, wie man aus marxistischer 
Sicht annehmen könnte, sondern es sind die Weltmarktverhältnisse, die umgekehrt 
zu einer „Entwicklungder Unterentwicklung“ (Frank 1969), zu Formen des „Du- 
alismus“ (Szentes 1974) oder der „strukturellen Heterogenität“ (Cördova 1973) 
der sozioökonomischen Verhältnisse im Inneren dieser Gesellschaften führen. 


Ungleicher Tausch und Werttransfer als Grundlage der ungleichen 
Entwicklung? 


Das Konzept des ungleichen Tauschs im dependenztheoretischen Sinn wurde 
zunächst maßgeblich durch Arghiri Emmanuel (1972) geprägt. Bereits David 
Ricardo hatte bei der Formulierung seines Theorems der komparativen Kosten- 
vorteile angenommen, dass der Warentausch zwischen Ländern im Unterschied 
zum Warentausch innerhalb eines Landes den Austausch ungleicher Arbeits- 
mengen impliziert. Das Theorem der komparativen Kostenvorteile sollte jedoch 
demonstrieren, dass dieser ungleiche Tausch kein Problem war, da die beteiligten 
Länder trotzdem von der internationalen Arbeitsteilung profitierten, wenn auch 
in unterschiedlichem Maße. Emmanuel versucht demgegenüber zu zeigen, dass 
esim Rahmen der internationalen Arbeitsteilung zu einem ungleichen Tausch 
kommen kann, bei dem am Ende die eine Seite ärmer dasteht als am Anfang. 
Ricardos Theorem der komparativen Kostenvorteile beruht aufder Annahme, 
dass das Kapital international nicht im gleichen Maße mobil ist wie innerhalb 
eines Landes und dass es daher im internationalen Austausch nicht zur Herstel- 
lung einer internationalen Durchschnittsprofitrate kommt. Diese Annahme 
wird von Emmanuel revidiert. Emmanuel geht von der - aus seiner Sicht cher 
realistischen - Annahme aus, dass das Kapital international mobil ist, während 
die Arbeitskräfte nicht mobil sind. Unter diesen Bedingungen kommt es inter- 
national tendenziellzum Ausgleich der Profitraten, während die Löhne entspre- 
chend der konkreten historischen Bedingungen von Land zu Land verschieden 
sind. Die Löhne in den verschiedenen Ländern sind für Emmanuel ein Resultat 
der Klassenkämpfe und gleichsam die unabhängige Variable seiner Modelle. 
Der Ausgleich der Profitraten und die Bildung von internationalen Produkti- 
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onspreisen auf der Basis der national unterschiedlichen Löhne führen dann in 
seinen Modellen zu einem Mehrwerttransfer von den Ländern mit niedrigeren 
Löhnen bzw. niedrigerem vorgeschossenem Kapital in die Länder mit höheren 
Löhnen und höherem vorgeschossenen Kapital. Dieser Mehrwerttransfer ist 
unabhängig davon, welche Produkte die Länder mit niedrigen Löhnen herstellen. 
Die Thesen von Emmanuel stellen somit gleichzeitig eine Kritik an Ricardos 
Theorem der komparativen Kosten dar und am Prebisch-Singer-Iheorem, das 
die Unterentwicklung auf die Abhängigkeit von den Rohstoffexporten zurück- 
führt. Emmanuels Theorie zufolge ist es für ein unterentwickeltes Land nicht 
zielführend, aufeine exportorientierte Industrialisierungund eine Diversifikation 
der Exporte zu setzen. Die einzige Chance, aus der Falle des ungleichen Tauschs 
herauszukommen, besteht darin, die abhängigen Länder so weit wie möglich vom 
Weltmarkt abzukoppeln, d.h. Importe zu substituieren, die Löhne zu steigern 
und dadurch Produktivitätssteigerungen in Gang zu setzen. 

Aus Emmanuels Theorie folgt außerdem, dass das Proletariat in den Zentren 
als revolutionäres Subjekt praktisch ausfällt, da es selbst von dem Werttransfer 
aus der kapitalistischen Peripherie profitiert. Für die internationale Solidarität 
der Arbeiterklassen im Zentrum und in der Peripherie gibt es daher keine Basis. 
Lenins Ihese von der Arbeiteraristokratie, die durch die Imperialismus bestochen 
wird, eine These, die sich bei Lenin nur auf die bessergestellten Schichten der 
Lohnabhängigen in den Zentren bezog, wird durch Emmanuel verallgemeinert: 
„der Antagonismus zwischen reichen und armen Nationen wird sich wahrschein- 
lich gegenüber dem zwischen den Klassen durchsetzen“ (Emmanuel 1972: 179, 
Übers.: T.S.). 

Gegen die Konzeption von Emmanuel wurde eine Reihe von Einwänden 
geltend gemacht (vgl. Charles Bettelheims Kommentare in Emmanuel 1972; 
Busch 1973; Hopfmann 2003: 358f.). Fragwürdig ist zum einen Emmanuels 
Voraussetzungeiner international einheitlichen Profitrate. Zum anderen stellt Em- 
manuel nicht mögliche höhere Produktivitätssteigerungen in den kapitalistischen 
Zentren in Rechnung. Nur unter diesen Voraussetzungen kann er überhaupt davon 
ausgehen, dass ein ungleicher Tausch bzw. ein Werttransfer von den Ländern mit 
niedrigeren Löhnen in die Länder mit höheren Löhnen stattfinden. 

Bettelheim kritisiert in seinem Kommentar zu Emmanuels Buch, dass dessen 
zentrales Konzept des „ungleichen Tauschs“ auf dem Terrain der bürgerlichen 
Ideologie verbleibe (Bettelheim 1972: 272f£.): Die Kritik am ungleichen Tausch 
evoziere die Vorstellung eines gleichen, gerechten Tauschs. Tatsächlich wird beim 
Austausch von Waren immer unterstellt, dass Äquivalente ausgetauscht werden. 
Normalerweise würde niemand freiwillig an einem Austauschprozess in dem 
Wissen teilnehmen, dabei übervorteilt zu werden. Gleichzeitigzeigt die marxsche 
Kritik der politischen Ökonomie jedoch, dass die Austauschverhältnisse fluktuie- 


Weltmarkt, Nationalstaat und ungleiche Entwicklung (Teil 1) 25 


ren und dass die Produktionspreise der Waren auch langfristig in der Regel nicht 
ihrem Wert entsprechen, sodass beim Warentausch in der Regel keine äquivalen- 
ten Wertgrößen ausgetauscht werden. Die Vorstellung eines gleichen, gerechten 
Tauschs ist also eine Fiktion, die aber notwendig mit der Wertform einhergeht. 

Wenn vom ungleichen Tausch die Rede ist, müssen genau genommen mehrere 
Dimensionen unterschieden werden, und es mussbegrifllich zwischen ungleichem 
Tausch, Werttransfer und Ausbeutung unterschieden werden. In der Depen- 
denztheorie wird diesbezüglich nicht genau unterschieden; es wird vielmehr 
angenommen, dass ein ungleicher Tausch stattfindet, der mit einem Werttransfer 
einhergeht und als Ausbeutungder Peripherie durch die Zentren zu begreifen ist. 

Das Konzept des ungleichen Tauschs kann sich zunächst auf Arbeitsquan- 
ten beziehen. Ein Tausch ungleicher Arbeitsguanten findet etwa statt, wenn ein 
Unternehmen eine neue Produktionstechnologie einführt, die es erlaubt, die 
Arbeitsproduktivität zu steigern und die produzierte Ware in kürzerer Arbeitszeit 
herzustellen, als bisher durchschnittlich gesellschaftlich notwendig war. Das 
Unternehmen kann dann die Ware billiger verkaufen und die anderen Konkur- 
renten ausstechen oder es kann einen Extramehrwert realisieren, wenn es den 
Preis nicht auf das Niveau senkt, das dem eigenen Arbeitsaufwand entspricht. Ist 
letztes der Fall, so tauscht das Unternehmen mit der höheren Produktivität dabei 
ein geringeres Arbeitsquantum gegen ein höheres ein. Auch der internationale 
Austausch zwischen Produzenten, die mit unterschiedlicher Arbeitsintensität 
und Arbeitsproduktivität produzieren, ist Marx zufolge ein Tausch unterschied- 
licher Arbeitsquanten (s.o.). Ein Werttransfer von einem Produzenten zum an- 
deren findet hier jedoch nicht statt, und auch von der Ausbeutung des einen 
durch den anderen kann hier nicht die Rede sein. Die Arbeiten gelten lediglich 
in unterschiedlichem Maße als wertbildend, so wie auch komplizierte Arbeit 
in höherem Maße als einfache Arbeit als wertbildend gilt. Ein Bruchteil einer 
Arbeitsstunde des überdurchschnittlich produktiven Produzenten entspricht 
in Bezug auf die Wertbildung einer vollen Arbeitsstunde der durchschnittlich 
produktiven Produzenten. Oder anders gesagt: unterschiedliche Arbeitsmengen 
vergegenständlichen sich hier in der gleichen Wertgröße. 

Davon zu unterscheiden ist der Tausch ungleicher Wertgrößen, wie er in der 
Regel vorliegt, wenn Waren als Produkte von Kapital mit unterschiedlicher orga- 
nischer Zusammensetzung ausgetauscht werden und die Tendenz zum Ausgleich 
der Profitraten Abweichungen der Produktionspreise von den Werten impliziert. 
Dann findet ein Werttransfer von den Kapitalen mit unterdurchschnittlicher 
organischer Zusammensetzung zu den Kapitalen mit überdurchschnittlicher 
Zusammensetzung statt. Letztere können sich einen größeren Mehrwert aneig- 
nen, als sie selbst produziert haben. Diesen Transfer von Mehrwert zwischen 
Kapitalisten in der Zirkulationssphäre begreift Marx aber nicht als Ausbeutung, 
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Marx verwendet den Ausbeutungsbegriff ausschließlich für Produktionsver- 
hältnisse, bei denen sich eine soziale Klasse die Arbeit einer anderen sozialen 
Klasse aneignet. Wenn Kapitalisten Waren miteinander tauschen, so mag das 
einen Transfer von Mehrwert zwischen ihnen einschließen - aber Ausbeutung 
im marxschen Sinne findet zwischen ihnen nicht statt. 

Bettelheim hat darauf hingewiesen, dass Emmanuel seiner Analyse eine auch 
in anderer Hinsicht problematische Interpretation der Werttheorie zugrunde 
legt. Emmanuel interpretiert den ersten Band des marxschen Kapital als eine 
Theorie der einfachen Warenproduktion mit der Arbeitals einzigem „Produkti- 
onsfaktor“ und den dritten Band des Kapitals als eine Theorie der kapitalistischen 
Produktionsweise mit mehreren „Produktionsfaktoren“. Die Produktionspreise 
ergeben sich bei Emmanuel nicht aus einer Transformation von Werten in Pro- 
duktionspreise, sondern aus der Summe der Vergütungen der verschiedenen 
„Produktionsfaktoren“ (Emmanuel 1972: 3ff., 12ff.; Bettelheim 1972: 277f£.). 

Emmanuel behandelt die Theorien von Ricardo und Marx so, als ob sie nur 
Varianten der gleichen - prämonetären - Werttheorie wären. Er abstrahiert von 
den internationalen Währungsbeziehungen. Auf dieser Basis behandelt er den 
internationalen Warenaustausch analogzum Warenaustausch in einem Lande. Es 
besteht bei ihm im Grunde kein Unterschied zwischen einem nationalen Markt 
und dem Weltmarkt. Dementsprechend vollzieht sich aus Emmanuels Sicht etwa 
der Prozess zur Herstellung einer Durchschnittsprofitrate und zur Bildung von 
Produktionspreisen im Weltmarkt genauso wie im nationalen Markt. 

Emmanuels Theorie des ungleichen Tauschs wurde in ähnlicher Form von 
einer Reihe anderer Iheoretiker vertreten. Hier ist vor allem Samir Amin zu nen- 
nen, der sich um eine Reformulierung und Verteidigung dieser Theorie bemühte, 
die sie eher mit der marxschen Theorie vereinbar machen und ihre extremen 
politischen Konsequenzen vermeiden sollte. So stellt Amin kritisch gegenüber 
Emmanuel fest, dass „die Folgerung aus der Theorie des ungleichen Tausches, 
daß die Arbeiter des Zentrums die der Peripherie ausbeuten‘, sinnlos [ist], weil 
nur der Kapitalbesitz Ausbeutung erlaubt“ (Amin 1975: 157). Amins Theorie 
der Akkumulation im globalen Maßstab geht im Unterschied zu Emmanuel 
nicht davon aus, dass die Löhne eine unabhängige Variable sind, sondern führt 
die unterschiedliche Lohnentwicklung in den Zentren und in der Peripherie 
auf deren unterschiedliche Entwicklungstypen zurück. Die autozentrierte Ent- 
wicklungsweise in den Zentren ermöglicht demnach hohe Löhne, während die 
abhängige, extravertierte Entwicklungsweise in der Peripherie nur niedrige Löhne 
zulässt. Die autozentrierte Entwicklungsweise beruht auf einer parallelen, eng 
verzahnten Entwicklung der Produktion von Gütern des Massenkonsums und 
der Produktion von Kapitalgütern. Die Kapitalakkumulation erfordert hier die 
kontinuierliche Ausdehnungdes Binnenmarktes und eine entsprechende Steige- 
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rung der Löhne, von der die Ausdehnungdes Marktes für Konsumgüter abhängt. 
Demgegenüber erfordert die extravertierte Entwicklungsweise der Peripherie 
nicht die Ausdehnung des Binnenmarktes und keine Steigerung der Löhne. 
Amin geht davon aus, dass es nur einen globalen Wert der Arbeitskraft gibt und 
dass die Löhne in den Zentren über diesem Wert und in der Peripherie unter 
diesem Wert liegen. Die Polarisierung der Löhne führt dann in seiner Theorie 
genauso wie bei Emmanuel zu einem ungleichen Tausch, nur dass dieser weniger 
die Ursache als vielmehr die Wirkung der Unterentwicklung der Peripherie ist. 
Die Unterentwicklung der Peripherie ist bei Amin ebenso wie bei Emmanuel 
und den anderen Dependenztheoretikern nicht Ausdruck der Rückständigkeit, 
sondern notwendige und permanente Konsequenz ihrer Abhängigkeit von den 
kapitalistischen Zentren. Laut Amin weisen alle peripher-kapitalistischen Ge- 
sellschaftsformationen die gleiche Entwicklungsrichtung und vier gemeinsame 
Grundzüge auf: „1. Vorherrschaft des Agrarkapitalismus im nationalen Sektor; 2. 
Bildungeiner lokalen Bourgeoisie in Abhängigkeit vom dominierenden Auslands- 
kapital, insbesondere im Handel; 3. Tendenz zur Entwicklungeiner Bürokratie, 
die nur in der gegenwärtigen Peripherie anzutreffen ist; 4. Spezifische und nicht 
voll durchgeführte Formen der Proletarisierung“ (Amin 1975: 265). 

Amins Vorstellung eines einheitlichen globalen Werts der Arbeitskraft wider- 
spricht der marxschen Theorie. Laut Marx wird der Wert der Arbeitskraft durch 
den Wert derzu ihrer Reproduktion in einer konkreten Gesellschaft notwendigen 
Waren bestimmt. Dieser Wert beinhaltet nach Marx ein historisch-moralisches 
Element, das von den Klassenkämpfen in den jeweiligen Gesellschaften abhängt 
(vgl. MEW 23: 184f.). Darauf hatte Bettelheim auch bereits in seiner Kritik an 
Emmanuel hingewiesen: „Das Wertgesetz [...] tendiert dazu [...], die besonderen 
Reproduktionsbedingungen der verschiedenen Gesellschaftsformationen zu re- 
produzieren, was bedeutet, dass das für jede Gesellschaftsformation ‚angemessene‘ 
Lohnniveau nicht durch das ‚weltweite Entwicklungsniveau der Produktivkräfte‘ 
bestimmt werden kann (das lediglich eine falsche Abstraktion in einem Welt- 
system ist, das aus unterschiedlichen und gegensätzlichen Gesellschaftsformati- 
onen besteht), sondern dass es grundlegend mit der spezifischen Kombination 
von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen verbunden ist, die für jede 
Gesellschaftsformation charakteristisch ist“ (Bettelheim in Emmanuel 1972: 
296, Übers.: T.S.). 


Primat der internationalen oder der inneren gesellschaftlichen 
Verhältnisse? 


Den verschiedenen Varianten der Dependenztheorie ist gemeinsam, dass sie 
die Position der peripher-kapitalistischen Gesellschaftsformationen in der 
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internationalen Arbeitsteilung nicht so schr als Resultat der Verbindung kapi- 
talistischer und vorkapitalistischer Produktionsweisen und -formen sowie der in 
diesen Gesellschaftsformationen stattfindenden Klassenkämpfe und der damit 
verbundenen unterschiedlichen Produktivkraftentwicklung sehen, sondern cher 
umgekehrt die inneren Verhältnisse dieser Gesellschaften aus ihrer Einbindung 
in die internationale Arbeitsteilung und aus der Abhängigkeit von den Zentren 
ableiten (vgl. Booth 1988: 15). Für die Analyse der inneren Verhältnisse in den 
peripheren Gesellschaftsformationen wurde zum einen der ältere Begriff des 
Dualismus aufgegriffen (vgl. Szentes 1974) und zum anderen der Begriff der 
strukturellen Heterogenität (vgl. Cördova 1973) entwickelt. 

Das Konzept des Dualismus geht von der Trennung eines modernen, relativ 
entwickelten, kapitalistischen Sektors und eines traditionellen, auf vorkapitalis- 
tischen Produktionsweisen und -formen beruhenden Sektors in den abhängigen 
Gesellschaftsformationen aus. Der moderne, kapitalistische Sektor bildet in der 
abhängigen Gesellschaftsformation eine nach außen orientierte Enklave, die vom 
Rest des Landes mehr oder weniger abgekoppelt ist. Teils wird davon ausgegangen, 
dass der Dualismus von traditionellem und modernem Sektor zu getrennten 
Gemeinschaften führt, teils wird daraus die geringe innere Kohäsion der Gesell- 
schaft abgeleitet. Allerdings wurde von manchen Dependenztheoretikern, etwa 
von Andre Gunder Frank (1969) auch bestritten, dass man in den abhängigen 
Gesellschaftsformationen von der Existenz vorkapitalistischer Produktionsweisen 
sprechen könne. Sobald die Sektoren für den Markt produzieren würden, seien 
sie als kapitalistisch zu betrachten. 

Cördova (1973) entwickelte seinen Begriff der strukturellen Heterogenität so- 
wohl in kritischer Auseinandersetzung mit dem Begriff’ des Dualismus als auch mit 
Andre Gunder Franks Vorstellung einer insgesamt kapitalistischen Gesellschaft. 
Demnach existieren in den lateinamerikanischen Gesellschaften verschiedene 
Produktionsformen wie Sklaverei, Leibeigenschaft, Kapitalismus, kleine Waren- 
produktion, Subsistenzwirtschaft nebeneinander (Cördova 1973: 26f), doch seien 
die Sektoren nicht unabhängig voneinander. Auch die rückständigen Sektoren 
seien an der Produktion eines Überschusses für die nationalen und internationalen 
kapitalistischen Klassen direkt oder indirekt beteiligt (ebd. 64). Die verschiedenen 
Formen dieses Überschusses und die besonderen Ausbeutungsverhältnisse, durch 
die sie produziert werden, müssten allerdings differenziert mit den marxschen 
Begriffen analysiert werden. Cördova kritisiert in diesem Zusammenhang sowohl 
Frank (1969) als auch aufdie damals einflussreiche Arbeit von Paul Baran und Paul 
Sweezy (1973), die nur von „Surplus“ anstatt von Mehrwert und Mehrprodukt 
sprechen und aufdie Verteilunganstatt auf die Produktion des „Surplus“ fokussie- 
ren (Cördova 1973: 124). Frank vernachlässigt aus Cördovas Sicht entgegen seines 
eigenen Anspruchs die Rolle der sozialen Klassen: „Die Ausbeutung in seinem 
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System von Metropolen und Satelliten ist nicht die Ausbeutung einiger Klassen 
durch andere Klassen, sondern eine Folge hierarchisierter Instanzen, in denen ein 
Sektor den unter ihm stehenden enteignet, um sodann selbst wieder von dem ihm 
übergeordneten Sektor enteignet zu werden. Eine solche Interpretation ist zwar 
nicht ganz und gar falsch, aber sie erfaßt nur einen der Aspekte des Problems: 
nämlich den der geografischen Zirkulation des wirtschaftlichen Surplus von dem 
Ort, wo er ursprünglich produziert wurde, bis zur letzten Instanz der Aneignung 
durch die zentrale Metropole“ (Cördova 1973: 150f.). 

Der Klassenkampf wird, anders gesagt, nur noch auf der internationalen Ebene 
zum 'Ihema, während er innerhalb der Gesellschaften vermeintlich keine Rolle 
mehr spielt (vgl. Amin 1975: 285). Amin schreibt: „Der Widerspruch liegt nicht 
mehr nur zwischen der Bourgeoisie und dem Proletariat eines jeden Landes, 
isoliert betrachtet, sondern zwischen der Weltbourgeoisie und dem Weltproleta- 
riat.[...] Die Weltbourgeoisie sind zunächst die Bourgeoisien des Zentrums und 
nebenbei die in Abhängigkeit von ihm gebildete Bourgeoisie in der Peripherie. 
Aber wo ist das Weltproletariat? [...] Der Kern des Proletariats ist also nunmehr 
nicht mehr im Zentrum, sondern in der Peripherie“ (ebd.: 286). Ähnlich be- 
gründen Baran und Sweezy (1973: 18) die Vernachlässigung der Analyse der 
innergesellschaftlichen Klassenverhältnisse mit der Internationalisierung des 
Klassenkampfs. 

Cardoso resümierte (selbst-)kritisch, dass die Dependenztheorie eine escha- 
tologische Vorstellung der Revolution beschwören würde, aber nicht in der Lage 
sei, den Weg dorthin zu weisen. Sie sei „nicht in der Lage, das Profil einer Klasse 
oder von Klassen überzeugend aufzuzeigen, die den Sprung der Negation der 
existierenden Ordnung machen könnten“ (Cardoso 1981: 17f.) Wenn man das 
pauschale Urteil über die Dependenztheorie so nicht stehen lassen und zwischen 
verschiedenen Strängen innerhalb der Dependenztheorie differenzieren will, so 
kann man m.E. am chesten an jenen Analysen anknüpfen, die, wie diejenige von 
Cardoso und Faletto (1976), die interne Vermittlung des Einflusses der imperia- 
listischen Kräfte in den abhängigen Gesellschaften ins Zentrum stellen und dabei 
eineökonomistische Analyse vermeiden, indem sie soziale und politische Faktoren 
stark gewichten. Cardoso und Faletto unterscheiden verschiedene Situationen der 
Abhängigkeit in Lateinamerika, die jeweils durch die spezifische Entwicklung 
der Klassenkämpfe in den einzelnen Ländern bedingt sind, und bemühen sich 
sehr, vorschnelle Verallgemeinerungen zu vermeiden. 


Fruchtbarkeit und Grenzen der Analyse des Weltsystems 


Aufdie Analysen des „modernen Weltsystems“ bzw. der „kapitalistischen Welt- 
wirtschaft“ von Immanuel Wallerstein, Giovanni Arrighi u.a. kann hier nicht 
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näher eingegangen werden. Sie können jedoch im Hinblick aufdie hier diskutierte 
Problemstellung unter die Dependenztheorie subsumiert werden, dasie ebenfalls 
von der Polarisierung von Zentrum und Peripherie und von einem Konzept des 
ungleichen Tauschs, das diese Polarisierung erklären soll, ausgehen. Um den 
Industrialisierungs- und Akkumulationsprozessen außerhalb der kapitalistischen 
Zentren Rechnung zu tragen, haben Wallerstein und Arrighi das Zentrum- 
Peripherie-Modell um das Konzept der Semiperipherie ergänzt. Zudem haben 
sie anerkannt, dass Staaten innerhalb der Hierarchie des Weltsystems auf- oder 
absteigen können. Dies ändert jedoch aus ihrer Sicht nichts daran, dass die pola- 
risierte Struktur des Systems ständig reproduziert wird: Die Staatengruppen des 
Zentrums, der Peripherie und der Semiperipherie bleiben bestehen, auch wenn 
einzelne Staaten von der einen in die andere Gruppe wechseln (vgl. Wallerstein 
1979: 20f; Arrighi/Drangel 1986; Arrighi u.a. 2003). 

Die Weltsystemanalyse Wallersteins ist vielfach kritisiert worden (vgl. Busch 
1985). Problematisch ist bei Wallerstein ähnlich wie etwa bei Frank der Begriff 
des Kapitalismus. Dieser wird letztlich vor allem an bestimmten Zirkulations- 
prozessen festgemacht; die Differenz zwischen dem Stadium des Übergangs 
von der feudalen Produktionsweise zur kapitalistischen Produktionsweise und 
dem Stadium der Dominanz der kapitalistischen Produktionsweise wird dabei 
verwischt. Auch Annahmen wie die des ungleichen Tauschs bzw. des Wert- 
transfers von der Peripherie ins Zentrum und ein gewisser Schematismus bei 
der Auffassung der Zyklen und Trends der kapitalistischen Weltwirtschaft sind 
problematisch. Letzterer hat Wallerstein zu der These geführt, dass das kapi- 
talistische Weltsystem bereits unwiderruflich in seine Endkrise eingetreten sei 
und innerhalb der nächsten 20 bis 30 Jahre durch ein anderes Weltsystem ersetzt 
werde (vgl. Wallerstein 2014). 

Trotz der theoretischen Probleme, die Wallersteins Ansatz innewohnen, 
hat sich das am Fernand-Braudel-Center in Binghamton unter seiner Leitung 
umgesetzte Forschungsprogramm als schr fruchtbar erwiesen. Ich möchte hier 
zumindest auf einige der m.E. interessanten Arbeiten hinweisen. 

1. Eine der Forschungsgruppen des Braudel-Centers beschäftigte sich mit der 
Untersuchung von Warenketten. Der Begriff der Warenkette bezicht sich auf „das 
Netzwerk der Arbeits- und Produktionsprozesse, deren Endresultat eine fertige 
Ware ist“ (Hopkins/Wallerstein 1986: 159). Die Forschungsgruppe des Braudel- 
Centers untersuchte die Warenketten des Schiffbaus und der Produktion und 
Verarbeitung von Weizen in der Zeit vor dem Jahr 1800 (vgl. ebd.; Özveren 1994, 
Pelizzon 1994). Warenketten umfassen die Prozesse innerhalb einer Branche, aber 
auch Prozesse über Branchengrenzen hinweg: Die untersuchte Warenkette des 
Weizens reichte etwa von der Produktion von Eisen und Holz für die Herstellung 
von Pflügen, Sensen und Sicheln bis zum Konsum von Brot. Der Forschungs- 
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gruppe ging es vor allem darum, am Beispiel der untersuchten Warenketten zu 
zeigen, dass die von Wallerstein postulierten Strukturen eines kapitalistischen 
Weltsystems vor 1800 tatsächlich existierten, d.h. etwa der Zusammenhang 
verschiedener politischer Jurisdiktionen im Rahmen einer hierarchischen interna- 
tionalen Arbeitsteilung, und eine Entwicklung, die durch sukzessive Phasen der 
Expansion und Kontraktion gekennzeichnet ist. Das Konzept der Warenketten 
wurde unter anderem von Gary Gerefhi und anderen aufgegriffen und auf die 
Analyse der zeitgenössischen Produktion angewendet (Gerefhi/ Korzeniewicz 
1994; Bair 2009). Gereffi unterscheidet zwischen von Produzenten getriebenen 
und von Käufern getriebenen Warenketten. Ein Beispiel für eine von Produ- 
zenten getriebene Warenkette ist die Warenkette des Automobils, in der die 
Markenhersteller die Schlüsselposition innehaben und die Warenkette sowohl 
„upstream“, in Richtung der Zulieferer, als auch „downstream“, in Richtung des 
Autohandels und der Autowerkstätten kontrollieren. Ein Beispiel für eine von 
Käufern getriebene Warenkette ist die Bekleidungsindustrie, in der es große 
Handelsunternehmen sind, die als Auftraggeber die Produzenten kontrollieren 
(Gerefli 1994: I6ff.). In jüngeren Texten hat Gereffi gemeinsam mit anderen die 
Überlegungen zur „governance“ von Warenketten bzw. Wertschöpfungsketten 
(value chains) weiter ausdifferenziert, wobei allerdings ein dezidiert kritischer, 
marxistischer Zugang immer weniger erkennbar ist (vgl. Gerefli u.a. 2005). Be- 
griffe wie Warenkette, Wertschöpfungskette und globales Produktionsnetzwerk 
werden in den einschlägigen Diskussionen weitgehend austauschbar verwendet. 
Theoretische Einflüsse aus der Weltsystemtheorie bzw. dem Marxismus treten in 
den Hintergrund, während Argumente, die aus anderen Theorietraditionen wie 
etwa der Transaktionskostentheorie und dem Institutionalismus kommen, an 
Einfluss gewinnen. Soweit überhaupt noch ein politischer Impetus in diesen Ana- 
lysen erkennbar ist, ist er reformistischer Natur und zielt etwaaufdie Einführung 
von Sozial- und Umweltstandards, wobei die Notwendigkeit der internationalen 
„Wettbewerbsfähigkeit“ der Produzenten als Rahmenbedingungakzeptiert wird. 

2. Interessant sind ferner die Arbeiten von Beverly Silver über die Kämp- 
fe von Arbeitern und Arbeiterinnen, die auch auf eine Forschungsgruppe des 
Braudel-Centers zurückgehen (vgl. Silver 2003). Silver stellt auf der Basis um- 
fangreicher historischer und international angelegter Untersuchungen dar, dass 
die Arbeitskämpfe der Ausbreitung der kapitalistischen Produktion folgen. Sie 
wendet eine von Erik Olin Wright entwickelte Unterscheidung verschiedener 
Machtressourcen (Organisationsmacht, Produktionsmacht, Marktmacht) von 
Arbeitern und Arbeiterinnen an, um deren Kämpfe branchenspezifisch zu ana- 
lysieren (ebd.: 13ff.). Dabei unterscheidet Silver in Anlehnung an Marx und 
Polanyi zwei Formen von „Arbeiterunruhen“ (labor unrest): Die Kämpfe um 
die Einführung elementarer Arbeiterrechte und Standards in Bezug auf Löhne, 
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Arbeitszeiten und Arbeitsbedingungen dort, wo die kapitalistische Produktion 
neu entsteht und sich neue Arbeiterklassen bilden (Marx-type labor unrest), und 
die Kämpfe um die Bewahrung früher erkämpfter Errungenschaften dort, wo 
sie durch Produktionsverlagerungen und die Freisetzung von Arbeitskräften 
bedroht sind (Polanyi-type labor unrest) (ebd.: 20). Dabei geht sie nicht nur den 
Produktionsverlagerungen nach, sondern thematisiert auch die Bedeutung von 
Produktzyklen. 

3. Mingi Li (2008) hat auf der Basis der Analysen Wallersteins die These 
vertreten, dass durch den Aufstieg Chinas die kapitalistische Weltwirtschaft 
insgesamt an ihre Grenzen gerät: Einerseits in ökologischer Hinsicht, denn es 
komme zu einer dramatischen Verknappung von Ressourcen und Senken; an- 
dererseits in sozialer Hinsicht, denn die Proportionen zwischen dem globalen 
Proletariat und der globalen Mittelklasse würden sich so verschieben, dass die 
materielle Grundlage der kapitalistischen Hegemonie nicht mehr gegeben sei. Die 
Hegemonie der herrschenden Klassen beruhte laut Libisher aufder Einbindung 
der Mittelklassen, die sie durch die Ausbeutung des globalen Proletariats finan- 
zieren konnten. Dies setzte jedoch voraus, dass die Mittelklassen zahlenmäßig 
beschränkt blieben. Durch die Entstehung einer neuen Mittelklasse in China, die 
mehrere Hundert Millionen Menschen umfasst, würden sich die Proportionen 
zu stark verschieben; dies müsse notwendig zu verschärften Klassenkonflikten 
führen. 
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Jakob Graf 


Indiens großer Sprung 


Über die Integration des südasiatischen Riesen 
in die Weltwirtschaft 


„Indien gilt als schlafender Riese, dem bisher das Aufwachen nicht so recht ge- 
lingen wollte“, schreibt die FAZ im April 2018'. Doch die Führung.der „größten 
Demokratie der Welt“ möchte ihren Anteil an den aktuellen Verschiebungen in 
der Weltwirtschaft steigern - und die Zeichen dafür stehen nicht schlecht: Wäh- 
rend in den letzten Jahren in den frühindustrialisierten Ländern eine Debatte 
darüber in Gangkam, ob endgültigeine Phase des Niedrigwachstums oder gar ei- 
nes Postwachstumskapitalismus angebrochen sei (Becker/Dörre 2018; Galbraith 
2015; Nachtwey 2016), überbieten sich asiatische Länder mit wirtschaftlichen 
Zuwächsen von teilweise über 10 Prozent. Ostasiens Aufstieg im letzten Drittel 
des 20. Jahrhunderts ging dabei mit einer enormen Ausdehnungdes industriellen 
Sektors einher. Die Region wurde im Rahmen einer „neuen internationalen Ar- 
beitsteilung“ (Fröbel u.a. 1977) zur Werkbank der Welt. Heute kommt vor allem 
der chinesischen Industrieproduktion, Chinas Binnenmarkt, aber auch dessen 
Staatsunternehmen, Innovationen und global ausgerichteten Infrastrukturpro- 
jekten weltweit eine zentrale Rolle zu (Schmalz 2018). Betrachtet man einige 
makroökonomische und demografische Daten, so könnte man zu dem Schluss 
kommen, die indische Wirtschaft trete schon heute in Chinas Fußstapfen. Dies 
hätte weitreichende Konsequenzen für die bereits jetzt eklatanten Verschiebungen 
in der Weltwirtschaft in Richtung Asiens. 

Mit einer durchschnittlichen Wachstumsrate von sieben Prozent des Brutto- 
inlandprodukts (BIP) in der letzten Dekade und seiner enormen Bevölkerungs- 
zunahme könnte Indien bis 2050 hinter China zur zweitgrößten Volkswirtschaft 
(pwc 2015: 3) und in nicht allzu ferner Zukunft zum bevölkerungsreichsten Land 
der Welt werden.” Seit den 1990er Jahren ist das Land zunehmend in die interna- 
tionalen Märkte und Wertschöpfungsketten integriert. Große indische Konzerne 


1 FAZ: „Indien kommt“ (05.04.2018), www.faz.net. 
2 Schon heute ist Indien gemessen in Kaufkraftparität global geschen die weltweit dritt- 
größte Volkswirtschaft. 
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wie Tata sind heute rund um die Welt aktiv. Die indische Automobilindustrie ist 
mittlerweile die sechstgrößte der Welt.’ Seit seinem Regierungsantritt im Jahre 
2014 hat sich der indische Premierminister Narendra Modi zum Ziel gesetzt, 
mit einer verstärkt auf die internationalen Märkte und ausländische Direktin- 
vestitionen gerichteten Politik, einer Reihe von groß angelegten wirtschaftlichen 
Reformen und seiner Make-in-India-Kampagne die indische Privatwirtschaft 
und insbesondere die industrielle Entwicklungankurbeln. Dafür sollnoch mehr 
Kapital aus den globalen Zentren angelockt werden. Zunächst sicht es so aus, als 
würde Indien einähnliches Entwicklungsmodell wie China verfolgen, das heißt, 
vorwiegend auf einen beschäftigungsintensiven, global integrierten sckundären 
Sektor setzen. 

Indiens Integrationsschub in die Weltwirtschaft ab den 1990er Jahren ist 
jedoch - wie ich zeigen werde - weder eindeutig auf den primären noch auf den 
sekundären Sektor fokussiert. Ersteres wäre vergleichbar mit dem lateiname- 
rikanischen „Entwicklungsextraktivismus“ (Svampa 2015a)‘, letzteres mit der 
klassischen Vorstellung von Entwicklung mittels Industrialisierung (Kerr u.a. 
1966), die bis zu einem gewissem Grad dem chinesischen Weg entspricht. Dieser 
war zunächst durch eine low road der Industrialisierung” gekennzeichnet, die in 
der Konzentration aufden komparativen Kostenvorteil billiger Arbeitskräfte in 
arbeitsintensiven Bereichen des sekundären Sektors und auch in einem breiten 
sektoralen Wandel der Beschäftigung vom primären zum sekundären Sektor 
besteht. Daraufaufbauend lässt sich in Chinaein Übergang zu einer high road der 
Industrialisierung feststellen, die sich durch technischen Fortschritt und relativ 
geschen höhere Löhne auszeichnet (Schmalz 2018: 393f.). Chinas Entwicklung 
ist zudem durch einen umfassenden Staatsinterventionismus charakterisiert. Ich 
vertrete im Folgenden die Ihese, dass sich Indiens Integration in den Weltmarkt 
durch eine ganz eigene Art der wirtschaftlichen Entwicklung auszeichnet, die 
durch eine große Rolle des Dienstleistungsscktors, der Herausbildung einer high 
roadim sekundären Sektor sowie die Exklusion breiter Teile der Bevölkerungvom 
Wachstumsboom gekennzeichnet ist. Was hat dies gesellschaftlich für Folgen? 
Welche Rolle nimmt Indien damit in der globalen Arbeitsteilungein? Und welche 
Krisen- und Konflikttendenzen zeitigt dies innerhalb des Landes? 


3 Statista: https://www.statista.com/statistics/584968/leading-car-manufacturing-coun- 
tries-worldwide/ [Zugriff: 27.11.2018]. 

4 Der lateinamerikanische Entwicklungsweg ist gerade in den letzten Jahrzehnten durch 
eine Reprimarisierung gekennzeichnet, in der zeitweise deutlich über 70 Prozent der 
Exporte des Kontinents aus einfachen, kaum verarbeiteten landwirtschaftlichen Gütern 
oder Bergbauprodukten bestehen (Svampa 2015b). 

5 Vgl. zu den Begriffen der low und high road der Industrialisierung: Sengenberger/Pyke 
1992: 12f. 
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Um diese Fragen zu beantworten, werde ich zunächst einen kurzen Einblick 
in die Geschichte der indischen Wirtschaft seit der Unabhängigkeit geben. 
Darauffolgend stelle ich die massiven Veränderungen in der Phase der verstärk- 
ten Weltmarktintegration ab den 1990er Jahren dar und arbeite grundlegende 
Charakteristika heraus, die sich sowohl vom lateinamerikanischen Wegals auch 
vom chinesischen Vorbild klar unterscheiden. Anschließend verdeutliche ich, 
dass diese Entwicklung mit einer permanenten Hervorbringung einer „Sur- 
plusbevölkerung“ (Marx) und einer spezifischen Konflikt- und Krisendynamik 
einhergeht und warum sich diese Effekte in der aktuellen Phase sogar noch ver- 
stärken könnten. 


1. Indiens Entwicklungsweg von der gemischten Wirtschaft zum 
Weltmarkt 


Am 15. August 1947 wurde Indien - das Herzstück des britischen Kolonia- 
lismus —- unabhängig. Das Land suchte nun wirtschaftlich und politisch einen 
dritten Wegzwischen den großen Blöcken Ost und West und nahm Anfangder 
1960er Jahre eine führende Rolle in der Bewegung der blockfreien Staaten ein. 
Indiens erster Ministerpräsident Jawaharlal Nehru verstand sich als Sozialist 
und wollte das Beste aus den westlichen und sowjetischen Wirtschaftsmodellen 
zusammenfügen, um Indiens Wirtschaft zu industrialisieren (Yergin/Stanislaw 
1998: 90, 95). Sowohl die USA als auch die Sowjetunion umwarben das Land 
und Nehrus Regierung entschied sich für eine gemischte Ökonomie mit einem 
starken öffentlichen und einem kontrollierten privaten Sektor (Ahsan/Mitra 
2016: 44). So entstand laut Yergin/Stanislaw „eines der durchgreifendsten, kom- 
plexesten, verwickeltsten und schließlich schwerfälligsten Systeme nationaler 
Wirtschaftsplanung und -verwaltung der Welt [...]“ (1998: 90). Gleichzeitig 
entwickelte das Modell große Anziehungskraft auf andere Länder und obwohl 
die zentrale Initiative der Entwicklung beim Staat lag, gedich auch das private 
Unternehmertum. 

Ziel der Wirtschaftspolitik war es, einen effizienten öffentlichen Sektor als 
Entwicklungsmotor zu schaffen, der vor allem die Bereiche Banken, Energie sowie 
Eisen-, Stahl- und Großindustrie umfasste und dem Land einen Industrialisie- 
rungsschub sowie eine modernisierte Landwirtschaft ermöglichen sollte. Beschäf- 
tigung sollte zunächst vor allem durch die subventionierte, arbeitsintensive und 
von ausländischer Konkurrenz abgeschirmte Agrikultur und kleine Heimindus- 
trie geschaffen werden (Neelsen 2018: 7). Eine hierfür durchgesetzte Landreform 
hatte das Ziel, den Großgrundbesitz zu zerschlagen. Entgegen der Hoffnung auf 
eine schnelle Industrialisierung entwickelte sich die indische Wirtschaft jedoch 
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nur langsam. Dennoch wurden in dieser Zeit die Grundlagen für die spätere 
Hochwachstumsphase gelegt. Das staatlich orientierte und importsubstituierende 
Entwicklungsmodell erschloss den Zugang zu Ressourcen und Energiequellen, 
zentralisierte das Kapital, schuf einen Binnenmarkt, errichtete ein bedeutendes 
Bildungs- und Wissenschaftssystem und vereinte wichtiges Know-how (ebd.; 
Rothermund 2008: 238f). Auf diese Weise förderte die Wirtschaftspolitik die 
Entstehung des spezifischen indischen Entwicklungsweges. Der Fokus staat- 
licher Großunternehmen lag nicht auf dem Export, sondern darauf, die Basis 
für eine endogene Entwicklung darzustellen. Darüber hinaus begünstigte der 
Fokus auf den Binnenmarkt und die starke Förderung von Kleinbetrieben eine 
Entwicklung, in der im Durchschnitt eher Güter niedrigerer Qualität für einen 
lokalen Markt produziert wurden. Diese Faktoren verstärkten — wie wir schen 
werden - die spätere Tendenz des scktoralen Wandels von einer Agrar- in eine 
Dienstleistungsgesellschaft ohne die Herausbildung einer Phase umfassender 
Beschäftigung in großen arbeitsintensiven Fabriken - seit den 1960er Jahren 
wuchs der Anteil industrieller Beschäftigung kaum und beträgt heute etwa 12 
Prozent (Ahsan/Mitra 2016: 39f.). 

Ein weiteres Erbe der postkolonialen Phase ist Indiens politische Geschichte. 
Die wirtschaftliche Entwicklung spielte sich im Vergleich zu anderen Ländern 
im Rahmen einer parlamentarischen Demokratie ab. In dieser kam linken und 
kommunistischen Parteien und Gewerkschaften zeitweise eine wichtige und bis 
heute währende Relevanz zu (Schmalz/Ebenau 2011: 89). Dies ist von besonderer 
Bedeutung, wenn man die Herausbildung der indischen Hochwachstumsphase 
seit den 1980er Jahren nicht - im Sinne der neoliberalen Interpretation - als ein 
Ergebnis der liberalen Wirtschaftsreformen in den frühen 1990er Jahren versteht, 
sondern als das Ergebnis einer vorhergehenden klassenpolitischen Neuausrich- 
tung des Staates. War diesem einst vor allem an der Wohlfahrt der arbeitenden 
Massen gelegen, änderte sich dies nun zu einer pro-business-Orientierung (Kohli 
2006). Dies fand im Kontext eines tiefgreifenden industriellen Strukturwandels 
statt, den Indien in den 1980er Jahren erfuhr. Alte Industriehochburgen und 
Sektoren wie die Textilindustrie wurden zudem durch die weniger beschäfti- 
gungsintensive Pharma-, Automobilzulieferer- und IT-Industrie ersetzt. Es fand 
eine Spaltungin einen alten „Rost-“ undeinen neuen „Sonnengürtel“ statt (Ahuja 
2014: 354f). In zunehmendem Maße breitete sich nun auch im großindustriellen 
Sektor informelle Beschäftigung aus. In der verheerenden Niederlage des Bom- 
bayer Textilarbeiterstreiks von 1982 bis 1984 drückte sich eine politische Wende 
aus, die sich darauf richtete, die gewerkschaftlichen Hochburgen zu schleifen 
und in dessen Verlauf die Gewerkschaften ihren politischen Einfluss weitgehend 
verloren (ebd.: 356; Schmalz/Ebenau 2011: 86). Heute buhlen die indischen 


Bundesstaaten um nationale und internationale Investitionen, indem sie mit 


Integration Indiens in die Weltwirtschaft 103 


ihrem vorteilhaften Geschäftsklima und einer niedrigen Streikfrequenz werben 
(ebd.: 357). Ähnlich wie zuletzt Modis Make-in-India-Kampagne zielten auch die 
marktliberalen Reformen der frühen 1990er Jahre vor allem auf den industriellen 
Sektor. Doch es war nicht dieser Bereich, der das Wachstum in den Folgejahren 
tragen sollte. Ursächlich für das Wachstum war anstelle der Industrie vor allem 
der Dienstleistungssektor und anstelle einer „Befreiung der Marktkräfte“ waren 
es vorwiegend die Umverteilung von unten nach oben, eine starke Orientierung 
auf das heimische Kapital und ein Standortwettbewerb unter den indischen 
Bundesstaaten (Kohli 2006: 1251). Dies erklärt auch, warum die Lohnquote in 
Indien seit den 1990er Jahren fällt und die soziale und regionale Ungleichheit 
zunimmt (Gosh 2016: 89). 

All diese Entwicklungen haben dazu beigetragen, dass sich für Indien ma- 
kroökonomisch heute folgendes Bild ergibt: Gegenüber fast 60 Prozent der ar- 
beitenden Bevölkerung in der Landwirtschaft‘ sind heute nur etwas über zehn 
Prozent im industriellen Sektor des Landes beschäftigt (Ahsan/Mitra 2016: 39f.). 
Indiens Wirtschaftsstruktur ist durch eine umfassende informelle Ökonomie 
und die Vorherrschaft kleinster wirtschaftlicher Akteure gekennzeichnet. Rund 
die Hälfte des indischen BIP wird im kleinbetrieblichen, informellen Sektor 
erwirtschaftet, der mehr als 90 Prozent der Arbeitsbevölkerungbeschäftigt (Gol 
2012: 1). Gleichzeitig ist die Bevölkerung äußerst jung; die Hälfte seiner Ein- 
wohnerInnen ist noch nicht einmal 26 Jahre alt (Chapman/Saran 2018).’ Die 
massive Zunahme der Bevölkerung, die starke Urbanisierung und das geringe 
Beschäftigungswachstum im industriellen Sektor verstärken sowohl die große 
Armut weiter Teile der Bevölkerung? als auch die massive Unterbeschäftigung 
(Neelsen 2018: 16, 27f.). Die Erwerbstätigenquote ist im internationalen Vergleich 
sehr niedrig und der Großteil der Bevölkerung, der die Landwirtschaft verlässt, 
landet im informellen Dienstleistungssektor (ebd.: 27f.). Gleichzeitig ist es vor 
allem der Dienstleistungssektor, der die indische Wirtschaft dominiert - aufihn 
entfällt deutlich mehr als die Hälfte der indischen Wertschöpfung. In den letzten 
Jahrzehnten wuchs eine indische „Mittelklasse“? heran, dievon manchen Autoren 


6 Indian Brand Equity Foundation: https://www.ibef.org/industry/agriculture-india.aspx 
[Zugriff: 27.11.2018]. 

7 Zum Vergleich: in Deutschland liegt dieses Medianalter bei 46,5 Jahren. 

8 Indien ist auch heute noch in absoluten Zahlen das Land mit den weltweit meisten armen 
Menschen (http://datatopics.worldbank.org/sdgatlas/archive/2017/SDG-Ol-no-poverty. 
html [Zugriff: 28.11.2018). 

9 Bei der indischen „Mittelklasse“ handelt es sich wie so oft (vgl. Kadritzke 2016) um 
keine „Klasse“ im Sinne Marx oder Webers, sondern eine Kategorie, die entlang der Ein- 
kommenshöhe gebildet wird und eine äußerst heterogene Gruppe an Menschen umfasst 


(Krishnan/Hatekar 2017; Rothermund 2008: 244ff.). 
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aufüber 600 Millionen Menschen geschätzt wird (Krishnan/Hatekar 2017: 42). 
Indien hat sich damit heute zum sechstgrößten Binnenmarkt der Welt entwickelt. 
Einerseits verstärkt dies das Interesse global orientierter Unternehmen, in Indien 
zu investieren; andererseits ist dieser Binnenmarkt auch umkämpft. 

Diese Zahlen müssen jedoch nicht nur in der Kontinuität der indischen Ge- 
schichte, sondern vor allem mit Hinblick auf die Integration in die globale Wirt- 
schaft verstanden werden. In den 1990er Jahre wurde die Öffnungder indischen 
Märkte gegenüber dem Weltmarkt vertieft. Das durchschnittliche Zollniveau, 
das sich 1990 noch auf 81,8 Prozent belief, sank auf 29 Prozent im Jahr 2002 
(Virmani u.a. 2004: 1). Indiens Unternehmen wurden Exportanreize geboten. 
Die Abwertung der indischen Rupie um 20 Prozent verstärkte diese Anreize um 
ein weiteres, die Kontrollen von ausländischen Kapitalzuflüssen und Direktin- 
vestitionen wurden gelockert und Auslandsengagements indischer Unternehmen 
erleichtert (Schmalz/Ebenau 2011: 93). Die staatsdominierte indische Wirtschaft 
wurde zunehmend abhängig vom Weltmarkt und richtete sich nach ihm aus. 
Im Folgenden stelle ich die wirtschaftliche Entwicklung Indiens ab den 1990er 
Jahren gegliedert nach den verschiedenen wirtschaftlichen Bereichen dar. Weil 
die Zunahme des Außenhandels und damit die veränderte Weltmarktintegration 
dabei eine entscheidende Rolle spielen, konzentriere ich mich vorwiegend auf 
Veränderungen im Bereich des Exportfolios. 


2. Die Integration in den Weltmarkt 
2.1 Der Integrationsschub bis 2011 


Das Schicksal der traditionellen indischen Wirtschaftsbereiche 

Der landwirtschaftliche Sektor ist ein kontinuierlich bedeutsamer Bestandteil der 
indischen Geschichte. Trotz sinkender Tendenz ist auch heute noch für etwa 58 
Prozent der Bevölkerung die Landwirtschaft die primäre Einkommensquelle." 
Viele Familien setzen auf die Produktion für den eigenen Bedarf. Der geringe 
Erfolgder indischen Landreformen ist daran abzulesen, dass die landwirtschaft- 
lichen Flächen auch heute noch äußerst ungleich verteilt sind. 85 Prozent der 
ländlichen Haushalte bewirtschaften in den Jahren 2010 und 2011 Flächen von 
weniger als zwei Hektar und insgesamt nur 45 Prozent der gesamten landwirt- 
schaftlichen Nutzfläche (GoI 2014: 6). Dass nurmehr 15 Prozent des indischen 
BIP aufdiesen Sektor entfällt, zeigt, wie stark ein Großteil der Bevölkerungvom 
indischen Wachstum abgekoppelt ist. Dennoch hat der Boom der Weltmarktin- 
tegration auch die Landwirtschaft ergriffen. Er begann in den 1990er Jahren vor 


10 Vgl. Fußnote 6. 
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allem mit der Umstellung von food crops aufcash crops, das heißt, dass zunehmend 
Pflanzen für den (internationalen) Markt und nicht für den Eigenbedarfangebaut 
wurden. Der charakteristischste Fall ist die Umstellung vieler Kleinbauern von 
der Produktion von Nahrungsmitteln auf Baumwolle. Aufgrund der Öffnung 
der Märkte ließ sich die Rohbaumwolle nun auch international verkaufen, die 
Preise waren hoch und Keedite relativ billig. So stellten viele Bauern auf Ex- 
portbaumwolle um. Doch die Preise fielen ab Mitte der 1990er Jahre, Kredite 
konnten nicht mehr bezahlt werden und viele Bauernfamilien mussten ihr Land 
verkaufen (Patnaik 2007: 92ff.). Die Durchsetzung neoliberaler Politik führte 
gleichzeitig dazu, dass staatliche Subventionen, Kreditangebote und Düngerver- 
sorgung abgebaut wurden und private Unternehmen, (lokale) Mikrokredite mit 
weit höheren Preisen, Verbindlichkeiten und Zinsen dominant wurden (ebd.). 
Ähnliche Schicksale sind bei all den anderen cash crops zu erwarten. Auch von 
der starken Verbreitung des Anbaus der Biokraftstoffe wurde den Bauern und 
Bäuerinnen in Zeiten des Ölpreisbooms hohe Erlöse versprochen - eine Politik, 
die bis heute andauert.!! Die Verschuldungder indischen Bauern und Bäuerinnen 
hat unter anderem dazu geführt, dass sich jährlich deutlich mehr als 10.000 von 
ihnen das Leben nehmen.'? 

Die staatliche pro-business-Politik treibt zudem die Zahlen der Enteignungen 
für Infrastruktur-, Industrie- und Immobilienprojekte in die Höhe. Seit den 
2000er Jahren hat sich die indische Politik der Schaffung von Sonderwirtschafts- 
zonen im Land zugewandt. Allein zwischen 2005 und 2011 wurden fast 600 
dieser Zonen mit Flächen von 10 bis 5.000 Hektar genehmigt (Levien 2011: 454). 
Dies verstärkt die extensiven Vertreibungen von vielen Millionen Menschen und 
die massiven Landkonflikte (Müller 2014: 15ff.). Marktöffnungen wie diejenige 
des Baumwollmarktes haben gleichzeitig negative Effekte auf eine Reihe von 
ProduzentInnen. Die Preisbewegungen der Nahrungsmittel lösen sich mittler- 
weile von den Ernteperioden, die Exporte werden auch hier zu einem zentralen 
Faktor. Sie wuchsen von etwas über 6,6 Milliarden US-Dollar im Jahr 2000 auf 
37 Milliarden im Jahr 2013." Der Großteil der ländlichen Bevölkerung befindet 
sich jedoch in einer permanenten Krisensituation. Die bäuerlichen Haushalte 
müssen mit immer kleineren Flächen auskommen. Die Mehrheit hat sich heute 
in LandarbeiterInnen verwandelt - allerdings sinken auch die Erwerbs- und 
Beschäftigungsquoten (Neelsen 2018: 17f.). Zuletzt machte dem Sektor auch noch 


11 BioEnergy Consult: https://www.bioenergyconsult.com/tag/biodiesel-production-in- 
india/ [Zugriff: 29.11.2018]. 

12 Vgl. Times of India: https://timesofindia.indiatimes.com/india/over-12000-farmer-suici- 
des-per-year-centre-tells-supreme-court/articleshow/58486441.cms [Zugriff: 29.11.2018]. 

13 OEC-Daten, generiert durch: https://atlas.media.mit.edu/. 
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ein Preisverfall zu schaffen.'* In den kommenden Jahren werden erschwerend die 
Effekte des Klimawandels hinzukommen. 

Aber auch andere traditionelle wirtschaftliche Sektoren erfuhren einen star- 
ken Wandel während der Weltmarktintegration. Die Baumwollverarbeitung 
war einst der Motor der indischen Industrie und einer der ältesten Bereiche der 
indischen Fabrikproduktion. Bis zum Ende des 20. Jahrhunderts war sie trotz der 
Umstellung auf Webmaschinen eine äußerst beschäftigungsintensive Industrie. 
Doch die Preissteigerungen und die Zunahme des Exports von Rohbaumwolle 
und Garn zu Beginn der 1990er führten zu großen Problemen der verarbeiten- 
den, arbeitsintensiven kleinbetrieblich organisierten Textilindustrie. Auch sie 
war zudem vom Rückgang der Subventionen, wachsenden Kosten bei Strom 
sowie steigende Zinsen bei Privatkrediten betroffen (Patnaik 2007: 37). Dennoch 
bildete der Textilbereich noch 2005 die wichtigste Exportsparte, wurde dann 
aber von anderen Gütern abgelöst. Sein Exportvolumen stiegim Zeitraum von 
1995 bis 2011 von knapp 10 Milliarden auf über 37 Milliarden US-Dollar an, 
seit 2011 stagniert die Entwicklung aber nahezu." 


Indiens boomende Sektoren 

Andere historisch gewachsene Wirtschaftsbereiche erlebten einen wahren Auf- 
schwung, So brachte die Stahlindustrie mit multinationalen Konzernen wie Tata 
und Mittal Steel zwei der heute weltweit zehn größten Stahlproduzenten hervor. 
Der Löwenanteil der Stahlproduktion belieferte den Binnenmarkt. Zwischen 
Anfang 2000 und Mitte 2018 zog dieser Bereich 10,84 Milliarden US-Dollar 
an ausländischen Direktinvestitionen an.!° Einen Aufschwung erlebte auch die 
arbeitsintensive Diamantenschleiferei (Rothermund 2008: 124ff.). Im Zeitraum 
von 1995 bis 2016 stiegen die Exporte von Edelsteinen von drei Millionen auf 
über 40 Milliarden US-Dollar an’. Das indische Portfolio der Exportprodukte 
spricht insgesamt allerdings für eine wenigbeschäftigungs- und cher kapitalinten- 
sive high-road-Variante der nachholenden Industrialisierung. Das betrifft unter 
anderem den enormen Aufstiegder Chemie- und Pharmaindustrie. Sie war nach 
der Unabhängigkeit mit sozialer Zielsetzung staatlich initiiert worden, konnte 
sich jedoch erst ab den 1970er Jahren mit der Abschaffung des Patentschutzes 
durchsetzen. In dem ursprünglich ausländisch dominierten Zweigentfielen 2004 


14 Financial Express: https://www.financialexpress.com/opinion/what-is-behind-the-low- 
food-inflation/1214283/ [Zugriff: 29.11.2018). 

15 OEC-Daten, generiert durch: https://atlas.media.mit.edu/. 

16 Indian Brand Equity Foundation: (https://www.ibef.org/industry/steel.aspx [Zugriff: 
29.11.2018). 

17 Vgl. Fußnote 15. 
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-vorder Wiedereinführung des Patentschutzes - 80 Prozent des Marktes aufin- 
dische Unternehmen (Naseemullah 2017: 190fF.). Die Pharmaindustrie ist heute 
stark auf den Export ausgerichtet. Hier ist es gerade die Ausfuhr von verpackten 
Medikamenten, die besonders gewachsen ist. Allein diese Produktart wuchs von 
1995 bis 2016 von einem Wert von 65 Millionen auf 14,6 Milliarden US-Dollar'®. 
Die Hälfte davon gingin die USA. Auch die Exporte von maschinellen Produkten 
stiegin dieser Zeit von knapp zwei Milliarden aufetwa 25 Milliarden US-Dollar 
im Jahr 2016. Die Exporte von Automobilen steigerten sich um ein Vielfaches 
auf einen Wert von heute knapp sechs Milliarden US-Dollar.'” Die Sparte der 
Automobile und Automobilteile begann ihren Boom ab den 1980er Jahren, als 
der indische Staat mit dem japanischen Suzuki ein joint venture gründete, das 
extrem erfolgreich war und schon früh die /ean production nach Indien brachte 
(ebd.: 199f.). Die meisten dieser Exportsparten - ebenso wie die große Rolle der 
Edelmetall- und Ölexporte - bedingen zugleich hohe Importe. Die Chemie- 
und Pharmaindustrie exportiert erst seit einigen Jahren wertmäßig mehr als 
sie importiert. Und so lässt sich feststellen, dass im Gegensatz zur chinesischen 
Entwicklung, die phasenweise durch enorme Exportüberschüsse gekennzeichnet 
war, Indien in zunehmendem Maße eine stark negative Handelsbilanz aufweist.” 
Ein weiterer Unterschied zum chinesischen Entwicklungsweg ist die über lange 
Zeit nur in geringem Maße wachsende Arbeitsproduktivität im industriellen 
Bereich. Während sich diese in China von 1990 bis Anfang der 2000er Jahre 
fast verfünffachte, hat sie sich in Indien nicht einmal verdoppelt und fällt hinter 
diejenige des Dienstleistungssektors zurück (Bosworth/Collins 2008: 58). 
Gründe für die zurückhaltende Industrialisierung bestehen laut Reshad N. 
Ahsan und Devashish Micra vor allem in der mangelhaften Infrastruktur, Be- 
schränkungen bei Landakquisitionen und den indischen Arbeitsgesetzen (Ahsan/ 
Micra 2016: 39f.). Von den für den indischen industriellen Sektor (manufacturing 
sector ohne Bausektor) geltenden Arbeitsgesetzen ist der Dienstleistungsbereich 
- zu dem auch die später diskutierten Informations- und Kommunikations- 
dienstleistungen gehören - ausgenommen (Rothermund 2008: 133). Die Gesetze 
machten ein rasches hire and fire gemäß dem aktuellen Auftragsvolumen und dem 
Arbeitsbedarf der Firmen unmöglich (Ahsan/Mitra 2016: 40). Zudem müssen 
gemäß dem Kapitel V-B des Industrial Disputes Act (IDA) alle Unternehmen 


18 Damit liegt Indien beipackaged medicaments bei fast einem Drittel der Exporte des Markt- 
führers Deutschland - vgl. OEC-Daten, generiert durch: https://atlas.media.mit.edu/. 

19 Alle Zahlen in diesem Absatz vgl. OEC-Daten, generiert durch: https://atlas.media.mit. 
edu/. 

20 Trading Economics: https://tradingeconomics.com/india/balance-of-trade [Zugriff: 
29.11.2018]. 
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dieses Sektors ab 100 Beschäftigten bei jeder Kündigungeine Genehmigung der 
zuständigen staatlichen Behörde einholen (ebd.: 46). Die Arbeitsgesetze verhin- 
derten gemäß den Autoren ein Wachstum der Firmen im industriellen Sektor und 
damit unter anderem Efhizienzsteigerungen durch steigende Skalenerträge, weil 
die Unternehmen die Regulationen umgehen wollen, die mit einer Zunahme an 
Beschäftigung einhergingen. Darüber hinaus ist die indische Industrie seit jeher 
durch starke Arbeitskonflikte geprägt. Gerade die Automobilindustrie hatte auch 
in den letzten Jahren damit zu kämpfen (Ahuja 2014; Barnes 2018). Engpässe bei 
Strom und bei der Infrastruktur und Konflikte bei der Landakquisition - auf 
die ich später zurückkomme - verstärken die Probleme. 

Das entscheidende Wachstum der Exporte geht jedoch auf den Dienstleis- 
tungssektor zurück. Er dominiert bei weitem den indischen Entwicklungsweg: 
Über ein Drittel der Beschäftigten arbeiten in diesem Bereich. Auf ihn entfällt 
rund die Hälfte der Wertschöpfung des Landes. Ein Großteil derjenigen, die vom 
Land in die Städte ziehen, finden hier ihre neue Beschäftigung. Allerdings weist 
der Sektor eine Spaltungslinie auf, zwischen den armen urbanen Massen und der 
neuen indischen „Mittelklasse“. Unweit der verarmten Slums findet der erstaun- 
lichste Boom der indischen Wirtschaft statt: der Boom der Informations- und 
Kommunikationsdienstleistungen.”' Hier arbeitet ein Teil der neuen indischen 
„Mittelklasse“. Diese „hochproduktiven“ Dienstleistungen entstanden durch 
das outsourcing und offshoring unternehmensbezogener Dienstleistungen großer 
Konzerne aus dem globalen Norden. Ganze IT-Abteilungen wurden nach Indien 
verlegt, um zunächst einfache Tätigkeiten wie die Buchhaltung, das Reservieren 
von Flügen und Hotels etc. zu übernehmen (Rothermund 2008: 132). Der Bereich 
wurde jedoch immer breiter und komplexer. Heute führt dies dazu, dass fast 40 
Prozent der indischen Exporte auf Dienstleistungen zurückzuführen sind (siehe 
Abbildung 1). Weltweit nimmt die Digitalisierungvon Kommunikation, Wartung 
und Administration weiter zu. Indien hat sich mittlerweile zum größten Standort 
des digitalen offshorings entwickelt. Rund 55 Prozent der weltweit outgesourcten 
Unternehmensdienstleistungen werden in Indien getätigt (Nasscom 2018). Dabei 
wurden 2017 fast 170 Milliarden US-Dollar umgesetzt und etwa vier Millionen 
Menschen beschäftigt (ebd.). 60 bis 70 Prozent der indischen Dienstleistungs- 
exporte entfallen mittlerweile auf diese Tätigkeiten.” In den letzten Jahren fand 
ein allmähliches ökonomisches upgrading in diesem Bereich statt. Es werden zu- 
nehmend nicht mehr nur einfache Dienstleistungen wie Callcenter-Tätigkeiten, 
sondern auch qualifizierte Dienstleistungen wie Marktforschung, business anabytics 


21 Im Weiteren ICT-Dienstleistungen. 
22 Weltbank Daten: https://data.worldbank.org/indicator/BX.GSR.CCIS.ZS?locations=IN 
[Zugriff: 30.11.2018). 
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oder juristische Dienstleistungen zu vergleichsweise niedrigen Löhnen für Unter- 
nehmen rund um die Welt zur Verfügung gestellt (Noronha/D‘Cruz 2016: 423, 
430). Indien ist schr gut in die globalen Infrastrukturen integriert. Das betrifft 
nicht nur Internetverbindungen, sondern auch Kapitalkreisläufe. So sind mehr 
als die Hälfte aller Sonderwirtschaftszonen (SEZ) im Bereich der information and 
communications technology (ICT) angesiedelt. Indien konnte dafür auf einem gut 
ausgebildeten Teil der indischen ArbeiterInnenklasse, perfekten englischen Sprach- 
kenntnissen und der indischen Diaspora im englischsprachigen Raum aufbauen 
und von komparativen Vorteilen wie der Abwesenheit von Arbeitsschutz in SEZ 
sowie niedrigen Löhnen profitieren (Atolia u.a. 2018: 41). Auch benötigt dieser 
Wirtschaftszweig weniger ländliche Fläche und natürliche Ressourcen als indus- 
trielle Investitionen und umgeht damit eine relevante indische Konfliktdynamik. 
Heute ist der Bereich neben großen internationalen Unternehmen auch durch eine 
Reihe wichtiger indischer Unternehmen gekennzeichnet, wie die Reliance Group 
oder Iata Consulting Services. Allerdings ist es unwahrscheinlich, dass ausgehend 
von diesen Dienstleistungen ein breites ökonomisches trickle down einsetzt, dader 
Beschäftigungseffekt im Vergleich zu seiner Wertschöpfung gering ist und große Tei- 
le der Ausgaben, die in diesem Bereich getätigt werden, ins Ausland zurückfließen. 


Abbildung 1: Indische Exportkennziffern in Prozent 
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Quelle: Weltbank; eigene Darstellung. 


23 SEZ in India: http://sezindia.nic.in/upload/uploadfiles/Ailes/Sector-wise%20distribution- 
SEZ.pdf [Zugriff: 30.11.2018]. 
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Der indische Boom betrifft jedoch bei Weitem nicht nur komplexe Güter und 
Dienstleistungen. Während viele einst produzierte Fertiggüter heute aus dem 
indischen Exportfolio verschwunden sind, lässt sich ein Bedeutungszuwachs der 
commodities”* feststellen. Beispielhaft hierfür sind das wachsende Exportvolumen 
von Nahrungsmitteln, Holz- und Papierprodukten sowie der zeitweise hohe 
Export von roher Baumwolle, die insbesondere auf die bis 2011 stark steigenden 
Weltmarktpreise zurückgeht. Darüber hinaus spielt das vom volatilen Welt- 
marktpreis abhängige raffinierte Erdöl eine große Rolle, dessen Exportvolumen 
von 450 Millionen (1995) auf fast 23 Milliarden US-Dollar (2016) wuchs.” 
Bezüglich des Index für wirtschaftliche Komplexität fiel Indien im weltweiten 
Ranking nach einem Aufstieg von Platz 67 (1995) auf Platz 46 (2000) auf Platz 
49 (2016) zurück.”® 

Insgesamt lässt sich - wie Abbildung 1 zeigt - feststellen, dass Indien ab den 
1990er Jahren einen dienstleistungs- und exportgetriebenen Wachstumspfad 
einschlug. Dieser ist mit einem großen Aufschwung der ICT-Dienstleistungen 
einhergegangen. Der Staat fuhr seit den 1990er Jahren sein Engagement in lang- 
fristig orientierten industriellen Projekten und die finanzielle Unterstützung 
relevanter ökonomischer Akteure immer weiter zurück, was häufig als Grund 
für die vergleichsweise geringe Rolle der indischen Industrie angeführt wird 
(Naseemullah 2017: 1f.; Atolia u.a. 2018: 45). Dennoch blieb die industrielle 
Fertigung weiter bedeutsam: 43,3 Prozent der Exporte von Gütern und Dienst- 
leistungen entfielen zwischen 2005 und 2012 auf industriell gefertigte Güter 
und vergleichsweise nur 22,5 Prozent auf ICT-Dienstleistungen (Naseemullah 
2017: 177). Dies deutet aber nicht auf eine low road der Industrialisierung hin. 
Einerseits machen Dienstleistungen einen größeren Anteil am indischen Export 
aus (siehe Abbildung 1)”. Andererseits stellen die kapitalintensiven und wissens- 
basierten Bereiche der Pharma- und der Automobilindustrie die wichtigsten 
Sparten im industriellen Bereich dar (ebd.: 196). Es lässt sich folglich in diesen 
relevanten Bereichen von einer high road der Entwicklung sprechen, die nur in 
schr bescheidenem Maße die breite indische Bevölkerungin den ökonomischen 
Aufschwung integriert, da sie wenig beschäftigungs- aber in hohem Maße ka- 


24 Commodities sind in der lateinamerikanischen Diskussion nicht oder kaum verarbeitete 
Produkte aus der Landwirtschaft, der Energieproduktion oder dem Bergbau, die nahezu 
ausschließlich für den Export produziert werden und maßgeblich von den Preisschwan- 
kungen am Weltmarkt abhängen (Acosta 2012: 89). 

25 OEC-Daten, generiert durch: https://atlas.media.mit.edu/. 

26 Atlas for economic complexity: http://atlas.cid.harvard.edu/rankings/ [Zugriff: 
30.11.2018]. 

27 Vonden Gesamtexporten entfielen 1998 nur vier Prozent und 2013 schon 25 Prozent auf 
die ICT-Dienstleistungen (Noronha/D'‘Cruz 2016: 423). 
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pitalintensiv und wissensbasiert ist. In unterschiedlichem Maße spielten in den 
genannten Bereichen ausländische Direktinvestitionen (foreign direct investment, 
FDI) eine Rolle. Ihr Zustrom betrug in den letzten Jahren durchschnittlich 
fast 50 Milliarden US-Dollar”® - aktuell gehört Indien zu den Top 10 FDI- 
Zielländern (UNCTAD 2018). Waren diese in der Pharmaindustrie und auch 
den ITC-Dienstleistungen zu Beginn wichtig, um Know how zu erlangen oder 
die Integration in Wertschöpfungsketten zu ermöglichen, so sind sie in anderen 
Bereichen - wie dem der Automobilindustrie - dadurch bedingt, dass auslän- 
dische Unternehmen Zugang zum indischen Binnenmarkt gewinnen wollen. 
Allgemein deutet die Entwicklung des Exportvolumens im Verhältnis zum BIP 
ab 2011 aufeine Stagnation und ab 2013 aufeine Wendung der indischen Wirt- 
schaft zum Binnenmarkt hin. 


2.2 Eine binnenmarktzentrierte Wachstumsphase ab 2011? 


Zwischen 2012 und 2017 gingdie Außenhandelsquote Indiens von 55 Prozent auf 
40 Prozent des BIPs zurück.” Zwar lassen sich vor allem die sinkenden Importe 
des Landes zum Teil schlichtweg auf den sinkenden Rohölpreis auf dem Welt- 
markt zurückführen und einige Exportprodukte steigen seit einem Rückgang 
zwischen 2013 und 2015 auch wieder, doch nehmen wichtige Importe - wie 
diejenigen von elektrischen Geräten und Maschinen(-teilen) - seit 2012 deutlich 
schwächer zu.’ Vor allem lässt sich feststellen, dass die Rolle von Exporten für 
das indische Wachstum an Relevanz eingebüßt hat. Betrug es Mitte der 1990er 
Jahre etwa zehn Prozent, so stieg das Verhältnis der Exporte zum BIP auf fast 
25 Prozent im Jahr 2008 und stagniert seitdem bzw. fällt sogar seit 2013 (siehe 
Abbildung 1). Dies ist auch deshalb überraschend, weil die indische Rupie seit 
2008 gegenüber dem US-Dollar stark an Wert verlor, was Exporte eigentlich 
begünstigt. Dieser Befund magzudem deshalb verwundern, weil Premierminister 
Modiab 2014 den Zustrom ausländischer Investitionen deregulierte, um Indien 
stärker in internationale Wirtschaftskreisläufe zu integrieren. 

Erklärbar wird diese Entwicklung vor allem durch den Bauboom, große staatli- 
che Infrastrukturprojekte und die massenhafte Vergabe von Hypothekenkrediten 
an Privathaushalte, die allesamt in den letzten Jahren zum Wachstumstreiber der 


28 Government of India: http://pib.nic.in/newsite/PrintRelcase.aspx?relid=175501 [Zugriff: 
27.11.2018]. 

29 Weltbank-Daten: https://data.worldbank.org/indicator/NE.TRD.GNFS. 
ZS?locations=IN [Zugriff: 30.11.2018]. 

30 OEC-Daten, generiert durch: https://atlas.media.mit.edu/en/visualize/tree_map/hs92/ 
import/ind/all/show/2012/ [Zugriff: 30.11.2018]. 
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indischen Wirtschaft wurden. Der Bausektor trugim Jahr 2017 ganze 9 Prozent 
zum indischen BIP bei, was in diesem Jahr sogar den Marktumfang der ICT- 
Dienstleistungen übertraf.’ Gleichzeitig ist der Bereich mit über 35 Millionen 
direkt Beschäftigten der zweitwichtigste Arbeitgeber nach der Landwirtschaft. 
In den Jahren 2011 und 2012 arbeiteten mehr als zehn Prozent der Beschäftigten 
im Bausektor - damit hatte sich sein Anteil an den Gesamtbeschäftigten seit 
2000 verdoppelt (Nagaraj 2016: 2, 8). Derzeit arbeitet die indische Regierungam 
bisher größten Infrastrukturprojekt, dem Delhi-Mumbai-Industriekorridor, einer 
Hightechindustrie- und Dienstleistungszone, für die nach Regierungsangaben 
rund 100 Milliarden US-Dollar investiert werden sollen.’ Der Korridor soll 
1.500 Kilometer lang und 300 Kilometer breit sein und enorme Mengenan Land 
und Wasser beanspruchen. Nach ersten Schätzungen werden rund 180 Millionen 
Menschen auf unterschiedliche Weise von diesem Projekt betroffen sein (Müller 
2014: 16). Treibende Kraft des Baubooms ist jedoch nicht nur der Staat. Auch 
die Privatkredite für die „Mittelklasse“ haben für eine enorme Zunahme von 
Wohnungsbauprojekten geführt. Dies wurde überdies durch den Wandel hin zu 
urbanisierten Kleinfamilien befördert (CREDAI2018). Die große Verschuldung 
der Privathaushalte bildet den Segen wie den Fluch nicht nur des Baubooms, 
sondern vermutlich ebenso der ganzen in den letzten Jahren angebrochenen 
Phase der stärkeren Binnenmarktorientierung. 


3. Der indische Entwicklungsweg und seine Krisen- und 
Konfliktanfälligkeit 


Indiens Integration in den Weltmarkt ist somit durch folgende Merkmale gekenn- 
zeichnet: eine Zunahme des Exports von commodities und cash crops im primären 
Sektor, eine verstärkte high road im industriellen Bereich, die die klassische /ow 
road des kleinunternehmerischen, arbeitsintensiven Fertigungssektors mittler- 
weile hinsichtlich der Exporte an Bedeutung übersteigt, und eine enorme Rolle 
der „hochproduktiven“ Dienstleistungen®. Zwar werden durch Kombinationen 
von großen Unternehmen und informellen Klein- bis Kleinstunternehmen ar- 
beitsintensive Bereiche durch Formen „indirekter Subsumtion“ der Arbeit unter 


31 Statista-Daten: https://www.statista.com/ [Zugriff: 30.11.2018]. 

32 https://dmicdc.com/about-DMICDC [Zugriff: 30.11.2018]. 

33 Dem entsprechen auch die relativ zu anderen vergleichbaren Ländern geschen hohen 
Forschungs- und Entwicklungsausgaben, die vorwiegend vom indischen Staat getätigt wer- 


den - vgl. http://uis.unesco.org/apps/visualisations/rescarch-and-development-spending/ 
[Zugriff: 15.01.2019]. 
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das Kapital in globale Produktionsnetzwerke integriert (Graf 2014: 13ff.), doch 
lässt sich hierbei weder ein social upgrading (Barrientos/Gerefhi/Rossi2011) noch 
die umfassende Herausbildung einer low road der Industrialisierung feststellen 
- was sich exemplarisch an dem geringen Anteil der indischen Textilindustrie 
am globalen Markt abschätzen lässt.’ Als beschäftigungsintensiv hatssich in den 
letzten Jahren nur der Bauboom erwiesen. Alldiese Entwicklungen unterscheiden 
den indischen von ostasiatischen oder lateinamerikanischen Entwicklungswegen. 
Sie tragen nicht zur Schaffung von umfassender und stabiler Beschäftigung oder 
eines inklusiven Wachstums bei. Der Großteil der Bevölkerung wird folglich 
keineswegs in den kapitalistischen Wirtschaftsboom integriert. Lediglich die 
Diamantschleifereien und die Textilindustrie stellten zwischenzeitlich eine Aus- 
nahme dar. Letztere umfasst zwar noch immer zusammengerechnet etwa 65 Mil- 
lionen direkt und indirekt Beschäftigte, doch geraten diese Industrien zunehmend 
unter Druck und sind starken Preisschwankungen ausgesetzt (Neelsen 2018: 10). 
In vielen Bereichen hat die globale Konkurrenz zur Einführung arbeitssparen- 
der Technologien, Verbreitung von Leiharbeit und einer sinkenden Lohnquote 
geführt (Gosh 2016: 90). Automatisierung ist auch in Indien spürbar. McKinsey 
rechnet in sämtlichen Bereichen mit großem Potenzial.” Und im IT-Sektor wird 
darüber spekuliert, bis zu 25 Prozent der Stellen zu streichen.” Im Unterschied 
zur chinesischen Entwicklung lässt sich zudem feststellen, dass die Produktivität 
des industriellen Sektors in Indien sowie die Handelsbilanzüberschüsse weit 
hinter denjenigen zurückliegen, die China in ähnlichen Phasen erreichte. Die 
Mehrheit der indischen Bevölkerung wird folglich nicht in klassischer Weise 
in den Kapitalismus integriert. Vom Blickwinkel des Kapitals aus handelt es 
sich um eine enorme Surplusbevölkerung. In Indien wird dieses Problem, dass 
die Zunahme an Beschäftigungsmöglichkeiten weit hinter dem Wachstum der 
Erwerbsbevölkerung zurückbleibt (ILO 2017: 2; Neelsen 2018: 17), als jobless 


34 Vgl.bspw. nur 6,2 Prozent des globalen Markts für T-Shirts, gegenüber 20 Prozent Chinas 
und 14 Prozent Bangladeschs. OEC-Daten, geniert durch: https://atlas.media.mit.cdu/ 
en/profile/hs92/6109/ [Zugriff: 11.01.2019]. 

35 Indian Brand Equity Foundation: https://www.ibef.org/archives/detail/bmV3cyYzNz- 
c3NTI2Jj;QzZOA== [Zugriff: 30.11.2018]. 

36 „Der Einfluss der Automatisierung ist in Indiens IT-Industrie allerdings schon spürbar 
- ein digitaler leader - auch in den Bereichen Finanzdienstleistungen, kapital- und infor- 
mationsintensiven Industrien, der Automobil- sowie der Gas und Ölindustrie. Künstliche 
Intelligenz und machine learning werden in zunehmendem Maße eingesetzt, um Tätig- 
keiten wie Planung, Koordination und Optimierung, aber auch weniger qualifizierte 
Arbeiten auszuführen.“ (McKinsey 2017: 17 - eigs.: J.G.etzu 

37 The Economic Times: „Indian IT goes slow on hiring, 20-25% likely reduction in jobs 
over 3 yrs“ (20.02.2017), tech.economictimes.indiatimes.com. 
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growth diskutiert. Dies stellt eines der wesentlichen und strukturellen Merkmale 
des indischen Entwicklungsweges dar. 

Die mangelnden Beschäftigungsmöglichkeiten gepaart mit der gleichzeitigen 
Krise der Landwirtschaft führen zum Anschwellen des informellen Sektors und 
zur Verstärkung der Ungleichheit. Ein Symptom dafür ist die wachsende Ar- 
beitsmigrantion. 17 Millionen Inder und Inderinnen arbeiten im Ausland und 
überweisen bis zu vier Prozent des indischen BIP an Familienangehörige in ihr 
Heimatland (Neelsen 2018: 9). Die in kleinen wirtschaftlichen Einheiten arbei- 
tende Bevölkerungsmehrheit steckt seit der pro-business-Orientierung staatlicher 
Entwicklungspolitik permanent in einer prekären Situation. Mit der Ausrichtung 
auf den Export werden zudem alle Bereiche von den Schwankungen der Wechsel- 
kurse und der Weltmarktpreise abhängig. Damit werden neben den verwundbaren 
Kleinbauern, die cash crops für den Export produzieren, auch viele andere Bereiche 
anfällig für externe Schocks. Gerade Sektoren wie die ICT-Dienstleistungen 
hängen vollkommen von den Märkten des Globalen Nordens ab. Dies zeigte 
auch deren starker Einbruch im Verlauf der Krise ab dem Jahr 2007. Gleichzeitig 
nimmt die Rolle des Staates in der indischen Wirtschaft immer weiter ab, was 
einen weiteren enormen Unterschied zum chinesischen Modell darstellt. 2014 
wurde unter dem Motto less government, more governance auch die traditionell 
bedeutsame Planungskommission von Premierminister Modi abgeschafft. Mithin 
hat sich seit den 1990er Jahren nicht nur die Rolle des Staates gegenüber der 
Wirtschaft, sondern auch gegenüber den verwundbaren Teilen der Bevölkerung 
verändert (Randeria 2007). Die verstärkte Binnenorientierung der letzten Jahre 
wirkt diesen Tendenzen kaum entgegen, da sie weniger die Exportausrichtung 
großer Teile der indischen Wirtschaft betrifft als vielmehr deren Ergänzung um 
die boomenden Bereiche wie den Bauscktor. Exportorientierung und binnen- 
marktgetriebenes Wachstum ergänzen sich. Nach dem starken Anstieg stagniert 
der Sektor in den letzten Jahren. Sein Anteil am BIP sowie an der Beschäftigung 
ist rückläufig. Eine Krise in diesem Sektor würde auch die Industrien der Baustoffe 
wie Zement, Eisen- und Stahl etc. in Schwierigkeiten bringen. Die enorme Zahl 
an unsicheren Hypothekenkrediten wird derzeit schon als eine Blase diskutiert, 
deren Platzen sich schr negativ aufden Arbeitsmarkt auswirken würde und weitaus 
mehr als nur den Immobiliensektor ins Wanken bringen könnte”. 

Doch die Surplusbevölkerung existiert nicht einfach in den Poren der indi- 
schen Gesellschaft. Sie steht häufig auch in äußerst konfliktivem Verhältnis zu 
kapitalistischen Wachstumsinteressen. Dies hat dazu geführt, dass die Kämpfe 
um Land und natürliche Ressourcen zur zentralen Konfliktdynamik im Land 


38 The Economic Times: „India's subprime mortgage mania can quickly turn into panic“ 
(19.01.2018), economictimes.indiatimes.com. 
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geworden sind. Während die klassischen, gewerkschaftlich um das Kapital-Ar- 
beitsverhältnis herum organisierten Kämpfe in der Produktion seit den 1970er 
Jahren rückläufig sind (Ahuja 2014: 357), haben sich Kämpfe um Land in den 
letzten Jahrzehnten zum Kondensationspunkt gesellschaftlicher Konfliktivität 
entwickelt. Für die wirtschaftliche Expansion in Bereichen wie der Immobilien, 
der Ausbreitung der Sonderwirtschaftszonen, der Infrastruktur und der Indus- 
trie, die eine enorme Menge an Land-, Wasser und einer Vielzahl natürlicher 
Ressourcen benötigen, stellen derartige Konflikte eine grundsätzliche Bedrohung 
dar. In Indien, einem Land mit einer fast doppelt so hohen Bevölkerungsdichte 
wie Deutschland, führt dies zu einer großen Zahlan Auseinandersetzungen. Im 
Environmental Justice Atlas führt Indien mit Abstand die Liste der Länder mit 
den weltweit meisten gelisteten ökologischen Konflikten.” Diese werden sich im 
Rahmen desglobalen Klimawandels und der damit einhergehenden ökologischen 
Krise noch um ein Vielfaches verstärken. Dem kapitalistischen Wachstumsdruck 
kommt der indische Staat mit Projekten der „Entwicklung durch Enteignung“ 
nach und vertreibt große Teile seiner armen Bevölkerung von ihrem Land oder 
aus ihren städtischen Behausungen (D‘Costa/Chakraborty 2017). Einen sol- 
chen Wachstumsdruck erzeugt auch die stetige Erhöhung der Importe, die seit 
den 2000er Jahren zu einer stark negativen Handelsbilanz führte. Die aktuelle 
binnenmarkt- und bauboomgetriebene Wachstumsphase verstärkt all die be- 
stehenden Konfliktherde um ein Weiteres. Indiens ökonomische Entwicklung 
weist folglich - bezüglich der sozialen Heterogenität, der großen regionalen und 
sozialen Ungleichheiten, der krisenanfälligen globalen Integration etc. - enorme 
Widersprüche auf. Die weitere Entwicklung des Landes ist jedoch nicht nur 
für die indische Bevölkerung von Bedeutung, denn Krisen, die künftig in den 
Semiperipherien entstehen, werden auch Effekte in den Zentren des Weltsystems 
zeitigen. Dies hängt schon alleine damit zusammen, dass die Semiperipherien 
zu den Wachstumsmotoren der Weltwirtschaft geworden sind (Schmalz 2018: 
374ff.). Darüber hinaus hat dies mit der Relevanz der semiperipheren Binnen- 
märkte, aber auch mit zunehmender finanzieller Verflechtung und ausländischen 
Direktinvestitionen zu tun. Zudem macht die aktuelle weltweite Konjunktur 
protektionistischer Handelspolitik auch vor Indien nicht halt. Anfang 2018 er- 
höhte Premierminister Modi die Zölle für eine große Zahl von Industriegütern.“" 
In den letzten Jahren spricht einiges dafür, dass sich diese Tendenz in einer sich 
stärker aufden Binnenmarkt ausrichtenden indischen Wirtschaft verstärken wird. 


39 Environmental Justice Atlas: https://ejatlas.org/country [Zugriff: 1.12.2018]. 

40 Handelsblatt vom 15.2.2018: https://www.handelsblatt.com/politik/international/ 
protektionismus-indien-verdoppelt-die-zoelle-trump-droht-mit-vergeltung/20967284. 
html?ticket=ST-8704542-HPHc7DIwhvACEkoFg7Jt-ap5 [Zugriff: 27.11.2018]. 
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Frauke Banse 


Compact with Africa - der deutsche Beitrag zur 
Investitionsliberalisierung und Finanzialisierung 
in Afrika 


Unter deutscher G20-Präsidentschaft wurde 2017 der Compact with Africa 
(CwA) aus der Taufe gehoben. Die Feder führte das Bundesfinanzministeri- 
ums (BMF). Durch die Förderung von Privatinvestitionen soll der CwA dazu 
beitragen, Arbeitsplätze und ökonomische Entwicklung auf dem afrikanischen 
Kontinent zu schaffen. Vom BMF getragen und von Weltbank (WB), Afrika- 
nischer Entwicklungsbank (AfDB) und Internationalen Währungsfond (IWF) 
veröffentlicht, gilt der CwA als wichtige Referenz für die Bundesregierungbei der 
Bekämpfung von Flucht- und Migrationsursachen in Afrika (Pelz 2018; Thiele 
u.a. 2018: 1). Inzwischen gibt es deutliche Bestrebungen, andere Initiativen der 
Bundesregierung wie den im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung (BMZ) geschriebenen Marshallplan für Afrika mit 
dem CwA systematischer zu verbinden (Müller zit. nach Riedel 2018a; Riedel 
2018c; Schuknecht u.a. 2018). 

Der CwA gliedert sich in drei Ebenen. In dem snakroökonomischen Framework 
wird beispielsweise für investitionsfreundliche Steuersysteme geworben oder für 
verbesserte „Performance“ öffentlicher Dienstleistungen. Das Business-Frame- 
work zielt darauf ab, die gesetzlichen Rahmenbedingungen für Investitionen zu 
verbessern. Die dritte und letzte Ebene, das Financing Framework, zielt auf den 
besseren Zugang afrikanischer Staaten und Unternehmen zu Finanzmitteln zu 
„reduzierten Kosten und Risiken“ auf der einen und einer Vertiefung nationaler 
Finanzmärkte auf der anderen Seite ab (AfDB u.a. 2017: 3 Übers.: F.B., s. ebd.: 
29fF.). Diese ökonomischen Reformelemente sollen „modular“ (Schuknecht u.a. 
2018: 21) anwendbar sein. Bisher beim CwA kooperierende Länder sind Ghana, 
Senegal, Ägypten, Tunesien, Marokko, Guinea, Elfenbeinküste, Benin, Togo, 
Äthiopien, Burkina Faso und Ruanda (Stand 17.1.2019). 


1 Ich danke Anil Shah, Jenny Simon, Simone Claar, Gyekye Tanoh und der PROKLA- 


Redaktion für hilfreiche Kommentare und Hinweise. 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 194, 49. Jg. 2019, Nr. 1, 79-98 
DOI: 10.32387/prokla.49.194.1770 
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Die Kommentare hinsichtlich der Erfüllung der normativen, entwicklungs- 
politischen Ziele des CwA sind erwartungsgemäß schr divers. Thiele u.a. (2018) 
kritisieren die geringe Reichweite des CwA und merken an, dass Themen wie 
Investitionen in Bildung nicht angesprochen werden und der Fokus des CwA zu 
schr aufausländischen, denn aufinländischen Direktinvestitionen liege. Zudem 
würden negative Folgen von Investitionen nicht besprochen (ebd.; ähnlich Lay 
2017). Goldberg mahnt eine afrikanische ownership, also Trägerschaft des CwA- 
Prozesses an (Goldberg 2017). Kappel und Reisen (2017a und b) bemängeln, 
dass die im CwA vorgeschlagenen Reformen für die Bedarfe von Ländern mit 
niedrigem Bruttonationaleinkommen (Low Income Countries) nicht angepasst 
seien, die ökonomische und gesellschaftliche Struktur afrikanischer Staaten 
falsch adressiert und die Rolle öffentlicher Investitionen, ländlicher Kreditge- 
nossenschaften sowie Banken ignoriert werde. Die komplexe Beziehung von 
Infrastruktur und der Entwicklung von industriellen oder landwirtschaftlichen 
Strukturen oder der notwendige Zugangzu Technologien werde im CwA völlig 
unterschätzt. NGOs verweisen zudem auf die steigende Verschuldungsgefahr 
durch den CwA (Kaiser 2017; Rehbein/Bokosi 2018) oder kritisieren den starken 
Fokus auf Public Private Partnerships (PPP) bzw. privatisierte Infrastruktur und 
die damit einhergehenden fiskalischen Risiken und sozialen Ungleichheiten 
beim Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen (C2017 2017). Auf den ersten 
Blick wurde der CwA zurecht ein „Sammelsurium neoliberaler Politikrezepte“ 
(Decker/Sablowski 2017) genannt. Nach Bernau (2017: 37) ist der CwA „nichts 
anderes als die Erschließung Afrikas als Anlageplatz für europäische Kapital - 
unter dem Mantel der Fluchtursachenbekämpfung“. Letztendlich handele es 
sich beim CwA aber, Bernau folgend, „überwiegend um alten Wein in neuen 
Schläuchen“ (ebd. 38). 

In diesem Artikel soll gezeigt werden, dass der CwA mehr ist als eine lose 
Rezeptsammlungbereits vorhandener Papiere der Weltbank, des IWF oder auch 
der EU und damit weit mehr als „alter Wein in neuen Schläuchen“. 

Die im engeren Sinne entwicklungspolitischen Effekte des CwA wurden 
verschiedenfach diskutiert und kritisiert. Auch gab es immer wieder kurze 
Referenzen zum globalen Überschusskapital, für das der CwA neue Anlage- 
möglichkeiten bieten soll (vgl. Decker/Sablowski 2017; Bernau 2017; Kaiser 
2017; Rehbein/Bokosi 2018). Eine systematischere Weltmarkt- und geopolitische 
Kontextualisierung des CwA blieb bislang jedoch aus - auch wenn die Initiative 
diesbezüglich einige Fragen aufwirft. In meinem Beitrag möchte ich mich dieser 
Kontextualisierung widmen. 

Die im Folgenden vertretene These ist, dass der CwA zum einen den Versuch 
darstellt, Aspekte, die in den bilateralen Freihandelsabkommen mit afrikanischen 
Staaten (Economic Partnership Agreements, EPAs) bisher nicht durchsetzbar 
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waren, durch Initiativen wie den CwA nun „durch die Hintertür“ zu etablieren. 
Zum anderen geht der CwA über die Ambitionen dieser Verträge hinaus, in 
dem er verstärkt auf strukturelle Veränderungen afrikanischer Finanzmärkte 
und afrikanischer staatlicher Finanzierungsmodi abzielt. Diese im CwA formu- 
lierten Reformvorschläge wiederum sind Voraussetzung für ein seit 2011 bzw. 
2014 verstärkt von der G20 verfolgtes Projekt - die Resilienzstärkung globaler 
Finanzmärkte’. In diesem Vorhaben der G20 spielt Deutschland - Initiatorin 
des CwA - eine führende Rolle. Deswegen gilt es den Compact nicht nur in 
seinen einzelnen Reformvorschlägen zu diskutieren, sondern in den Kontext 
weltmarktpolitischer Interessen und Veränderungen (seit der globalen Finanz- 
krise von 2007/2008) zu setzen. 

Entsprechend dieser These beschäftigt sich der erste Teil des Artikels mit der 
Frage, inwiefern der CwA im erweiterten Sinne in eine sogenannte W TOplus- 
Agenda? einzuordnen ist. Dies wird vor allem an den Themen Investitions- und 
Dienstleistungsliberalisierung wie der öffentlichen Beschaffung erörtert. Der 
zweite Teil widmet sich im ersten Schritt den im CwA enthaltenen Finanzie- 
rungsvorschlägen für afrikanische Staaten und setzt diese dann in den Kontext 
der Finanzmarktpolitik der G20 um dann im Folgenden der Frage nach dem 
speziellen Interesse Deutschlands am CwA-Prozess nachzugehen. Abschließend 
werden mögliche Anreize für die kooperierenden afrikanischen Länder diskutiert. 

Insbesondere beim zweiten Teil handelt es sich um vorläufige Thesen, die es 
in weiteren Analysen zu plausibilisieren gilt. Basis dieser Argumentation ist das 
zentrale Dokument des CwA (AfDB u.a. 2017), Analysen zur Implementierung 
in den einzelnen afrikanischen Ländern können hier nur kursorisch erfolgen. 


Der Compact with Africa als Teil einer WTOplus-Agenda 


Die Europäische Union (EU) scheiterte bisher weitgehend in ihrem Versuch, in 
den Economic Partnership Agreements (EPAs) mit den afrikanischen Staaten 
über den Handel mit Gütern hinausgehende Verträge zu etablieren‘. Die Libe- 
ralisierung und Deregulierung wirtschaftlicher Tätigkeiten, die, anders als der 


2 Resilienz meint hier, dass das globale Finanzsystem fähig ist, mit extremen Preis- und 
Liquiditätsschwankungen umzugehen. Zur Kritik dieses Vorhabens s.u.. 

3 Die WTOplus Agenda umfasst Themen des Welthandels, die innerhalb der Welthandels- 
organisation W TO multilateral nicht durchsetzbar waren, s. dazu Ausführungen unten. 

4 Zum Stand der EPA-Verhandlungen s. http://ec.curopa.eu/trade/policy/countries-and- 
regions/development/economic-partnerships/(Zugriff: 18.1.2019). Zur Geschichte der 
EPAs-Verhandlungen vgl. Banse 2016: Kap.4. 
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Handel mit bereits produzierten Gütern, noch stärker in staatliche Wirtschafs- 
politik eingreifen - sogenannte behind the border issues wie Wettbewerbsrecht, 
Investitionen oder öffentliche Beschaffung - waren jedoch eines der Haupt- 
anliegen der Europäischen Kommission in den EPAs-Verhandlungen. Diese 
"Themen wurden entweder gar nicht (Investitionen, öffentliche Beschaffungund 
Wettbewerbsrecht) oder aus europäischer Sicht - bspw. im Fall der Dienstleis- 
tungen - in zu geringem Umfang über die Welthandelsorganisation (WTO) 
dereguliert”. Eine mögliche Strategie zur Durchsetzungdieser W TOplus-Agenda 
war ein sogenannten Forum Shiftingvom Multi- zum Bilateralismus (Schultheis 
2010: 19£.; allgemein zur EU-Handelsstrategie angesichts des Multilateralismus 
Bieling 2010: 133ff.), die EPAs mit den afrikanischen Staaten boten dafür einen 
interessanten Ansatzpunkt. Während der jahrelangen Verhandlungen zu den 
EPAs bediente sich die Europäische Kommission verschiedenfach struktureller 
Machtinstrumente wie die Verweigerung von Marktzugängen oder die Kondi- 
tionalisierungvon Entwicklungshilfe (Gibb 2000; Goodison 2007; Banse 2016: 
81f.). Sie scheiterte bisher dennoch in vielen Bereichen bis auf Weiteres bei der 
Durchsetzung von über den Handel mit Gütern hinausgehenden Freihandels- 
abkommen mit den afrikanischen Verhandlungsregionen (vgl. u.a. Grumiller 
u.a. 2018: 26f.). Im von Deutschland stark getragenen CwA (Thiele u.a. 2018) 
tauchen zentrale Elemente der WTOplusAgenda nun wieder auf. 

Die verschärfte W TOplus-Agenda zeigt sich vor allem im Detail des Ver- 
tragstextes. Dies soll an den Themen Dienstleistungen, Investitionen und der 
öffentlichen Beschaffung verdeutlicht werden. Während Freihandelsverträge wie 
die EPAs in langen zähen und konfliktreichen Verhandlungen geführt werden, 
schlägt der CwA vor, aufgrund mangelnder „kaufmännischer und juristischer 
Fähigkeiten“ (AfDB u.a. 2017: 26, Übers. FB) afrikanischer Staaten, Verträge 
beispielsweise für Public Private Partnerships (PPP) und damit teilprivatisierter 
Dienstleistungen zu standarisieren (ebd.: 25ff.). Dabei verweist der CwA auf 
die Ratgeberfunktion der Weltbank, die die PPP noch stärker als der IWF als 
das zu favorisierende Modell öffentlicher Dienstleistungsfinanzierung bewirbt 
und beispielsweise die enormen fiskalischen Risiken von PPP nicht umfassend 
diskutiert (Vervynckt/Romero 2017; vgl. Alexander 2017). Die standarisierten 
PPP-Verträgen ermöglichen so die rechtlich gut abgesicherte Teilprivatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen durch die Hintertür, ohne dass dafür WTO-kon- 
forme Handelsverträge mit entsprechenden öffentlichen Ärgernissen notwendig 
wären. Der CwA wirbt direkt für eine Kommerzialisierung und Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen und für einen kostendenkenden Betrieb - d.h. für 


5 Zumletzten Stand der WTO-Verhandlungen über Investitionen Hartmann 2017. 
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die deutliche Anhebung der Gebühren (AfDB u.a. 2017: 16). Dies auch, um die 
Investitionsmöglichkeiten privater Unternehmen zu verbessern: „Intensivere 
Formen der Beteiligungen des Privatsektors |[...] können relevant werden, wenn 
sich die Kostendeckung auf ein akzeptables Niveau verbessert und die Risiken 
für private Investoren zur Absicherung der langfristigen Rendite angemessen 
gemindert werden.“ (Ebd. 17, Übers.: F.B.). 

Ähnlich verhält es sich mit dem Verweis auf „zentrale gute Prinzipien“ (ebd.: 
22, Übers.: F.B.), die Regierungen für den Investorenschutz bereitstellen sollten. 
So etwa die Absicherung gegen „unrechtmäßige direkte oder indirekte Enteig- 
nung“ (ebd., Übers.: F.B.) ohne direkte und adäquate Entschädigung oder die 
Garantie einer gleichen Behandlung von Investoren - ob nun inländischen oder 
ausländischen, kleinen oder großen, öffentlichen oder privaten. Das dritte zu 
beachtende Prinzip ist der mit Investitionen verbundene freie Kapitalverkehr, 


den es nur bei wenigen speziellen Ausnahmen zu begrenzen gilt (ebd.)*. Zudem 
müssten die Regierungen sicherstellen, dass diese Regulierungen auch rechtlich 
durchsetzbar sind, dafür brauche es „neutrale und effektive“ (ebd. , Übers.: F.B.) 
Streitschlichtungsmechanismen. Dabei verweist der CwA neben nationalen Ge- 
richtsbarkeiten ausdrücklich auch auf die umstrittenen internationalen Investor- 
Staat-Schiedsverfahren (ebd.: 22). Der CwA geht aber noch weiter. Er verweist 
aufdie langandauernden rechtlichen Auseinandersetzungen, die es im Interesse 
„harmonischer Beziehungen mit Investoren“ (ebd.: 23, Übers.: F.B.) zu vermeiden 
gelte. Eigens eingesetzte staatliche Stellen sollen in so gutem Austausch mit den 
Investoren stehen, dass Beschwerden von Investoren weit vor einer möglichen 
juristischen Auseinandersetzung aus dem Wege geräumt werden (ebd. , Übers.: 
F.B.). Damit geht der CwA noch über die umstrittenen Schiedsgerichte hinaus 
- bevor es überhaupt zu einer Investoren-Klage gegen einen Staat kommt, wird 
mit dem „Systematic Investor Response Mechanism“ (SIRM) (ebd.: 23) Inves- 
torenwünsche möglichst auf Ebene der Exekutive zügig, risikoarm und ohne viel 
öffentliche Erregung entsprochen. 

Ein weiteres Element des CwA kann der W TOplus-Agenda zugeordnet wer- 
den, die Deregulierung öffentlicher Beschaffung (ebd.: 14, 15, 17). Diese ist mit 
Verweis auf den starken Eingriff in die wirtschaftspolitische Souveränität nicht 
Teil der WTO-Verträge und auch nicht verbindlicher Teil der bisherigen EPAs- 


6 Zwar wird im CwA betont, dass es darum geht, die Repatriierung von Profiten oder die 
Vermeidung von Steuerzahlungen einzudämmen (AfDB u.a. 2017: 3), die Ausführungen 
zu Investitionen widersprechen dem aber (vgl. u.a. ebd.: 22). Damit entspricht der CwA 
wiederum den Forderungen der Europäischen Kommission, wie unteranderem in einem 
Entwurf der EPAs aus dem Jahr 2007 deutlich wird (European Commission 2007: 24f. 
(Title III, Article 1-3)). 
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Verträge mit afrikanischen Staaten. Im CwA wird, wie in den EU-Forderungen 
bezüglich der EPAs (BMZ 2007), für eine kompetitive und transparente öffentli- 
che Beschaffunggeworben (AfdB 2017 u.a.: 15, 17). Im Klartext bedeutet dies die 
freie Ausschreibung in öffentlichen Vergabeverfahren - in der Regel zugunsten 
großer internationaler Bieter und auf Kosten der Förderungkleiner, lokaler bzw. 
nationaler Bieter (Actionaid u.a. 2008, vgl. auch Claar/Nölke 2013). 

Die Beispiele PPP, Investitionen und öffentliche Beschaffung zeigen, wie der 
CwA sich in das Bemühen einreiht, den Weltmarkt über den Güterhandel hinaus 
„hinter der Grenze“ (behind the border) zu liberalisieren und zu deregulieren 
(allgemein zu diesem Vorhaben Bieler/Morton 2014: 41f.). Anders als die EPAs 
richtet sich der CwA nicht an afrikanische Regionen, sondern an kooperations- 
willige Einzelstaaten, die sich an ein bereits bestehendes Angebot anschließen. 
Dies vereinfacht Detailverhandlungen und Implementierung deutlich und setzt 
Benchmarks für andere Staaten. 

Da insbesondere die Aspekte Dienstleistungen, Investitionen und öffentliche 
Beschaffung über die bisherigen Abkommen innerhalb der WTO hinausgehen, 
sollte der CwA vor dem Hintergrund dieser „W TOplus-Agenda“ analysiert wer- 
den, auch wenn er kein Freihandels- oder Investitionsabkommen im engeren 
Sinne ist. Dabei ist zu betonen, dass einige Aspekte wie die Vertragsvorlagen oder 
der SIRM noch über W TOplus-Vorhaben in Freihandelsabkommen hinausge- 
hen, da diese beiden Aspekte Investitionsregulierungen gänzlich der öffentlichen 
Debatte und damit Kontrolle entziehen. 


Finanzmarktvertiefung als Teil des CwA 


Im letzten Kapitel des CwA - das Financing Framework - wird offen formuliert, 
dass der Compact auf verbesserte Anlagemöglichkeiten für einen „global pool of 
‚private finance“ zielt (AfDB u.a.: 29), vor allem für institutionelle Anleger wie 
diverse Fonds (Pensionsfonds, Hedgefonds oder andere Fonds), Banken oder 
Versicherungen. Es gehe darum, die Verfügbarkeit von Finanzierungsmöglich- 
keiten zu reduzierten Kosten und Risiken zu verbessern (ebd.). 

Prominent platziert ist etwa der Vorschlag, dass staatliche Entwicklungs- 
hilfe zukünftig stärker zur Risikominimierung privater Investitionen genutzt 
wird (ebd.: 29f.). Dieses „Blending“ (ebd.) soll durch die Absicherung privater 
Gelder einen Hebeleffekt in der Infrastrukturfinanzierung auslösen - und sich 
so die Wirkung der Entwicklungshilfe vervielfachen (vgl. OECD 2017). „Blen- 
ding“ steht vor allem wegen der Aufwendung öffentlicher Gelder zur Risikom- 
inimierung privaten Profits und der Ausrichtung verkaufbarer („marketable“ 
oder „bankable“; AfDB u.a. 2017: 37) öffentlicher Infrastrukturprojekte in der 
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Kritik. Die Ausrichtungaufdie Vermarktung würde einer demokratischen Infra- 
strukturplanung nach entwicklungspolitischen Anforderungen im Wege stehen 
(Counterbalance 2017; Herre/Ulbrich 2017; vgl. UNCTAD 2018a: Ch. IV). 
Dass der Fokus auf der Verkaufbarkeit liegt, wird im CwA deutlich formuliert: 
„Projektfinanzierungsinstrumente können in Tranchen aufgeteilt werden, um der 
unterschiedlichen Risikobereitschaft verschiedener Anleger gerecht zu werden” 
(AfDB u.a. 2017: 29; Übers. FB). Zudem könnten verschiedene Projekte in Port- 
folios zusammengestellt werden, um bei Investoren mit „low risk appetite“ (ebd.: 
30), wie etwa Pensionsfunds, Interesse zu wecken. Konkret zielt der CwA darauf 
ab, Infrastrukturprojekte derart zu gestalten, dass sie mittels Ausgabe von Aktien 
oder Anleihen aufglobalen Finanzmärkten gehandelt und finanziert werden. 

Darüber hinaus will der CwA die afrikanischen Länder darin unterstützen, 
ihren Finanzsektor zu reformieren. Dies beinhaltet etwa, lokale Märkte v.a. für 
Staats- aber auch Unternehmensanleihen zu schaffen (ebd.: 29ff.). Bisher ist der 
Markt für (Staats-)Anleihen in Lokalwährung nur in wenigen afrikanischen 
Staaten etabliert. Im Gegensatz zu Staatsanleihen bspw. in US-Dollar oder Euro 
wären Anleihen in Lokalwährungen zwar teurer, aber die Währungsrisiken 
niedriger. Zudem würde das private Sparen gestärkt oder langfristige Anlagen 
für Infrastruktur geschaffen (ebd.: 31f.). Zwar stimmt es, dass mit Anleihen in 
Lokalwährung Währungsschwankungen als direktes Problem für die staatliche 
Verschuldung verringert werden’, nichts desto trotz steigt mit dem Ausbau der 
marktbasierten (staatlichen) Finanzierung die allgemeine Verschuldungsgefahr 
und auch die Risiken volatiler Finanzmärkte (vgl. zur Kritik am Schuldenmo- 
nitoring des CwA Rehbein/Bokosi 2018). Bezüglich der Einführung von Anlei- 
hemärkten in Lokalwährungen warnt Gabor, dass hiermit jene Schattenmärkte 
involviert seien, die letztlich zur globalen Finanzkrise von 2007/2008 geführt 
haben (Gabor 2018b). 

Vermutlich aus Erfahrung der Asienkrise verweist der CwA in einer Fußnote 
auf das Problem ausländischer Investitionen in diesen lokalen Anleihemärkten: 
„Die Teilnahme von ausländischer Investoren an den inländischen staatlichen 
Anleihemärkten ist im Allgemeinen zu einem frühen Zeitpunkt nicht ratsam, 
da das Risiko von plötzlichen oder großen Kapitalabflüssen besteht. Dies kann 
zu einem Muster stark schwankender Vermögenswerte führen, sofern die Sckun- 


därmärkte flach und illiquide sind“ (AfDB u.a.. 2017: 33, Übers. FB). 


7  Fokussiert auf diesen Vorteil kommt auch die im Rahmen des G20 Treffens etablierte 
NGO-Gruppe C2017 zu dem voreiligen Schluss, wenn sie schreibt: „Der Compact enthält 
einige positive Punkte, wie die Stärkung lokaler Anleihemärkte. Diese sind nachhaltiger 
und stabiler als die Märkte für Anleihen in Fremdwährung“ (C2017 2017, Übers. FB). 
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Um für ausländisches Kapital die Investition in afrikanische Staatsanleihen 
zuermöglichen, gilt es diese Märkte unter anderem durch den Aufbau nationaler 
institutioneller Investoren mit langfristigen Investitionsinteressen (etwa Pensi- 
onsfonds) zu stärken. In Bezug auf die Rentensysteme heißt es als Empfehlung 
in Richtung der afrikanischen Staaten: „Verabschiedung struktureller und pa- 
rametrischer Reformen, um die Zahlungsfähigkeit der Pensionskassen sowie die 
Abdeckung der Bevölkerung zu verbessern.“ (AfDB u.a. 2017: 38, Übers.: F.B.). 
Es deutet sich an, was hier gemeint ist: Die Schaffung oder der Ausbau privater 
Rentensysteme in afrikanischen Staaten, sodass diese als inländische Investoren 
mit langfristiger Anlageperspektive agieren können. Gleichzeitig plädiert der 
CwA für eine Deregulierung von Pensionsfonds etwa in der EU, sodass diesen 
größeren Investitionen außerhalb der OECD, etwa in große afrikanische Infra- 
strukturprojekte, gestattet werden kann. Ebenfalls anvisiert wird eine Ausweitung 
der Hypothekenmärkte. 

Um die Investitionsmöglichkeiten auszuweiten und für verschiedene Investo- 
rentypen attraktiv zu machen werden verschiedene börsliche und außerbörsliche 
(und damit weniger transparente und regulierte) finanzmarktbasierte Instru- 
mente vorgeschlagen (ebd. 37). 

Während die finanzpolitischen Reformvorschläge des CwA die rechtlich 
geschaffenen Grundlagen für Investitionen und Dienstleistungsliberalisierung 
und damit die oben diskutierte W TOplus-Agenda ergänzen und konktetisieren, 
sind wiederum die vorab diskutierten WTOplus-Maßnahmen in ihrem Fokus 
auf die rechtliche Absicherung von Investitionen zentrale Voraussetzung zur 
Schaffung marktbasierter Finanzierungsinstrumente, sie vermindern letztlich 
das Ausfallrisiko (vgl. dazu auch AfbB u.a. 2017: 37). Diese Maßnahmen sind 


wiederum vor dem Hintergrund der Finanzmarktpolitik der G20 zu analysieren. 


Finanzielle Globalisierung und die Rolle Deutschlands 


Insbesondere seit 2014 bemüht sich die G20 vermehrt um eine Stärkung der 
„Resilienz“ globaler Finanzmärkte und weniger um ihre Regulierung. Für die 
Stärkung der Resilienz ist es nicht nur notwendig, etwa über das Blending und 
damit einer direkten öffentlichen Absicherung privater Investitionen und der 
angestrebten Vermarktungsfähigkeit von Infrastrukturprojekten neue direkte 
Anreiz- und Sicherungssysteme für Finanzanlagen zu etablieren. Diese Resilienz 
soll unter anderem durch die Schaffung bzw. Vertiefung lokaler Finanzmärkte in 
(semi-)peripheren Ländern ermöglicht werden. Hier spielen insbesondere die 
Staatsanleihen in Lokalwährung eine tragende Rolle (zur Funktion von Staats- 
anleihen als Anlagemöglichkeit vgl. u.a. Storm 2018: 311; Demirovie/Sablowski 
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2011:99). Für die Stabilität dieser lokalen Finanzmärkte sind wiederum heimische 
institutionelle Anleger mit langfristigen Investitionsinteressen in lokaler Währung 
- beispielsweise inländische Pensionsfonds - zentral. Entsprechend zielt der CwA 
als Projekt der G20 auch auf ihre stärkere Ausbreitung in der (Semi-)Peripherie. 
Mit diesen Maßnahmen, so die Überlegung, wird der Boden für größeres, ausländi- 
sches Anlagekapital geschaffen und destabilisierende Effekte von Kapitalabflüssen 
reduziert. Nicht Kapitalverkehrskontrollen wären also eine Antwort auf die Ge- 
fahren von Kapitalabflüssen, sondern „more markets“ (Gabor 2018: 406f.). Die 
Notwendigkeit großer Finanzmärkte zu ihrer eigenen Stabilisierung ist keine neue 
Erkenntnis (vgl. Huffschmid 1999: 87£.). Neu hingegen ist aber die systematische 
Schaffung und Vertiefung von Finanzmärkten in (semi-)peripheren Ländern als 
(paradoxe) Antwort auf die diversen Finanzkrisen der letzten Jahrzehnte. 

Die starke Finanzialisierung und Kommodifizierung von Entwicklungszu- 
sammenarbeit scheint dabei nicht nur eine Randerscheinung im globalen Fi- 
nanzsystem zu sein, sondern strukturgebend. Daniela Gabor analysiert einein- 
halb Jahre nach dem CwA in einem Beitrag der Financial Times, dass die neue 
Maximising Finance for Development Agenda der Weltbank, die, wie der CwA 
auch, die Schaffung liquider lokaler Wertpapiermärkte anstrebt, eine neue Welt- 
finanzordnung schaffe, in deren Kern die marktbasierte Finanzierung (shadow 
banking)* stehe (Gabor 2018). Für die Wirtschaftspolitik afrikanischer Staaten 
würde die Zunahme von marktbasierter Finanzierung nicht nur eine steigende 
Abhängigkeit von schwankenden Wertpapierpreisen bedeuten, sondern auch 
den entwicklungspolitischen Spielraum dieser Staaten erheblich einschränken. 

Damit ist der CwA in die Diskussion über die immer weiter zunehmende 
Finanzialisierung in (semi-)peripheren Ländern einzuordnen. Er ist nicht nur 
schlichtes Anlageprogramm für globales Finanzkapital, sondern ist als „Resili- 
enzprojekt“ mit starken strukturellen Eingriffen in afrikanische Finanzmärkte 
und afrikanische (staatliche) Finanzierungsmodi zu analysieren. 

Dennoch bleibt offen, wieso insbesondere Deutschland im CwA-Prozess 
eine so tragende Rolle spielt. Nicht nur wurde der CwA unter deutscher G20- 
Präsidentschaft aufden Weggebracht, es sind augenscheinlich auch maßgeblich 
deutsche staatliche und nicht-staatliche Akteure, die von Seiten der G20-Staaten 
den CwA implementieren. 


8 Shadow banking wird von Gabor hier in Anlehnung an das Financial Stability Board 
synonym mit „market based finance“ benutzt (Gabor 2018b, vgl. FSB 2015: 1), das Banken 
und Schattenanken in der Produktion und der Finanzierung von handelbaren Wertpa- 
pieren miteinander verbindet. 

9 Allein ein Blick auf die Website des CwA macht die tragende Rolle Deutschlands deut- 


lich (www.compactwithafrica.org), die überwiegende Mehrzahl der Veranstaltungen im 
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Eine finanzpolitisch herausragende Rolle Deutschlands zeigt sich seit 2007 in 
der G7/G8. Hier brachte die Deutsche Bundesbank in Kooperation mit dem IWF 
und der Weltbank den Vorschlagein, lokale Anleihemärkte in (semi-)peripheren 
Ländern und die lokalen institutionellen Investoren auszuweiten (Gabor 2018a: 
406) - Aspekte, die sich an zentraler Stelle auch im CwA wiederfinden (s.o.). 
Dieser Vorschlag wird nach der globalen Finanzkrise ab etwa 2011 und dann 
verstärkt ab 2014 innerhalb der G20 wieder aufgegriffen (ebd.: 406ff.). Dabei 
wandelte sich die Rolle Deutschlands innerhalb der G7/G20 von einer konservati- 
ven, bankenbasierten hin zu einer finanzmarktbasierten Position. Zumindest der 
Ökonomin Daniela Gabor (2018) folgend, wurde Deutschland innerhalb der G20 
unter Führungder Bundesbank zu einem Vorreiter in der politischen Gestaltung 
der finanziellen Globalisierung (financial globalisation), auch hinsichtlich einer 
Vertiefung der Finanzmärkte in (semi-)peripheren Ländern (Gabor 2018a: 410f.; 
zum Örientierungswechsel Deutschlands allgemein vgl. z.B. Sablowski 2009). 
Der CwA ist entsprechend als ein Element dieser führenden Rolle Deutschlands 
einzuordnen, vielleicht gar als ihr konkretestes, öffentliches Projekt. 

An dieser Stelle lässt sich über die Gründe der führenden Rolle Deutsch- 
lands hinsichtlich des CwA nur spekulieren - und wird hier als Spekulation zur 
Diskussion gestellt. Bei den folgenden Überlegungen stehen die ökonomischen 
Gründe im Vordergrund. Die diskursiven Gründe des CwA als Antwort auf die 
„Flüchtlingskrise“ spielen vor allem für die zeitliche Platzierung des Programms 
ebenfalls eine wichtige Rolle, können hier jedoch nicht erörtert werden. Ähnliches 
gilt für eine ausführlichere Kontextualisierungdes CwA in eine Neuausrichtung 


der deutschen Afrikapolitik. 


New Scramble for Africa 


Vielfach wird in der Diskussion um Afrika auf die vermeintliche ökonomische 
Irrelevanz des Kontinents verwiesen, als Indikatoren dienen hier beispielsweise 
der Anteil Subsahara Afrikas am weltweiten Bruttoinlandprodukts (BIP) von 2 
Prozent (WB 2019) oder der geringe Anteil weltweiter ausländischer Direktinves- 
titionen von 2,9 Prozent (UNCTAD 2018b: 38). Diese Indikatoren führen die 
Analyse jedoch in die Irre, wenn es um die geopolitische Relevanz des Kontinents 


Rahmen des CwA seitens der G20-Staaten laufen in Kooperation mit deutschen Insti- 
tutionen, das BMF hat ein eigenes „Compact with Africa Team“ (Schuknecht u.a. 2018: 
20), die zögerliche Beteiligunganderer G20-Staaten wird in Diskussionspapieren beklagt 
(Thiele u.a. 2018). Die institutionelle Verankerungdes CwA liegt unter den G20-Ländern 
augenscheinlich in deutscher Hand. 
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geht. Neben dem Verweis steigender Konsumentenmärkte in Afrika (Melber/ 
Southall 2009: xxv; UNECA/AU 2012: 36, 39) bleibt weiterhin richtig, dass die 
afrikanischen Rohstoffe von hoher strategischer Bedeutung sind, nicht zuletzt 
in Zeiten einer „grünen“ und „digitalen Ökonomie“. Afrika verfügt laut BMZ 
über 80 Prozent der weltweiten Platinmetalle sowie 40 Prozent der Goldvorkom- 
men (BMZ 2017: 8). Hinzu kommen große Mengen weiterer Mineralien und 15 
Prozent der weltweiten Ölvorkommen (Ayers 2013: 242; BMZ 2017: 8). China 
bezog im Jahr 2015 35 Prozent seiner mineralischen Rohstoffe und 21 Prozent 
seines Rohöls aus Subsahara Afrika, für die EU sind die afrikanischen Rohstoffe 
sogar die wichtigsten und Deutschland verfolgt unter den EU-Staaten ein her- 
ausragendes Rohstoffinteresse (Tröster u.a. 2017: 69f.). Afrikanische Ökonomien 
sind relativ stark in die globalen Wertschöpfungsketten integriert, ein großer 
Anteil afrikanischer Exporte - vor allem Rohstoffe - wird in anderen Ländern 
weiterverarbeitet. Entsprechend ihrer extraktivistischen Ausrichtung befinden 
sich afrikanische Länder vielfach am unteren Ende globaler Wertschöpfungsket- 
ten (Pfeiffer 2015: 2; vgl. UNCTAD 2018b: 23f.). Hinzu kommen die weltweit 
größten landwirtschaftlichen Anbauflächen (BMZ 2017: 8) und ein, wenn auch 
in der Höhe fraglicher, dennoch aber von der AfdB diagnostizierter und durch 
Initiativen wie den CwA zu finanzierender Infrastrukturbedarfvon 130 bis 170 
Milliarden US-Dollar pro Jahr - mit den entsprechenden Investitions- und An- 
lagemöglichkeiten (AfDB 2018: iii). 

Ein neuer, bisher weit weniger diskutierter geopolitischer Aspekt ist die Kon- 
kurrenz um und vermittelt durch sichere Anlagemöglichkeiten. So stellt Daniela 
Gabor, vielleicht fachlich etwas verengt aber in der Tendenz richtig, die These 
auf: „Der geopolitische Kampf um den Globalen Süden wird auf dem Terrain 
der Wertpapiermärkte ausgetragen. Dabei besteht wenigSpielraum für Kontrolle 
und Rechenschaftspflicht von Seiten anderer Entwicklungsakteuren.“ (Gabor 
2018b, Übers.: F.B.). Nicht zuletzt wegen ihrer schwachen eigenen finanziellen 
Ressourcen bieten afrikanische Länder neue interessante (Schulden-)Märkte 
sowie für Geberländer mögliche Hebelfinanzierungen angesichts großer Infra- 
strukturprojekte im eigenen Interesse. Besonders hervorzuheben wäre hier auch 
die (finanzmarktbasierte) Infrastrukturkonkurrenz zwischen China, den USA 
und der EU angesichts des Projektes der Neuen Seidenstraße (s. Gabor 2018b 
sowie Tröster u.a. 2017: 74£.). 

Der vor diesem Hintergrund entstehende „New Scramble for Africa“ ist nicht 
zuletzt deswegen interessant, weil sich hier nicht nur „westliche“ Staaten und 
Unternehmen rangeln: „[...] auch diejenigen der ‚emerging markets’ sind bestrebt, 
ihren Zugang zu afrikanischen Ressourcen und Märkten zu festigen. Der ‚New 
Scramble for Africa‘ beinhaltet daher bedeutende Veränderungen im Zusam- 
menhang mit den Verschiebungen des global-ökonomischen Machtgefüges.“ 


90 Frauke Banse 


(Ayers 2013: 227, Übers.: F.B.; vgl. allgemein Carmody 2017). Entsprechend 
dieses dynamischen global-ökonomischen Machtgefüges wären die deutschen 
CwA-Bemühungen auf europäischer Ebene vor allem in die kooperative Kon- 
kurrenzbeziehung zwischen Deutschland, Frankreich und auch Großbritannien 
einzuordnen. Nach den USA sind Großbritannien und Frankreich, gefolgt von 
China, 2017 die Hauptherkunftsländer ausländischer Direktinvestitionen auf 
dem afrikanischen Kontinent (UNCTAD 2018b: 38). Als Kolonialmacht, die in 
Afrika früh von anderen abgelöst wurde, hat Deutschland weit weniger politische 
und ökonomische Beziehungen im afrikanischen Kontinent als Großbritannien 
und insbesondere Frankreich. Der CwA sollte auch im Rahmen einer Neujus- 
tierung deutscher Afrikapolitik interpretiert werden. Während das ökonomisch 
geschwächte Frankreich in seiner Afrikapolitik verstärkt auf Multilateralismus 
setzt, baut Deutschland seine militärische und polizeiliche Präsenz in enger Ko- 
operation mit Frankreich u.a. in Mali und der Sahelregion aus (vgl. Erhart 2019; 
BMZ 2019; Major/Mölling 2018; Kipp/Koch 2018; WDR 2017; Powell 2017; 
Schild 2014: 186f.). Der CwA bietet zusätzlich die Möglichkeit, vermeintlich 
kolonial unbelastete Kontakte zu etablieren. 

In Bezug auf China ist Deutschland mit einem schr systematischen Auf- und 
Ausbau von Investitionsbeziehungen in nahezu allen afrikanischen Staaten kon- 
frontiert. Deutschland führt zusammen mit China die sehr überschaubare Reihe 
der Länder mit Handelsüberschüssen an (UNCTAD 2016: 21) und verfolgt 
das Ziel, die Investitionsmöglichkeiten für seine Unternehmen auszuweiten - 
das augenscheinlichste deutsche Anliegen des CwA. Anders als China verfügt 
Deutschland aber nicht über die Möglichkeit einer gezielten staatlichen Interven- 
tion, sondern muss sich vor allem seiner Marktmacht etwa durch Handels- und 
Investitionsverträge bedienen. Zwar zeigen die Praxis des Blending, das anvisierte 
Entwicklungsinvestitionsgesetz (s.u.) und andere Praktiken, dass auch Deutsch- 
land gezielt staatliche Förderungsinstrumente anwendet. Dennoch verfügt es 
nicht wie China über die Möglichkeiten einer stark staatlich gesteuerten Inves- 
titionspolitik, was besonders beim Projekt der „Neuen Seidenstraße“ deutlich 
wird, in dem auch Afrika eine zentrale Rolle einnimmt (Tröster u.a. 2017: 73£.; 
Hoering 2017; Handelsblatt 2018b; 2018c). 

Afrika ist bisher die einziggroße der von der UNCTAD eingeteilten Regionen, 
in der deutsche Investitionen bisher keine führende Rolle einnehmen (UNCTAD 
2018b)'°. Bisher zeigten deutsche Investoren aufgrund institutioneller Unsi- 
cherheiten auch nur begrenztes Interesse an Investitionen in Afrika. Es deutet 


10 Gleiches gilt für die Kategorien Least Developed Countries (viele von ihnen auf dem 
afrikanischen Kontinent), Landlocked and Developing Countries (ebenfalls viele aufdem 
afrikanischen Kontinent gelegen), sowie Small Islands (UNCTAD 2018b). 
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sich aber an, dass sich dies in Zukunft ändern wird (Handelsblatt 2018a). Ein 
Grund dafür ist das im Zuge des Marshallplans'' und des CwA erarbeitete neue 
Entwicklungsinvestitionsgesetz (Riedel 2018b). Interessant an dieser Gesetzesin- 
itiative ist nicht zuletzt die ungewöhnliche ministerielle Allianz. Anders als rein 
vom Gesetzesinhalt anzunehmen, kooperieren hier nicht nur das Bundeswirt- 
schaftsministerium (BM Wi) und das BMZ engmiteinander, sondern, gemäß der 
beiden zentralen Regierungsinitiativen CwA und Marshallplan auch die Ressorts 
Finanzen und Entwicklung - BMF und BMZ (Riedel 2018a-d). Diese Allianz 
kann ein Indiz dafür sein, dass die im CwA konzipierte enge Verschränkung 
zwischen Direktinvestitionen und Vertiefungund Erweiterungder afrikanischen 
Finanzmärkte von Deutschland tatsächlich weiterverfolgt wird. Auch wäre ein 
generelles Interesse Deutschlands anzunehmen, für seine Investoren cher „more 
[financial] markets“ (Gabor 2018: 398) denn mehr Kapitalverkehrskontrollen zur 
(vermeintlichen) Stabilisierung globaler Finanzmärkte zu erwirken. Zu prüfen 
bleibt, inwiefern eine Vertiefung afrikanischer Finanzmärkte und damit eine 
Marketization (Konings 2008) staatlicher und privater Kreditformen wie im 
CwA vorgesehen, deutschen Unternehmen zusätzlich den Zugangin Ökonomien 
erleichtert, in die es bisher nur wenig Verankerung hatte. 

Vor dem Hintergrund der Historie einer vertieften Finanzialisierung „an- 
geführt von Deutschland innerhalb der G20“ (Gabor 2018: 398, Übers.: F.B.) 
ist aber auch zu fragen, welche Funktion der CwA für dieses, zumindest Gabor 
folgend, stark von Deutschland geführte Projekt hat. Damit eng verbunden ist 
die Frage, wieso insbesondere Deutschland bzw. die Bundesbank innerhalb der 
G20 eine so führende Rolle in diesem Projekt einnahmen. Diesen Fragen muss 
allerdings an anderer Stelle vor allem empirisch nachgegangen werden. 

Welche Kooperationsinteressen die am CwA teilnehmenden Staaten haben 
soll im Folgenden nachgegangen werden. 


Kooperationsinteressen auf afrikanischer Seite 


Spielte in den EPAs-Verhandlungen noch die Konditionalisierungklassischer Of- 
ficial Development Aid (ODA) via den Europäischen Entwicklungsfund (EDF) 
eine zentrale Rolle beim Versuch, EU-Interessen durchzusetzen (Goodison 2007), 


11 Der Marshallplan für Afrika wurde vom BMZ ebenfalls 2017 veröffentlicht und plädiert 
für die Stärkungder „Eigenverantwortungder afrikanischen Staaten“ (BMZ 2017: 4). In 
seinen Finanzierungsvorschlägen zeigen sich deutliche Parallelen zum CwA (ebd.: 13ff.). 
Der Anspruch, bei der Kooperation auf Menschenrechte zu achten (ebd.: 6), scheint 
allerdings bei Kooperationspartnern des CwA wie Ägypten keine Rolle mehr zu spielen. 
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so werden beim CwA Entwicklungshilfe und Schulden, bzw. Finanzierungsbe- 
darfe weit subtiler als Druck- bzw. Anreizmittel zur Durchsetzung ausländischer 
Kapitalinteressen eingesetzt. 

Die afrikanischen CwA-Länder sind ökonomisch wie politisch ausgesprochen 
divers. Neben Diktaturen wie Ägypten nimmt das um ein vielfaches demokra- 
tischere Ghana, neben dem kaum industrialisierten Benin nimmt Marokko mit 
im Vergleich diversifizierterer ökonomischerer Strukturam CwA teil. Unter den 
CwA Ländern befinden sich mit Ghana, Marokko, Ägypten und Äthiopien vier 
der fünfwichtigsten afrikanischen Länder für ausländische Direktinvestitionen 
(UNCTAD 2018b: 38); in anderen sieht die Investitionsbilanz weit magerer 
aus (ebd.). CwA-Länder der Westafrikanischen Währungsunion mit dem von 
Frankreich kontrollierten Franc CFA sind zusätzlich gesondert hervorzuheben 
(Senegal, Togo, Benin, Elfenbeinküste, Burkina Faso). Sie unterliegen besonderen 
finanziellen Restriktionen (vgl. dazu Koddenbrock/Sylla2018 und Koddenbrock 
in diesem Band). Einigend ist bei derüberwiegenden Mehrzahl der CwA-Ländern 
unter anderem der sehr hohe Schuldenstand (Misereor/Erlassjahr 2018: 3) oder 
die hohen Zinsen für heimische Kredite. Mit der im CwA angestrebten Vertiefung 
der Finanzmärkte entstehen bankenunabhängige und ggf. billigere oder zumin- 
destvon Währungsschwankungen weniger betroffene Finanzquellen für Staaten 
und Unternehmen (befürwortend Songwe 2018). Über die gemeinsame CwA- 
Plattform werden Transparenz und Glaubwürdigkeit für ausländische Investoren 
geschaffen und Kontakte etabliert. Versprechen wie jenes des ghanaischen Präsi- 
denten Akufo Addo, Ghana von Entwicklungshilfe unabhängigzu machen, kann 
sich mit Initiativen wie dem CwA vermeintlich angenähert werden. Insbesondere 
in den bemerkenswert vielen CwA-Ländern, die Teil der Währungsunion des 
CfA sind und damit in hoher finanzpolitischer Abhängigkeit von Frankreich 
stehen, bieten Initiativen wie der CwA zwar Ausstiegsmöglichkeiten aus den 
postkolonialen Zwängen der Frangafrique, gleichzeitig ergeben sich aus diesem 
Ausstiegaber neue Abhängigkeiten von internationalen Finanzmärkten (in Bezug 


auf Eurobonds s. Koddenbrock/Sylla 2018: 30ff.; Basset 2017; Allen 2018). 


Schlussfolgerungen 


Der CwA stellt in seiner systematischen Verbindung zwischen Förderung von 
ausländischen Direktinvestitionen und Vertiefung der lokalen Finanzmärkte 
eine neue Qualität dar - er ist damit keine bloße Ansammlung bestehender 
Papiere oder „alter Wein in neuen Schläuchen“. Er führt nicht nur die W TOplus- 
Agenda der EU und damit Deutschlands weiter (hierzu Banse 2016: 90ff.), son- 
dern verbindet diese mit dem G20-Vorhaben der Vertiefung von marktbasierter 


Deutschland und der Compact with Africa 93 


Finanzierung in (semi-)peripheren Ländern. Ein Projekt, dass zumindest nach 
Daniela Gabor zentral von Deutschland innerhalb der G20 vorangetrieben 
wurde. Der Compact ist damit nicht nur ein Instrument mit dem Berlin seine 
wirtschafts- und geopolitischen Interessen auf dem afrikanischen Kontinent, 
sondern auch darüber hinaus durchzusetzen versucht. Die Tatsache, dass vor allem 
Deutschland sich in dem Prozess des CwA engagiert, verweist damit weniger auf 
die fehlende Wirkmächtigkeit des Projektes (angedeutet bei Thiele u.a. 2018), 
als auf die besonderen Bemühungen Deutschlands zur eigenen Positionierung. 
Anders als bei den EPAs ist aus deutscher Sicht dabei nicht das schwache BMZ, 
sondern das weit potentere BMF federführend. 

Die vorangegangenen Ausführungen verdeutlichten, dass der CwA multidi- 
mensional zu analysieren und zu kontextualisieren ist. Deutlich hervor stechen die 
Vorschläge zur weiteren Investitionsliberalisierungbzw. -absicherung und (Teil-) 
Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen u.a. durch Vertragsvorlagen und 
Einführung von Konfliktvermeidungsinstitutionen. Damit reiht sich der CwA in 
die Versuche der EU und Deutschlands ein, sogenannte W TOplus-Ihemen wenn 
nicht über klassische Freihandelsabkommen wie die aus EU-Sicht teilweise und 
vorerst gescheiterten EPAs-Verträge zu etablieren, sondern durch Kooperationen 
mit einzelnen Vorreiterländern. Vertragsvorlagen und staatliche Kontaktstellen 
für Investoren stellen hierbei eine Verschärfung der WTOplus-Agenda dar, der 
Druck zur Investorenfreundlichkeit wird durch die die finanzmarktbasierte 
Finanzierung öffentlicher Infrastruktur vermittels der Verschuldungsgefahr noch 
weiter verstärkt. Mindestens ebenso zentral und engmit den W TOplus-Ihemen 
des CwA verbunden, ist die analytische Einbettung des CwA in die von der G20 
verfolgte Stärkungder Resilienz des globalen finanzgetriebenen Akkumulations- 
regimes. Unter dem Blickwinkel der Resilienz erscheint die Umstrukturierung 
afrikanischer Finanzsysteme und Finanzierungsmodi afrikanischer Staaten und 
der damit immer stärkeren Funktion institutioneller Investoren bzw. Schatten- 
banken für die Entwicklungsfinanzierung als die zentrale Neuerung des CwA. 
Investitionen in Infrastruktur und Staatsanleihen stellen neue Sicherheiten für 
dasüberakkumulierte Kapital institutioneller Anleger dar. Die Vertiefungafrika- 
nischer Finanzmärkte und die Kreation afrikanischer institutioneller Investoren 
sollen dabei helfen, das globale Finanzsystem über stärkere Verankerung in der 
(Semi-)peripherie zu stabilisieren. Die noch stärkere Einbindung afrikanischer 
Länder in den Weltmarkt über die rechtliche und institutionelle Absicherung von 
ausländischen Direktinvestitionen und die finanzielle Vertiefung dieser Länder 
gehen also Hand in Hand. 

In Bezug auf die Finanzialisierung in (semi-)peripheren Ländern unterstreicht 
Storm (2018: 313), dass die Suche nach Sicherheiten den Doppelcharakter der 
Goldsuche hat - Anlagesicherheiten sind der Fokus und wenn gefunden, Quelle 
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des potenziellen Reichtums: „Sicherheiten sind das neue Gold“ (ebd., Übers.: 
F.B.). Der CwA soll die Suche nach und den Profit aus diesem Gold erleichtern. 
Das neue Gold sind die neuen Sicherheiten: eine Kombination aus Staatsanleihen 
in heimischer Währung, neuen heimischen Anlegern, gespeist u.a. aus der Pri- 
vatisierung der Rentensysteme, ausgeweiteten heimischen Immobilienmärkten 
auf der einen und auf der anderen Seite Investitionsmöglichkeiten insbesondere 
ausländischer Anleger unter anderem in Infrastruktur und Dienstleistungen 
(abgesichert durch das Blending staatlicher Entwicklungshilfe und anderer 
staatlicher Beteiligungen in PPP) sowie diversen für afrikanische Länder neuen 
Fondsstrukturen und Wertpapiermärkten. Deutschland situiert sich mit dem 
CwA im „New Scramble for Africa“ und etabliert mit dem CwA Investitions- 
möglichkeiten auf einem Kontinent mit zahlreichen Rohstoffen, Anbauflächen 
und Infrastrukturbedarf. Es knüpft als vermeintlich kolonial unbelastetes Land 
Kontakte u.a. in das frankophone Afrika (neben den CfA-Ländern gehören 
auch noch Tunesien, Marokko und Ruanda zu französischsprachigen Ländern, 
insgesamt sind also neun der zwölf CwA-Länder frankophon) und versucht 
der Investitionsoffensive Chinas durch gezielte Unterstützung von deutschen 
Investoren zumindest ansatzweise die Stirn zu bieten. Eingebettet sind diese 
Bemühungen zusätzlich in die militärische und polizeiliche Neupositionierung 
Deutschlands auf dem Kontinent. 

Als Gesamtwerk gelesen (und nicht als einzelne Reformmodule) steht der 
CwA vor allem aber in einer konsistenten Linie mit den bisherige Aktivitäten 
Deutschlands innerhalb der G20. Hinsichtlich der Rolle Deutschlands im Vor- 
antreiben dieser finanziellen Globalisierungim Rahmen der G20 ist festzustellen, 
dass der afrikanische Kontinent aufgrund seiner strukturellen Unterfinanzie- 
rung, hohem attestierten Bedarf an Infrastruktur und starker Abhängigkeit 
externer Gelder bzw. im Fall des Franc CFA direkten Einfluss auf die heimische 
Geldpolitik durch die frühere Kolonialmacht Frankreich - ein dankbares Inno- 
vations- und Anlagefeld für die Inhalte des CwA bietet. Allerdings bleibt abzu- 
warten, wie diese Vorhaben konkret umgesetzt werden. Nicht zuletzt aufgrund 
ihrer schr diversen ökonomischen Struktur hat nicht in allen Compactländern 
die Umstrukturierung des Finanzsystems erste Priorität in den angestrebten 
CwA-Reformprozessen’”. 

Vor dem Hintergrund des CwA aber auch der damit engverbunden Agenda der 
Weltbank zum Maximizing Finance for Development lassen sich Ansprüche eines 
„Ende der Entwicklungshilfe“ oder einer (marktvermittelten) „Partnerschaft auf 
Augenhöhe“ wenig positiv deuten. In der Tat kann es sein, dass weniger staatliche, 


12 Sichewww.compactwithafrica.org/content/compactwithafrica/home/compact-countries. 
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konditionalisierte Budgethilfe oder Projektfinanzierung fließt. An ihre Stelle tritt 
aber nicht eine Eigenfinanzierung peripherer Staaten, sondern eine Finanzierung 
aufden privaten Kapital- und Finanzmärkten mit den entsprechenden Volatilitä- 
ten, marktorientierten Schwerpunktsetzungen und damit einhergehenden hohe 
Verschuldungsrisiken und schweren sozialen Verwerfungen. Es droht nicht nur 
eine „Austeritätspolitik in Permanenz“ (HBS 2018) in dem die Gewinne priva- 
tisiert und die Verluste sozialisiert werden, sondern, Gabor folgend, eine neue 
Weltfinanzordnung mit hohem globalen Krisenpotential. Wenn Gabor Recht hat, 
dann hatte Deutschland an der Konzeption dieser Entwicklung einen entschei- 
denden Einfluss. Der CwA erscheint entsprechend als Element dieses deutschen 
Vorhabens. Welche Stellung der CwA in dem Gesamtprojekt der Resilienzför- 


derung für Deutschland einnimmt, wäre Gegenstand weiterer Untersuchungen. 
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Globalisierungskonflikte 


Die strategische Positionierung und Rolle der EU in der 
neuen Triade-Konkurrenz 


1. Einleitung' 


Die internationale Gipfeldiplomatie taumelt vor sich hin. Die Agenda ist geprägt 
durch schwerwiegende umwelt-, handels- und geopolitische Konflikte und eine 
zugleich schwindende Fähigkeit, vielleicht auch eine fehlende Bereitschaft der 
maßgeblichen Akteure, diese Konflikte aufder Grundlage gemeinsam getragener 
Konzepte und Strategien zu bewältigen. Die schwindende Fähigkeit resultiert 
daraus, dass gut zehn Jahre nach dem Ausbruch der Weltfinanzkrise die Ungleich- 
gewichte, Risiken und Interessengegensätze im globalen Wirtschaftsgeschehen 
nach wie vor groß sind. Nach wie vor scheint das Ende der Krisenkaskade - 
von der Finanz- über die Wirtschafts-, Staatsschulden- und Eurokrise bis hin 
zur Krise der Schwellenländer - nicht erreicht. Die Gründe für die anhaltende 
Krisenanfälligkeit des globalen Kapitalismus werden unterschiedlich bestimmt. 
Einige Beobachter und auch große Teile der Tagespresse nehmen vor allem den 
Wandel der handelspolitischen Diskurse in den Blick. Sie neigen dazu, die Ten- 
denzen eines aufkommenden Protektionismus als Ausdruck populistisch-nati- 
onalistischer Fehlorientierungen einflussreicher Politiker und Politikberater zu 
interpretieren (Boumanns 2017). Die Ursachenforschung anderer Beobachter ist 
stärker strukturell angelegt. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn die veränderten 
wirtschafts- und handelspolitischen Konzepte selbst noch als eine Spätfolge der 
tiefgreifenden Erschütterung des globalen Finanzsystems von 2007/08 geschen 
werden, durch das sich die partielle Verlagerung des weltwirtschaftlichen Gra- 
vitationszentrums in Richtung Asien zwischenzeitlich beschleunigt hat (Tooze 
2018; Schmalz 2018a). 

In diesem Beitrag werden beide Diskursstränge - derjenige über den Wan- 
del weltökonomischer Strukturen und derjenige über das veränderte politisch- 


1 Fürhilfreiche Kommentare zu einer ersten Textfassung danke ich Ingo Stützle und Etienne 
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strategische Handeln - aufeinander bezogen. Es wird davon ausgegangen, dass 
wir uns noch immer in einer relativ offenen Entwicklungskonstellation befinden, 
die durch widersprüchliche Dynamiken gekennzeichnet ist: Auf der einen Seite 
ist - im Unterschied zu den 1930er Jahren - die Gefahr eines Abgleitens in 
protektionistische Abschottungspolitiken und eine Fragmentierung der Welt- 
wirtschaft bislangabgewendet worden (Behrens/Janusch 2013); aufder anderen 
Seite wird mit einer gewissen Zeitverzögerung aber auch erkennbar, dass sich die 
Globalisierung von Handel, Produktion und Finanzen merklich abgeschwächt 
hat (UNCTAD 2018a; 2018b). Nicht nur der handelspolitische Kursschwenk der 
USA unter Donald Trump, auch die protektionistischen Diskurse und Praktiken 
anderer Staaten, darunter der BRICS-Staaten? und der Europäischen Union (EU) 
(WTO OMGC u.a. 2018), und nicht zuletzt die durch festgefahrene Konflikte 
und Umgehungsstrategien geschwächte Welthandelsorganisation (WTO) sig- 
nalisieren, dass der alte Globalisierungskonsens, gemäß dem eine schrittweise, 
aber stetige Liberalisierung letztlich allen zugute kommt, erodiert ist. Die gesell- 
schaftlichen und internationalen Konflikte um die Struktur und Funktionsweise 
der Weltökonomie spitzen sich vielfach zu. Aus der europäischen Perspektive 
verdichten sich diese Prozesse in einer „Doppelkrise“ der transatlantischen 
Globalisierungspolitik (Bieling 2018). In der Gestaltung der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen werden die (neo-)liberal-kosmopolitische Orientierung 
und die hiermit verbundenen Prinzipien und operativen Instrumente, mithil- 
fe derer die USA und die EU bis vor kurzem noch die Globalisierung effektiv 
gestützt haben, infrage gestellt - und dies auf zweifache Weise: „von innen“ 
durch den Bedeutungsgewinn populistisch-nationalistischer Kräfte und deren 
nationalistisch-protektionistische Orientierungen; und „von außen“ durch den 
Aufstieg Chinas und des asiatischen Raums, also den zunehmenden Einfluss 
entwicklungsstaatlicher Konzepte. 

Vor diesem Hintergrund wird in diesem Beitrag untersucht und diskutiert, 
ob, wie und warum sich die EU globalisierungspolitisch neu positioniert. Es wird 
dargelegt, dass die EU ihre Strategie und Praxis - in Reaktion auf das Scheitern 
der Doha-Runde im Rahmen der WTO und auf die wirtschaftliche Stagnation 
infolge der Eurokrise - bereits in den 2000er Jahren partiell modifiziert hatte. 
Sie vollzog gleichsam den Übergang von einer „tiefen“, umfassenden und multi- 
lateralen zu einer pragmatisch orientierten, exzessiv-bilateralen Liberalisierungs- 
politik. Konfrontiert mit der „Doppelkrise“ hält sie an diesem Kursschwenk 
grundsätzlich fest. Sie löst sich zudem vorsichtig aus der Verpflichtung auf eine 
enge transatlantische Kooperation. Aufgrund EU-interner Dissonanzen und 


2 BRICS steht für die Anfangsbuchstaben von: Brasilien, Russland, Indien, China und 
Südafrika. 
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Interessendivergenzen bleibt diese Loslösung strategisch und programmatisch je- 
doch schwach profiliert. So spricht einiges dafür, dass für die EU - ungeachtet der 
öffentlichen transatlantischen Dispute - die fortbestehenden politökonomischen 
Anreize und Zwänge zur Kooperation mit den USA vorerst bestimmend bleiben. 
Um diese Einschätzung zu begründen, wird nachfolgend zunächst dargestellt, 
inwiefern wichtige Grundlagen und Voraussetzungen der beschleunigten Glo- 
balisierung inzwischen erodiert sind (2.). Danach richtet sich der Blick auf die 
- gesellschaftliche und globale - „Doppelkrise“ der transatlantischen, neoliberal- 
kosmopolitisch ausgerichteten Globalisierungspolitik (3), um anschließend zu 
beleuchten, inwiefern sich die EU - im konfliktiv-kooperativen Verhältnis zu den 
USA, China und anderen Weltregionen - globalisierungsstrategisch neu orientiert 
(4.). Im Management der Globalisierungscheint ihr dabei mehr und mehr die Rolle 
einer ausbalancierenden Kraft zuzuwachsen. Ob sie diese Rolle jedoch erfolgreich 
ausfüllen kann, ist angesichts der fortbestehenden „Doppelkrise“ ungewiss (5.). 


2. Globalisierungsdynamiken und Globalisierungskonflikte 


Wenn hier von einer Intensivierung der Globalisierungskonflikte ausgegangen 
wird, so ist damit keineswegs gemeint, dass der Prozess der Globalisierung zuvor 
reibungslos und harmonisch verlaufen ist. Ganz im Gegenteil, schon in den Jahr- 
zehnten nach dem Zweiten Weltkriegprägten unterschiedliche politökonomische 
Interessenlagen und politische Kulturen die Liberalisierung der Wirtschaftsbe- 
ziehungen. Während einige Länder schr wirtschaftsliberal orientiert waren, also 
typische Handelsstaaten bildeten, die sich aufgrund exportstarker Leitsektoren - 
häufigauch eines kleinen, zumindest begrenzten Binnenmarktes - für den Abbau 
von Handels- und Investitionsbarrieren einsetzten, ließen sich andere Länder mit 
einem großen Binnenmarkt und einer cher rückständigen Wirtschaftsstruktur 
nur zögerlich und selektiv darauf ein, die nationalen Ökonomien zu liberali- 
sieren. Je nach Liberalisierungsgegenstand - betroffene Sektoren, tarifäre oder 
nicht-tarifäre Handelshemmnisse etc. - stellten sich die Konfliktkonstellationen 
unterschiedlich dar. Im Rückblick lassen sich folgende Phasen und Schwerpunkte 
unterscheiden (Bieling 2010: 113ff.): 

1. Nach der Gründung des General Agreement on Tariffs and Trade (GAT'T) 
kam es in den 1950er und 1960er Jahren in mehreren Handelsrunden zu 
einem raschen Abbau der tarifären Handelshemmnisse, d.h. der Zölle. Der 
Fokus lag auf dem Warenhandel, mit Ausnahme des Textil- und Agrarsck- 
tors. Der Handel mit Dienstleistungen war hingegen zu vernachlässigen. 
Außerdem konzentrierte sich der Liberalisierungsprozess vor allem auf die 


Welt der OECD-Staaten. 
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2. Auch in den 1970er und 1980er Jahren hielt das Tempo der handelsgetrie- 
benen Globalisierung an. Zum einen gewannen Dienstleistungen, in erster 
Linie unternehmensbezogene Dienstleistungen - Finanzdienstleistungen, 
Wirtschafts- und Rechtsberatung, Werbungetc. -an Bedeutung. Zumande- 
ren mehrten sich zugleich die Konflikte über die sogenannten nicht-tarifären 
Handelshemmnisse (NTHs) wie Subventionen, steuerliche Vergünstigungen, 
Quoten, freiwillige Handelsbeschränkungen, Local-Content-Bestimmungen 
oder spezifische Normen und Produktstandards. Letzteres verdichtete sich 
in den Diskussionen über einen „neuen Protektionismus“ (Gilpin 1987: 
204ff.). Zudem erstreckte sich die Globalisierung mit der Zunahme Auslän- 
discher Direktinvestitionen (ADlIs) in wachsendem Maße auch auf Fragen 
des Investitionsschutzes, insbesondere mit Blick auf die Schwellen- und 
Entwicklungsländer. 

3. Mit dem Übergangvom GATT zur WTO wurde im Jahr 1995 - nach langwie- 
rigen Verhandlungen - der erweiterte Gegenstands- und räumliche Geltungsbe- 
reich der Globalisierung aufeine institutionell und rechtlich gestärkte Grundla- 
ge gestellt. Zugleich mehrten sich als Ausdruck schr heterogener Interessenlagen 
aber auch die Konflikte innerhalb der WTO (Manz 2007). Die Initiativen für 
größere Verhandlungsrunden - die Millennium- oder Doha-Runde - blieben 
entsprechend erfolglos, so dass sich die Anstrengungen der Mitgliedstaaten 
vermehrt darauf richteten, Bilaterale Investitions- und Handelsabkommen 
(BITs) abzuschließen. 

4. Die Abkehr vom Multilateralismus hat sich im Anschluss an den Ausbruch der 
Weltfinanzkrise im Jahr 2007 weiter fortgesetzt. Zunächst erfolgte diese Ab- 
kehr nur zögerlich. Es wurden weitere BITs und sogenannte Mega-Regionals, 
d.h. eine neue Generation transregionaler Abkommen, ausgehandelt - um 
nur einige prominente zu nennen: CETA (Comprehensive Trade Agreement 
mit Kanada), TTIP (Transatlantic Trade and Investment Partnership), TPP 
(Transpacific Partnership) oder RCEP (Regional Comprehensive Economic 
Partnership) -, indessen die WTO harschen protektionistischen Abschot- 
tungsstrategien entgegenwirkte. Die institutionelle Stabilisierungder libera- 
len Weltwirtschaftsordnung blieb jedoch prekär: Die neoprotektionistischen 
Handelspraktiken gewannen erneut an Bedeutung, bis hin zu dem Punkt, 
dass seit einiger Zeit wieder offene Handelskriege geführt werden. 

Im Zuge der wiederholten Transformation der handelspolitischen Konfliktkons- 

tellationen hat sich auch die Rolle der Europäischen Gemeinschaft (EG) bzw. der 

späteren EU gewandelt. In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg hat sie 
sich vor allem auf die interne Realisierung der Zollunion konzentriert, hierbei die 
schrittweise Liberalisierungdes Außenhandels grundsätzlich akzeptiert, sich der 

Liberalisierung des Agrarsektors und der Textilproduktion aber widersetzt. Der 
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Liberalisierungsprozess folgte dabei einem übergreifenden Muster: Die EG/EU 

trieb intern die Liberalisierung voran, so vor allem durch die Zollunion und den 

EG-Binnenmarkt; und die USA starteten in der Sorge um eine „Festung Europa“ 

ihrerseits globale, zumindest transatlantische Liberalisierungsinitiativen, insbe- 

sondere die Kennedy-Runde (1964-1967) und die Uruguay-Runde (1986-1994), 

um eine mögliche Festung zu verhindern. Schon in der Uruguay-Runde zeigte 

sich bereits schr klar, dass die EG/EU ihre lange Zeit cher passive handelsstrate- 
gische Orientierung aufgegeben hatte und selbst zunehmend bestrebt war, die 

Globalisierung aktiv voranzutreiben. Dies war zum einen dadurch bedingt, dass 

sich die europäischen Transnationalen Konzerne (TNKs) im Zuge der Binnen- 

marktintegration selbst schr stark globalisiert, d.h. ihre Wertschöpfungsketten 
und Absatzmärkte unter Einschluss entlegener Weltregionen neu definiert hatten 

(van Apeldoorn 2002: 136ff.; Bieling 2010: 92ff.). Zum anderen stellte die EU- 

interne Liberalisierung - verbindliche Mindestvorgaben in Kombination mit der 

wechselseitigen Anerkennung nationaler Standards - ein Modell dar, das sich 
auch für die Liberalisierung der Außenhandelsbeziehungen, nicht zuletzt für 
die Überwindung nicht-tarifärer Handelshemmnisse schr gut zu eignen schien 

(vgl. Meunier 2007). 

Entsprechend verwunderte es wenig, dass sich die EU zur treibenden Kraft 
einer schr umfassenden sogenannten deep-trade-agenda (Young/ Peterson 2006) 
oder „behind the border liberalisation“ (ebd.: 796) entwickelte. Ihre Außenwirt- 
schaftspolitik der 1990er und 2000er Jahre fügt sich ein in einen kooperativen, 
multilateral orientierten und rechtsbasierten Gestaltungsansatz, der auch die 
Institutionalisierung und Verallgemeinerung von Good-Governance-Prinzipien 
(Schutz von Menschenrechten, Aufbau von Rechtsstaatlichkeit, Bekämpfung 
von Korruption, Förderung von Demokratie und Zivilgesellschaft etc.) mit ein- 
schließt. Die vermehrten Konflikte weisen ihrerseits allerdings darauf hin, dass 
dieser Gestaltungsansatz an Grenzen stößt: 

— Eine erste Kraft des Widerstands gegen die umfassende und tiefe Liberalisie- 
rungsagenda bilden - noch immer - die Organisationen der globalisierungs- 
kritischen Bewegung (Gill 2003: 212ff). Sie wenden sich vor allem gegen die 
Bestrebungen, über die internationalen Verträge und Institutionen eine globale 
Konzernverfassung zu etablieren, die eine Politik des sozialen Ausgleichs, 
der ökologischen Nachhaltigkeit und der demokratischen Selbstbestimmung 
strukturell restringiert. 

- Einige der Kritikpunkte werden seit einiger Zeit nun vermehrt und nationa- 
listisch verzerrt von einer zweiten Kraft des Widerstands, d.h. populistisch- 
nationalistischen Bewegungen und Parteien artikuliert (Bieling 2017; Becker 
2018). Aufdas Prinzip der nationalen Souveränität verweisend, gewinnen diese 
Organisationen und Netzwerke auch in den USA und der EU an Bedeutung, 
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Die von ihnen initiierten neoprotektionistischen Diskurse und Maßnahmen 
deuten darauf hin, dass die deep-trade-agenda an Rückhalt verliert. 

— Doch nicht nur intern bröckelt der Rückhalt. Auch extern hat sich in den 
zurückliegenden Jahrzehnten - ohne Beteiligung der EU und der USA - die 
Kooperation zwischen den Schwellen- und Entwicklungsländern intensiviert 
(Bieling 2014; Schmalz 2018b: 29f.). Mit dieser Kräfteverschiebunggewinnen 
zugleich Kapitalismusmodelle an Bedeutung, die gegenüber den von der EU 
proklamierten Prinzipien des Good Governance gewisse Vorbehalte anmelden, 
also die Ziele der nationalen Souveränität und Entwicklung groß schreiben 
und Fragen der Liberalisierung denen der staatlichen Lenkung vielfach un- 
terordnen (Nölke 2018). 


3. „Doppelkrise“ der neoliberal-kosmopolitischen 
Globalisierungspolitik 


Die skizzierten Widerstände gegen die umfassende, schr tiefe und marktliberal 
organisierte Globalisierung lassen erkennen, dass die intensivierte Konflikt- 
dynamik in der internationalen politischen Ökonomie nicht nur konträren 
Interessenlagen geschuldet ist. In den Konflikten artikulieren sich oft auch 
divergierende Ordnungsvorstellungen und Leitprinzipien der Globalisierung. 
Um die Ursachen und Verlaufsformen der hier betrachteten Konflikte und die 
strategische Reorientierung der EU zu ergründen, ist es instruktiv, auf die von 
Kees van der Pijl (1998; 2006) vorgenommene Unterscheidung zweier Staats- 
Zivilgesellschafts-Komplexe, das „Locke’sche Kerngebiet“ und die „Hobbes’schen 
Herausfordererstaaten‘“, zurückzugreifen. Das „Locke’schen Kerngebiet“ war 
bis vor einiger Zeit hegemonial. Es umfasste in erster Linie den anglo-ameri- 
kanischen Raum, erweiterte sich dann auch auf (West-)JEuropa und die übrige 
OECD-Welt. Es vermochte nicht nur zentrale Spielregeln der Globalisierung zu 
definieren, sondern übte auf fortschrittliche, transnational orientierte Kräfte in 
den „Hobbes’schen Herausfordererstaaten‘“, d.h. in vielen, zum Großteil autoritär 
organisierten Schwellen- und Entwicklungsländern, auch eine beträchtliche An- 
ziehungskraft aus. Inzwischen wird diese hegemoniale Rolle jedoch „von innen“ 
wie „von außen“ - daher „Doppelkrise“ - in Frage gestellt. 


3.1 Zwei Staats-Zivilgesellschafts-Komplexe 


Nach Kees van der Pijl (1998: 64ff.; 2006: 17ff.) ist das „Locke’sche Kernge- 
biet“ durch eine umfassende, auch transnational vernetzte Zivilgesellschaft 
gekennzeichnet, deren Entwicklung durch ein breit verzweigtes Ensemble von 
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Vereinigungen einen großen Einfluss kommerzieller Orientierungen, besitzin- 
dividualistisches Denken und Konzepte der Selbstregulierung geprägt ist. Die 
Reproduktion der Zivilgesellschaft wird durch einen liberalen Staatstypus stabi- 
lisiert, also durch die Garantie von Rechtsstaatlichkeit, eine institutionalisierte 
Gewaltenteilung, verlässliche Vertragsbeziehungen und begrenzte Kapazitäten 
der Staatsintervention. Die Interaktion von Staat und Zivilgesellschaft entfaltet 
sich auf der Grundlage einer hochproduktiven kapitalistischen Ökonomie mit 
extensiven Markt- und Handelsbeziehungen. Die außenwirtschaftspolitischen 
Strategien sind nicht ein für alle Mal festgelegt, sondern können - geprägt durch 
gesellschaftspolitische Auseinandersetzungen - variieren. Auf der Grundlage 
einer produktiven, international orientierten Ökonomie wirkt das „Locke’sche 
Kerngebiet“ jedoch tendenziell darauf hin, die Globalisierung im Sinne libe- 
ral-kosmopolitischer Vorstellungen, unter Einschluss globaler Bürgerrechte, 
voranzutreiben. 

Im Unterschied hierzu ist der Staats-Zivilgesellschafts-Komplex der „Hobbes’- 
schen Herausfordererstaaten“ deutlich autoritärer organisiert (van der Pijl 1998: 
78fF.; 2006: 6f.). Die autoritär-hierarchischen Strukturen reflektieren die relative 
ökonomische Rückständigkeit dieser Länder und die Bestrebungen der herr- 
schenden und regierenden Klassen, diese Rückständigkeit durch umfassende 
Instrumente der staatlichen Kontrolle und Intervention zu reduzieren. Die 
staatliche Kontrolle zielt auf die Operationsweise der Ökonomie, erstreckt sich 
häufigaber auch aufdie Zivilgesellschaft, also die politischen Parteien, Verbände, 
Wissenschaft und Medien und andere Arenen der öffentlichen Kommunikation. 
Die staatlich-kontrollierte, oftmals autoritäre politische Kultur beeinflusst zudem 
die Außenbeziehungen der „Hobbes’schen Herausfordererstaaten“. Wirtschaft- 
lich neigen sie oft Konzepten einer entwicklungsstaatlichen Modernisierung zu 
und sind auch cher bereit, protektionistische Instrumente anzuwenden. In der 
Verteidigung der nationalen Souveränität, d.h. des traditionellen Völkerrechts 
mit dem Prinzip der Nichteinmischung in nationale Angelegenheiten, weisen 
sie zudem liberal-kosmopolitische Ideen zurück. 

Geografisch erstreckte sich das „Locke’sche Kerngebiet“ zunächst vor allem 
auf den anglo-amerikanischen Raum. Es dehnte sich - vermittelt über die Ver- 
allgemeinerung überlegener Produktionsmethoden, Direktinvestitionen sowie 
Handels- und Finanzbeziehungen dann aber auch auf andere Regionen aus. 
Auch der kontinentaleuropäische Raum und die Mitgliedsgesellschaften der 
Europäischen Union wurden in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts 
schrittweise liberalisiert und in das „Locke’sche Kerngebiet“ integriert. Sicherlich 
blieben einige Merkmale des anglo-amerikanischen Kapitalismusmodells, so 
etwa die Marktkonkurrenz und das besitzindividualistische Denken, schwä- 
cher ausgebildet und wurden durch fest institutionalisierte Wohlfahrtsstaaten 


66 Hans-Jürgen Bieling 


und korporatistische Formen der Interessenvermittlung modifiziert (Ryner/ 
Cafruny 2017: 113fF). Auch die außenwirtschaftlichen Konzepte unterschieden 
sich mitunter beträchtlich. So entwickelten die USA ihre Liberalisierungs- und 
Investitionsschutzagenda mit Blick auf die besondere Stärke des US-Dollars und 
der transnationalen Unternehmen in den neuen Schlüsselindustrien, indessen in 
der EU unterschiedliche, teils stärker auf den nationalen Binnenmarkt fixierte, 
teils stärker exportorientierte Wirtschaftsmodelle nebeneinander koexistierten 
(Becker/Jäger 2009). 

Obgleich derartige Differenzen fortbestehen, hat sich die EU ansonsten aber 
schr stark dem anglo-amerikanischen Modell angenähert.‘ Der Annäherungs- 
prozess vollzog sich zum einen über die Globalisierung des Handels und die He- 
rausbildung globaler, nicht zuletzt transatlantischer Wertschöpfungsketten. Bis 
heute sind der nordamerikanische und europäische Wirtschaftsraum durch einen 
wechselseitig hohen Bestand an ADIs und einen großen Beitrag zur regionalen 
Wertschöpfung und Beschäftigung eng miteinander verflochten (Hamilton/ 
Quinlan 2016: 8ff.). Zum anderen kam in diesem Prozess auch den Finanzmärk- 
ten, nicht zuletzt den Wertpapiermärkten, eine wachsende Bedeutung zu. Im 
Prozess der Liberalisierung und Integration der Finanzmärkte hat sich die EU 
in mehrfacher Hinsicht schr stark am anglo-amerikanischen Modell orientiert. 
Gestützt auf die wachsende Rolle spezifischer Finanzmarktakteure - Groß- und 
Investmentbanken, institutionelle Anleger, Ratingagenturen und Wirtschaftsbe- 
ratungsfirmen - entfalteten sich Prozesse der Finanzialisierung (Bieling 2013), 
im Zuge derer andere Bereiche der Produktion und Reproduktion unter Berück- 
sichtigung von Finanzmarktkriterien reorganisiert worden sind. Die finanzmarkt- 
induzierte Annäherung an das anglo-amerikanische Modell vollzieht sich unter 
anderem über die Reform der Corporate Governance, die (Teil-)Privatisierung der 
Alterssicherung und der öffentlichen Infrastruktur oder auch den Boom auf den 
Immobilienmärkten, eine finanzmarktaffine öffentliche Kommunikation unter 
Einschluss reformierter universitärer und schulischer Lehrpläne. 


3 Besonders prägend für die EU ist dabei ein Block von Ländern, deren Ökonomien schr 
stark mit dem deutschen Wirtschaftsmodell verknüpft sind. Die neomerkantilistische Ori- 
entierung dieses Modells fügt sich durchaus, allerdings sehr spezifisch in das „Locke’sche 
Kerngebiet“ ein. Handelspolitisch ist der deutsche Neomerkantilismus allenfalls punktuell 
protektionistisch. Er stützt sich in erster Linie auf hochproduktive Exportindustrien, 
eine die Lohnstückkosten und Inflation dämpfende Tarif- und Sozialpolitik und eine 
strukturelle Unterbewertung der eigenen Währung, zunächst der D-Mark und später 
des Euro. 

4 Ingewisser Weise lässt sich bereits die Verallgemeinerung fordistischer Produktions- und 
Lebensformen in Europa als ein Prozess der Amerikanisierung betrachten (so bereits 


Gramsci 1991). 
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Wie bereits angedeutet, zeugt diese Transformation nicht nur von der Integ- 
ration der EU in das „Locke’sche Kerngebiet“. Zugleich entwickelte sich die EU 
- gestützt auf den EG-Binnenmarkt und die Wirtschafts- und Währungsunion 
(WWU) - zu einem wichtigen Faktor im Ensemble all jener Kräfte, die sich für 
eine forcierte, markt- oder neoliberal orientierte Globalisierungeinsetzten. Mehr 
noch, sie repräsentierte einen tragenden Pfeiler des „Locke’schen Kerngebietes‘“, 
der die handels- und investitionspolitische Globalisierung zunehmend proaktiv 
und eigenständig zu gestalten bestrebt war. Die proaktive und offensive Vor- 
gehensweise brachte die Europäische Kommission selbst programmatisch schr 
prononciert im handelspolitischen Strategie-Papier Global Europezum Ausdruck 
(European Commission 2006). Der offensive Ansatz sollte dabei im Rahmen eines 
multilateralen und regel-basierten Gestaltungsansatzes, der zugleich offen war für 
unterschiedliche Aspekte von Good Governance, realisiert werden. Inzwischen ist 
jedoch erkennbar, dass dieser Gestaltungsansatz nur bedingt tragfähig ist und auf- 
grund äußerer und partiell auch innerer Widerstände an deutliche Grenzen stößt. 


3.2 Liberalisierung und Good Governance im Zeichen des „Beijing 
Consensus” 


Die erste Grenze zeichnet sich bereits seit einiger Zeit ab. Schon gegen Ende der 
1990er und im Laufe der 2000er Jahre konnten wichtige Liberalisierungsini- 
tiativen im Rahmen der WTO nicht realisiert werden. So scheiterte in Seattle 
nicht nur die Millennium-Runde, auch die im Jahr 2001 gestartete Doha-Runde 
konnte - trotz wiederholter Anläufe - bis heute nicht zum Abschluss gebracht 
werden. Die Interessenlagen waren relativ klar definiert: So drängte die soge- 
nannte Quad, d.h. die USA, die EU, Japan und Kanada, darauf, die Märkte für 
Industriegüter und Dienstleistungen zu liberalisieren und den Investitionsschutz 
zu stärken. Besonders umstritten waren die von der EU verfochtenen „Singapur- 
Themen‘, also Investitionen, Wettbewerbspolitik, öffentliche Beschaffung und 
administrative Handelserleichterungen. Diese wurden von den Schwellen- und 
Entwicklungsländern nicht nur zurückgewiesen, sondern zugleich mit Forderun- 
gen zur Öffnung der Agrarmärkte beantwortet. Der transatlantischen Allianz 
gelanges dabei nicht, einen tragfähigen Kompromiss zu formulieren, zumal sich 
die Schwellen- und Entwicklungsländer ihrerseits schr effektiv in zwei Bündnis- 
sen — der G-20+ und der G-90 - organisiert hatten (Manz 2007). 

Innerhalb der G-20+ nahm China keine unmittelbar führende Rolle ein; diese 
lag cher bei Brasilien, Indien und Südafrika. Dessen ungeachtet reflektiert sich 
bereits in den Konflikten in der WTO ein globaler Wandel der Kräfteverhältnisse 
und der handels- und entwicklungspolitischen Präferenzen, der strukturell auf 
daschinesische Entwicklungsmodell verweist. Diesliegterstens daran, dass China 
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über diverse ökonomische Aktivitäten —- das Exportwachstum, aber auch inter- 
nationale Investitionen und Kredite - den Globalisierungsprozess aktiv gestützt 
und vorangetrieben hat (Schmalz 2018a: 148ff., 313ff.). Wie die „Neue Seiden- 
straße“, d.h. die „One belt, one road “-Initiative (OBOR), dokumentiert, wird dem 
Ausbau und der Modernisierung der globalisierungsrelevanten Infrastruktur, 
also den Informations- und Kommunikationstechnologien, den Verkehrswegen 
(Straßen, Bahnlinien, Seewegen und Häfen) wie auch der Energieversorgung 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt (Hoering 2017). Zweitens beteiligt sich 
China in diesem Kontext federführend am Aufbau internationaler und regionaler 
Institutionen, so etwa der Asiatischen Infrastrukturinvestitionsbank (AIIB), 
der New Development Bank mit den anderen BRICS-Staaten oder der Shang- 
hai Cooperation Organization (SCO), und wirkt im Rahmen der G-20, der 
ASEAN+3 und vielfältiger bilateraler Abkommen daran mit, die Globalisierung 
zu stabilisieren (Simon 2018: 154ff). Und drittens strahlt der wirtschaftliche 
Erfolg des chinesischen Entwicklungsmodells zwar nicht auf alle (Starrs 2018: 
181ff.), so aber doch auf einige andere Schwellen- und Entwicklungsländer aus. 
Auch wenn ihnen die Voraussetzungen fehlen, den chinesischen Weg nachzu- 
ahmen, begrüßen sie vielfach den wirtschaftspolitischen Kooperationsansatz. 
Im Kontrast zu den Staaten des „Locke’schen Kerngebietes“ verzichtet China 
nämlich darauf, die eigenen Kredit-, Investitions- und Handelsgeschäfte mit 
harten Konditionalitäten - im Sinne einer umfassenden ökonomischen und 
politischen Liberalisierung - zu versehen und schenkt dem Prinzip der nationalen 
Souveränität und Selbstbestimmung hingegen eine größere Beachtung. 

Wie umfassend und nachhaltig sich dieser Ausstrahlungseffekt darstellt, istin 
der wissenschaftlichen Diskussion umstritten. Die These, dass sich im Vergleich 
zum „Washington Consensus“ bereits ein sogenannter Beijing Consensus heraus- 
gebildet hat, wird mit Blick auf die Zurückhaltung der chinesischen Politik und 
fehlende konkrete Politikempfehlungen zumeist zurückgewiesen (Beeson/Zeng 
2018: 6). Sicht man von derart verbindlichen Kriterien aber einmalab und begreift 
den „Beijing Consensus“ etwas vager als eine pragmatische Modernisierungs- 
und Innovationskonzeption (Ramo 2004: 11f.), die entwicklungspolitische 
Erfolge durch die Kombination von selektiver Liberalisierung und staatlichen 
Förderinstrumenten propagiert und auch Fragen des sozialen Ausgleichs und 
der nationalen Selbstbestimmung berücksichtigt, so ist er durchaus bedeutsam; 
und zwar als positiver Referenzpunkt unterschiedlicher „Hobbes’scher Heraus- 
fordererstaaten“, die sich unter chinesischer Führung dem von der EU - und 
bis vor kurzem auch von den USA - ausgehenden Druck entziehen, eine durch 
bilaterale und interregionale Handels- und Investitionsabkommen Nankierte 
WTO-plus Agenda, d.h. eine „von außen“ vorgegebene Liberalisierung der na- 
tionalen Ökonomien zu realisieren. 
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Die externen Widerstände gegen die neoliberal-kosmopolitisch ausgerichtete Glo- 
balisierungspolitik werden seit einiger Zeit durch eine zweite, „interne“ Grenze 
verstärkt und zugespitzt. Diese „interne“ Grenze im „Locke’schen Kerngebiet“ 
artikuliert sich weniger in Europa als vor allem im nordamerikanischen Raum. 
Hiermit soll nicht darüber hinweggegangen werden, dass auch in der EU der 
populistische Nationalismus an Bedeutung gewonnen hat (Bieling 2017). Der 
Ruf nach nationaler Souveränität bei gleichzeitiger Zurückweisung (neo-Jliberal- 
kosmopolitischer Ziele, lässt sich in fast allen europäischen Gesellschaften bis hi- 
nein in die Regierungsbänke vernehmen. Im Vordergrund steht dabei zumeist die 
Kritik an der innereuropäischen Freizügigkeit, am Euro, an der Unabhängigkeit 
von Justiz und Medien, an der multikulturellen Gesellschaft oder am Schutz von 
Minderheiten. Aspekte der „sozialen Frage“ werden von den Rechtspopulisten 
vermehrt thematisiert, aber nur selten wird ein umfassender sozial-, wirtschafts- 
und handelspolitischer Kurswechsel eingefordert. Nur in einigen Ländern - etwa 
in Polen oder Ungarn - deutet sich eine selektive, sozial- und industriepolitisch 
motivierte Modifikation, vielleicht sogar Abkehr von der Liberalisierungsagenda 
an (Becker 2018). Insgesamt dominiert in der EU somit eine weitgehende Kon- 
tinuitätin handelspolitischen Fragen. Sofern der Einsatz neoprotektionistischer 
Instrumente —- Anti-Dumping-Maßnahmen, Strafzölle - zugenommen hat, 
scheint er in erster Linie dem veränderten globalen Umfeld geschuldet. 

Etwas anders stellt sich die Situation in den USA dar. Hier korrespondieren 
die populistisch-nationalistischen Diskurse der Trump-Administration mit ei- 
nem Kurswechsel in der Handels- und Globalisierungspolitik. Als Grund für 
diesen Kurswechsel wird häufig das strukturelle Handelsbilanzdefizit der USA, 
vor allem gegenüber Deutschland und China, angeführt. Tatsächlich spielen 
aber auch geoökonomische und geopolitische Erwägungen eine Rolle. So war 
esschon unter Obama darum gegangen, durch sogenannte Mega-Regionals den 
wachsenden ökonomischen und geopolitischen Einfluss Chinas einzuhegen 
(Schmalz 2018b: 35ff.). Die Trans-Pacific Partnership (TPP) bildete gleichsam 
die ökonomische Komponente der US-amerikanischen Pivot-to-Asia-Initiative, 
d.h. einer verstärkten geopolitischen Präsenz im ostasiatischen Raum; und auch 
im T'TIP reflektierte sich der Versuch, gemeinsam mit der EU handels- und 
investitionspolitische Standards zu definieren, denen sich andere Wirtschafts- 
mächte perspektivisch nicht entziehen können. Vonseiten Trumps wurden diese 
Abkommen dann sofort aufgekündigt: zum einen mit Rücksichtnahme auf die 
konservative Industriearbeiterschaft, die eine Beschleunigung des industriellen 
Abstiegs der USA und weitere Beschäftigungsverluste befürchtete (Falke 2018); 


zum anderen aber auch als Signal eines globalisierungspolitischen Strategiewech- 
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sels, der im Sinne des America First-Slogans stärker unilateral und konfrontativ 
ausgerichtet ist. Dieskommt auch darin zum Ausdruck, dass unter Berufung auf 
die nationale Sicherheit eine - gegen China, abgeschwächt auch gegen die EU 
gerichtete - Erhöhungder Zölle auf Stahl, Aluminium, Autos etc. vorgenommen 
wurde, um die Handelspartner ihrerseits zum Abbau bestehender Handelsbar- 
rieren zu veranlassen. 

In mancher Hinsicht erinnert die handels- und investitionspolitische Strategie 
der Trump-Administration an die strategische Handelspolitik unter Ronald 
Reagan. Diese war in den 1980er Jahren vor allem gegen Japan und andere 
asiatische Länder gerichtet und setzte den - erschwerten - Zugang zum US- 
amerikanischen Binnenmarkt alseein Druckmittel ein, um die anderen Ökonomie 
zu öffnen (Scherrer 2018; vgl. auch Scherrer in diesem Heft). Die derzeit von 
der Trump-Administration verfolgte Politik weist über diese Konzeption aber 
auch hinaus: Ähnlich wie viele Schwellenländer betrachtet sie Zölle darüber 
hinaus als ein Instrument, um die Produktion von Industriegütern in die USA 
zu verlagern; entsprechend werden immer wieder spezifische Investitions- und 
Beschäftigungs-Deals mit transnationalen Unternehmen verkündet. Ob die 
entsprechenden Kalkulationen mittel- und langfristig aufgehen, ist jedoch schr 
umstritten. Dies liegt allgemein daran, dass die Kosten dieser Politik - vielfach 
sind Vor- und Zwischenprodukte betroffen, die für die Weiterverarbeitung im- 
portiert werden müssen - für die USA selbst nicht unbeträchtlich sind. Darüber 
hinaus ist die neue strategische Handelspolitik der Trump-Administration in 
einem veränderten globalisierungspolitischen Umfeld zu verorten. So wird die 
US-Strategie angesichts der Spannungen innerhalb des „Locke’schen Kerngebie- 
tes“ transatlantisch kaum gestützt. Außerdem zielt sie in besonderem Maße auf 
China, einen ungleich mächtigeren Konkurrenten als Japan in den 1980er Jahren. 
Die gegenwärtige strategische Handelspolitik ist also als politische Komponente 
eines Hegemonialkonflikts zu interpretieren, der von Donald Trump und seinen 
Miitstreitern — vor allem Peter Navarro (Leiter des Nationalen Handelsrates), 
Robert Lighthizer (Handelsbeauftragter der USA) und Ross Wilbur (Handels- 
minister) - mitunter martialisch angeheizt wird (Tooze 2018: 683f.). 


4. Die Globalisierungspolitik der EU: zwischen Kontinuität und 
Wandel 


Die skizzierte „Doppelkrise“ der transatlantischen Globalisierungspolitik ver- 
weist darauf, dass sich in der Verarbeitung der Weltfinanzkrise im Jahr 2007 
die Strukturen der internationalen Handels- und Investitionsbeziehungen 


verändert haben. Wichtige Merkmale diese Wandels sind (UNCTAD 2018a: 
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80ff.; 2018b: Iff.): ein Erlahmen der handels- und investitionsbasierten Globali- 
sierung und eine verringerte Tiefe globaler Wertschöpfungsketten; ein weiterer 
Bedeutungsgewinn Asiens, allen voran Chinas, und die Herausbildung einer 
„neuen Triade-Konkurrenz“;außerdem zunehmende Konflikte, dahandels- und 
investitionspolitische Fragen vermehrt unter industriepolitischen Erwägungen 
neu definiert werden. Die beiden letztgenannten Merkmale bilden zugleich den 
Hintergrund der verschärften Handels- und Investitionskonflikte zwischen den 
USA und China (Khor 2018). Auf der einen Seite verfolgt die chinesische Re- 
gierung mit dem Strategieplan „Made in China 2025“ das Ziel, in zehn Schlüs- 
selsektoren, viele davon im High-Tech-Bereich - also Raumfahrt, Elektroautos, 
Halbleiter, Künstliche Intelligenz -, eine weltmarktführende Rolle nationaler 
Firmen auf und auszubauen. Aufder anderen Seite interpretieren die USA diese 
Bestrebungen als Bedrohung ihrer globalen Überlegenheit und versuchen, den 
chinesischen Ambitionen handels- und investitionspolitisch entgegen zu wirken: 
durch die verhängten und angedrohten Sonderzölle, also den Eintritt in einen 
„Handelskrieg“, oder den Export Control Reform Act von 2018, der sich gegen die 
Aneignungtechnologischen Wissens durch die chinesische Konkurrenz richtet. 
Die veränderten strategischen Prioritäten und Praktiken innerhalb der neuen 
Triade-Konkurrenz werfen für die EU die Frage auf, ob und wie sie sich selbst 
strategisch neu positionieren soll (Sebastien u.a. 2018: 4). Sie war sich bereits seit 
längerem bewusst, dass der alte multilaterale und regelbasierte Gestaltungsansatz 
angesichts der Entwicklungen in der WTO an klare Grenzen gestoßen war, 
und zumindest modifiziert werden musste. Die Weltfinanz- und die Eurokrise 
mit der austeritätspolitisch induzierten Stagnationsphase hat den Druck zur 
handelspolitischen Neuorientierung weiter verstärkt, bevor nun die verschärfte 
Konfliktkonstellation zwischen den USA und China nochmals deutlich andere, 
auch industriepolitisch-technologische und geopolitische Aspekte in die globa- 
lisierungspolitischen Erwägungen der EU einfließen lässt. In der Kombination 
dieser drei Momente - der Krise des WTO-Multilateralismus, der Folgen der 
Weltfinanz- und Eurokrise und der neuen chinesisch-amerikanischen Konflikte 
- hat sich die Globalisierungspolitik der EU strategisch fortentwickelt. 
Zunächst istjedoch festzuhalten, dass sich die zentralen handels- und investi- 
tionspolitischen Prioritäten und Instrumente der EU - ungeachtet des veränder- 
ten globalen Kontextes und des damit verbundenen Veränderungsdrucks - seit 
den 2000er Jahren kaum gewandelt haben. Grundsätzlich spricht sich die EU 
nach wie vor für eine multilaterale und rechtsbasierte Globalisierung aus, zeigt 
sich jedoch zunehmend bereit, den Zugang zu anderen Märkten und Fragen 


5 Die alte Triade-Konkurrenz hatte sich in den 1980er Jahren auf die drei Pole USA, EG 


und Japan bezogen. 
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des Investitionsschutzes auch durch bi- oder plurilaterale Übereinkünfte zu re- 
geln. Die EU-Handelsstrategie ist noch immer schr offensiv angelegt und wird 
- das Global-Europe-Papier bringt dies schr deutlich zum Ausdruck (European 
Commission 2006) - von einem dominanten Freihandels- und Marktöffnungs- 
diskurs begleitet (vgl. auch De Ville/Siles-Brügge 2018: 248ff.). In Ergänzung 
zur Lissabon-Strategie und nachfolgend der Europe 2020-Strategie besteht ein 
zentrales Ziel der Handelspolitik darin, die „externe“ Wettbewerbsfähigkeit 
der EU zu verbessern, d.h. nicht-tarifäre Handelshemmnisse anderer Länder 
zu beseitigen, die Energie und Rohstoffversorgung sicher zu stellen und durch 
verbindliche Regeln zu geistigem Eigentum, Dienstleistungen und Investitionen 
neue Wachstumsmärkte zu erschließen. Um diese Ziele zu erreichen, nimmt die 
EU zumeist eine schr harte Verhandlungsposition ein: nicht nur in der Doha- 
Runde, sondern auch in der Aushandlung von Abkommen mit Nachbarstaaten 
- etwa den European Partnership Agreements (EPAs) mit den AKP-Staaten und 
der Europäischen Nachbarschaftspolitik - und den BITs der neuen Generation. 
Zuletzt wurden Abkommen mit Südkorea (EKFTA), Kanada (CETA), Japan 
(JEFTA) und Vietnam (EVFTA) abgeschlossen — weitere Verhandlungen mit 
Staaten der ASEAN und dem MERCOSUR laufen. 

Jenseits dieser Kontinuitätselemente ist die EU-Handelspolitik seit dem Aus- 
bruch der Weltfinanzkrise im Jahr 2007 aber auch durch einige Modifikationen 
gekennzeichnet. Eine erste Veränderung ergab sich bereits daraus, dass mit dem 
Ende 2009 in Kraft getretenen Lissabon-Vertrag der Europäischen Kommission 
weitere Kompetenzen überantwortet worden sind. So gelten seitdem der Dienst- 
leistungshandel und die Regulierung des geistigen Eigentums vollständig als 
exklusive Gemeinschaftskompetenzen. Dies ist vor allem für die Aushandlungvon 
BITs - diese waren lange noch von den einzelnen Mitgliedsstaaten ausgehandelt 
worden - und Mega-Regionals bedeutsam. Darüber hinaus ist unter den Bedin- 
gungen der Finanz- und Eurokrise auch der Aspekt einer verbesserten „externen“ 
Wettbewerbsfähigkeit nochmals spezifisch akzentuiert worden. Im Jahr 2010 
sprach der damals für die Handelspolitik verantwortliche Kommissar, Karel 
De Gucht, im Vorwort der neuen Handelsstrategie davon, dass sich die EU aus 
der Krise „heraushandeln“ solle (European Commission 2010). Es ist wohl nicht 
übertrieben, diese Formulierung als Bereitschaft für eine stärkere neomerkanti- 
listische Orientierung zu interpretieren. Tatsächlich weist die - zuvor zumeist 
ausgeglichene - Leistungsbilanz der EU, noch stärker die der Eurozone, seit 2012 
einen strukturellen Leistungsbilanzüberschuss aus. Dessen Entstehungmagzum 
Teil auch durch die offensive Marktöffnungspolitik der EU begünstigt worden 
sein. Bedeutsamer waren vermutlich jedoch andere ökonomische Prozesse (ECB 
2017: SOff.; Sablowski u.a. 2018: 367ff.): so vor allem der Verfall des Ölpreises 
und die Austeritätspolitik in den EU-Krisenstaaten, infolge derer die Importe 
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stark gedrosselt wurden; ebenso aber auch die nochmalige Akzentuierung der 
Exportoffensive der deutschen Ökonomie und der mit ihr in der Wertschöpfung 
verflochtenen Nachbarländer - insbesondere in den asiatischen Raum. Der dorti- 
ge Boom sorgte für eine große Nachfrage nach Investitionsgütern. Zudem trugen 
in den Krisenländern die Prozesse der „internen Abwertung“ durch reduzierte 
Lohnstückkosten und darüber hinaus allgemein eine moderate Abwertung des 
Euro gegenüber den meisten anderen Währungen dazu bei, die europäischen 
Exporte zu stimulieren (Eurostat 2017: 21). 

Im Kontext der Diskussionen über die EPAs, vor allem aber über das T'TIP, 
war die europäische Handelspolitik zwischenzeitlich politisiert und problema- 
tisiert worden. Die neue Kommissarin Cecilia Malström reagierte hierauf mit 
einer leicht modifizierten Handelsstrategie, die stärker „wertebasiert“ angelegt 
sein und auch Aspekte der zivilgesellschaftlichen Anhörung und Transparenz 
miteinschließen sollte (European Commission 2015; De Ville/Siles-Brügge 2018: 
50ft.). Alldiese Bekundungen sind inzwischen jedoch wieder in den Hintergrund 
getreten. Über die Verhandlungen von BITs und Mega-Regionals wird inhaltlich 
kaum noch diskutiert, da in den Vordergrund getreten ist, dass der chinesische 
Expansionsdrang und der US-Protektionismus die europäischen Interessen und 
Prioritäten infrage stellen. Diese unmittelbare Zuspitzung der Krise der trans- 
atlantischen Globalisierungspolitik hat die EU durchaus erschüttert, zugleich 
aber auch den Druck erhöht, sich - ungeachtet der intern fortbestehenden Kri- 
sen und Konflikte - auf einige gemeinsame handels- und investitionspolitische 
Kernelemente zu verständigen. 

Was die USA betrifft, so hoffen viele in der EU, dass die Trump-Administra- 
tion und die von ihr betriebene Handelspolitik nur ein kurzes Intermezzo bleibt. 
Entsprechend laufen die meisten Aktivitäten - die Aufschiebung von T’TIP 
und die Strafzölle auf US-Produkte wie Whiskey, Jeans und Harley-Davidson- 
Motorräder — darauf hinaus, den wirtschaftlichen Schaden zu begrenzen, den 
Handelskonflikt aber nicht zu eskalieren. Zugleich richteten sich mit der Kapi- 
talmarktunion, dem Projekt eines Digitalen Binnenmarktes oder dem Juncker- 
Plan die Anstrengungen darauf, den EG-Binnenmarkt, also einen mit den USA 
vergleichbaren Wirtschaftsraum, kapitalmarktbasiert, kommunikationstechnolo- 
gisch und infrastrukturell zu modernisieren (Mertens/Thiemann 2018; Guntrum 
2019) und, sofern möglich, zugleich globalisierungsfähige regulative Standards 
zu definieren. Neben der Vertiefungund Modernisierung der Marktintegration 
lässt sich auch die engere Kooperation, d.h. der Abschluss von BITs mit anderen 
Handelspartnern als Streben nach größerer Eigenständigkeit und als Versuch 
interpretieren, Alternativoptionen zu entwickeln. 

Dies gilt grundsätzlich auch für die handels- und investitionspolitische An- 
näherung an China. Allerdings ist die Haltung der EU gegenüber China ambi- 
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valent: Einerseits gelten der chinesische Kapitalismus und die Institutionen des 
chinesischen Staates als stabilisierende Faktoren der Weltwirtschaft; nicht nur 
aufgrund des immensen Wirtschaftswachstums, der internationalen Investitio- 
nen und Kredite, sondern auch wegen der - im Vergleich zu den USA - besser 
kalkulierbaren und zumindest rhetorischen Unterstützungdes Multilateralismus. 
Andererseits wird der chinesische Expansionsdrangaber auch mit einer gewissen 
Sorge geschen. Dies ist vor allem deswegen der Fall, weil China zur Realisierung 
von OBOR - unter anderem durch das 16-plus-1-Forum - die Beziehungen zu 
einigen mittel-, ost- und südeuropäischen Partnern intensiviert, die sich ihrerseits 
hiervon eine wirtschaftliche Belebung, d.h. zusätzliche Investitionen und Beschäf- 
tigung versprechen. Gleichzeitig wird befürchtet, dass diese Staaten durch die 
engere Kooperation mit China nicht mehr bereit sind, die von der EU im Sinne 
der Good-Governance-Agenda vorgebrachte Kritik an China mitzutragen (Hieber 
2018: 464). Außerdem mehren sich Zweifel an der ökonomischen Vorteilhaf- 
tigkeit und politischen Kontrolle der chinesischen Infrastrukturinvestitionen. 
Die Befürchtung, dass informationstechnologisches Wissen abfließen könnte, 
ist in der EU zwar nicht so stark ausgeprägt wie in den USA, aber auch in der 
EU richtet sich der Vorschlag eines Screenings von ADlIs vornehmlich gegen 
China (European Commission 2017). Die EU stellt hiermit nicht nur ihre relativ 
liberalen Investitionsbestimmungen infrage. Sie kritisiert nach wie vor auch die 
Probleme des Marktzugangs und die unzureichende Sicherung intellektueller 
Eigentumsrechte in China. 


5. Perspektiven der Konflikteskalation und der transatlantischen 
Kooperation 


Die Aktivitäten der EU verdeutlichen, dass sie in den jüngeren handels- und 
investitionspolitischen Konflikten keineswegs nur eine passive Kraft oder gar ein 
hilfloses Opfer ist. Sie beteiligt sich aktiv daran, im Kampfum Weltmarktanteile 
protektionistische Instrumente wie Importzölle, Antidumping- und Strafzölle 
oder Investitionskontrollen einzusetzen, und verfügt selbst über einen schr 
großen Binnenmarkt, um den eigenen Interessen auch strategisch Nachdruck 
zu verleihen. Obgleich sich die EU also zu wehren vermag, befindet sie sich in 
einer eher misslichen Situation. Diese resultiert zum einen daraus, dass sich die 
Handelskonflikte im Verlauf des vergangenen Jahres weiter zugespitzt haben. 
Auf dem G-20-Gipfel in Buenos Aires konnten sich die Mitgliedstaaten im 
Dezember 2018 nur mühsam aufein nichtssagendes Communique verständigen 
und hoffen seitdem mit Sorge aufeine gewisse Annäherungzwischen den USA 
und China. Die fortbestehende Abhängigkeit von den USA zeigt sich zum 


Die EU in der neuen Triade-Konkurrenz 75 


anderen auch darin, dass es der EU ohne ihren Partner im „Locke’schen Kern- 
gebiet“ schwerfällt, proaktiv gestaltend, d.h. über die Verteidigung des Status 
quo hinausweisend - etwain Form des TTIP - auf die globale Handelsagenda 
einzuwirken. 

Tatsächlich deutet derzeit wenig daraufhin, dass sich dies inden kommenden 
Jahren ändern dürfte. Die beiden Pfeiler des „Locke’schen Kerngebietes“ haben 
eine schr unterschiedliche Sicht auf wichtige Probleme - auf die Rolle Chinas 
in der neuen Triade-Konkurrenz oder deren institutionell-regulative Einhegung 
- und verfügen über kein transatlantisches Narrativ, um diese gemeinsam und 
strategisch anzugehen. Die Trump-Administration hat die bereits seit länge- 
rem bestehenden transatlantischen Spannungen weiter verschärft. Ihre geringe 
Bereitschaft, die EU in die eigene handels-, investitions- und auch sicherheits- 
politische Agenda mit einzubeziehen, zeugt davon, dass das Verständnis über 
die transatlantischen Grundlagen der globalen US-Hegemonie nur schwach 
ausgeprägt ist. Diese beruhte in der Vergangenheit nicht nur aufbilateralen Deals, 
sondern aufeiner umfassenden, durch internationale Organisationen - vor allem 
GATT/WTO, NATO, IEA (Internationaler Energieagentur) etc. — gesicherte 
Kontrolle des Eurasischen Kontinents (Brezinski 1997); und diese konnte ohne 
eine enge Kooperation mit der EU und ihren Mitgliedstaaten nur schwer auf- 
rechterhalten werden. Einiges deutet darauf hin, dass den USA diese Kontrolle 
durch den chinesischen Expansionsdrang und die Prozesse der technologie- und 
infrastrukturpolitischen Modernisierung perspektivisch streitig gemacht wird. 
Die Probleme, die sich hieraus wie auch aus dem handels- und investitionspo- 
litischen Kursschwenk der Trump-Administration für die EU ergeben - eine 
Dämpfung der Exporte, unklare Allianzen in der internationalen Handels- und 
Investitionspolitik -, sind jetzt schon fassbar. Sie könnten sich weiter verschärfen, 
wenn die Weltwirtschaft in eine Rezession abgleitet und sich die handels- und 
investitionspolitischen Konflikte noch weiter zuspitzen oder durch geopoliti- 
sche Konflikte angeheizt werden, die die Kontrolle von Verkehrswegen oder 
die Energieversorgung, Grenzstreitigkeiten oder die Einflusssphären Russlands 
oder Chinas betreffen. 

Die EU ist auf solche Szenarien nicht wirklich vorbereitet. Sie ist bestenfalls 
in der Lage, mit Unterstützung anderer Handelspartner, etwa Japan, Kanada, 
MERCOSUER erc., die Restbestände der multilateralen Handelsordnung zu sta- 
bilisieren (Sebastien u.a. 2018: 7£.). Möglicherweise kann sie auch dazu beitragen, 
einige Handelskonflikte durch Kooperationsangebote moderierendabzumildern. 
Druck aufbauen kann sie selbst aber nur begrenzt, d.h. vermittelt über den Zu- 
gang zum EG-Binnenmarkt und bei Inkaufnahme eigener Nachteile. Entspre- 
chend setzen die europäischen Akteure darauf, dass inden USA ein Umdenken 
stattfindet und die Bereitschaft wächst, den weiteren Verlauf der Globalisierung 
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innerhalb der Dreiecksbeziehung zwischen den USA, China und EU kooperativ 
zu reorganisieren. Angesichts des sich abzeichnenden chinesisch-amerikanischen 
Hegemonialkonfliktes könnte es sich allerdings rasch zeigen, dass sich solche 
Hoffnungen als Wunschtraum erweisen. 
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Christoph Scherrer 


Direkte Konfrontation statt Umzingelung 
US-Handelspolitik unter Trump mit China 


Wie kann die chinesische Regierung dazu gebracht werden, ihre Märkte für aus- 
ländische Investitionen zu öffnen und von einer gezielten Industrie- und Tech- 
nologiepolitik abzulassen? Die unter Barack Obamas Präsidentschaft gewählte 
Strategie war die Umzingelung der Volksrepublik China (im Weiteren „China“). 
Der Plan war zuerst mit elf Anrainerstaaten des Pazifiks eine Transpazifische 
Partnerschaft (TPP) abzuschließen, die den Schutz des geistigen Eigentums stärkt, 
den ungehinderten Daten- und Finanzfluss erlaubt und die Subventionierungvon 
Staatskonzernen einschränkt (Trans-Pacific Partnership Text, Kapitel 10, 11, 17 
und 18). Danach, gestärkt durch das TPP, sollte ein ähnliches Abkommen mit der 
verhandlungsstarken Europäischen Union (EU), die Transatlantische Handels- 
und Investitionspartnerschaft (T’TIP), vereinbart werden. Zusammen hätten 
TPP und TTTIP einem beträchtlichen Teil des globalen Handels einen rechtlichen 
Rahmen gegeben und die chinesischen Exporte wären auf diesem großen Markt 
gegenüber Konkurrenz innerhalb der TPP-TTIP-Zone im Nachteil gewesen. 
Um nicht dauerhaft schlechter gestellt zu sein, hätte die chinesische Regierung 
daraufhin den US-amerikanischen Forderungen nachgeben müssen. Doch dieser 
schöne Plan ging nicht auf. Für den von der Obama-Regierung unterzeichneten 
TPP-Vertragsentwurfzeichnete sich im Laufe des Wahljahrs 2016 keine Mehrheit 
im Kongress ab. Die demokratische Präsidentschaftskandidatin Hillary Clinton 
nahm ihre Zustimmungzurück nachdem sie sich nur knapp gegen den progressiven 
demokratischen Herausforderer Bernie Sanders durchsetzen konnte. Die mehr- 
heitlich freihändlerisch gesinnten republikanischen Präsidentschaftskandidaten 
verloren bekannterweise gegen den TPP-Kritiker Donald Trump. 

Die nun von Präsident Trump verfolgte Strategie, Importe aus China mit 
hohen Strafzöllen zu belegen und die Übernahme von US-amerikanischen Tech- 
nologiekonzernen durch chinesische Investoren zu verhindern, sollte vor dem 
Hintergrund des Scheiterns der Umzingelungsstrategie verstanden werden. Im 
Folgenden werde ich die These belegen, dass Trumps Strategie daraufangelegt ist, 
sie durchzusetzen, indem er für die mit TPP verfolgten Interessen innenpolitisch 
eine mehrheitliche Zustimmung organisiert. Zwar war die US-Bevölkerungauch 
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während des Kalten Krieges gegenüber einer Liberalisierung des Außenhandels 
skeptisch eingestellt, doch konnten die freihändlerischen Eliten die weiteren 
Liberalisierungen im Handel stets als eine Führungsstärke der USA verbrämen 
- die USA als Führungsnation der freien Welt. Nach dem Ende der Frontstellung 
gegenüber dem sowjetischen Lager verfängt dieses Argument immer weniger, 
zumal das damit einhergehende Prosperitätsversprechen für immer größere Teile 
der US-Bevölkerung nicht eingelöst wird. Durch das harte Vorgehen gegenüber 
den Handelspartnern erwartet Trump, dass seine Basis die neu ausgehandelten 
Verträge akzeptieren wird, auch wenn der Inhalt dieser Verträge sich wenig von 
dem unterscheidet, was die USA bereits in den TPP-Verhandlungen erreicht 
hatten (siehe unten zur Neuverhandlung von NAFTA). 

Dieser Beitrag wird eine von mir zu Beginn dieses Jahrtausends in die De- 
batte über die Hegemonie der USA eingebrachte These, nämlich die These ei- 
ner doppelten Hegemonie (Scherrer 2001), aufgreifen und mit einem neuen 
Begriff belegen, nämlich der verschränkten Hegemonie. Darunter verstehe ich 
die Verschränkung der Hegemonie des US-amerikanischen Nationalstaates mit 
der Hegemonie einer entstehenden internationalen Bourgeoisie. Die inhaltli- 
che Füllung des Begriffs Hegemonie entnehme ich den Werken von Antonio 
Gramsci und erörtere zunächst diesen theoretischen Zugang. Sodann werde 
ich die chinesische Herausforderung skizzieren, die bisherigen Strategien zur 
Durchsetzung des Freihandels in Erinnerung rufen, Elemente von Trumps 
Handelsstrategie hervorheben und die geschickte Taktik vorstellen, nämlich 
einerseits die von der aggressiven Handelspolitik betroffenen Industrien ruhigzu 
halten und andererseits die Gewerkschaften mit einzubinden. Die Ergebnisse der 
Neuverhandlungen des Nordamerikanischen Freihandelsabkommens (NAFTA) 
sollen insofern angesprochen werden, als sie die Zielrichtung der aggressiven 
US-Handelspolitik offen legen. Ich schließe mit einer Diskussion der Risiken, 
die diese Handelspolitik mit sich bringt. 


Verschränkte Hegemonie 


Die Schulen im Feld der internationalen Beziehungen und der internationalen 
politischen Ökonomie füllen den Begriff Hegemonie recht unterschiedlich. Hier 
soll die gramscianische Belegung des Begriffs verwendet werden, sprich Hegemo- 
nie wird dann ausgeübt, wenn es gelungen ist, partikulare Interessen weitgehend 
zu universalisieren und mit staatlicher Gewalt zu panzern (Gramsci 1991ff.: 783). 
Die Betonung liegt hier auf weitgehend, da Gramsci einen Herrschaftszustand 
nicht erst dann als hegemonial bezeichnet, wenn alle diese Herrschaft für legitim 
halten und ihr zustimmen. 
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Gramsci verwendete den Begriff Hegemonie allerdings nicht primär für zwi- 
schenstaatliche, sondern für innergesellschaftliche Verhältnisse. Ihn interessierten 
die Prozesse der Hegemonialwerdung einer gesellschaftlichen Klasse. Die Gegner 
können jedoch innerhalb oder außerhalb der nationalen Gesellschaft verortet 
werden. Robert Cox, der Gramsci für die internationale politische Ökonomie 
fruchtbar gemacht hat, verbindet die gesellschaftliche mit der zwischenstaatlichen 
Ebene, indem er aufzeigt, dass die Hegemonie eines Staates gegenüber anderen 
Staaten aufder Hegemonie einer gesellschaftlichen Klasse innerhalb dieses Staates 
beruht (Cox 1987). Für die USA ist dies die Bourgeoisie als Sammelbegriff für die 
Geldvermögensbesitzer sowie die Eigentümer und Manager von Unternehmen, 
wobei die international orientierten Kapitalfraktionen unter ihnen führend 
sind (Gill 1990; Scherrer 1999). Andere Arbeiten in der Tradition von Gramsci 
haben die Entstehung einer internationalen Bourgeoisie in der Nachkriegszeit 
beschrieben. Für die Herausbildung einer solchen internationalen Bourgeoisie 
haben Teile des US-amerikanischen Kapitals eine entscheidende Rolle gespielt 
(Pijl 1984; Gill 1990). Es ist nun meine These, dass es im Zuge der Verallgemei- 
nerung .neoliberaler Ideen und Praktiken zu einer Verschränkung der Interessen 
der hegemonialen Bourgeoisie in den USA, und damit entsprechend den Pro- 
jekten des US-amerikanischen Staates mit den Interessen internationalisierter 
Kapitalgruppen in anderen Ländern kam. 

Die Rolle der Nationalstaaten wurde in den Arbeiten zur transnationalen 
Bourgeoisie cher vernachlässigt (Panitch/Gindin 2004). Doch nicht nur auf- 
grund der zuletzt in der Finanzkrise deutlich werdenden Bedeutung der Natio- 
nalstaaten sollte die Vergemeinschaftung von Menschen über die Nationalstaaten 
nicht vernachlässigt werden, sondern auch aufgrund theoretischer Überlegungen. 
Der Verzicht aufeine kollektive Identität für das Fortbestehen der Legitimation 
von Marktergebnissen ist nämlich schwer vorstellbar. Zum einen bedarf das 
Lohnverhältnis einen Anschein von Gemeinsamkeiten zwischen Kapital und 
Arbeit, um nachhaltigakzeptiert zu werden; zum anderen erscheint ein durch die 
Konkurrenz erzwungener Marktaustritt weniger legitim, wenn die Marktteilneh- 
mer nicht über Gemeinsamkeiten jenseits der Marktteilnahme verfügen. Solche 
Gemeinsamkeiten können über Glaubens- oder Sprachgemeinschaften entstehen; 
historisch hat sich die nationale Identität als besonders wirkmächtig erwiesen. 
Im Zeitalter der Globalisierung hat die nationale Anrufung nicht gänzlich an 
Wirkungverloren. Bereits 2002 hat Manuell Castells daraufhingewiesen, dass es 
unter bestimmten Bevölkerungsteilen einen Bedeutungsgewinn des Nationalen 
gebe (Castells 2002), der heutzutage deutlich hervorgetreten ist. Die Internatio- 
nalisierung der Bourgeoisie sollte zudem als ein Prozess verstanden werden, der 
von seinem Abschluss weit entfernt ist. Konzernvorstände vereint häufig selbige 
Nationalität. und sie nutzen die Ressourcen „ihres“ Staates in der Konkurrenz 
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mit anderen Kapitalien, insbesondere im Fall von Subventionen in Forschung 
und Entwicklung (Nölke 2011). 

Wie ist nun diese Verschränkung genau zu verstehen? Bastiaan van Apeldoorn, 
dessen Arbeiten ebenfalls von einem neogramscianischen Theorieverständnis ange- 
leitet sind, sicht den Einfluss wesentlich von Seiten des Kapitals aufden Staat gerich- 
tet, und zwar einerseits strukturell vorgegeben und andererseits durch eine personel- 
le Verquickung. Insbesondere in den USA würden die geopolitischen Strateg*innen 
Karrieren in international ausgerichteten Unternehmen bereits durchlaufen haben 
oder nach dem Staatsdienst noch anstreben. Im Staatsdienst würden sie allerdings 
weniger die Interessen ihrer vorhergehenden oder künftigen Beschäftigter*innen 
vertreten, sondern mehr das Allgemeininteresse des Kapitals (Apeldoorn/de Graaff 
2012). Die Revolving Door (Drehtür) zwischen Privatunternehmen und Staat ist 
tatsächlich für die USA ausgeprägt, doch sche ich die Verschränkung zwischen 
diesen beiden Institutionen als ein wechselseitiges Verhältnis. Es ist nicht nur das 
Kapital, das den Staat organisiert, sondern es sind auch staatliche Akteur*innen, 
die Teile des Kapitals organisieren und mit diesem ähnliche Ziele verfolgen. Ein 
Beispiel soll hier zur Illustration genügen. Die verfassungsmäßige Beschränkung 
des US-Präsidenten in der Innenpolitik macht für diesen die Außenpolitik zu 
einem Feld der Profilierung und zwar unabhängig von der Parteizugehörigkeit. 
Bei der Verfolgung seiner außenpolitischen Ambitionen sind die international- 
orientierten US-Unternehmen natürliche Verbündete, und zwar aufgrund ihrer 
Interessenstruktur und ihrer Ressourcen (Scherrer 1999: 53ff.). Im Verlauf dieses 
Beitrags wird noch geklärt, ob Trump eine Ausnahme von dieser Regel darstellt. 

Die Verschränkung von Staat und internationalem Kapital jenseits des 
Nationalstaats wird mit dem Begriff „internationalisierter Staat“ (Brand u.a. 
2007) treffend gefasst. Die im Staat verdichteten Kräfteverhältnisse führen bei 
einer zunehmenden Transnationalisierung der jeweils eigenen Bourgeoisie im 
Zusammenspiel mit internationalen Kräften zu einer Ausrichtung der staat- 
lichen Apparate auf deren Bedarfe. Weniger zutreffend ist die von Brand u.a. 
vorgeschlagene Bezeichnung für die internationalen Organisationen, Foren und 
Regime als „Verdichtung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse zweiter Ordnung‘, 
da diese Metapher nahelegt, dass die Global Governance nur die in den jeweili- 
gen Einzelstaaten verdichteten Kräfteverhältnisse widerspiegelt. Für die heutige 
Global Governance ist jedoch kennzeichnend, dass Akteure aus den jeweiligen 
Nationalstaaten (oder die Vertreter dieser Nationalstaaten) unabhängig von 
historischen Kräfteverhältnissen im Nationalstaat auf diese einwirken. So haben 
sich das US-Kapital und die US-Regierung bereits in den 1970er Jahren, zu 
einer Zeit als die US-amerikanischen Gewerkschaften durchaus noch mächtig 
waren, für internationale Handels- und Kapitalverkehrsregeln eingesetzt, die 
für Lohnabhängige von Nachteil waren (Scherrer 1999: 185ff.). Ein jüngeres 
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Beispiel ist die Nutzung des europäischen Wettbewerbsrechts seitens der deut- 
schen privaten Großbanken gegen die staatliche Gewährträgerhaftung für die 
öffentlich-rechtlichen Banken in Deutschland (Seikel 2017). 

Die US-Vormachtstellung findet in vielen Staaten durchaus Zustimmung, wohl 
vor allem deshalb, weil sie nicht ausschließlich zum Nutzen der US-Bürger*innen 
eingesetzt wird, sondern zur Sicherung kapitalistischer Herrschaftsverhältnisse. 
Sicherten die USA im fordistischen Zeitalter kapitalistische Verhältnisse durch eine 
Abwehr der äußeren kommunistischen Herausforderung mit militärischen Mitteln 
und der inneren Infragestellung mittels des fordistischen Produktivitätspakts, so 
verfechten sie heute das neoliberale Projekt der Stärkung der Rechte der Kapi- 
taleigner und der Geldvermögensbesitzer. Dies bedeutet eine Zurücknahme des 
fordistischen Kompromisses, und zwar mittels Globalisierung, Finanzialisierung 
und Militarisierung. Das Ergebnis ist eine zunehmende Prekarisierungder Lohnab- 
hängigen. Dieses Projekt einer emergenten internationalen Bourgeoisie (Carroll/ 
Sapinski 2010) wird nicht allein, aber doch zentral mithilfe der Machtressourcen 
der USA weltweit verfolgt. In Abwesenheit eines Weltstaates ist der US-Staat nicht 
nur das verdichtete Verhältnis seiner innergesellschaftlichen Kräftekonstellation, 
sondern zudem ein zentraler Magnet auf dem Feld der Global Governance, wel- 
ches von staatlichen und wirtschaftlichen Eliten hegemonial durchdrungen wird. 
Insofern besteht derzeit eine verschränkte Hegemonie von US-amerikanischem 
Nationalstaat und der emergenten internationalen Bourgeoisie (Scherrer 2013). 
Zu dieser gehört allerdings noch nicht so recht die in der Kommunistischen 
Partei der Volksrepublik China organisierte chinesische Bourgeoisie. Inwieweit 
diese in das neoliberale Programm eingebunden werden kann, beschäftigt US- 
Kommentator*innen spätestens seitdem China Verhandlungen zum Beitritt zur 


Welthandelsorganisation aufgenommen hat (WTO; Ash/Holbig 2002). 


Von Chimerica zu America First 


Für die wirtschaftliche Symbiose, die sich zwischen China und den USA im 
Laufe der 1990er Jahre entwickelte, wurde der Begriff „Chimerica“ populär 
(Ferguson/Xu 2018). Dabei fungierte China als verlängerte Werkbank (Beck- 
ley 2011: 68), und die US-Konzerne griffen den Großteil der Wertschöpfung 


ab.' Die US-Konsument*innen kamen in den Genuss niedriger Preise und auch 


1 2012 wiesen IBM, Intel, Apple und Microsoft Umsatzrenditen zwischen 15 und 33 Prozent 
auf. Die deutschen Firmen unter den Global 500 des Fortune Magazins, also Firmen mit 
starker Marktstellung, erzielten 2012 im Durchschnitt nur eine Umsatzrendite von 4,4 
Prozent (eigene Berechnung basierend auf Fortune Global 500). 
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niedrigerer Zinsen, da die chinesischen Handelsbilanzüberschüsse vornehmlich 
in US-Staatsanleihen investiert wurden. Zunehmend wurde der chinesische 
Binnenmarkt auch als Absatzmarkt interessant (2017 lagChinas Anteil an Apples 
Umsatz bei 20 Prozent und an Qualcomms Umsatz bei 6 Prozent; Kotz 2018). 


Schaubild 1: Anteil der globalen Wertschöpfung im verarbeitenden Gewerbe 
in Prozent, USA und China, 1997-2016 
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Quelle: IGM 2018 Wirtschaftliche Informationen, Nr. 2, S. 10 


Doch mit gezielten industriepolitischen Maßnahmen begann sich China in recht 
kurzer Zeit in immer mehr Branchen vom Werkbankstatus zu lösen. Der inländi- 
sche Wertschöpfungsanteil an den chinesischen Exporten stiegan (Schaubild 1) 
und zunehmend gelangchinesischen Firmen der technologische Anschluss. An- 
ders als von den USA und der EU erwartet, kontrolliert die chinesische Regierung 
weiterhin den Zugangausländischer Investoren zu zentralen Wirtschaftssektoren 
und betreibt ein schr ehrgeiziges Technologieförderprogramm. Im Juni 2018 
hat das White House Office of Trade and Manufacturing Policy eine lange Liste 
zum „aggressiven wirtschaftlichen Verhalten” Chinas veröffentlicht und darin 
der chinesischen Regierung und Firmen vorgeworfen, mit „außerhalb globaler 
Regeln und Normen“ stehenden Praktiken die technologische Vormachterringen 
zu wollen (White House 2018: 1; Übers.: Ch.S.). 

Eine von der IT-Industrie getragene Stiftung mit Ehrenmitgliedern aus beiden 
Parteien, die Information Technology and Innovation Foundation ([TIF), hat sich 
bereits im März 2017 hinter die Ziele der Trump-Administration gestellt, aller- 
dings sollte sich die Regierung ihr zufolge nicht durch Auseinandersetzungen mit 
kleineren Handelspartnern ablenken lassen und stattdessen eine breite Allianz 
mit anderen Regierungen gegenüber China bilden (Atkinson u.a. 2017: 4). Eine 
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ähnliche Position vertritt auch das Information Technology Industry Council, die 
Coalition of Services Industries, die National Association of Manufacturers und sogar 
das gewerkschaftsnahe Economic Policy Institute (Caporal 2018). Im Vorfeld des 
Gesprächs zwischen Trump und dem chinesischen Präsidenten Xi im Rahmen 
des G20-Gipfels in Buenos Aires Anfang Dezember 2018 schrieben führende 
Senatoren der Demokraten einen Briefan Trump mit der Aufforderung, er solle 
gegenüber Xi standhaft bleiben und auf substanzielle Änderungen in der chine- 
sischen Wirtschaftspolitik beharren (Schumer u.a. 2018). Sprich das Ziel, den 
chinesischen Markt weiter zu öffnen und das technologische Aufholen der chi- 
nesischen Wirtschaft zu erschweren, wird breit geteilt. Wie dieses Ziel seitens der 
US-Regierung erreicht werden kann, darüber besteht allerdings keine Einigkeit. 

China stellt zudem zunehmend eine geopolitische Herausforderung für die 
USA dar, da es verstärkt die zentralen Seestraßen zu kontrollieren versucht (die 
sogenannten chocking points), die zuvor Großbritannien und seit dem Zweiten 
Weltkrieg die USA für den freien Warenverkehr absichern (etwa die Straße von 
Malakka oder Bab elMandeb am Horn von Afrika; Goodman/Perlez 2018). Dies 
bringt den US-Militärkomplex im Themenbereich des Außenhandels ins Spiel. 


Die bisherige Durchsetzung des Freihandels 


Handelsbilanzdefizite wurden bereits zuvor zur Öffnung ausländischer Märkte 
benutzt. Das hohe Zinsniveau und der starke US-Dollar in den frühen Jahren der 
Reagan-Präsidentschaft verursachten eine rasante Zunahme der US-Handelsbi- 
lanzdefizite. Entwicklungen in der zeitgenössischen Außenhandelstheorie lieferten 
Argumente für eine „strategische Handelspolitik“, die andere Nationen zur Öffnung 
ihrer Märkte durch die Androhungder Schließungdes eigenen Marktes veranlassen 
würde. IT-Unternehmen, Finanzdienstleister und Firmen mit Copyrightinteressen 
stützten diese Strategie. Mithilfe des handelspolitischen Instruments Super 301 
verhängte die US-Regierung unilateral Sanktionen gegen Handelspartner, die von 
ihr beschuldigt wurden, ihre Märkte nicht ausreichend geöffnet zu haben. Mit die- 
sem Vorgehen konnten die USA viele Nationen dazu bewegen, der Gründung der 
WTO und dem Einbezug von Dienstleistungen und geistigen Eigentumsrechten 
in das sanktionsbewehrte Handelsregime zuzustimmen (Scherrer 1999: 235ft.). 
In den Augen der Befürworter*innen für weitere Handelsliberalisierungen hat 
sich allerdings der Nutzen der WTO erschöpft, da die bei ihrer Gründung verein- 
barten weiteren Liberalisierungen nur in äußerst begrenztem Maße stattgefun- 
den haben. Schon bald nach ihrer Gründung zeigte sich, dass sie aufgrund ihres 
Konsensprinzips (gleiches Stimmrecht für alle Mitglieder) und der Vorgabe, dass 
Liberalisierungen für alle Mitgliedsländer zu gelten haben (single undertaking), 
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nicht geeignet ist, die bevölkerungsreichen, technologisch aufrüstenden Staaten 
wie Brasilien, China und Indien zu weiteren Zugeständnissen hinsichtlich des 
Schutzes des geistigen Eigentums, von Finanzdienstleistungen und Agrarmärkten 
zu bewegen. Für weitere Liberalisierungsfortschritte hätten die USA, die EU 
und Japan ihrerseits gewillt sein müssen, ihre Agrarsubventionen signifikant 
zu reduzieren und ihre Arbeitsmärkte für Arbeitskräfte der Handelspartner 
zu öffnen. Da sie dazu nicht bereit waren, begannen sie, statt im Rahmen der 
WTO zu verhandeln, bilateral mit einzelnen Handelspartnern weitere Libera- 
lisierungsschritte zu vereinbaren. Diese zuerst von den USA, bald aber auch von 
der EU kopierte Strategie beruht auf der Erkenntnis, dass die eigenen Interessen 
gegenüber einem einzelnen, kleineren Handelspartner leichter durchzusetzen sind 
als gegenüber einer Koalition von Handelspartnern. Länder, die über eine größere 
Kaufkraft verfügen, sind in solchen Verhandlungen den anderen überlegen, da die 
Profitabilität der Firmen anderer Länder vom größeren Markt mehr abhängig ist, 
als umgekehrt. Mit dem größten Markt und dem höchsten Handelsbilanzdefizit 
sind die USA in einer starken Position gegenüber anderen Nationen. In der Folge 
erhöhte sich die Zahl der regionalen und bilateralen Handelsabkommen von 77 
im Jahre 2000 auf 296 im Jahre 2016 (Yalcin/Beier 2017: 49). 


Trumps Rhetorik und sein Geschäftsmodell 


Als Antwort aufjahrzehntelange Reallohnverluste für gering qualifizierte Arbeits- 
kräfte und Lohnstagnation für Arbeitskräfte mit mittlerem Qualifikationsniveau 
(Mishel u.a. 2012) hat Trump im Wahlkampf und auch weiterhin drei Schul- 
dige ausgemacht: nicht-weiße Immigrant*innen, die Arbeitsplätze wegnehmen, 
Umweltschützer*innen, die wirtschaftliches Wachstum verhindern, und ausländi- 
sche Regierungen sowie Konzerne, die von den vorherigen Präsidenten schlecht 
ausgehandelte Handelsverträge vollzu Lasten der Beschäftigungin den USA ausnut- 
zen. Während die Handelsbilanzdefizite in Elitenkreisen seit längerem nicht mehr 
als problematisch angesehen werden (und im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt 
auch deutlich abgenommen haben, von 6 Prozent im Jahr 2006 auf 2,4 Prozent in 
2017)?, skandiert Trump regelmäßig diese Defizite. Mit der Kritik an Handelsbi- 
lanzdefiziten stößt er aufbreites Verständnis in der Bevölkerung (Blinder 2018), die 
nicht die ricardianische Freihandelsideologie des volkswirtschaftlichen Mainstreams 
vermittelt bekam und auch nicht die Vorteile des US-Dollars als Weltwährung für 
die Finanzierung von Defiziten kennt. Entsprechend stoßen seine Androhungen 
des Protektionismus und die dann auch umgesetzten Strafzölle gegenüber anderen 


2 tradingeconomics.com/united-states/current-account-to-gdp 
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Ländern bei seinen Anhängern nicht auf Ablehnung, Die Frage ist, was er mit diesen 
Schritten jenseits der Einlösung seiner Wahlkampfversprechen erreichen will? 

Angesichts dessen, dass Trump vor dem Präsidentschaftswahlkampf kein 
politisches Amt innehatte und sich nun in der Präsidentschaft nicht von seinem 
Wirtschaftsimperium getrennt hat, sondern lediglich seinem Sohn das Ma- 
nagement überlassen hat (Haberman/Becker 2016), kann davon ausgegangen 
werden, dass sein Geschäftsgebaren Rückschlüsse auf seine wirtschaftspoliti- 
sche Strategie erlaubt. Seine Unternehmen sind in Branchen tätig, in denen sie 
ausländischer Konkurrenz nicht ausgesetzt sind. Sie profitieren deshalb auch 
nicht von handelsprotektionistischen Maßnahmen. Zur Finanzierung seines 
Immobilienimperiums in den USA nahm er ausgiebig Darlehen von ausländi- 
schen Banken auf (Fitton 2016) und nicht wenige Ausländer mit zweifelhaften 
Einkommensquellen haben Eigentumswohnungen in seinem Trump Tower in 
Manhattan erworben (Melby/Geiger 2017). Seine Geschäfte im Ausland basieren 
größtenteils auf dem Verkauf seiner Markenrechte für die verschiedensten Pro- 
jekte (u.a. für tierärztliche Dienstleistungen). Seine Anwält*innen sind überall 
aufder Welt aktiv, um seinen Namen markenrechtlich zu schützen (Wee 2017). 
Deshalb ist anzunehmen, dass der freie Kapitalverkehr und die Sicherung von 
Markennamen für ihn als Geschäftsmann wichtigsind. Trumps Verhandlungsstil 
ist allerdings bekanntlich ruppig. Er nimmt gerne eine extreme Position ein, die 
das Verhandlungsfeld zu seinen Gunsten verschieben soll (Irwin 2017). 


Elemente der Trump’schen Handelsstrategie gegenüber anderen 
Ländern 


Die von US-Konzernen für die diversen Handelsverträge (TPP, TTIP, TiSA, 

etc.) aufgestellten Forderungen finden sich sowohl in Trumps Handelsagenda von 

2017 als auch in der Nachverhandlungsagenda zu NAFTA wieder (siche unten). 

Sie laufen aufden Schutz der technologisch fortschrittlichsten US-Unternehmen 

hinaus, deren Geschäftsmodell auf der Sicherung geistigen Eigentums und dem 

Zugang zu Daten beruht: 

- Nicht-tarifäre Handelsbarrieren im Bereich der Dienstleistungen sollen ab- 
gebaut werden, insbesondere soll der Marktzugang für US-amerikanische 
Finanzdienstleister erleichtert werden, wobei der grenzüberschreitende Da- 
tenfluss keinen Einschränkungen unterliegen und die Verarbeitung von Daten 
nicht auf jeweilig heimischen Boden begrenzt werden soll. 

- Keine Zölle aufden Handel mit digitalen Produkten (zum Beispiel Software, 
Musik, Videos, E-Bücher) und Verbot von Vorschriften für die Offenlegung 
von Software-Quellcodes. 
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- Stärkung des Schutzes des geistigen Eigentums. 
- Frühzeitige Anhörung ausländischer Anbieter bei der Planung neuer wirt- 
schaftlicher Auflagen (regulatory practices). 
— Begrenzung der Subventionsmöglichkeiten ausländischer Regierungen. 
— Marktwirtschaftliche Disziplinierung von Unternehmen in Staatsbesitz. 
- Verbot von Währungsmanipulation. (USTR 2017b). 
Zur Erreichung dieser Ziele sollen „alle möglichen Hebel zur Öffnung fremder 
Märkte“ (USTR 2017a: 1; Übers.: Ch.S.) in Bewegung gesetzt werden sollen. 
Die Trade Agenda 2017 benannte auch das Instrument, das in den bilateralen 
Verhandlungen zum Tragen kommen soll: der Abschnitt 301 des Handelsgesetzes 
von 1974 (Super 301 genannt). Dieser Abschnitt „autorisiert den Handelsbeauf- 
tragten angemessene Maßnahmen in Reaktion aufausländische Maßnahmen zu 
treffen, die nicht gerechtfertigt sind, oder unverhältnismäßig oder diskriminie- 
rend sind und den Handel der USA belasten oder einschränken“ (USTR 2017a: 3; 
Übers.: Ch.S.). Wer bestimmt, was nicht gerechtfertigt ist? Das Gesetz sieht den 
US-Präsidenten vor. Allerdings traten die USA später, d.h. 1995, der WTO bei 
(deren Regeln nicht zuletzt durch die USA beeinflusst wurden; Winham 2005). 
Die WTO sicht einen Streitschlichtungsprozess vor. Der US-Präsident magzwar 
eine handelspolitische Maßnahme eines anderen Landes als ungerechtfertigt anse- 
hen und entsprechend unter Berufungauf Super 301 einen Strafzoll erlassen, doch 
das betroffene Land kann diese Entscheidung durch das WTO-Schiedsgericht 
überprüfen lassen. Durch die WTO-Mitgliedschaft hat mithin Szper 301 seine 
Durchschlagskraft verloren. Deshalb betont die neue handelspolitische Agenda, 
dass „W’TO-Entscheidungen weder bindend noch selbst ausführend sind“ (USTR 
2017a: 3; Übers.: Ch.S.). Vielmehr würde das US-Gesetz zum W TO-Beitritt vor- 
schreiben, dass, wenn eine WTO-Schiedsgerichtsentscheidung zuungunsten der 
USA ausfällt, der Handelsbeauftragte die entsprechenden Komitees im Kongress 
konsultieren soll, „ob dieser Entscheidung gefolgt werden soll und, falls dies der 
Fall ist, in welcher Form und in welchem Zeitraum“ (ebd.). Diese Erinnerungan 
das Vorrecht der Regierung in Abstimmung mit dem Kongress sollte Super 301 
wieder wirksam werden lassen. 

Letztlich wählte die Trump-Administration jedoch ein anderes, gleichfalls 
hoch umstrittenes Instrument, für dessen Anwendunger aufgrund des Abschnitts 
232 des Handelsgesetzes von 1962 nicht die Zustimmung des Kongresses braucht, 
nämlich die Berufung auf die „nationale Sicherheit“.” Im März 2018 verhängte 
Trump Strafzölle in Höhe von 25 Prozent und 10 Prozent aufgewisse Stahl- und 


3 Inwieweit Paragraph XXIdes GATT es den Mitgliedsstaaten erlaubt, selbst zu entschei- 
den, ob ihre nationale Sicherheit bedroht ist und sie deshalb Strafzölle erheben, wird 
demnächst von einem WTO Streitschlichtungsausschuss geprüft (Murrill 2018). 
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Aluminiumimporte. Einige Länder waren zunächst ausgenommen, insbesondere 
die NAFTA-Mitglieder, doch letztlich sind dauerhaft nur Argentinien und Aus- 
tralien für beide Produktgruppen ausgenommen worden, Südkorea und Brasilien 
nur für Stahl (Congressional Research Service 2018). 

Die Anwendungdes Arguments der „nationalen Sicherheit“ aufdie Nachbar- 
länder erfolgte ganz freimütig mit dem Ziel, Kanada und Mexiko Zugeständnis- 
sen bei den Nachverhandlungen zu NAFTA abzugewinnen (Lynch u.a. 2018). 
So wie in den frühen 1990er Jahren NAFTA Vorreiter für die W TO wurde, 
wurde nun zunächst gegenüber den schwächeren Partnern Kanada und Mexiko 
Forderungen durchgesetzt (siehe unten), die dann aufandere übertragen werden 
können. 


Die Absicherung der aggressiven Handelspolitik gegenüber 
der US-Geschäftswelt 


Die Vertreter des Großkapitals standen hinter der TPP-Strategie der Umzin- 
gelung Chinas mithilfe traditioneller Verbündeter wie Japan und Australien 
sowie mithilfe von Ländern wie Vietnam, die sich traditionell vor der Übermacht 
Chinas fürchten. Auch betrachteten sie sowohl die Person Donald Trump als 
auch seine xenophobe Rhetorik mit Skepsis (etwa Stephen Schwarzman von 
Blackstone‘). Gerade seine sofortigen Maßnahmen zur Einschränkung der 
Arbeitsmigration irritierte die IT-Industrie, die im großen Stile qualifizierte 
Fachkräfte aus dem Ausland beschäftigt.’ Doch beruhigte sie die Präsenz von 
Vertretern der Wall Street in seinem Kabinett und Beraterstab, insbesondere 
Gary Mnuchin und Steven Cohn, und vor allem die Aussicht auf massive Steue- 
rerleichterungen. Obgleich Trump als erste Amtshandlung medienwirksam den 
TPP-Vertragzerriss, beeilte er sich danach nicht mit konkreten handelspolitischen 
Initiativen, sondern gab der Durchsetzung der Steuerkürzungen den Vorrang. So 
unterstützte er zum Beispiel nicht die von einigen republikanischen Senatoren 
und Abgeordneten bevorzugte protektionistische Border Adjustment Tax (BAT, 
Grenzanpassungssteuer; Dupont 2017). Entsprechend wenig Angriffsfläche bot 
er der „freihändlerischen“ Lobby. Seine aggressiven handelspolitischen Maßnah- 
men begannen erst nach Verabschiedung der Steuergesetzgebung. Konzernen, 
die diese Maßnahmen kritisierten, erinnerte Trump an seine Steuergeschenke.‘ 


4 „Ihe US, China and Wall Street’s new man in the middle“, ft.com (26.11.2018). 

5 „Trump immigration plan criticized by tech industry”, independent.co.uk (3.8.2017). 

6 „Trump Aide: GM’s Warning on U.S. Tariffs Is ‘Smoke and Mirrors”, fortune.com 
(30.6.2018) 
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Einige Vertreter des Finanz- und Großkapitals können sich aber durchaus mit 
einer härteren Strategie gegenüber China anfreunden. So beispielsweise der von 
der Investmentbank Goldman Sachs kommende Steven Cohn, der im Mai 2017 
in einem Kommentar für The Wall Street. Journal’ Trumps America-First-Agenda 
als eine Anerkennung der internationalen Konkurrenz deutete, die man nur 
bestehen kann, wenn die US-amerikanischen Machtpotenziale genutzt werden 
(McMaster/Cohn 2017). Andere wie Mnuchin und Schwarzman versuchen zu 
vermitteln’. 

Zum traditionellen Repertoire „freihändlerischen“ Politik in den USA gehört 
das Entgegenkommen gegenüber den protektionistischen Forderungen von gut 
organisierten Industrien. Indem stets Ausnahmen von der Regel zugelassen wur- 
den, verhinderte man bislang, dass die jeweilige Industrie ein breites Bündnis 
schmicedete, das die Liberalisierung des Außenhandels infrage gestellt hätte. Die 
Stahlindustrie kam in den Genuss solcher Ausnahmen bereits in den 1960er 
Jahren. Die Automobilindustrie genießt seit Anfang der 1980er Jahre, als die 
Importe massiv zunahmen, eine solche Ausnahme, die allerdings nie laut verkün- 
det wurde, nämlich einen Zoll in Höhe von 25 Prozent aufkleine Lastwagen, zu 
denen die SUV gehören, die seit längerem in den USA beliebter als Pkws sind. 
Pkws werden nur mit einem Zoll von 4 Prozent belegt (Perry 2018). 

Angesichts der geschrumpften Bedeutung der Stahl- und Aluminiumindu- 
strie ist es jedoch auf den ersten Blick verwunderlich, dass Trump gerade deren 
Forderungen nachkommt. Die Erklärung findet sich in der Tatsache, dass Trump 
just in jenen Staaten traditionell demokratisch wählende Lohnabhängige für sich 
gewinnen konnte, in denen die Stahlindustrie noch eine Rolle spielt: Pennsylva- 
nia, Ohio, Wisconsin. Diesen Wähler*innen hat er seinen Wahlsieg zu verdanken, 
da allein die traditionelle republikanische, im Durchschnitt finanziell besser 
gestellte Wählerschaft nicht ausgereicht hätte, ihm die Wahlmännerstimmen 
zu verleihen, die ihm trotz seiner absolut geringeren Stimmenzahl gegenüber 
Hillary Clinton im Electoral College zur Mehrheit verholfen haben. Hinzu mag 
noch kommen, dass viele seiner handelspolitischen Berater in der Stahlindustrie 
tätig waren, etwa der Handelsbeauftragte Robert Lighthizer als Lobbyist und 
der Handelsminister Wilbur Ross als Investor (Alden 2017). 

Die gleiche Taktik wird zudem für künftige Verhandlungen mit der EU ange- 
wandt. Ende Mai 2018 ordnete Trump eine Überprüfungder Auswirkungen der 
Importe von Kraftfahrzeugen und Fahrzeugteilen auf die „national Sicherheit“ 
an (Congressional Research Service 2018). Zugleich versetzen Ausnahmen für 
die Erhebung der Strafzölle die Trump-Administration nicht nur gegenüber den 


7 „Ihe US, China and Wall Street’s new man in the middle“, ft.com (26.11.2018). 
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Handelspartnern in eine stärkere Verhandlungsposition, sondern auch gegenüber 
der US-Geschäftswelt, die seine Verhandlungsstrategie nur bedingt befürwortet, 
wenn nicht gar ablehnt. Das Handelsministerium hat von 38.000 Anträgen von 
inden USA ansässigen Firmen, von den Strafzöllen bei Stahlimporten ausgenom- 
men zu werden, bisher 12.600 bewilligt und 4.400 abgelehnt. Dajede Firma auf 
eine Ausnahme hofft, können sie keine breite Ablehnungsfront bilden. Allerdings 
stößt der intransparente Prozess der Ausnahmegenehmigungauch auf Unmut in 
der Geschäftswelt und entsprechend auch im Kongress (ebd.). Da die aggressive 
Handelspolitik Retorsionen mit sich bringt, sprich die von Strafzöllen betroffenen 
Länder Gegenmaßnahmen treffen, müssen einige Industrien Verluste hinneh- 
men (ebd.). Dazu gehört insbesondere die exportorientierte Landwirtschaft, da 
die betroffenen Länder diese mit Zöllen belegt, und zwar in der Hoffnung, die 
besonders enthusiastischen Unterstützer*innen von Trump durch Retorsionszölle 
zum Umdenken zu bringen (Parilla/Bouchet 2018). 

Damit ein solches Umdenken nicht erfolgt, hat Präsident Trump zum einen 
finanzielle Kompensation versprochen, die auch vom Kongress genehmigt wurde. 
Zum anderen appelliert Trump an den Patriotismus seiner Anhänger*innen, die 
nun für die Allgemeinheit ein Opfer darbringen, welches ihnen später aber auch 
dank verbesserten Zugangs zu den Märkten anderer Länder zugutekommen 
würde. Da die Kompensationszahlungen nicht im ausreichenden Maße und 
zum Teil verspätet kommen, regt sich reichlich Kritik in den landwirtschaftli- 
chen Produktionszonen. Doch da Trump in diesen Wahlkreisen 2016 besonders 
viele Stimmen erhalten hatte, gefährden Verluste nicht seine Mehrheit, wie die 
Kongresswahlen von 2018 gezeigt haben (Ihrush/Rappeport 2018). 


Strategien zur Spaltung der Arbeiterschaft 


Wie zuvor schon Präsident Ronald Reagan gelingt es Trump, Teile der orga- 
nisierten Arbeiterschaft auf seine Seite zu ziehen, im Unterschied zu Reagans 
Kalter-Kriegs-Rhetorik allerdings mit den Themen Handel und Migration. Unter 
den gering- und mittelqualifizierten Lohnabhängigen herrscht seit Jahrzehnten 
Skepsis über die Öffnung der US-Märkte für ausländische Waren vor, die in 
Wahlkämpfen immer wieder, zu mobilisieren versucht wurde, doch bis Trumps 
Wahlkampf ohne Erfolg (z.B. Ross Perot in 1992; Blinder 2018; Scherrer 1999: 
92FF.). Insbesondere die Gewerkschaften des verarbeitenden Gewerbes, der Bau- 
wirtschaft und des Bergbaus sind empfänglich für Trumps handelspolitische 
Rhetorik (Greenhouse 2017). Der Präsident des Gewerkschaftsdachverbandes 
AFL-CIO, Richard Trumka kritisiert zwar Trumps Wirtschafts-, Migrations- 
und Sozialpolitik, doch in der Handelspolitik ginge Trump in die „right direc- 
tion” (Weigel 2018). 
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Immer wieder setzt sich Trump medienwirksam für den Erhalt konkreter Pro- 
duktionsstätten ein oder kritisiert öffentlich das Verhalten des Managements von 
Großkonzernen - etwa bei einem US-Hersteller von Klimaanlagen, den Trump 
öffentlich kritisierte, als dieser plante, Arbeitsplätze nach Mexiko zu verlagern, 
und infolge von Trumps Kritik darauf verzichtete. Dafür hat der Hersteller 
sehr viel Geld vom Bundesstaat seines Standortes erhalten. Bei einem Teil der 
Arbeiter*innenschaft verfängt diese Strategie tatsächlich, aber da Arbeitsplatz- 
verlagerungen dennoch stattfinden, gelanges den Demokraten in einigen Wahl- 
kreisen Teile der Trump-Wählerschaft zurückzugewinnen?. Dabei halfsicherlich, 
dass beispielsweise beim Klimaanlagenhersteller Carrier dennoch Arbeitsplätze 
nach Mexiko verlagert wurden (Schwartz 2018), die großzügigen Steuergeschenke 
an die Unternehmen weniger für Investitionen als für den Rückkaufvon Aktien 
genutzt werden und der Angriff Trumps mitsamt der republikanischen Partei 
auf die Gesundheitsreform Obamas gerade von vielen prekär Beschäftigten als 
Bedrohungwahrgenommen wird (Judis 2018). Die Ende November 2018 erfolgte 
Ankündigungvon General Motors, vier Fabriken in den USA zu schließen?, setzt 
dieser symbolischen Politik auch Grenzen. 

Wirksamer für das Schmieden einer klassenübergreifenden Allianz scheint 
die Spaltungspolitik von Trump zu sein. Mit seiner nicht nur rhetorisch ag- 
gressiven Politik gegenüber Migrant*innen hofft Trump die weißhäutige 
Arbeiter*innenschaft zu gewinnen. Dies gelingt ihm insbesondere dort, wo die 
Wahlstimmen der Bevölkerungaufgrund des Wahlrechts mehr zählen (Montana 
mit eine Million Einwohner*innen verfügt über genauso viele Senator*innen wie 
Kalifornien mit fast 40 Millionen). 


Die Neuverhandlung von NAFTA: Offenlegung der Zielrichtung 


Die Neuverhandlungen der US-Handelsverträge begannen mit NAFTA. Die 
Verhandlungen mit Mexiko und Kanada wurden am 30. September 2018 abge- 
schlossen und von den Präsidenten der drei beteiligten Länder am 30. November 
unterzeichnet. Der Vertragstext des in United-States-Mexico-Canada-Agreement 
(USMCA) umbenannten Abkommens wird nun geprüft und dem Kongress im 
Laufe von 2019 zur Abstimmung vorgelegt. Der Vertrag trägt die Handschrift 
US-amerikanischer Konzerne, enthält aber auch Zugeständnisse an die Gewerk- 
schaften und an die Kritiker*innen der Investorengerichtsbarkeit. Zunächst sind 


8 „For Democrats, a midterm election that keeps on giving“, washingtonpost.com 
(9.11.2018). 
9 „General Motors shuts down 7 plants, drawingrebuke from Trump“, ft.com (26.11.2018). 
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die Bestandteile des Vertrags, die aus der Feder der US-Konzerne stammen, zu 
untersuchen. 

Die organisierte US-Landwirtschaft, deren großbetrieblichen Mitglieder stark 
von NAFTA profitierten, erhält erweiterten Zugang zu den Märkten in den 
Nachbarländern, insbesondere die Milchbetriebe zum kanadischen Markt. Zu- 
dem wird der Verbraucherschutz weiteren Handelserleichterungen untergeordnet 
und so der Vorrangdes Risikonachweises gegenüber dem Vorsichtsprinzip mehr- 
fach im Vertragstext erwähnt. Die Pharmaindustrie konnte durchsetzen, dass 
biologische Arzneimittel auch in Mexiko Patentschutz erhalten und in Kanada 
die bisherige diesbezügliche Patentschutzfrist von acht aufzehn Jahre verlängert 
wird. Zudem wird die Erneuerung abgelaufener Arzneimittelpatente erlaubt. 
Insgesamt wird der Patentschutz auf 70 Jahre verlängert. Die Ölkonzerne können 
sich freuen, dass der im NAFTA verankerte Schutz der nationalen Ölindustrie 
Mexikos entfällt. Die digitale Wirtschaft wird begünstigt durch das Verbot von 
Steuern auf grenzüberschreitenden Dienstleistungen und von Auflagen, dass 
Daten nur in dem Land verarbeitet werden dürfen, wo sie erhoben werden (aller- 
dings darf der grenzüberschreitende Datenverkehr für die Verfolgung legitimer 
öffentlicher Schutzmaßnahmen eingeschränkt werden). Für das verarbeitende 
Gewerbe insgesamt entfällt bei Exporten in die Nachbarländer aufgrund der 
gegenseitigen Anerkennungvon Konformitätsbewertungsstellen die zusätzliche 
Überprüfung der Einhaltung technischer Standards. 

Diesen offensiven Rechten für US-Konzerne stehen im USMCA einige 
defensive Maßnahmen zur Erhöhung des Wertschöpfungsanteils in den USA 
gegenüber. Zu diesen Maßnahmen gehören vor allem verschärfte Ursprungsregeln 
(rules of origin), die auf 234 Seiten spezifiziert werden. Der regionale Wertschöp- 
fungsanteil für den zollfreien Vertrieb von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug- 
teilen wurde von bisher 62,5 Prozent schrittweise auf 75 Prozent im Jahre 2023 
angehoben. Das von den Gewerkschaften dominierte Beratungskomitee für Ar- 
beitsfragen in der Außenhandelspolitik bemängelt jedoch, dass Elektromotoren 
und Technik im Zusammenhang mit autonom fahrenden Kraftfahrzeugen im 
Abkommen nicht explizit erwähnt werden (Labor Advisory Committee 2018: 2). 

Besseren Schutz erhalten auch die Lohnabhängigen. Die alte Forderung der 
Gewerkschaften, das Nebenabkommen zu Arbeitsfragen (North American Agree- 
ment on Labor Cooperation) in den Hauptvertrag aufzunehmen, wurde aufgegrif- 
fen. Damit wird die Möglichkeit geschaffen, Beschwerde gegen nicht eingehaltene 
Verpflichtungen im Rahmen des allgemeinen Streitschlichtungsmechanismus zu 
führen. Doch fehlt nach wie vor der Verweis auf ILO-Konventionen und es wird 
keine Stelle eingerichtet, die die Einhaltung der im Abkommen vorgeschenen 
Maßnahmen zur Stärkung der Kollektivverhandlungsrechte der mexikanischen 
Lohnabhängigen überwachen würde. 
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Ein wirklich interessantes Element zur Verhinderung eines Lohnunterbie- 
tungswettlaufs in der Automobilindustrie ist die Vorgabe, dass für einen gewissen 
Teil der Produktion die Löhne mindestens 16 US-Dollar pro Stunde betragen 
müssen, ansonsten fällt ein Zoll in Höhe von 2,5 Prozent bei der Einfuhr in eines 
der anderen USMCA-Länder an (Artikel 4-B.7). Stufenweise angehoben bis 2023 
sollen mindestens 40 Prozent der Herstellungskosten von Pkws (45 Prozent für 
SUVs) unter „Hochlohn“-Bedingungen hergestellt sein, wobei für mindestens 
25 (bzw. 30) Prozentpunkte auf Zulieferteile und Herstellungskosten und für 
höchstens 5 Prozentpunkte auf die Endmontage die 16 US-Dollar pro Stunde 
nicht unterschritten werden dürfen. Die restlichen höchstens 10 Prozentpunkte 
betreffen Ausgaben für Forschung und Entwicklung sowie Informationstech- 
nologie, wobei kein Mindestlohn vorgeschrieben ist. Das Beratungskomitee für 
Arbeitsfragen bezweifelt, ob mit dieser komplexen Formel die mexikanische 
Niedriglohnstrategie tatsächlich verhindert werden kann (ebd.: 2). 

Die Vertreter der Automobilverbände in den drei Ländern lehnen diese Än- 
derungen der bisherigen Regeln ab, da sie ihre Gestaltungspielräume hinsichtlich 
der Zulieferketten beinträchtigen (Caporal 2017). Aus wahltaktischen Gründen 
und um die Durchsetzung des USMCA-Abkommens im US-Kongress zu si- 
chern, haben Trumps Unterhändler gegen die Wirtschaftsinteressen an diesen 
zumindest dem Scheine nach beschäftigungssichernden Regeln festgehalten. 
Inwieweit diese Zugeständnisse an die Kritiker*innen der Freihandelsabkom- 
men zur Verabschiedung des Abkommens im Kongress beitragen und/oder im 
Gesetzgebungsverfahren verbessert werden, ist schwer voraussagbar. 

Aus den gleichen Gründen bestand der US-Handelsbeauftragte aufeine Ein- 
schränkung des bisherigen NAFTA Investor-Staat-Streitbeilegungsverfahren 
(ISDS). Auf Kanada wird es im USMCA nicht mehr angewandt, gegenüber 
Mexiko nur begrenzt auf Verträge mit Regierungsstellen im Bereich Erdöl- und 
Erdgasförderung sowie in einigen anderen Sektoren und auch nur dann, wenn 
die nationalen Rechtswege erschöpft sind (Annex 14). 

Bei weiteren Bestandteilen des USMCA-Abkommen wird die Stoßrichtung 
gegen China deutlich. Zum einen bei der in einem Handelsabkommen neu auf- 
genommenen Verpflichtung, Wechselkurse nicht durch staatliches Eingreifen zu 
beeinflussen. Zum anderen durch die Anforderung an Staatsunternehmen, sich 
nach kommerziellen Gesichtspunkten zu verhalten, und an Staaten, Konkurren- 
ten von Staatsunternehmen nicht zu diskriminieren. Schließlich droht USMCA 
Artikel 32.10 mit dem Austritt der USA aus dem Abkommen, falls die Nachbar- 
länder mit einer „Nicht-Marktwirtschaft“, also China, ein Handelsabkommen 
abschließen wollen, dass nicht den Interessen der USA entspricht. 
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Der Ausgang der Konfrontationspolitik gegenüber China bleibt 
spannend 


Aufder Basis der bereits erwähnten Section 301 hat der US Handelsbeauftragte im 
März 2018 eine Studie veröffentlicht, die die chinesischen Maßnahmen auflistet, 
die US Handels- und Investitionsinteressen zuwiderlaufen. Trump kündigte 
daraufhin Strafzölle in Höhe von 25 Prozent aufeine genau spezifizierte Gruppe 
von Produkten an, die zunächst 50 Milliarden US-Dollar Importe aus China 
betrafund schließlich im Laufe des Sommers 2018 auf 250 Milliarden US-Dollar 
erhöht wurde. Im September 2018 drohte Präsident Trump mit einer Ausweitung 
auf weitere 267 Milliarden US-Dollar Importe aus China, falls China seine han- 
dels- und industriepolitischen Praktiken nichtändern würde. Diese Maßnahmen 
beunruhigten die US-Konzernwelt (Americans for Free Trade Coalition 2018) 
inklusive der in rechten republikanischen Kreisen schr einflussreichen Brüder 
Koch (ImpactECON 2018). So stand Trump im Vorlaufzum G-20-Gipfel in Bu- 
enos Aires unter Druck, den Handelskrieg mit China nicht weiter zu eskalieren. 
Der auf dem Gipfel mit dem chinesischen Präsidenten Xi vereinbarte I0-tägige 
„Waffenstillstand“ zur Einleitung ernsthafter Verhandlungen wurde von der 
Geschäftswelt mit Erleichterung aufgenommen". Die Bereitschaft Xis, auf die 
USA zuzugehen, wurde natürlich von der Trump-Administration als Zeichen des 
Erfolgs ihrer Eskalationsstrategie gewertet. Doch ob die chinesische Regierung 
tatsächlich zu signifikanten Zugeständnissen bereit ist, muss sich erst noch zeigen. 

Trumps verhandlungstaktische Eskalationsstrategie birgt allerdings auch Risi- 
ken. Im Unterschied zu ihm hat Präsident Ronald Reagan seine Handelspartner 
in den 1980er Jahren nicht verbal beleidigt. Trumps Beleidigungen können dazu 
führen, dass der Nationalstolz der Handelspartner betroffen wird und sie der 
Wahrungihrer Ehre Vorrang gegenüber wirtschaftlichen Interessen einräumen. 
In einem solchen Fall könnte es sein, dass sie die Nachteile eines Handelskrieges 
in Kaufnehmen. Laut dem Journalisten Rappeport (2018) ist dies auch Michael 
Pillsbury, Kenner und Kritiker Chinas sowie Berater von Trump, bewusst. Zudem 
hält die Trump-Administration nicht die „Waffenruhe“ ein. Anfang Dezember 
entschied die parteipolitisch paritätisch besetzte Internationale Handelskom- 
mission (ITC), dass die US-amerikanische Industrie durch die chinesischen 
Importe von Aluminium geschädigt wurde, woraufhin Strafzölle von mehr als 
45 Prozent erhoben werden!!. Zeitgleich wurde zudem eine führende Managerin 
des IT-Konzerns Huawei, die zugleich die Tochter des Konzerngründers ist, in 


10 „US gives China three months to resolve complaints in trade war“, f{.com (3.12.2018). 
11 „ITC rules unanimously that U.S. industry is being injured by Chinese aluminum sheet 
imports“, insidetrade.com (7.12.2018). 
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den USA wegen angeblicher Verstöße gegen die Iran Sanktionen verhaftet, was 
in den chinesischen Staatsmedien mit scharfen Worten verurteilt wurde!?. 

Ein weiterer Unterschied zur Reagan-Regierung ist das Verhältnis von Sicher- 
heitspolitik und Handelspolitik. Mit Trump hat zum ersten Malein US-Präsident 
öffentlich die Verkopplung von Geo- und Handelspolitik vorgenommen. Eine 
solche Verkoppelung wurde in der Vergangenheit tunlichst vermieden. Man hat 
damals so getan, als würde man nur über Handel reden, wobei im Hintergrund 
die anderen Instrumente der USA (Militärhilfe etc.) zum Vorschein kamen. 
Trumps Verhalten kann zur Folge haben, dass auch die Gegenseite, sprich derzeit 
konkret China, den Konflikt mit Nordkorea für sich in der handelspolitischen 
Auseinandersetzung mit den USA nutzen kann. 

Wennletztlich den protektionistischen Androhungen keine Taten folgen, dann 
könnten sie zudem gegenüber den Handelspartnern ins Leere laufen und nicht 
zu mehr Öffnung gegenüber US-Konzernen führen. Trumps Fixierung auf die 
Handelsbilanzdefizite birgt angesichts der zu erwartenden weiteren Aufwertung 
des US-Dollars (aufgrund der Steuersenkungen und der Zinsanhebungen) eine 
weitere Eskalationsgefahr, denn die Aufwertung wird das Handelsbilanzdefizit 
ansteigen lassen und damit dann auch den Druck, schärfere Maßnahmen zu seiner 
Bekämpfung zu ergreifen. Schließlich legitimiert selbst die nicht ernst gemeinte 
Androhung von Protektionismus diesen selber, der in der Nachkriegszeit lange 
als „von gestern“ galt. Der verhandlungstaktische Umgang mit Protektionismus 
könnte also dazu führen, dass entgegen den ursprünglichen Absichten, handels- 
politischer Protektionismus doch zunimmt. 


Ambivalente Zustimmung durch die traditionellen Verbündeten 
und deren Kapitalgruppen 


Die Aufkündigung von TPP bei Amtsantritt und die rüde Verhandlungstaktik 
gegenüber den NAFTA-Partnern haben die betroffenen Regierungen und deren 
Kapitalgruppen mächtigirritiert. Gleichermaßen verstört waren die europäischen 
Regierungen und Industrien, allen voran die deutsche Autoindustrie, die von 
Trump namentlich beschimpft wurde. Trumps handelspolitischer Rundumschlag 
hat deshalb zunächst dazu geführt, dass es anstelle eines „westlichen“ Bündnisses 
gegen China, dazu gekommen ist, dass die EU gemeinsam mit China die USA 
in der WTO verklagen, und zwar wegen der aus ihrer Sicht zu Unrecht mit der 


12 „Huawei-Finanzchefin in Haft - Chinesische Staatsmedien attackieren die USAY, spiegel. 
de (7.12.2018). 
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nationalen Sicherheit begründeten Strafzölle aufStahlund Aluminium (Hanke 
20186). 

In der zweiten Hälfte von 2018, so wird berichtet, sollen jedoch die euro- 
päischen Unterhändler*innen zur Überzeugung gelangt seien, dass die US- 
Handelspolitik die Schlachtfelder zunehmend auf China begrenzt. Obgleich 
sie weiterhin prinzipiell Trumps unilaterale Strafzölle auf Produkte aus China 
im Werte von hunderten Milliarden US-Dollar ablehnen, sehen sie Chancen im 
Bündnis mit Trump gegen China. Sie hoffen, dass Trumps Zölle die chinesische 
Regierung dazu bringen, innerhalb der WTO striktere Subventionsbegrenzungen 
mitzutragen. Die Handelsminister*innen Japans, der EU und der USA haben 
diesbezüglich schon Gespräche geführt (Hanke 2018a). 

Der Leiter des neoliberalen und wirtschaftsnahen Bruegel-Instituts in Brüssel, 
Guntram Wolff, schrieb in der Zeit: 


Europas Hauptinteressen sind klar: China muss seine Märkte für mehr Sektoren öffnen. 
Die europäischen Investitionen in China sinken seit einigen Jahren, weil der Marktzugang 
schwieriger geworden ist. Europa muss sicherstellen, dass europäische Konzerne in China 
genauso behandelt werden wie die inländischen Unternehmen. Außerdem muss China un- 
lautere Subventionssysteme durch staatliche Banken und andere staatliche Unternehmen 
beseitigen. (Wolff 2018) 


Ähnlich äußerte sich auch Pierre Gattaz, der Präsident des europäischen Unter- 
nehmerverbandes BusinessEurope und betonte zudem die Forderung, Chinas 
öffentliche Beschaffungswesen für die internationale Konkurrenz zu öffnen."? 
Gleichwohlbleibt ein Unbehagen an der Trump’schen Strategie, nämlich dass der 
Handelskrieg weiter eskalieren und nach China die Europäische Union treffen 
könnte. 


Verlust der „freihändlerischen“ Hegemonie? 


Die Durchsetzung der Liberalisierung der US-Außenhandelspolitik sowie der 
Konzernagenda gegenüber den Handelspartnern erfolgte in der gesamten Nach- 
kriegszeit ohne die aktive Zustimmung der Bevölkerung. Hegemonial war diese 
Politik nur unter den Eliten, wobei denjenigen, die unter dieser Politik erhebliche 
Einbußen erlitten und die zugleich gut organisiert waren, Ausnahmen von der 
freihändlerischen Regel zugestanden wurden. Die passive Duldung wurde mit 


13 „Gattaz: We should better connect Asia and Europe, based on rules“, businesseurope.ceu 
(18.10.2018). 


14 „China aims to boost economic ties with Germany in Trump era“, nbenews.com 


(1.12.2018). 


54 Christoph Scherrer 


unethischen Mitteln erreicht, insbesondere durch die Anrufungdes Patriotismus 
der Bevölkerungim Zeichen des Kalten Krieges. Im Wahlkampf 2016, viele Jahre 
nach Ende des Kalten Krieges und nach Jahren umfangreicher Verlagerung von 
arbeitsintensiven Bereichen der verarbeitenden Industrie in Niedriglohnländer, 
konnte die skeptische Haltung der Bevölkerung gegenüber der Liberalisierung 
des Außenhandels erfolgreich für einen Wahlsieg mobilisiert werden. 

Dieser Wahlsieg mittels America-First-Rhetorik wird jedoch nicht für eine 
Abkehr von der bisherigen Politik benutzt, sondern für deren Fortsetzung mit 
anderen Mitteln und einer anderen demagogischen Strategie. Es handelt sich um 
eine Wiederauflage der aggressiveren Handelspolitik gegenüber den Handels- 
partnern, wie sie unter Reagans Präsidentschaft betrieben wurde, die mit Erfolg 
die Handelspartner zu weiteren Liberalisierungen gezwungen und zugleich zur 
weiteren Öffnung des US-Marktes geführt hatte. Letzteres will das handelspo- 
litische Team von Präsident Trump angeblich verhindern. Dass dies mit den 
etwas strengeren Ursprungsregeln und Arbeitsrechtsklauseln gelingen wird, ist 
unwahrscheinlich. Sicher ist, dass der im USMCA-Abkommen erzielte Zugewinn 
an Schutz des geistigen Eigentums die Macht der Konzerne stärken wird. Falls 
zentrale Elemente dieses Abkommens auf China übertragen werden können, 
gilt dies umso mehr. Für dieses Unterfangen besteht wieder eine breite Zustim- 
mung unter den Eliten der USA einschließlich vieler Gewerkschaftsführungen. 
Somit ist mit einer weiteren Stärkung wirtschaftlicher gegenüber politischen 
Körperschaften, sprich des Kapitals gegenüber Nationalstaaten, zu rechnen. Die 
Demagogie von Trump ist für die lohnabhängige Bevölkerung brandgefährlich. 
Deren Interesse an einer gesicherten Beschäftigung wird für eine Konzernagenda 
eingespannt, die letztlich diesem Interesse zuwiderläuft. 

Falls es dem US-Kapital mithilfe des Sanktionspotenzials des US-Staates 
gelingen sollte, der chinesischen Volkswirtschaft seine Regeln aufzuzwingen, wird 
ihm die Zustimmung des Kapitals in anderen kapitalistischen Metropolen gewiss 
sein. Die verschränkte Hegemonie von internationalem Kapital und US-Staat 
wäre erneuert, allerdings bliebe es eine Hegemonie ohne aktive Zustimmung 
der Bevölkerung. 

Die gegenüber der Regierung Chinas durchgesetzten Reformen würden zudem 
die Integration der chinesischen Bourgeoisie in die internationale Bourgeoisie 
befördern, zumal sie vor einigen Jahren während der zeitweise vorgenommene 
Liberalisierung des Kapitalverkehrs ihren Reichtum gerne im Ausland anlegte 
(Kärnfelt 2018). Doch ist der Ausgang des „Wirtschaftskrieges“ zwischen den 
USA und der Volksrepublik China so ungewiss wie der Verbleib Trumps im 
Präsidentenamt angesichts der Ermittlungen zu möglichen Verstößen gegen die 
Wahlkampfgesetzgebung und der Mehrheit der Demokraten im Repräsentan- 
tenhaus seit Beginn des Jahres 2019. 
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Kai Koddenbrock 


Geld, Weltmarkt und monetäre Dependenz 


Was uns die westafrikanische Franc-CFA-Zone über 
kapitalistisches Geld sagt 


Debatten zu Form und Krise des Kapitalismus leiden unter ihrem Eurozentris- 
mus. Die nicht nur in neomarxistischen Kreisen breit geführte Diskussion um 
Finanzialisierungund finanzdominierte Akkumulation findet fast ausschließlich 
mit Europa- und USA-Bezug, selten noch mit Verbindung zu China oder Japan 
statt. Da ein Großteil marxistischer Analyse aber darauf insistiert, dass Kapita- 
lismus geldvermittelt und global ist - und in unterschiedlichem Maße von nati- 
onalstaatlich verfassten Kapitalismen durchzogen ist - verspricht ein besonderer 
Fokus auf Staaten und Gesellschaften im Globalen Süden ein umfassenderes und 
kompletteres Verständnis des Geldes im gegenwärtigen Kapitalismus. Anhand der 
paradigmatischen Bedeutungder westafrikanischen Franc-CFA-Währungszone! 
unternimmt der vorliegende Beitrag den Versuch, zu dieser globalen Perspektive 
beizutragen. 

Der Franc CFA ist seit 1945 Währungin West- und Zentralafrikaund wird in 
14 vorallem französischen Ex-Kolonien mit dem Plazet der anderen EU-Mitglied- 
staaten von 160 Millionen Menschen genutzt. Er ist festan den Euro gebunden, in 
ihn konvertibel und wird von der französischen Zentralbank, dem französischen 
Finanzministerium, einer west- und einer zentralafrikanischen Zentralbank 
und den beteiligten nationalen Finanzministerien gemeinsam geschöpft und 
reguliert. Trotz mehrerer Wellen wissenschaftlicher und aktivistischer Kritik 
in den 1970er Jahren (Amin 1976), im Jahre 1994 in den Diskussionen um die 
Abwertung um 50 Prozent (Kohnert 1994) und in den letzten Jahren, in denen 
die Eurokrise Debatten um Geld und Währung wieder auf die Agenda setzte 
(Nubukpo u.a. 2016; Pigeaud/Sylla 2018), besteht diese Währung weiterhin. Wie 
andere Währungen und als spezifische Form kapitalistischen Geldes verteilt sie 
Reichtum und Macht zwischen französischen und westafrikanischen politischen 
und ökonomischen Akteuren. 


1 Franc CFA steht für Franc de la Cooperation Financiere dAfrique. 
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Als der kontroverse französisch-beninische Aktivist Kemi Seba in Dakar jüngst 
aus Protest einen Franc-CFA-Schein verbrannte, wurde er des Landes verwiesen. 
Dem Togolesen Kako Nubukpo, Chefökonom der Organisation Internationale 
de la Francophonie (OIF) in Paris, wurde 2017 auf Druck der französischen und 
burkinischen Regierung gekündigt, als er Emmanuel Macrons Einschätzung in 
Le Monde kritisierte, der Franc CFA sei für Frankreich ein „Nicht-Thema“ (Le 
Monde 2017). Dass in Deutschland bis zum jüngsten Vorwurf des italienischen 
Vizepremiers, dass Frankreich mit dem Franc CFA seine Ex-Kolonien ausbeute 
und zu Migration nach Europa beitrage (NY Times 2019), kaum jemand von 
diesem „unsichtbaren Kolonialismus“ (Moscovici 2018) wusste, macht den herr- 
schenden Eurozentrismus deutlich und die Dringlichkeit einer politischen und 
wissenschaftlichen Analyse. 

Die PROKLA hat eine lange und ehrwürdige Tradition der geldtheoreti- 
schen Debatte und hat auch die internationalen Dimensionen von Geld, Kapital 
und Währungen immer wieder thematisiert (Neusüß/Blanke/Altvater 1971; 
Heinrich 2001; Stützle 2015; Herr 2015). Eine auch empirische Analyse der 
Geldbeziehungen afrikanischer und insbesondere westafrikanischer Staaten, die 
in ihrem Handlungsspielraum oder „policy space“ besonders eingeschränkt und 
monetär und finanziell „untergeordnet“ werden (Powell 2013; Kaltenbrunner/ 
Panceira 2017; Alami 2018), fehlt jedoch bisher. In diesem Aufsatz werde ich das 
kapitalistische Geld in seiner Funktionsweise und seinen realen Konsequenzen als 
global-hierarchische, polit-ökonomische und öffentlich-private Abhängigkeits- 
beziehungfassen, die aufdem Waren- und Kredit-Schuld-Charakter des Geldes 
basiert. Die monetären Dependenzen, die mit dem Geld einher gehen, werde ich 
am Beispiel der westafrikanischen Franz CFA Zone erläutern. 

„Das“ Geld ist keinesfalls neutral, selbstreferenziell und nur auf harmlosem 
Vertrauen basierend, auch wenn diese These angesichts der scheinbaren Ver- 
selbständigung der Finanzsphäre verlockend erscheint. Ganz im Gegenteil, das 
kapitalistische Geld ist entscheidend daran beteiligt, reale Macht- und Wohl- 
standsbeziehungen mitzugestalten, Handlungsspielräume zu vergrößern und 
einzuschränken. Dabei kann das von braunmühlsche Diktum zum Thema Welt- 
markt, dass zunächst die Metropolen analysiert werden müssten (von Braunmühl 
nach Nachtwey/ten Brink 2008: 56), dem implizit auch große Teil der (Inter- 
nationalen) Politischen Ökonomie folgen, nicht akzeptiert werden. Stattdessen 
sollte es oberstes Ziel sein, das Geld in seiner Globalität zu analysieren. 

Die Ausgangsthese, dass die langlebige Kolonialwährung Franc CFA helfen 
kann, die Funktionsweise kapitalistischen Geldes zu erhellen, erscheint zunächst 
kontra-intuitiv. Der Franc CFA sei eine besonders extreme Form der monetären 
Abhängigkeit, die sich gerade vom „idealen Durchschnitt“ globaler Geld- und 
Währungsbeziehungen unterscheide, so ein gängiger Einwand. Ich werde im 
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Folgenden zeigen, warum diese skeptische Perspektive den Blick auf das kapi- 
talistische Geld eher verschleiert als erhellt. Kurz: Der Franc CFA ist insofern 
paradigmatisch für die globale Funktionsweise kapitalistischen Geldes, als er 
die drei konstitutiven Attribute des zeitgenössischen Geldes besonders deutlich 
macht und zwei seiner aus Sicht des Globalen Südens besonders wichtigen „Di- 
mensionen“ als Waren- und Kredit-Schuldbeziehungen verstehen hilft: Erstens 
ist das Geld global-hierachisch, denn aufdem Weltmarkt existiert das Geld nicht 
als „das“ Geld, sondern im Rahmen einer Hierarchie verschiedener Währungen. 
Diese Hierarchie wird vom US-Dollar dominiert, die im Falle der Franc CFA- 
Länder durch eine weitere Abhängigkeit vom Euro verschärft wird. Zweitens ist 
Geld öffentlich-privat, denn Regierungen, Zentralbanken, Geschäftsbanken, 
andere Unternehmen und Bevölkerungen schaffen das Geld und seine Akzeptanz 
in einem ständigen Aushandlungsprozess. Drittens ist das Geld polit-ökonomisch, 
denn esist politisch und ökonomisch national und global verfasst und ausgehan- 
delt und partizipiert an der Produktion von Reichtum und Macht. 

Am Beispiel des Franc CFA wird überdies deutlich, dass die Konzentration auf 
zwei entscheidende Dimensionen des Geldes - die Waren- und Kredit-Schuldbe- 
ziehung - die ungleichen Abhängigkeitsbeziehungen der monetären Dependenz 
effektiv zu belegen erlaubt. Ohne damit die üblichen Gelderklärungen über seine 
Funktionen als Recheneinheit, Wertaufbewahrungs- und Tauschmittel grund- 
sätzlich infrage zu stellen, möchte ich zeigen, dass ein Fokus auf den Waren- 
und Kredit-Schuld-Charakter die Verteilungs- und Abhängigkeitsmacht des 
kapitalistischen Geldes besonders deutlich macht und es dadurch dazu beiträgt, 
der Dominanz der neoklassisch, ökonomistische Perspektive entgegenzuwirken. 


Monetäre Dependenz in der westafrikanischen Franc CFA Zone 


Der Franc de la Cooperation Financiere dAfrique (CFA, vorher Franc des Colonies 
Francaises en Afrique) wurde 1945 als vordergründig generöse Geste gegenüber 
den afrikanischen cozcitoyens („MitbürgerInnen“) ins Leben gerufen. Im Kontext 
der Bretton-Woods-Reformen bekamen die französischen Kolonien ihre „eigene“ 
Währung. Sie wird seitdem von ca. 160 Millionen West- und Zentralafrikane- 
rInnen in 14 Staaten benutzt. Sie ist damit die dienstälteste zwischenstaatliche 
Währungszone, ein dezidiert koloniales Relikt und keine gemeinsame Neugrün- 
dung wie der Euro. 

Der Franc CFA erfüllt seitdem mehrere polit-ökonomische Funktionen. Zur 
Zeit der Gründung erlaubte es der Franc CFA, dessen Wert bis 1958 zunächst 
auf 1,7 bis 2 Mal so hoch wie der französische Franc taxiert wurde, die politi- 
schen und ökonomischen Bande zwischen Frankreich und den Kolonien zu 
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erhalten, französischen Unternehmen Profite zu ermöglichen, Rohstoffausstat- 
tung sicherzustellen und die Herrschaft der mit Frankreich kollaborierenden 
Gruppen innerhalb der jeweiligen Staaten abzusichern. Gegen Ende des Zweiten 
Weltkriegs und in der unmittelbaren Nachkriegszeit erfüllte diese überbewertete 
Währung auch zwei wichtige ökonomische Funktionen für Frankreich. Durch 
die Überbewertung wurden die afrikanischen Exporte teurer, sodass ihre Kon- 
kurrenzfähigkeit gegenüber Asien und Lateinamerika rapide abnahm und die 
Kolonien stärker an das „Mutterland“ band. Das war von Frankreich intendiert, 
denn während des Zweiten Weltkrieges und der französischen Teilung in ei- 
nen von den Nationalsozialisten und der Vichy-Regierung regierten Teil hatten 
sich die Exportstrukturen zu diversifizieren begonnen. Frankreich wollte diese 
Entwicklung zurückdrehen (Pigeaud/Sylla 2018: 22f£.). Gleichzeitig wurden 
Importe aus Frankreich nach West- und Zentralafrika angesichts des starken 
Franc CFA günstiger und verstärkten damit ebenfalls die Rückbindung an die 
koloniale Metropole. 

Im Zuge der Dekolonisierungsverhandlungen und kleiner Reformen in den 
frühen 1970er Jahren wurden durch detaillierte Abkommen das gemeinsame 
Währungsmanagement abgesichert, ähnlich wie aufdem Gebiet der militärischen 
Kooperation, die Frankreich seit 1960 eine beträchtliche Militärpräsenz in den 
ehemaligen Kolonien erlaubt (Pigeaud/Sylla 2018). Frankreich muss seitdem 
für Importe und Exporte keine Fremdwährung verwenden, die Rückführung 
der Gewinne von Kolonialunternehmen und der heutigen Großunternehmen 
wie Bollore (Bau) oder Total (Öl und Energie) gestaltet sich einfacher und die 
herrschenden Klassen in Westafrika können in Paris oder der Cote d’Azur ver- 
hältnismäßig leicht ihren Reichtum ausgeben. 

Geteilt in die west- und die zentralafrikanische Währungs- und Wirtschafts- 
union mit einer Zentralbank in Dakar, Senegal, und einerin Yaounde, Kamerun, 
basiert die Franc CFA Zone auf fünf institutionellen Mechanismen: erstens der 
strengen Bindung des Wechselkurses an den Euro und der Euro-Konvertibilität; 
zweitens dem freien Kapital- und Geldverkehr zwischen den Franc-CFA-Zonen 
und der Eurozone; drittens der gemeinschaftlichen Hinterlegung von 50 Prozent 
aller Währungsreserven beider Währungszonen in einem Konto des französi- 
schen Finanzministeriums; viertens einer rhetorischen Garantie der französischen 
Regierung, im Falle eines starken Wertverlustes der gemeinschaftlich hinterlegten 
Reserven, unbegrenzt Reserven nachzuschießen; fünffens der Verpflichtung der 
Zentralbanken, immer 20 Prozent der gesamten Geldmenge durch Devisenre- 
serven gedeckt zu halten.” 


2 Neben diesem institutionellen Arrangement herrschten seit seiner Gründung im Jahre 
1945 diese festgelegten Wechselkurse. 1 Franc CFA = 1,7 Franc Frangais von 1945-1948, 
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Die genannten institutionellen Mechanismen führten historisch zu einer 
äußerst restriktiven Geldpolitik und haben auch wenig dazu beigetragen ein 
funktionierendes, breitenwirksames Kreditsystem in den beteiligten Ländern 
zu entwickeln. Zwar sind seit der Asienkrise in den späten 1990er Jahren viele 
Staaten des Globalen Südens dazu übergegangen, große Reservemengen als Ver- 
teidigungsstrategie gegen die Volatilität der Geldströme zu halten (Alami 2018). 
Aufgrund der institutionellen Regeln des CFA-Operationskontos, das unten 
erklärt wird, waren die 14 afrikanischen Mitgliedsländer aber bereits seit 1945 zu 
dieser Form des unproduktiven Sparens gezwungen (Rodrik 2006). Kredit- und 
damit Geldschöpfungsrationierung wurden historisch auch anderenorts vielfach 
angewendet, etwa in Japan, aber immer in Begleitung einer massiven staatlichen 
Investitionspolitik zu denen in West- und Zentralafrika die Steuereinnahmen 
fehlen. 

Ein logischer Effekt des äußerst restriktiven Geld- und Währungsarrangements 
Franc CFA waren und sind die relativ geringen Inflationsraten beider Franc CFA 
Zonen und die relativ geringen Wachstumsraten seit den späten 1970er Jahren 
(Pigeaud/Sylla 2018). Die geringen Inflationsraten, die von den Verteidigern des 
Franc CFA als maßgeblicher Stabilitäts- und Wachstumsanker angesehen werden 
(Guillaumont Jeanneney/Guillaumont 2017), gingen aber über die Jahrzehnte 
mit einem im afrikanischen Vergleich meist unterdurchschnittlichen Wachstum 
einher. Auch der intraregionale Handel, dessen Stärkungals maßgeblicher Grund 
für die andere große Währungsunion - die Eurozone - diente, hat sich in der 
Franc CFA Zone kaum entwickelt. Das „extrovertierte* Handelsmodell blieb 
bestehen (Sylla 2016). So zeigt ein IWF Diskussionspapier von 2007, dass der 
Großteil der westafrikanischen Staaten zwischen 1960 und 2004 im Durch- 
schnitt unter 10 Prozent seines Handels mit Mitgliedern der Westafrikanischen 
Wirtschafts- und Währungsunion abgewickelt hat (Yehoue 2007). 

Die Hinweise darauf, dass die Franc CFA Währungmcehr Verlierer als Gewin- 
nerin.denbeteiligten afrikanischen Ländern schaft, sind mittlerweile erdrückend 
(Allechi/Niamkey 1994; Nubukpo u.a. 2016; Pigeaud/Sylla 2018) - dennoch 
hat der Franc CFA Bestand. Die möglichen Gründe sind vielfältig. Frankreich 
zieht aus seiner engen Beziehungen zu seinen vormaligen Kolonien symbolisches 
und diplomatisches Kapital. Durch die stabile und tendenziell überbewertete 


1 Franc CFA = 2 Franc Frangais bis 1958; 1 Franc CFA = 0,02 Franc Frangais bis 1994, 
1994-1999: 1 Franc CFA = 0,01 Franc Frangais und seit der Einführung des Euro im Jahre 
1999 1 Franc CFA = 0,01524 Euro. Die beiden Zentralbanken Banque Centrale des Etats 
de l’Afrique de l’Ouest (BCEAO) und die Banque des Etats des 1’ Afrique Centrale (BEAC) 
haben in den letzten Jahrzehnten zwar bestimmte Entscheidungsbefugnisse dazugewon- 
nen, die chemalige Kolonialmacht sitzt jedoch weiterhin in den Entscheidungsgremien 


(Pigeaud/Sylla 2018: 97-131). 
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Währung kann sich die westafrikanische Oberschicht Importe aus Europa und 
Investition in Europa gut leisten. Der Ausstieg aus der Währungsunion, von 
Guineaund Malieinst praktiziert, war in beiden Fällen nicht schr erfolgreich und 
wurde von Frankreich gezielt sabotiert (Pigeaud/Sylla 2018). Die Unsicherheit 
und Unkalkulierbarkeit des Austritts lässt viele afrikanische Regierungen zögern. 
Alle Regierungen der Ex-Kolonien, die sich bisher direkt gegen den Franc CFA 
stellten, scheiterten kurz- bis mittelfristig.’ 

Die Gründe für die Langlebigkeit dieser postkolonialen Währungsunion 
stehen jedoch nicht im Zentrum unseres Erkenntnisinteresses, sondern ihre 
paradigmatische Bedeutung für das kapitalistische Geld und das internationale 
Währungssystem. Im nächsten Abschnitt werde ich deshalb anhand der fünf 
zentralen institutionellen Mechanismen die monetäre Dependenz der Franc CFA 
Zone reflektieren. Diese monetäre Dependenz besteht darin, dass die abhängigen 
Staaten reagieren müssen und Geldpolitik nur in geringem Maße zielgerichtet 
gestalten können, die Verschuldungkaum kontrollieren können und deren will- 
kürlichen Erhöhungen ausgesetzt sind und gleichzeitig, ähnlich wie zur Zeit des 
Sklavenexports, nur durch den Export weltweit auch nachgefragter Güter, die 
Geldware Euro/Dollar einnehmen können, um damit überhaupt global inter- 
agieren zu können (Ofonagoro 1972; Koddenbrock 2019). 


Die fünf institutionellen Mechanismen 
des Franc-CFA-Währungsraums 


1) Euro-Bindung: Eine Währung, die sich fest an eine andere bindet (Währungs- 
peg) drückt monetäre Abhängigkeit in Reinform aus. Wer seine Währung an 
eine andere bindet, begibt sich in vollständige Abhängigkeit der geldpolitischen 
Entscheidungen der betreffenden Zentralbank, in unserem Beispiel zunächst der 
Banque de France und heute der Europäischen Zentralbank (EZB). Als der Euro 
gegenüber dem US-Dollar im Laufe der 2000er Jahre massiv aufwertete, traf 
das die westafrikanische Exportwirtschaft direkt, eine Abwertung der eigenen 
Währung war nicht möglich. Ähnlich verhielt es sich in den 1980er Jahren: „So 
kam es zur schleichenden Abwertung des CFA gegenüber der DM (zwischen 


3 Zuletzt passierte dies 2011 dem ivorischen Präsidenten Laurent Gbagbo. Als er nach 
umstrittenen Wahlen nicht abtrat, orderte das Finanzministerium die französischen 
Banken BICICI und SGBCI an, ihre Pforten für eine paar Tage zu schließen. Da dies 
nur 75 Prozent des Bankenscktors umfasste, wurde überdies in Kooperation mit der 
westafrikanischen Zentralbank BCEAO über das Operationskonto der internationale 
Zahlungsverkehr der Elfenbeinküste blockiert (Pigeaud/Sylla 2018: 151f.). 
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1980 und 1993 um 51% |[...]) bei gleichzeitiger Aufwertung des realen Wech- 
selkurses gegenüber der Leitwährung auf den - für den afrikanischen Export 
entscheidenden - Weltrohstoffmärkten, dem US-Dollar, um ca. 40% (1984 - 92)“ 
(Kohnert 1994: 3). 

2) Der freie und unbehinderte Kapitalverkehr zwischen der Franc CFA und der 
Eurozone verunmöglicht jegliche Steuerung der Zu- und Abflüsse und auch eine 
Überwachung der Kapitalflucht. Das ist jedoch in den letzten Jahrzehnten des 
sukzessiven Abbaus von Kapitalkontrollen im Globalen Süden keine Besonderheit 
mehr. Der Franc CFA war hier Pionier. 

3) Pflicht, Devisenreserven in Frankreich zu hinterlegen: Qualitativ entschei- 
dend ist die Pflicht, mindestens 50 Prozent (früher 100 Prozent) aller verdienten 
Euro oder US-Dollar-Devisenreserven in einem Operations-Konto („compte 
d’operations“) im französischen Finanzministerium zu deponieren (zur Funk- 
tionsweise siche Tinel 2016). Diese Pflicht illustriert den repressiven Charakter 
der Währung und verdeutlicht zweierlei: Erstens, die betreffenden Regierungen 
können keine eigenständigen Prioritäten setzen, ihre Reserven produktiv anzu- 
legen, was dazu führt, dass ihre Investitionen „in die Zukunft“ zu gering sind. 
Zweitens bauen sie für schlechtere Zeiten vor, wenn Exporterlöse sinken und 
Devisen für Importe aufgewendet werden müssen. Die exzessive Reservehaltung, 
deren Opportunitätskosten hoch sind, da produktive Investitionen aufgrund 
dieses Sparens unterbleiben, haben schon Joseph Pouemi (2000) und Dani Rodrik 
(2006) beklagt. 

4) Die rhetorische Garantie, Reserven nachzuschießen, ist außer in den späten 
1980er Jahren (Stasavage 2003) niemals praktisch relevant geworden und führte, 
angewendet, 1994 prompt zur Abwertung der Währung um 50 Prozent auf 
Betreiben Frankreichs. Seitdem halten die Regierungen in Paris so viele Reserven, 
dass Frankreich sich in dieser Hinsicht keine Sorgen machen muss. Rational wäre 
in einem solchen Arrangement natürlich aus Sicht der afrikanischen Regierungen 
die Verausgabung von Reserven, die Inanspruchnahme der französischen Garan- 
tie, um umfassende Investitionen in die soziale Infrastruktur durchzuführen zu 
können. 

5) Die Kreditrationierung und zurückhaltende Geldschöpfung, die mit der 
20-Prozent-Klausel einhergeht, illustriert abschließend, die Repressivität dieses 
extrovertierten, vom Ausland abhängigen, kaum kreditwirtschaftlichen Wäh- 
rungsarrangements. Der Binnenmarkt darbt, während Importe und Exporte 
dominieren. Ökonomisches Wachstum wird im Kapitalismus auch durch Kredite 
und damit Kapitalisierungen der Zukunft finanziert. In dieser harten Form der 
Kreditrationierung wird Wirtschaftswachstum nicht unterstützt - im Gegen- 
teil. Die Reservehaltung und Aufgabe eigenständiger Geldpolitik hat in den 
meisten Franc CFA-Staaten auch dazu beigetragen, dass sich keine Strategie der 
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Kreditgeldschöpfung für die kleinen und mittleren Unternehmen etablieren 
konnte. Es gibt kaum nationale Banken, französische und nordafrikanische 
Banken dominieren und verdienen ihr Geld mit Großkrediten (Sy 2007). Dass 
die beiden ökonomisch dominanten Staaten Westafrikas, der Senegal und die 
Elfenbeinküste, in den letzten Jahren die Chance genutzt haben, sich ca. vier 
und sieben Milliarden US-Dollar über Staatsanleihen am globalen Kapitalmarkt 
zu beschaffen, unterstreicht die Bedeutung der restriktiven Geldschöpfung in 
der Franc CFA Zone. Aus Sicht der monetären Dependenz ändert dies nicht 
die Dependenz an sich, denn Abhängigkeit von Fremdwährung und in diesen 
Währungen denominierten Schulden hat schon immer bestanden, aber die rest- 
riktive Geldschöpfung und die mangelnde Nutzbarmachung des Kreditsystems 
innerhalb des Franc CFA Arrangements wird auf diese Weise umgangen und 
„diversifiziert“. 

Aus der Sicht der hier vertretenen Perspektive auf monetäre Dependenz ma- 
chen diese fünfinstitutionellen Mechanismen deutlich, wie rigide und repressiv 
dieses Arrangement für die betroffenen Bevölkerungen und auch die Regierungen 
ist. Sie können nicht selbständig expandieren und müssen auf Entwicklungen 
im Euroraum und aufdem Weltmarkt reagieren, denen sie unterworfen sind. 

Der repressive Charakter des Franc CFA ist seit langem bekannt. In wie- 
derkehrenden Wellen kritisieren afrikanische AktivistInnen, PolitikerInnen 
und WissenschaftlerInnen seine hartnäckige Stabilität (Pouemi 2000; Martin 
1986; Nubukpo u.a. 2016; Pigeaud/Sylla 2018). Schon im Jahre 1980 galt Joseph 
Tchundjang Pouemis Aufmerksamkeit einer monetären Analyse des afrikani- 
schen Kontinents (2000: 109). In Monnaie, servitude et liberte versucht er mit 
den Begriffen der „Selbst-Repression“ und der „Repression von außen“ den post- 
kolonialen Umgang afrikanischer Staaten mit den Logiken des kapitalistischen 
Geldes zu fassen. Ähnlich wie reformistisch orientierte „dependent development“- 
Theoretiker wie Henrique Cardoso, Enzo Falleto (1976) und Peter Evans (1979) 
untersuchte Pouemi durch eine sowohl von John Maynard Keynes als auch durch 
Jacques Rueffbeeinflusste Geldtheorie den Anteil, den das Geld am mangelnden 
dauerhaften ökonomischen und politischen Erfolg vieler afrikanischer Staaten 
hatte. „Repression“ bezieht sich auf die Art und Weise wie afrikanische Staaten 
die expansive Logik des kapitalistischen Geldes kaum zum eigenen Vorteilnutzen 
(können). 

Pouemis Analyse ist in Makroökonomie, Entwicklungsökonomie und der 
Internationalen Politischen Ökonomie weitergehend unbeachtet geblieben. Die 
seit der Finanz- und Eurokrise neu entflammte Diskussion über „finanzielle 


4 Eigene Berechnungen aus der Finanzpresse. 
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Subordination“ (Powell 2013; Kaltenbrunner/Pancaira 2018) und monetäre und 
finanzielle Dependenz (Becker u.a. 2010; Schneider 2017; Alami 2018), die sich 
bisher cher um Lateinamerika und Europa dreht, ermöglicht ihre Wiederbele- 
bung. Vor dem Hintergrund dieser Debatte soll im Folgenden deutlich werden, 
warum uns der Franc CFA die Funktionsweise des kapitalistischen Geldes be- 
sonders gut verdeutlichen kann. 


Geldtheorie und die Frage der Dependenz 
Geldals Ware und Geld als Kredit-Schuld-Beziehungbezeichne ich im Folgenden 


als zwei Dimensionen des Geldes, um Formen der monetären Dependenz zu 
explizieren, bewegen sich innerhalb der grundsätzlichen Bedeutung des Geldes 
als allgemeines Äquivalent und essenzieller Bestandteil der Kapitalbeziehung 
als „sich selbst verwertender Wert“ (Marx). Kapitalistisches Geld ist systemisch 
und befeuert Warentausch, Akkumulation und das Handeln von „Wettbewerbs- 
staaten“ (Hirsch 1994). Die überbordende Warenwelt und Kapitalakkumulation 
sind über die Etablierung des Privateigentums, die Trennung von Kapital und 
Lohnarbeit, Arbeitsteilung und die Verallgemeinerung des Geld- und Kredit- 
wesens möglich geworden. 

Für Wertformanalytiker Michael Heinrich „existiert [Wert im Kapitalismus; 
K.K.] nur in der Beziehung von Ware auf Ware und diese Beziehung ist in ihrer 
Allgemeinheit nur möglich durch die Beziehung von Ware auf Geld“ (2001: 
159). Ingo Stützle unterstreicht die Wechselwirkung zwischen kapitalistischer 
Gesellschaft, die Lohnarbeit und Warentausch verallgemeinert, und kapitalis- 
tischem Geld: „Einer Quantifizierung (durch Geld) m[uss] eine gemeinsame 
Qualität zugrunde liegen. Diese gemeinsame, d.h. einheitliche soziale Qualität 
existiert erst mit der Dominanz der kapitalistischen Produktionsweise. Erst die 
verallgemeinerte Warenproduktion setzt die Arbeiten gleich underst in ihr gelten 
sie gesellschaftlich einander gleich - das Geld ist sachlicher Ausdruck dieser 
Gleichsetzung“ (Stützle 2015: 191). „Das“ Geld gibt es jedoch nicht, es ist eine 
Abstraktion, denn Geld ist im historischen Kapitalismus immer eine Währung: 
nationalstaatlich-politisches institutionalisiertes Geld, das von Zentralbanken 
und Geschäftsbanken als Kredit-Schuld kooperativ geschöpft und verteilt wird. 
Die Funktionen, die Geld wahrnimmt, sind im globalisierten Kapitalismus auf 
diverse Währungen und Kredit-Schuld-Beziehungen verteilt, die sich in eine 
Struktur monetärer Dependenz übersetzen. 

Was heute unter den Begriffen „Finanzialisierung“ und „Finanzkapitalismus“ 
firmiert bedeutet auch, dass Geld als Ware, Schuldbeziehungund Kapitalisierung 
der Zukunft eine noch dominantere Rolle eingenommen hat (Krippner 2005). 
Das ist auch für neue Perspektiven auf monetäre Dependenz relevant. Für den 
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Weltsystemtheoretiker Giovanni Arrighi (1994) war die „Finanzialisierung“ 
weder neu noch überraschend, denn seine Zongue-duree-Analysen des Aufstiegs 
und Falles Genuas, Venedigs, Hollands, des britischen Imperiums und der USA 
mündeten in der These, dass die Ausweitung spekulativen Kredites und der Fi- 
nanzialisierungimmer das Ende einer Hegemonialmacht eingeläutet hätten. Der 
stetigsteigende Strom an Krediten und Schulden und damit der Geldmenge und 
diezunehmende Volatilität der Finanzmärkte waren für ihn Ausweis des langsa- 
men Niederganges der USA. Durch den Fokus auf das Herz des Orkans wurde 
aber auch bei Arrighi die genuin globale Natur des kapitalistischen Geldes nicht 
ausreichend analysiert. Kapitalistisches Geld wirkt immer zugleich in Zentrum 
und Peripherie und es ist lohnender Anspruch, dies weiter zu konzeptualisieren.> 

Das Geld als Transfer- und Ausbeutungsmechanismus wurde auch in den de- 
pendenztheoretischen Debatten wenig fokussiert. Die mangelnde Aufmerksam- 
keit für die Rolle des Geldes wurde wiederholt beklagt (Martin 1986; Vernengo 
2006). Samir Amin war nicht allein mit seiner Auffassung, dass die strukturellen 
Ursachen der Dependenz nicht in der Geldsphäre zu suchen seien. Diese sah er 
stattdessen in den Handelsbeziehungen, Entwicklungspolitik und der Kapital- 
flucht (die jedoch ein finanzielles Phänomen ist) (Amin 1976: 409). Es ist nicht 
zu bestreiten, dass diese Beziehungen für die Abhängigkeit des Globalen Südens 
ebenfalls wichtig sind. In der Dependenzdebatte wurde aber gleich das Kind 
mit dem Bade ausgeschüttet und sich in der Konsequenz fast gar nicht mit dem 
Gelde beschäftigt.° Ähnliches gilt für Regulationstheorie und vergleichende 
Kapitalismusforschung, Diese haben vielfältige Kenntnisse über die Regulation 
des Konfliktes zwischen Kapital und Arbeit in Europa und den USA der letzten 
Jahrzehnte produziert (Magnin u.a. 2018). Insbesondere mit Fokus auf Osteu- 
ropa und die BRICS hat die Debatte über „dependent market economies“ und 
„state-permeated market economies“ (Nölke u.a. 2015; Magnin u.a. 2018) eine 


5 Wieschr marxistische Theorie und Praxis Geld und Finanzmarkt überhaupt in den Mit- 
telpunkt ihrer Analyse stellen sollten, ist dabei umstritten. Während die sogenannte 
neue Marx-Lektüre der marxschen Wertformanalyse und dem Geld einen zentralen 
Stellenwert zuschreibt, schen Kritikerinnen darin eine illegitime Abkehr von Arbeit 
und Klassenkampf. 

6 Der historische Kontext macht dies plausibel, denn die wichtigsten Werke der soge- 
nannten Dependenztheorie wurden alle vor dem sogenannten „Volcker-Schock“, der die 
Schuldenkrise im Globalen Süden der frühen 1980er auslöste, und auch vor der stetig 
zunehmenden Rolle von Finanz- und Kapitalmärkten, der sukzessiven Abschaffung von 
Kapitalverkehrskontrollen und der stärkeren Volatilität der Finanzmärkte geschrieben 
(Palludetto/Abouchedid 2016). Im Bretton-Woods Regime waren Kapitalverkehrskont- 
rollen an der Tagesordnung und die Wechselkurse waren innerhalb eines Bandes festgelegt 
und wurden nur kooperativ verändert. Auf- und Abwertungen waren dadurch weniger 
plötzlich und Zu- und Abflüsse von Kapital weniger volatil. 
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Verbindung zur Dependenztheoric hergestellt, die der expliziten Rückbindung, 
insbesondere mit Blick auf die Geldbeziehungen harrt, denn weder die Geld- und 
Finanzbeziehungen noch die besondere Situation vieler Staaten im Global Süden 
waren dabei bisher im Fokus. 

Die Dependenztheorien hatten diesen Fokus auf den Global Süden immer. 
Ihr Verschwinden ist also für ein globales Verständnis des Geldes hinderlich. 
Ähnlich wie die Imperialismustheorie und die Weltsystemtheorie, die spätestens 
seit dem verfrüht ausgerufenen „Ende der Geschichte“ (Fukuyama) in der akuten 
Schwächephase linker Politik und Sozialwissenschaft von 1990 bis heute an 
Einfluss verloren hatten, feiert die Dependenztheorie aktuell ein leises Come- 
back (Becker u.a. 2010; Schneider 2017; Alami 2018; Kvangraven 2016). Durch 
die Zentrum-Peripherie-Dynamiken, die sich in der EU nach der Finanzkrise 
auftaten und die frappierenden Ungleichheitsentwicklungen innerhalb der euro- 
päischen Gesellschaften ist die Anschlussfähigkeit an gesellschaftliche Prozesse 
wiederhergestellt. 

Die Grundaussage der Dependenztheorie lässt sich mit Theotonio dos Santos 
weiterhin treffend so zusammenfassen: 


Unter Dependenz verstehen wir eine Situation, in der die Wirtschaft mancher Länder 
von Entwicklung und Expansion anderer Wirtschaften abhängt und gleichzeitig diesen 
untergeordnet ist. Die Interdependenz zwischen zwei oder mehr Wirtschaften, zwischen 
diesen und dem Welthandel, wird zu einer Dependenzbezichung, wenn einige Länder 
(die dominanten) selbst-bestimmt expandieren können, während andere Länder (die 
abhängigen) dies nur aus einer Art Reaktion auf diese Expansion tun können. Diese 
Reaktion kann positive oder negative Effekte auf ihre unmittelbare Entwicklung haben 


(1970: 231, Übers.: K.K.). 


Mit dieser Definition von Dependenz innerhalb allgemeiner Interdependenz 
von Gesellschaften stellt dos Santos den Zwang zur Reaktion, zur Anpassung 
an die wirtschaftliche Expansion dominanter Staaten und Gesellschaften in den 
Mittelpunkt. Letztere seien „selbst-bestimmt“ (im Original: „selfsustaining“) im 
Unterschied zu den abhängigen Ländern. Für dos Santos können diese Anpassun- 
gen sogar positiv sein, denn er trifftkeine Aussage darüber, ob dies „Entwicklung“ 
befördere oder nicht. Qualitativ zugespitzt, folge ich meiner Analyse der Rolle 
des Geldes als Mechanismus der Abhängigkeit cher dem Verständnis von Guy 
Martin, der argumentiert: 

Unterentwicklung und Dependenz in der Peripherie sind das Resultat von Transfer- und 


Ausbeutungsmechanismen die dem kapitalistischen Weltsystem inhärent sind. (1986: 
206, Übers.: K.K.) 


Abgesehen davon, dass der Begriff der „Unterentwicklung“ und der Entwicklung 
überhaupt in den letzten Jahrzehnten post- und dekoloniale Infragestellung 
erfahren hat (Ziai 2010), ohne dass jedoch eine neue Sprache für Macht- und 
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Wohlstandsunterschiede gefunden wurde, scheint der Fokus auf kapitalistische 
Über- und Unterordnungsbeziehung heute zwingend. 

Geld ist heute global, da nationale Währungen über Staatsgrenzen hinweg 
zirkulieren und in einer ständigen Auf- und Abwertungsbeziehung zueinander 
im Rahmen der verallgemeinerten Wettbewerbsstaatlichkeit stehen. Gleichzeitig 
ist es hierarchisch, denn manche Währungen sind vertrauenswürdiger, wertbe- 
ständiger und zirkulieren räumlich weiter. Das Weltgeld US-Dollar dominiert die 
Währungshierarchie seit dem Abstieg des Pfund Sterlingin den Zwischenkriegs- 
jahren. Das Geld ist überdies ein öffentlich-privater „Deal“ (Koddenbrock 2019), 
denn staatlich und von Banken geschöpftes Geld und Kredit werden in Zeiten 
von global vernetzten Interbankenmärkten und Zentralbanken weithin zirku- 
lierende Amalgame, deren interne Hierarchien nur in Krisenfällen bedeutsam 
werden. Der Staat akzeptiert privat geschöpftes Kreditgeld - in Euro, US-Dollar 
oder jeder anderen Währung - denominiert als Zahlungsmittel sogar für seine 
Steuern und hat damit der Geldschöpfung durch Bankkredit seinen Segen erteilt. 

Um die Wirkungsweise des kapitalistischen Geldes vor dem Hintergrund der 
Franc-CFA- Zone zu illustrieren, werde ich im Folgenden diese zwei Dimensionen 
des Geldes, die ich als monetäre Dependenz analysieren möchte, ins Auge fassen: 
Erstens, das Geld als Ware, genauer, als mehrere Geldwaren bzw. Währungen, 
die sich auf dem Weltmarkt in einer globalen Währungshierarchie befinden. 
Zweitens, das Geld als soziale Kredit-Schuld-Beziehung zwischen Regierungen, 
Banken, Unternehmen, internationalen Finanzinstitutionen, Investoren und 
Bürgerinnen, diean der Geldschöpfung durch Bankkredit und Zentralbankgeld 


partizipieren. 


Geld als Währung und Währungshierarchie 


In postkeynesianischer Volkswirtschaftslehre und der Internationalen Politischen 
Ökonomie firmiert die Tatsache der unterschiedlichen Währungen im zwi- 
schenstaatlichen Raum unter dem Begriff der „Währungshierarchien“ (Helleiner 
2002; Kaltenbrunner/Panceira 2018; Alami 2018). Aufstieg und Fall globaler 
Hegemonen wie des Britischen Empires oder der USA werden in dieser Litera- 
tur in Bezug auf den Stellenwert des Pfundes oder des US Dollars diskutiert. 
Postkeynesianische Theorie ist durch ihren Fokus auf die „geldwirtschaftliche 
Entwicklung“ (Fritz u.a. 2018) immer auch an den internationalen Dimensionen 
des Geldes interessiert gewesen. Die Position einer Währung resultiert hier aus 
ihrer Liquiditätsprämie, d.h. aus ihrer Fähigkeit effektiv als Wertaufbewah- 
rungsmittel und „Recheneinheit“ zu fungieren (Herr 2015: 239; Kaltenbrunner/ 
Panceira 2018: 294). An der Spitze der Währungshierarchie steht der US-Dollar, 


in dem die große Mehrheit internationaler Devisenreserven gehalten werden und 
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in dem auch mehr als 60 Prozent der ökonomischen Transaktionen weltweit 
abgewickelt werden. 

Um die spezifischen Macht- und Verteilungseffekte „des“ Geldes angemessen 
analysieren zu können, ist also ein klares Verständnis von Währungshierarchien 
vonnöten. Durch die eindeutige Abhängigkeit vom Euro - sowie von anderen 
Währungen für globale Austauschbeziehungen - macht der Franc CFA diese 
monetäre Dependenz besonders deutlich. 

Dass aber auch die relativ eurozentrische Wertformanalyse an gewisse Grenzen 
stößt, sobald man den Blick aufden Globalen Süden weitet, wird an der Kontinu- 
ität der Warenform des Geldes im Kontext der strukturell erzwungenen Reserve- 
akkumulation und -haltungdeutlich. Wenn Michael Heinrich argumentiert, dass 
man „spätestens seit dem Zusammenbruch des Währungssystems von Bretton 
Woods in den frühen 70er Jahren [...] nicht mehr davon sprechen [könne], dass das 
kapitalistische Geldsystem in irgendeiner Weise von einer Geldware abhängle]“ 
(2001:161), so ist dies zumindest unpräzise, da das Geld weiterhin eine Geldware 
ist. Dass es kein Derivat des Goldes oder des Silbers mehr ist, ist konzeptionell 
nicht entscheidend. Die Abhängigkeitsbeziehung zwischen Währungen ändert 
ihre Form, bleibt aber grundsätzlich bestehen. Der Zwang US-Dollars oder Euro 
zu halten, um etwaigen Zahlungsbilanzschwierigkeiten begegnen zu können und 
Spielräume in der Geldpolitik und damit in der Verteidigungoder Manipulation 
des Wechselkurses der eigenen Währungzu haben, operiert exakt äquivalent zur 
Logik des Goldstandards und der „Geldware“ (Pouemi 2000: 243). Nur eine 
hermetisch abgeriegelte Gesellschaft, die keinerlei Importe benötigt, könnte sich 
diesem Zwang, durch Warentausch US-Dollar-Ware zu verdienen, entzichen. 

Das Argument, dass mit dem Ende der Gold-US-Dollar-Konvertibilität im 
Jahre 1971 und damit der in Bretton Woods, New Hampshire, im Jahre 1944 
kurz nach der Einnahme der Normandie durch die US-Truppen getroffenen 
Regelung des globalen Geldsystems nur noch ein Fiatgeldsystem bestehe, hat nur 
für monetär relativ souveräne Staaten Gewicht. Der Goldstandard im Konzert mit 
der Pound Sterling-Dominanz übte vor Bretton Woods aufalle Staaten weltweit 
den Zwang aus, die (endliche und knappe) Goldproduktion im Auge zu haben 
und eine gewisse Menge an Gold zu horten. Das Kreditsystem und damit die 
Geldschöpfung durch die Privatbanken operierte während des Goldstandards 
jedoch exakt wie heute - Banken schufen Geld durch Kredit. Einzigdas Ausmaß 
der Geldschöpfung war durch den Anker Geldware Gold zu einem gewissen, 
aber flexiblen Maße begrenzt (Knafo 2013). Vor genau dieser Situation stehen 
heute Staaten im Global Süden, insbesondere diejenigen mit großer Import- und 
Exportabhängigkeit und offenen Grenzen für Kapital. Die erste Komponente 
monetärer Dependenz ist also die Abhängigkeit des Globalen Südens von im Glo- 
balen Norden aufgrund ihrer ökonomischen und militärischen Macht souverän 
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geschöpften Geldware, Leit- und Reservewährung US-Dollar.’ Für die Franc CFA 
Zone herrscht mehrfache Geldwarenabhängigkeit vom US-Dollar, vom Euro und 
in geringerem Maße auch vom britischen Pfund (in dem der Baumwollhandel 
abgewickelt wird) und perspektivisch dem chinesischen Renminbi. 


Geld als internationale Kredit-Schuldbeziehung 


Die zweite Dimension des Geldes, die sich in eine Struktur monetärer Dependenz 
übersetzt, ist die Tatsache, dass kapitalistisches Geld als Kredit-Schuld-Beziehung 
vor allem durch Privatbanken und in Kooperation mit den Zentralbanken in 
die Welt kommt. Schon Marx hatte die paradigmatische Rolle der Gründung 
der ersten Zentralbank, der Bank of England, 1694 für die Etablierung des ka- 
pitalistischen Kredit-Geldes im 24. Kapitel des Kapitals zur „ursprünglichen 
Akkumulation“ angesprochen (1867). König, Aristokratie und aufstrebendes 
Bürgertum schufen Ende des 17. Jahrhunderts ein belastbares Kredit- und damit 
Geldschöpfungssystem, indem sie über verlässliche Besteuerungder Bevölkerung 
die Kreditvergabe an den Staat und dessen darauf aufbauende Geldschöpfung 
absicherten. Die Kapitalisierung der Zukunft durch Kredit stieß in neue Dimensi- 
onen vor. Diese kapitalistischen Geldschöpfung wurde in den letzten Jahren nach 
den Debatten (neo-)chartalistischen Geldtheorie von Georg Friedrich Knapp 
und John M. Keynes wieder vermehrt reflektiert (Ingham 2004; Stützle 2015; 
Braun 2016; Koddenbrock 2017, 2019; Wullweber 2019). Grundlegend an dieser 
Perspektive ist, dass durch diesen öffentlich-privaten „Deal“ (Koddenbrock 2019) 
Kredit-Schuld Geld wird und damit Geld immer auch Kredit-Schuld-Beziehung 
ist. Geldals Kredit-Schuld ist die zweite wichtige Dimension des kapitalistischen 
Geldes und der hier vertretenen Sicht auf monetäre Dependenz. Dass Geld global- 
hierarchisch und öffentlich-privater „Deal“ ist, hat damit eine strukturelle und 
eine handlungstheoretische Dimension. Einerseits hemmt und bestärkt das Geld 
strukturell, andererseits partizipieren am Geld eine Vielzahl von politischen und 
ökonomischen Akteuren mit Verteilungswirkungen in Bezugauf Wohlstand und 
Macht und sie bewegen sich dabei in gegenseitigen Abhängigkeits-, Über- und 
Unterordnungsbeziehungen. 


7 Inden 1980ern als die US-Dollar-Dominanz weltweit spürbar wurde, nahmen auch 
die Debatten über Währungsunionen und Währungsblocks als Verteidigungs- oder 
Resilienzstrategien zu. US-Dollarisierung, d.h. sich gemeinsam an eine Leitwährung zu 
binden, wurde zeitweilig als zukunftsträchtige Strategie eingeschätzt. Kenneth Jameson 
analysierte dies mit Hinweisen zur Dependenztheorie, lag mit seiner Prognose einer 


zunehmenden Blockbildung jedoch bisher daneben (1990). 
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In seinem jüngsten Artikel zu „Geld und Währungskonkurrenz“ argumen- 
tierte Hansjörg Herr: „Zur Stabilisierungder ökonomischen Beziehungzwischen 
den Entwicklungsländern und den Industrieländern wäre es am günstigsten, 
wenn Entwicklungsländer moderate Leistungsbilanzüberschüsse und Indust- 
rieländer moderate Leistungsbilanzdefizite anstreben und Verschuldungen der 
Entwicklungsländer unterbunden werden“ (Herr 2015: 254). Abgeschen von der 
Tatsache, dass eine Form der internationalen Kooperation unter den wichtigen 
Wirtschaftsmächten der G20 im Interesse des Globalen Südens nötig wäre, die 
höchst unwahrscheinlich ist, wirft dieses Statement ein Schlaglicht auf einen 
wichtigen Umverteilungsmechanismus zwischen Süd und Nord: Die Schulden. 
Diese sind bilanziell immer auch Kredit und erhöhen aus Sicht der hier vertre- 
tenen Geldkonzeption die Geldmenge. 

Seit der Dekolonisierung bewegen sich die Schuldenstände der Länder des 
Globalen Südens in ständigen Schlangenbewegungen. Nach der letzten großen 
Schuldenkrise in den 1980er Jahren wurde der Schuldendienst reduziert, aber 
nicht grundsätzlich infrage gestellt (Prashad 2012: 91; Lipson 1981), stiegim Lau- 
fe der 2000er Jahre wieder stark an und sank bei Ländern, die am Programm für 
die sogenannten Heavily Indebted Poor Countries teilnehmen konnten wieder, um 
seit der Finanzkrise und den aus ihr entstehenden Verschuldungsmöglichkeiten 
wieder anzuziehen. Rodrigo Fernandez (2018) nennt dies die „dritte Episode, in 
der überschüssiges Kapital von Schwellenländern recycelt wurde“. Die erste seien 
die Konsortialkredite in den 1970er Jahren vor der Schuldenkrise in den 1980er 
Jahren gewesen, d.h. die gemeinsam von Bankenkonsortien vergebenen Kiedite. 
Die zweite die Portfolioinvestments vor der Asienkrise in den 1990ern und seit 
2010 das wachsende Investment in Staatsanleihen im Globalen Süden. Steigende 
Schulden sind ein globales Problem. Der relative Schuldendienst ist jedoch bei 
Staaten mit schmaler Steuerbasis und geringen Staatseinnahmen ungleich höher 
als in Deutschland und den USA. 

Die Länder des Globalen Südens befinden sich also in einer vielfachen 
Abhängigkeit vom Geld-Weltmarkt, auf dem Geld als Währungswaren und 
Kredit-Schuldbeziehung zirkulieren, auf die sie nur reagieren, der sie aber nicht 
entgehen können, sie sind also in dos Santos Terminologie „dependent‘: Erstens, 
sind Importe und Exporte in Fremdwährung denominiert, d.h. Einnahmen 
und Ausgaben können schr stark schwanken, wenn der Wechselkurs schwankt. 
Zweitens istein Großteil der Schulden der Staaten des Globalen Südens in Fremd- 
währungen (insbesondere US-Dollar oder Euro) denominiert. Sie sind quasi mit 
einer „Ursünde“ (original sin; Eichengreen/Hausmann 1999) belegt. Für diese 
Schulden in Fremdwährung müssen größere Mengen an Reserven aufgewendet 
werden, eigene Währung getauscht werden, die dann nicht mehr für andere 
Zwecke zur Verfügung stehen, und/oder Exportüberschüsse erzielt werden, um 
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Fremdwährungen zu verdienen. Drittens werden durch Notenbanken in den USA 
und Europa ausgelöste Zinssenkungen- oder -steigerungen und Finanzkrisen 
Kapitalzu- und -abflüsse ausgelöst, die Effekte auf den Wechselkurs, damit mit- 
telbar aufdie Zinsniveau und aufandere Anlageklassen in den zumeist offenen 
Finanzmärkten vieler Länder im Globalen Süden haben können (Rey 2015; Alami 
2018). Viertens fluktuieren zudem durch ihre Abhängigkeit von (in US-Dollar, 
Euro oder britischem Pfund denominierten) Exporterlösen einiger weniger Roh- 
stoffe oder Agrarprodukte die Staatseinnahmen viel stärker als diejenigen der 
Staaten, die eine diversifizierte Exportstruktur haben. Durch diesen ständigen 
Zwang zur Reaktion wird schließlich fünffens eine eigenständige Geldpolitik 
massiv erschwert (Palludeto/Abouchedid 2016: 73; Schneider 2017: 114), denn 
bei Kapitalllucht müssen evwa die Zinsen erhöht werden, um eszurück zu locken. 


Fazit 


Die zeitgenössische marxistische Theorie des Geldes kann von einer genauen 
Analyse des Franc CFA und der monetären Dependenz der Gesellschaften im 
Global Süden enorm profitieren, weil sie die Funktionsweise „des“ Geldes we- 
sentlich genauer zu fassen erlaubt. Die marxsche Theorie des Geldes ist einerseits 
unvollendet und über mehrere Entwürfe verstreut und im Sinne der „Methode 
der politischen Ökonomie“ (Marx 1858) zu abstrakt. Die konkreten, empirischen 
Bestimmungund Formen, die das Geld im globalen Kapitalismus heute annimmt, 
fehlen. Die vorliegende Untersuchung des Franc CFA hat in dieser Hinsicht vor 
dem Hintergrund des Geldes als global-hierarchisch, öffentlich-privat und polit- 
ökonomisch vor allen Dingen das Geld als Ware und Kredit-Schuldbeziehung 
fokussiert. 

Der Franc CFA ist, wie kapitalistisches Geld an sich, Währungsware und ein 
Instrument der Abhängigkeit und Verteilung von Wohlstand und Macht. Seit 
1945 perpetuiert der Franc CFA als Währung und institutionelles Arrangement 
distributive polit-ökonomische Beziehungen, die vor allem der afrikanischen 
Oberschicht, der französischen politischen Klasse und einer kleinen Gruppe von 
GroßunternehmerInnen nutzen. Die Abhängigkeiten und Vor- und Nachteile, 
die mit dieser Währung und seiner institutionellen Ausgestaltung einhergehen, 
sind jedoch ganz und gar nicht singulär. Auch der Euro hat harte distributive 
Konsequenzen in der Europäischen Union und ist deshalb von rechts und links 
unter Beschuss. Auch die US-Dollar-Dominanz, der sich alle Staaten weltweit 
zähneknirschend unterwerfen müssen, ist nicht einfach ein Marktphänomen, 
das im Hintergrund abläuft, sondern politisch und institutionell hergestellt und 
abgesichert. 
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Neben der Geld/Währungsware habe ich in diesem Aufsatz das Geld als 
Kredit-Schuldbeziehung gefasst, da dies eine zweite Dimension monetärer 
Dependenz darstellt, die immer auch „finanziell“ (also finanzierend) ist. Die 
Kredit-Schuld-Beziehung ist immer schon eine der gegenseitigen und in variablem 
Ausmaß ungleichen Abhängigkeit. In Bezugaufdas Geld und die Geldschöpfung 
wird aus der Kredit-Schuld-Perspektive aber besonders gut sichtbar, dass aus 
einer global-hierarchischen, öffentlich-privaten Sicht eine Vielfalt an Akteuren 
an dieser schöpferischen Beziehung beteiligt sind. Leider übersetzt sich diese 
Vielfalt nicht in eine Vielfalt an Möglichkeiten und Verbesserungen, sondern 
eher in eine „ewige Wiederkehr des Gleichen“ - den Schuldenkrisen und den 
Schuldenschnitten, deren Kosten von der breiten Gesellschaft getragen werden. 

Diese ewige Wiederkehr wird auch im jüngsten Eurobondsboom sichtbar. 
Eurobonds sind Anleihen, die in Fremdwährungen, meistens in Euro oder US 
Dollar, denominiert werden. Seit 2007 haben sich mehr als 20 Länder des Glo- 
balen Südens oft zum allerersten Mal durch den Verkauf von Staatsanleihen 
an westliche Banken zu finanzieren begonnen haben (für den afrikanischen 
Kontext Kvangraven 2016; Masetti 2015). So fließen Vermittlungsgebühren 
aus dem Staatsbudget z.B. an BNP Parisbas, Credit Cuisse und Deutsche Bank, 
Refinanzierungskosten steigen, der Schuldendienst steigt, die ersten Staaten 
geraten in Verzug, der IWF springt ein und nach ein paar Jahren haben sich die 
Milliarden als nicht in der Lage erwiesen, die Wirtschaft so schr anzukurbeln, 
dass über erhöhte Steuereinnahmen, die anvisierte (Zins-)Kosten zu stemmen 
wären. Diese Geschichte ich wohlbekannt, hängt aber direkt mit der Struktur 
monetärer Dependenz zusammen. Ohne ein funktionierendes Kreditsystem im 
Inland bei gleichzeitiger Abhängigkeit von ausländischen Devisen führt kein Weg 
an der Verschuldung in Fremdwährung vorbei, die jede Form von langfristiger 
polit-ökonomischer Planung erschwert. 

Da kapitalistisches Geld immer auch Kredit-Schuld ist, überrascht es nicht, 
dass im besonders restriktiven Arrangement der Franc CFA Zone die Kredit- 
vergabe der Banken gegenüber kleinen und mittleren Unternehmen besonders 
gering ist. Ohne klassische Zentralbank, die die Kreditvergabe „akkomodiert“ 
(McLeay u.a. 2014) und dabei, wenn nötig, Zentralbankreserven kreiert, kann 
ein Bankenscktor in einem Niedrigstwachstumsumfeld nicht florieren. Ohne 
Kredite wiederum kann eine Gesellschaft nur schr langsam die gewünschten öko- 
nomischen Schritte gehen. Aus einer antikapitalistischen Sicht mag das geradezu 
sinnvoll erscheinen, denn schließlich ist der Kredit ein wesentlicher Treiber der 
kapitalistischen Expansion gewesen. Aus Sicht der vom Mangel an Kredit Betrof- 
fenen ist der Kredit jedoch ein Weg aus feudalen oder anderen paternalistischen 
Abhängigkeiten. Es sind also die Konditionen und Ungleichgewichte, die beim 
kapitalistischen Geldals Kredit-Schuld zur Debatte stehen. Wer auf welche Weise 


154 Kai Koddenbrock 


davon profitiert, stellt sich als Ergebnis polit-ökonomischer Konflikte heraus, die 
es immer wieder neu auszufechten gilt. 
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Axel Anlauf 


Eine „tickende geostrategische Zeitbombe”? 


Phosphathandel und Restrukturierungen in der globalen 
Düngemittelindustrie 


1. Einleitung 


„Wir können zwar Kohle durch Nuklearenergie ersetzen, Plastik durch Holz, Fleisch durch 
Hefe und Isolation durch Freundlichkeit, aber für Phosphor gibt es keinen Ersatz“ (Isaac 
Asimov zit. n. Cordell 2010: 83)! 


Das Eingangszitat des Biochemikers und Science-Fiction Autors Isaac Asimov 
verweist auf einen zentralen Punkt des vorliegenden Beitrags: Phosphor? ist ein 
nicht ersetzbarer Nährstoff in Düngemitteln, ohne die in der industriellen Land- 
wirtschaft die Erträge massiv zurückgehen würden. Die Produktion günstiger 
Nahrungsmittel und damit die Stabilität urban-kapitalistischer Gesellschaf- 
ten hängt also maßgeblich an diesen Düngemitteln. Die Ernährungskrisen 
von 2007/08 und 2011 zeigten jüngst, wie fragil diese Stabilität ist: in vielen 
postkolonialen Staaten kam es zu einer Ausweitung von Hunger und teilweise 
gewaltsamen Protesten, als sich die Nahrungsmittelpreise innerhalb weniger 
Monate zum Teil verdoppelten. Die Ursachen waren vielfältig (vgl Clapp 2016: 
133). Bisher unterbelichtet sind allerdings die Preisanstiege bei Düngemitteln 
und den Rohstoffen, die zur ihrer Herstellung benötigt werden. 

Auch wenn die Ernährungskrisen zunächst nur temporär in Erscheinung 
traten, offenbarten sie doch die strukturelle Abhängigkeit der industriellen 
Landwirtschaft von bestimmten Rohstoffen, die zur Versorgung mit den drei 
Hauptnährstoffen nötigsind: Kalium, Stickstoff und Phosphor. Während Kalıi- 
Salze in relativ großer Menge verfügbar sind, hat die „Frackingrevolution“ auch 
wieder günstigeres Erdgas ermöglicht, aus dem Stickstoffdünger hergestellt wird. 
Der phosphorhaltige Rohstoff Phosphatgestein, dessen weltweite Produktion 
sich seit 1945 mehr als verzwanzigfacht hat (Jasinski/Buckingham 2010), er- 


1 Alle fremdsprachigen Zitate sind vom Autor übersetzt. 
2 Während der Begriff „Phosphor“ ein chemisches Element bezeichnet, sind „Phosphate“ 
Verbindungen, in denen Phosphor enthalten ist. 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 194, 49. Jg. 2019, Nr. 1, 119-135 
DOI: 10.32387/prokla.49.194.1417 
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schöpft sich dagegen zunehmend. Zudem liegen die Ressourcen geografisch 
stark konzentriert in der MENA-Region (Naher Osten und Nordafrika) und 
der Volksrepublik China. Der Umweltwissenschaftler David Vaccari (2009) 
bezeichnete im Scientific American die globale Versorgungmit Phosphor daher als 
„tickende geostrategische Zeitbombe“. Da Düngemittel meist gemischt verkauft 
werden und die Wirksamkeit aller Nährstoffe durch die knappste Ressource 
begrenzt (Minimumgesetz) wird, ist Phosphor der zentrale Flaschenhals für 
günstige Nahrungsmittel und den Fortbestand industrieller Landwirtschaft im 
21. Jahrhundert. 

Als Reaktion aufdie starken Preisanstiege bei Düngemitteln und Phosphatge- 
stein lässt sich ein verstärkter Protektionismus und eine Unternehmenskonzent- 
ration in phosphatexportierenden Ländern beobachten. Importierende Länder 
dagegen bemühten sich mit verschiedenen Strategien, den direkten Zugriffaufden 
Rohstoff zu erhöhen. Der vorliegenden Artikel analysiert diese Entwicklungen in 
einer longue-duree-Perspektive und fragt danach, wie sich die globale politische 
Verfasstheit der Phosphatindustrie verändert hat und welche Machtverschie- 
bungen im Weltsystem sich daraus ergeben. Die These des Beitrags ist, dass sich 
aus dem Blickwinkel der Phosphatindustrie ein relativer Machtverlust der alten 
Zentren (USA, Europa) zugunsten der Volksrepublik China und MENA-Region 
konstatieren lässt, der maßgeblich durch staatliche Intervention gesteuert ist. 
Hierbei ist besonders die Organisation von Güterketten umkämpft. Statt eines 
„explosionsartigen Konflikts“ (Vaccari) lässt sich dabei cher eine latente Zunahme 
von Konflikten beobachten. 

Nach einer historischen und theoretischen Einordnung, welche die indust- 
rielle Landwirtschaft als offenes Durchflusssystem skizziert und die Bedeutung 
der Organisation externer Nährstoffflüsse herausarbeitet, zeichne ich die Ent- 
wicklungen in der Phosphatindustrie bis zur Jahrtausendwende nach, durch die 
Phosphat(-dünger) zu einer „günstigen Massenware“ wurde. Der letzte Abschnitt 
diskutiert die Hintergründe und Auswirkungen der Preisanstiege ab 2007 und 
arbeitet eine Reihe von Strategien heraus, mit denen staatliche und private Ak- 
teure dieser Tendenz begegnen. 


2. Theoretische Rahmen der Analyse 


Die theoretische Rahmung des vorliegenden Beitrags speist sich in dreierlei Hin- 
sicht aus Weltsystemansätzen. Um die Bedeutung und von Düngemitteln und 
den Wandel in der Phosphatindustrie herauszustellen, wird eine historische und 
holistische Perspektive eingenommen, die vermeintlich nationale und regionale 
Ereignisse in weltweite Prozesse einbettet (Schmalz 2016: 56f.). Zweites drücken 
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Güterketten die ungleichen Entwicklung zwischen Zentrum, Semiperipherie 
und Peripherie aus, Güterketten sind nach Hopkins und Wallerstein (1986: 159) 
„Netzwerk von Arbeits- und Produktionsprozessen, dessen Endergebnis eine 
fertige Ware ist“. Im Unterschied zum Ansatz der Wertschöpfungskette, der sich 
eher aus Organisationssoziologie und Betriebswirtschaftslehre speist, werden 
hier die ungleichen Möglichkeiten zur Aneignung von Wert betont. Besonders 
relevant für die Düngemittelindustrie sind Monopolgewinne, die aufgrund schr 
geringer Konkurrenz möglich sind (Fischer/Parnreiter 2007: 110f). 

Drittens werfen teurer werdende Düngemittel (die zum Ausgleich ausgelaugter 
Böden benötigt werden) auch ein Licht auf die ökologische Verfasstheit wirt- 
schaftlicher (und sozialer) Prozesse, besonders wie sich die input-Seite gestaltet. 
Diese Frage wurde speziell von Jason Moore (2015) bearbeitet, der den Kapita- 
lismus als ökologisches Weltsystem begreift (world-ecology). Die Aneignung von 
„Gratisdiensten“, in Form von fruchtbaren Böden, mineralischen Ressourcen 
oder Reproduktionsarbeit (cheap natures) sind von zentraler Bedeutung für den 
Akkumulationsprozess, da sie die Profitrate steigern. Moore beschreibt diese 
Einbeziehung nichtkapitalistischer Bereiche in den Verwertungsprozess als 

frontier-Bewegung. Hier soll nicht auf die kontroverse Debatte um eine mögliche 
Erschöpfung dieser Dynamik eingegangen werden (dazu kritisch Wissen 2016). 
Vielmehr ist Moores Perspektive hilfreich, die Düngemittelindustrie kritisch zu 
analysieren, weil sie den Akkumulationsprozess von der Seite der Naturaneignung 


(frontier) her denkt. 


3. Nährstoffe und kapitalistische Landwirtschaft: Genese eines 
globalen Durchflusssystems 


Die englische Agrarrevolution des langen 17. Jahrhunderts und die Einhegung 
der Commons (Gemeinschaftsländereien; Allmende) waren nicht nur ein brutaler 
sozialer Prozess, sondern hatten auch starke ökologische Komponenten. Die 
Umwandlung des durch Viehausscheidungen äußerst nährstoffreichen Weide- 
landes (Commons) in private Ackerflächen ermöglichte in Kombination mit 
den technologischen Erneuerungen (Fruchtfolge, Maschinen) einen enormen 
Anstieg der Erträge (Overton 1996: 63ff.). Als sich die Produktivitätsfortschritte 
dieses Modells Ende des 18. Jahrhunderts mehr und mehr erschöpften, wurden 
im Laufe des 19. Jahrhundert zunehmend externe Ressourcen zur Düngung 
genutzt, die nicht Teil lokaler Nährstoffkreiskreislauf waren. Zentral für diese 
Entwicklungen war die beginnende Forschung zur Agrochemie, unter anderem 
durch Justus von Liebig und John Bennet Lawes. Sie erkannten einerseits den 
Nährstoffverlust durch die Agrarrevolution und die zunehmende Urbanisierung, 
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andererseits aber auch die Möglichkeit, diesen durch externe Ressourcen auszu- 
gleichen und arbeiteten praktisch an der Umsetzung. Zudem klassifizierten sie 
die drei Hauptnährstoffe: Stickstoff, Kalium und Phosphor (Foster 2000: 155ff). 
Angeregt durch die Arbeit von Liebig finden sich bereits bei Marx Überlegun- 
gen zum gesellschaftlichen Stoffwechsel, welche die unterbrochenen Nährstoff- 
kreisläufe problematisieren. In jüngerer Zeit hat besonders John Bellamy Foster 
(2000) Marxens Analyse unter dem Begriff des „metabolischen Riss“ (metabolic 
rifi) weitergeführt und auf Bereiche wie den Klimawandel übertragen. Zentral für 
kapitalistische Landwirtschaft ist die Praxis Nährstoffe durch monokulturellen 
Nutzpflanzenanbau aus dem Boden zu ziehen, ohne diese wieder dem Boden 
zuzuführen, da die Konsumption der Pflanzen anderswo stattfindet. In Städten 
sammeln sich die Nährstoffe ungenutzt im Abwasser an und übersäuern mitunter 
die Flüsse und Meere. Tony Weis (2007: 58) beschreibt deshalb die kapitalistische 
Landwirtschaft als ein offenes System mit einem Durchfluss (through-flow) an 
Nährstoffen, die sich nicht mehr in einem Kreislaufbewegen. Düngemittel bilden 
dementsprechend eine technologische Lösungzur Bearbeitung des metabolischen 
Risses, mit der die ökologischen Grenzen aufgebrochen und die kapitalistische 
Landwirtschaft (temporär) stabilisiert werden konnte (Weis 2007: 55). 
Phosphor- und stickstoffhaltige Rohstoffe wurden ab den 1840er besonders 
von der südamerikanischen Pazifikküste über das britische Freihandelssystem 
importiert: Zunächst Guano, die abgelagerten Ausscheidungen von Fledermäusen 
und Seevögeln, dann verstärkt Chilesalpeter?, ein aus Gesteinen in der Atacama- 
wüste gewonnener Mineraldünger (Loeber 2010: 36f). Parallel zu dieser zunch- 
menden Erschließung externer Nährstoffe für die europäische Landwirtschaft, 
intensivierte sich im 19. Jahrhundert auch die Ausdehnung agrarischer frontiers 
in Siedlungskolonien, wie Nordamerika und Australien, wo fruchtbare Böden 
für hohe Erträge und günstigen Weizen in Europa sorgte (Weis 2007: SO). 
Für die zunehmend von externen Nährstoffen abhängige europäische Land- 
wirtschaft wurde die Stickstoffversorgung um die Jahrhundertwende zum zent- 
ralen Flaschenhals, da nach dem von Liebig popularisierten Minimumgesetz‘ nur 
eine erhöhte Zufuhr von allen Nährstoffen dem Pflanzenwachstum nutzt. Einzige 
Quelle für Stickstoffdünger waren aber die Salpetervorkommen die zentralisiert 
in Südamerika lagen und vom britischen Fernhandel kontrolliert wurden. Im 
Bewusstsein dieser Abhängigkeiten, die auch die Stickstoff benötigende Kriegs- 


3 Es sei kurz darauf verwiesen, dass sich die chilenische Regierung mit Unterstützung 
Großbritanniens die Kontrolle über die Ressourcen der Nachbarländer Peru und Bolivien 
im sogenannten Salpeterkrieg aneignete (siche Loeber 2010). 

4 Auch wenn dieses Gesetz in der späteren Agrarforschung angepasst wurde, soll es in 
diesem Artikel zunächst der Verdeutlichung der Grundzusammenhänge dienen. 
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industrie betrafen, wurde im deutschen Kaiserreich die Forschung von Fritz 
Haber und Carl Bosch zur synthetischen Herstellung der Stickstoffverbindung 
Ammoniak stark gefördert (Loeber 2010: 34ff.). Das 1908 entwickelte Haber- 
Bosch-Verfahren brach die ökologischen Grenzen abermals auf und leitete ein 
neue Ära der Düngemittelindustrie ein. Stickstoffdünger konnte nun synthetisch 
auf Basis von fossilen Brennstoffen hergestellt werden. Durch die Weltwirt- 
schaftskrise und die Wirren des Zweiten Weltkriegs, kam es aber erst nach 1945 
zur einer großflächigen Ausdehnung von synthetischem Stickstoffdünger, zumal 
durch das Kriegsende massive Produktionskapazitäten zur Ammoniakherstellung 
frei wurden (Foster/Magdoff 2000). 

Vor allem in den USA wurde mit staatlicher Unterstützung aus den New- 
Deal-Programmen die Industrialisierung der Landwirtschaft vorangetrieben, 
inklusive der Nutzung synthetischer Düngemittel. Exportierten die USA zu- 
nächst die chronischen Weizenüberschüsse als Food Aid nach Westeuropa und 
in den Globalen Süden, gingen sie ab den 1960er Jahren verstärkt dazu über, 
das gesamte Technologiepaket der industriellen Landwirtschaft zu exportieren: 
Maschinen (Traktoren), gezüchtetes Saatgut und chemische Düngemittel (Clapp 
2016: 40). Von den 1960er bis in die 1980er Jahre erreichte die sogenannte Grüne 
Revolution die meisten Regionen Lateinamerikas und Asiens und ermöglichte 
eine etwa 2,4-fache Steigerung der durchschnittlichen globalen Erträge (Weis 
2007: 17). Dies geschah freilich im Zusammenhang mit einer Transnationali- 
sierung von Produktionsketten und dem Abbau von Zollhindernissen. Nach 
der Schuldenkrise der 1980er Jahre forcierten besonders die von Weltbank und 
IWF auferlegten Strukturanpassungsprogramme eine Exportorientierung der 
landwirtschaftlichen Sektoren des Globalen Südens. Mit der Gründungder Welt- 
handelsorganisation WTO und dem Abkommen über Landwirtschaft wurde 
dieses Freihandelssystem vollends institutionalisiert (Patel 2012: 101ff.). 

Dadurch konstituierte sich ein zunehmend globalisiertes System offener Nähr- 
stoffflüsse, in dem die tägliche Nahrung der Mehrheit der Menschen auf trans- 
kontinental verschifften Nutzpflanzen basiert. Damit diese günstig produziert 
werden können, muss der (transkontinentale) Zufluss externer Nährstoffquellen 
sichergestellt sein. Dies war jahrzehntelang der Fall und sozialökologische For- 
schung vom grünen Mainstream (Rockström u.a. 2009: 472ff.) bis zum Ökomar- 
xismus (Foster/Magdoff 2000)°, befasste sich allenfalls mit der owtput-Seite von 
chemischer Düngernutzung. Die Organisation von Nährstoffllüssen aus der Mine 


5  Fosters Fokussierung auf die zerstörerischen Auswirkungen ist ein wesentlicher Kritik- 
punkt von Jason Moore, der dagegen betont, dass Kapitalakkumulation Natur nicht nur 
zerstört, sondern sich auch deren Produktivität aneignet. Laut Foster wendet sich Moore 
damit vom marxschen Wertgesetz ab (ausführlich dazu Saito 2017). 
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auf das Feld, ist ein bisher unerschlossenes Forschungsfeld an der Schnittstelle 
zwischen kritischen Agrarstudien und der politischen Ökonomie natürlicher 
Ressourcen. Geologie und Ökologie setzten hier freilich Rahmenbedingung, 
wie diese jedoch ausgenutzt werden, sprich, wie Nährstoffflüsse in welchen Gü- 
terketten organisiert werden und wer davon wie profitiert, ist eine Frage von 
Machtverhältnissen innerhalb und zwischen Gesellschaften. 


4. Die Phosphatindustrie bis zur Jahrtausendwende: „Billige 
Massenwaren” 


Mit der Entwicklung und Ausbreitung des Haber-Bosch-Verfahrens, stieg auch 
die Produktion von Phosphatdünger massiv an. Dieser basiert ebenso wie Ka- 
lidünger auf mineralischen Ressourcen, die in Bergwerken (v.a. im Tagebau) 
gefördert werden. In den Jahrzehnten vor 1945 pendelte die Produktion von 
Phosphatgestein um 10.000 Tonnen (t), bis 1948 verdoppelt sich die Menge aber 
bereits. In den nächsten Jahrzehnten stieg sie stetig an und erhöht sich bis auf 
166.000 Tonnen im Jahr 1988 (Jasinski/Buckingham 2010). 

Mit dem Abbau von Phosphatgestein beginnt die Güterkette von Phosphat- 
düngern. Anschließend wird der Rohstoffin industrielle Anlagen transportiert, 
wo in einem chemischen Verfahren unter dem Zusatz von Schwefelsäure Phos- 
phorsäure® hergestellt wird. In einem dritten Schritt werden in Fabriken fertige 
Düngemittel hergestellt, die entweder nur Phosphor enthalten (Superphosphate; 
flüssig) oder mit der Stickstoffverbindung Ammoniak zu Mischdüngern wie 
Mono- oder Diammoniumphosphat (MAP oder DAP; granuliert) verarbeitet 
werden (Potashcorp 2017: 23). Die Herstellung dieser fertigen Düngemittel 
ist zunächst die höchste Wertschöpfungsstufe, wobei besonders im Handel 
und Verkauf dieser zunehmen oligopolartigen Industrie hohe Gewinnmargen 
erzielt werden. Zum einen besteht also ein ökonomisches Interesse an der geo- 
grafischen Ansiedlungen dieser Industrien und der Kontrolle der Handelsströ- 
me, zum anderen wird dies zunehmend zu einem strategischen Interesse zur 
Nahrungsmittelversorgung. 

Das Zentrum der Phosphatindustrie bildete sich im 20. Jahrhundert in Florida 
(USA), wo reichlich Phosphatgestein lagerte. Als dominantes Unternehmen bil- 
dete sich die International Minerals & Chemicals Corporation (IMC) heraus (Der- 
dak/Kepos 1994: 264f.). Zwar stieg die weltweite Düngerproduktion nach dem 
zweiten Weltkrieg enorm an, allerdings ging der Anteil der US-amerikanischen 


6 Um die Darstellung übersichtlicher zu halten, wird der Handel mit diesem Zwischen- 
produkt im folgendem ausgeklammert. 
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Produktion sukzessive zurück: Wurde in den 1950er Jahren noch rund die Hälfte 
des weltweiten Phosphatgesteins in den USA gefördert, ging der Anteil bis Ende 
der 1980er Jahre auf ein Viertel zurück (Jasinski/Buckingham 2010). Hinter- 
grund ist der Aufbau nationaler Phosphatindustrien unter staatlicher Lenkung 
in den (Semi-)Peripherien. Neben der Sowjetunion, die in den 1980er Jahren 
vergleichbare Level wie die US-amerikanische Produktion erreichte (45.000 bis 
50.000 Tonnen im Jahr), ist besonders Marokko von Bedeutung. War Marokko 
zunächst reiner Lieferant des Rohstoffs Phosphatgestein für die in europäischen 
Staaten angesiedelten Düngerindustrien, begann das staatseigene Unternehmen 
OCP in den 1960er Jahren verstärkt mit dem Aufbau einer verarbeitenden che- 
mischen Industrie. Schließlich wurden auch in Brasilien, Tunesien, Ägypten 
und Syrien Düngemittelindustrien als Teile nationaler Entwicklungsprojekte 
aufgebaut, deren Produktionsmenge aber unter 10.000 Tonnen pro Jahr blieb 
(Rawashdeh/ Maxwell 2011). 

Durch diese Entwicklungen herrschte ab den 1960er Jahren ein relatives Über- 
angebot an Phosphatgestein bzw. seinen Derivaten. Die realen Preise fielen von 
40 US-Doller je Tonne (1960er Jahre) aufunter 30 US-Dollar je Tonne (Anfang 
2000) (Rawashdeh/Maxwell 2011: 16f.). Somit wurden Düngemittel, besonders 
der Rohstoff Phosphatgestein, zu einer „günstigen Massenware“ („low-cost bulk 
commodity“; Kauwenberg 2010: 20). Durch die Ausweitungvon Phosphat-fror- 
tiers wurden diese produktivitätssteigernden Düngemittel sehr günstig verfügbar 
(cheap nature). Während dieser Phase bestand weder in Landwirtschaft, Politik 
noch Öffentlichkeit Anlass zur Sorge um die Versorgung mit (Phosphat-)Dünger”. 

Die US-amerikanische Phosphatdüngerindustrie reagierte auf die extrem 
niedrigen Preise, die nur geringe Margen erlaubten mit weiteren Unternehmens- 
zusammenschlüssen. 2004 gründeten IMC und der Agribusinessriese Cargilldas 
Joint Venture The Mosaic Company (im folgenden Mosaic). Das mehrheitlich von 
der Cargill Familie kontrollierte Unternehmen nahm schnell eine dominante 
Stellung auf dem US-Markt ein (Taylor/Moss 2013: 16). In der Phase niedriger 
Düngerpreise bis erwa 2005 konsolidierte sich so zunehmend eine oligopolartige 
Struktur in der Düngerindustrie, die in Nordamerika zusätzlich durch staatlich 
geduldete Exportkartelle gefördert wurde. Zusammen mit den staatlich kontrol- 
lierten Industrien in (semi-)peripheren Staaten wird deutlich, dass in der Dün- 
gemittelindustrie ein schr geringer Wettbewerb und hohem staatlichen Einfluss 
herrscht. Diese oligopolartige Struktur erlaubt bei entsprechender Nachfrage 
Preissetzungsmöglichkeiten und hohe Monopolgewinne. So kalkulieren Taylor 
und Moss (2013: 53), dass die Profite von nordamerikanischen Unternehmen, wie 


7 Hier liegt ein möglicher Grund warum die Güterketten aus der Mine auf das Feld so 
wenig erforscht sind. 
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Mosaic, zwischen 2008 und 2012 um 29 Prozent über den marginalen Kosten 
lagen. Diese gilt es für die Unternehmen auch vor dem Hintergrund von Macht- 
verschiebungen und neuen (staatlichen) Akteuren zu verteidigen (siche IV.II). 


5. Preisboom ab 2007 und seine Folgen 


„Es ist gemeinhin anerkannt, dass |...] günstige Düngemittel langfristig eine Sache der Ver- 
gangenheit werden.“ (Cordell 2010: 87) 


5.1 Verlauf und Erklärungen des Preisbooms 


Spätestens im Frühjahr 2007 änderte sich die Lage der Düngemittelindustrie 
radikal. In diesem Jahr stiegen die Preise für alle Düngemittel, inklusive der 
Rohstoffe wie Phosphatgestein sprunghaft an und erreichten im September 2008 
ihren Höhepunkt. Der Preis für Phosphatgestein verzehnfachte sich nahezu 
innerhalb von 1,5 Jahren von 45,5 US-Dollar je Tonne (April 2007) auf 430 
US-Dollar je Tonne (September 2008). Zwar setzte anschließend ein ebenso 
rapider Preisverfall ein, ab Anfang 2010 stiegen die Preise aber erneut an und 
verharrten aufeinem relativ hohen Niveau, das drei bis fünf Mal über den Preisen 
der 1990er Jahre und frühen 2000er lag. Ab 2013 bewegten sich die Preise wieder 
nach unten, fielen aber nicht bis auf die Niveaus vor 2007 herab und stiegen ab 
dem Jahr 2018 erneut an (Indexmund:®). 

Der Preisschock von 2007/08, vor allem aber die darauffolgende länger an- 
haltende Periode hohe Düngemittelpreise wurde zu einem ernsthaften Problem 
für die Agrarproduktion und Länder mit einem starken landwirtschaftlichen 
Sektor. Zwar bewegten sich die meisten Preise für Agrarerzeugnisse in einemähn- 
lichen (zeitlich versetztem) Muster, die Anstiege bei Düngemittelen waren aber 
deutlich höher (Gnutzman/Spiwanowski 2015). Dadurch setzten sie Landwirte 
unter enormen Kostendruck, vor allem kleinere und mittelgroße Produzenten 
im Globalen Süden mit geringer Kaufkraft. In Indien, wo komplette Importab- 
hängigkeit von Phosphatgestein herrscht, protestierten Agrarproduzent*innen 
massiv gegen Versorgungsengpässe von Düngemitteln. Es kam zu gewaltsamen 
Ausschreitungen mit Todesopfern (Cordell 2010: 127). 

Laut Rosemarin u.a. (2009) verstärken die erhöhten Düngerpreise somit glo- 
bale Ungleichheiten. Dies zeigte sich auch in den Ernährungskrisen 2007/08 und 
2011 von denen besonders Menschen mit geringem Einkommen in Ländern des 
Globalen Südens betroffen waren. Proteste gegen hohe Nahrungsmittelpreise von 


8 Indexmundi.com 
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Haiti über Ägypten bis Indonesien erschütterten die Welt. Neben der Erklärung 
der Mainstream-Ökonomie, dass die Nachfragesteigerung durch Agrartreibstoffe 
und erhöhten Konsum in Indien und China die Preise in die Höhe trieben, 
wurde von kritischer Seite besonders die Finanzialisierung zur Erklärung der 
sprunghaften Preisanstiege bei Nahrungsmitteln angeführt (Clapp 2016: 133ff.). 
Unterbelichtet bleiben bisher die Anstiege bei den Düngemittelpreisen, dienach 
ersten Berechnungen bis zu 60 Prozent der gestiegenen Nahrungsmittelprei- 
se ausmachten (Gnutzmann/Spiewanowski 2015). Ob diese Quantifizierung 
angemessen ist, soll hier nicht weiter diskutiert werden. Festzuhalten bleibt, 
dass die jüngsten Preisanstiege in direktem Zusammenhang mit gestiegenen 
Lebensmittelpreisen stehen. Diese Dynamik hat zwischenzeitlich zu starker 
soziopolitischer Instabilität geführt. 

Als Erklärung für die Preisanstiege für Düngemittel wird üblicherweise auch 
die gestiegene Nachfrage angeführt (Rawashdeh/Maxwell 2011), sowie ihre 
Koppelung an den Ölpreis (Rosemarin u.a. 2009). Zusätzlich kam es auf der 
Angebotsseite durch den Arabischen Frühling zu Produktionseinbrüchen in 
wichtigen Phosphat-produzierenden Ländern, wie Tunesien und Syrien (Rid- 
der u.a. 2012). Als alternative Erklärung wird das kartellartige Verhalten in der 
Düngemittelindustrie angeführt (Taylor/Moss 2013; auch Ridder u.a. 2012: 38). 

Autor*innen um die Nachhaltigkeitsforscherin Dana Cordell (2010) legen in 
Anlehnungan die Peak-Oil-Ihese zudem nahe, dass auch bei Phosphatgestein ein 
Fördermaximum (Peak) bevorstehe, nachdem die Produktion abnehme und die 
Förderkosten immer teurer werden. Der Geologe Marion King Hubbert hatte 
diese Dynamik für die US-amerikanische Erdölförderung analysiert und in den 
1950er Jahren den Peak recht zutreffend auf ungefähr das Jahr 1970 datiert. In 
den 1990er Jahren setzten verstärkt Debatten über ein globalen Peak Oilein. Ab 
etwa dem Jahr 2005 wurde jedoch die Fracking-Technologie rentabel und die 
nordamerikansiche Förderung fossiler Brennstoffe stieg durch Schieferöl und 
-gas wieder enorm an (Wissen 2016). 

Mit Blick aufdie Phosphatindustrie zeigt sich in Bezugaufden Peak, derinden 
USA in den 1980er Jahren stattgefunden hat, zunächst ein ähnliches Bild. 1996 
wurden die USA zudem zu einem Nettoimporteur von Phosphatgestein (Jasinski/ 
Buckingham 2010). Bisher hat aber keine neue Technologie Fuß gefasst, die diese 
Entwicklung wie das Fracking umkehren könnte. Cordells ursprüngliche Datie- 
rung des globalen Peak Phosphorus auf 2030 wurde inzwischen relativiert, eine 
Debatte, die hier aber nicht vertieft werden soll (zur Gegenposition: Kauwenbergh 
2010), vielmehr erscheint die Perspektive der Peak Phosphorus Forscher*innen 
problematisch: Phosphatversorgung wird als globales Problem geschen, für das 
eine gemeinsame globale Lösunggefunden werden müsse (Recyclingvon mensch- 
lichen Ausscheidungen), um eine „nachhaltige(re)“ Gesellschaft zu schaffen. 
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Diese Perspektive verschleiert Machtbeziehungen und divergierende Interessen 
verschiedener Akteure, die die Phosphatindustrie derzeit und in Zukunft prägen. 

Während die Fracking-Iechnologie im Bereich Erdöl/Erdgas zu geopolitischen 
Verschiebungen geführt hat, nach denen die USA wieder über mehr Einflussmög- 
lichkeiten verfügen (vgl. Wissen 2016: 350f.), zeigt sich bei der Phosphatindustrie 
ein deutlich anderes Bild. Der stetige Rückgang der Produktion von Phosphat- 
gestein in den USA verschlechtert deren Möglichkeiten über den Export eines 
Rohstoffs bzw. seiner Derivate, die zunehmend als strategisch gesehen werden 
oder über Preisveränderung, wie beim Erdgas international Einfluss zu nehmen. 
In China dagegen stieg die Produktion von Phosphatgestein seit den 2000er 
Jahren rasant an und lag2017 mit 140.000 Tonnen weit vor der Fördermenge in 
den USA (27.700 Tonnen) und Marokko (27.000 Tonnen) und den mittelgroßen 
Produzenten in der MENA-Region (Jordanien 8.200 Tonnen; Tunesien 3.700 
Tonnen). Bis 2007 wurde China mit vielen ausländischen Investitionen zum dritt- 
größten Exporteur von Phosphatgestein (OEC?), bevor eine Umorientierungder 
Phosphorpolitik stattfand. China ist hier in einer sehr vorteilhaften Position und 
gestalten diese zunehmend staatlich strategisch, wie im Folgenden gezeigt wird. 


5.2 Reaktionen und Folgen des Preisbooms 


a) Protektionistische Maßnahmen 

China reagierte auf den Preisanstieg 2008 mit einer drastischen Erhöhung der 
Ausfuhrsteuern für Düngemittel um 100 Prozent. Ab April 2008 herrschte somit 
eine Ausfuhrsteuer von 135 Prozent auf Phosphatdünger (DAP & MAP). Im 
folgenden fielen die Phosphatexporte, die 2005 noch 102.346 Tonnen betrugen 
auf 39.665 Tonnen. Die WTO urteilte Anfang 2012, dass diese Politik handelver- 
zerrend wirkt und beendet werden müsse (Ridder u.a. 2012: 44). Die Regierung 
in Beijing ließ sich aber wenig davon beirren und errichtete neue Exportquoten 
für Düngemittel. Diese wurden durch ein Reservesystem für Phosphatgestein 
ergänzt, welches das Preisniveau und das Angebot bei drohender Inflation von 
Nahrungsmitteln stabilisieren soll. Außerdem wurde Phosphat zum drittwich- 
tigsten nationalen strategischen Rohstofferklärt, was sich in weitere Bestrebungen 
zur nationalen Ernährungssicherheit einreiht (Wellstead 2012). Auch in Russland 
wurde 2008 ein staatliches Preisstützsystem für Düngemittel etabliert, wodurch 
Agrarproduzent*innen günstigeren Zugriffauf Düngemittel hatten und Exporte 
verringert werden sollten. Allerdings wurde diese Politik 2012 im Rahmen des 
WTO-Beitritts von Russland beendet (Moscow Times 2012). 


9 Siehe https://atlas.media.mit.edu/en/(Zugriff: 23.1.2018) 
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b) Konzentration von Unternehmen 

Zweitens findet in der Phosphat Industrie eine enorme Konzentrierung von 
aktiven Unternehmen statt. In China ist dies ein überwiegend staatlich gelenkter 
Prozess. Die Regierung hat Phosphateminen mit einer Produktionskapazität 
von weniger als 150.000 Tonnen geschlossen, erschwerte die Vergabe von neuen 
Bergbaulizenzen und verkürzte bestehende Lizenzen (Wellstead 2012). Ridder 
u.a. (2012: 46) kommentieren: „Durch die Reduktion der aktiven Player auf 
dem chinesischen Phosphatmarkt, kann Beijing die Rolle der Regierung in der 
Phosphatindustrie stärken“. Dies betrifft vor allem das staatliche Unternehmen 
Sinofert, eine Tochterfirma von Sinochem. Sinofert ist auf allen Stufen der Gü- 
terkette vom Bergbau zum Verkauf von gemischten Düngemittel aktiv und do- 
miniert dem chinesischen Markt. Mit Eigentumsrechten über 300.000 Millionen 
Tonnen Phosphatgestein kontrolliert das Unternehmen zudem eine der größten 
Phosphatreserven der Welt (Sinochem 2016: 20). 

Eine ähnliche Strategie ließ sich in Brasilien beobachten, wenn auch mit einer 
ganz anderen Ausgangslage: Brasilien wurde seit der Jahrtausendwende zum 
größten Importeur von Phosphatdünger weltweit, obwohl das südamerikanische 
Land über eigene Phosphatgestein Ressourcen verfügt. Unter den Mitte-links- 
Regierungen von Lula da Silvaund Dilma Rousseff (2003 bis 2016) wurde diese 
Importabhängigkeit vor dem Hintergrund steigender internationaler Preise als 
zentrales Problem für den wirtschaftlich bedeutsamen Agrarsektor erkannt. Das 
ehemalige Staatsunternehmen Vale, an dem die staatliche Entwicklungsbank 
noch eine Minderheitsbeteiligung hält, übernahm 2010 nahezu den kompletten 
Düngemittelsektor. Somit sollte die Etablierung höherer Wertschöpfungsstufen 
im Land gestärtkt werden, um mehr Wert in Brasilien anzueignen und eine 
möglichst günstige Versorgung mit Düngemitteln zu sichern. Nach dem Putsch 
gegen Dilma Rousseffim Sommer 2016 fand diese Strategie jedoch ein jähes Ende: 
Im Dezember 2016 wurden Vales Düngersparten verkauft, wobei die größten 
Anteile (Phosphat- und Kalium Sparten) an Mosaic gingen (Hatfield 2018). 

In Nordamerika folgte die Konzentrierung cher dem klassischen Muster 
privater Fusionen und Übernahmen (siehe oben). Das Unternehmen Mosaic 
stärkte seine Marktmacht nicht nur in Nordamerika, sondern trieb seine globale 
Präsenz voran: Einerseits in Importländern, wie Brasilien wo das Unternehmen 
nun den Phosphatmarkt beherrscht; Anderseits auch in neuen Exportländern 
wie Saudi Arabien oder Peru. 


c) Erschließung neuer Phosphat-Ressourcen 

Der Anstieg internationaler Düngerpreise führte sowohl zu einem Ausbau be- 
stehender Kapazitäten, wiein Marokko, als auch zur Eröffnung neuer Phosphat- 
minen und Handelsnetze. Die Bayövar Phosphatmine in Nordperu ist das erste 
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Bergbauprojekt in Südamerika, in dem Rohstoffe für Düngemittel abgebaut 
werden. Das in Brasilien ansässige Unternehmen Vale hatte sich schon 2005 
die Schürfrechte gesichert und begann 2010 mit der kommerziellen Förderung. 
Allerdings war Vale kurz zuvor ein Joint Venture mit Mosaic (35%) und dem 
japanischen Handelshaus Mitsui (20%) eingangen (Claps 2014). Mit einer Pro- 
duktionskapazität von 3.900 Tonnen liegt die Fördermenge von Phosphatgestein 
in einer ähnlichen Größenordnung, wie die etablierten mittelgroßen Produzen- 
ten in der MENA-Region (Jordanien 8.200t Tonnen; Tunesien 3.700 Tonnen; 
Jasinski 2018). Die Einbindung Perus in die globale Güterkette von Phosphat- 
dünger erfolgte außschließlich auf der Basis von Rohstoffexporten. Mit einem 
Anteil von 13 Prozent am Welthandel wurde Peru so innerhalb weniger Jahre 
zum viertgrößten Exporteur von Phosphatgestein, hinter Marokko, Jordanien 
und Russland (OEC). Angesichts der im Bayovar Projekt involvierten Akteure 
überrascht wenig, dass die peruanischen Phosphatgestein Exporte vor allem nach 
Brasilien und in die USA gehen, wo sie den Großteil der Importe ausmachen 
(OEC). Der direkte Zugriff auf die Rohstoffe ermöglicht den in diesen Länder 
ansässigen Düngemittelproduzenten günstigere Produktionsbedingungen als 
dies über Einkäufe auf dem Weltmarkt möglich wäre. 

Anders stellt sich die Situation in Saudi Arabien dar. Hier begann der Abbau 
von Phosphatgestein unter Aufsicht des halbstaatlichen Ma’aden Unternehmens. 
Die Phosphatminen im Norden des Landes wurden in den Wa’ad Al Shamal In- 
dustriecomplex integriert, wo alle Komponenten zur Herstellung von fertigen 
Mischdüngern, wie DAP und MAP zusammenlaufen. 2014 war Saudi Arabien 
bereits der viertgrößte Hersteller von DAP-Mischdünger, der vorallem nach Indien 
exportiert wird, wo ähnlich wie in Brasilien die Nachfrage nach Düngemitteln 
stark ansteigt (ICIS/IFA 2016).2014 gründete Ma’adan zudem das Joint Venture 
MWSPC mit einer 25 Prozent Beteiligung von Mosaic, welches 2017 mit der 
Produktion und dem Verkauf von Mischdüngern begann (Ma’adan 2017: 163). 
Mosaic kündete kurz darauf die vorrübergehende Stilllegung der Phosphat-Auf- 
bereitungsanlagen in Plant City, Florida (USA) und eine „Re-strukturierung“ der 
Phosphat Operationen an. „Wir erwarten höhere Phosphat Margen [...], in dem wir 
die Produktion an einem Standort mit relativ hohen Kosten reduzieren“ (Mosaic 
Company 2018: 7). Mosaic positioniert sich also strategisch am persischen Golf, 
um trotz der Verschiebungen in der Phosphatindustrie (relative Erschöpfung von 
Ressourcen in den USA, verstärkte Nachfrage aus der Semiperipherie) Kontrolle 
über die profitabelsten Knoten der Güterkette (Endfertigung, Handel) zu behalten. 


d) Freihandel 
Eine weitere Strategie für den Umgang mit den Veränderungen in der Phos- 
phatindustrie sind Freihandelsabkommen. Wie oben erwähnt, wurden die USA 
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Ende der 1990er Jahre zu einem Netto-Importeur von Phosphatgestein. 2006 
trat ein umfassendes Freihandelsabkommen zwischen den USA und Marokko in 
Kraft. Es war das erste Freihandelsabkommen der USA mit einem afrikanischen 
Land. Das wichtigste Exportgut von Marokko in die USA ist Phosphatgestein 
und seine Derivate (U.S. Department of Commerce 2017). 

Auch die EU, traditionell Marokkos wichtigste Handelspartnerin schloss 
schon im Jahr 2000 ein Freihandelsabkommen mit Marokko, eine Vertiefung 
scheiterte aber bisher vor allem an Konflikten bezüglich des Statuses der West- 
sahara. 2014 wurde Phosphatgestein auch in die Liste kritischer Rohstoffe der 
EU-Komission und ihrer Rohstoflinitiative aufgenommen. Diese Initiative hat 
zum Ziel die strategische Versorgung mit Rohstoffen sicherzustellen die von Lie- 
ferengpässen bedroht sind und/oder besondere ökonomische Bedeutung haben. 
Zwar entstanden in den letzten Jahren einige Pilotprojekte zum Reycyclingvon 
Phosphor (und anderen Nährstoffen), die Sicherung des Zugriffs auf externe 
Ressource bleibt aber wichtigstes Element zur Versorgung mit Phosphatdünger. 
So endet der Politikberatungsbericht von Ridder u.a. (2012) mit Handlungsemp- 
fehlungen, die Effenzienzsteigerung, Recyclingund strategische Partnerschaften 
mit phosphatproduzierenden Ländern beinhalten. „Vor allem aber sollte die EU 
[...] - auch als Ergänzung zu den bilateralen Partnerschaften - weiterhin freien 
Handel und uneingeschränkten Zugang zu natürlichen Ressourcen in multilate- 
ralel Foren wie der WTO und der OECD vorantreiben, was in Übereinstimmung 
mit der Argumentation der EU Rohstofhniative steht“ (Ridder u.a. 2012: 81). 


e) Technologie 

Mit dem Anstieg der Düngemittelpreise haben sich auch Bemühungen um tech- 
nologische Lösungen intensiviert, die sich am Besten unter dem Stichwort „high 
precision agriculture“ fassen lassen. Mithilfe von Big-Data-Plattformen sollen 
Dronen und eine neue Generation von Traktoren, die mit zahlreichen Sensoren 
und Monitoren ausgestattet sind, die Komposition des Bodens möglichst genau 
erfassen. Auf Basis dieser Daten soll der Einsatz von Düngemitteln, Pestiziden 
und Saatgut genau an die Beschaffenheit des Bodens angepasst werden, also 
möglichst effizient und mit „hoher Präzision“ erfolgen (ETC 2015: 8f.). Die 
sektorübergreifende Zusammenarbeit an diesem Projekt zeigt sich unteranderem 
in der Global-Harvest-Initiative, an der Saatgut- und Pestizidfirmen, wie Mon- 
santo (nun Bayer) und Dupont ebenso teilnehmen, wie Mosaic und der größte 
Traktorhersteller John Deere (Suppan 2017: 3). 

Auch das staatliche Agrarforschungsinstitut EMBRAPA aus Brasilien ist Teil 
der Initiative. EMBRAPA arbeitet besonders einen präziseren Einsatz von Dün- 
gemitteln mithilfe von Nanotechnolgie, sogenannente intelligente Düngemittel, 
durch welche die Erträge um 67 Prozent erhöht werden sollen (ebd.: 3£.). Ein 
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ähnlicher Ansatz wird von dem chinesischen Staatsunternehmen Sinofert ver- 
folgt, das 2015 ein Pilotprogramm zur Herstellung „intelligenter Düngemittel“ 
entwickelte. Dadurch sollen nach eigenen Angaben der Einsatz von Düngemitteln 
um bis zu 30 Prozent reduziert und die Erträge um bis zu 50 Prozent gesteigert 
werden (Sinochem 2016: 20). Im Gegensatz zu den technologischen Umbrüchen 
der Vergangenheit, wie der „Grünen Revolution“, die globale Erträge um mehr 
als 200 Prozent steigerte (siche oben), sind diese (selbstgesteckten) Ziele aber 
äußerst bescheiden. 

Diese technologische Strategie stellt eine gewisse Abschwächung des globalen 
Durchflussystems dar, bzw. eine effizientere Ausgestaltung, Die zuvor dargestell- 
ten Strategien deuten aber aufeine Intensivierung des globalen Durchflusssystems 
an Nährstoffen hin, dessen Ausgestaltung zunehmend umkämpft ist. 


6. Zusammenführung und Ausblick 


Da die industrielle Landwirtschaft als offenes Durchflusssystem von globaler 
Reichweite organisiert ist, sind ständig neue Inputs an Nährstoffen notwendig, 
die aus mineralischen Rohstoffen gewonnen werden. Dieser Zufluss wurde lange 
als gegeben betrachtet und ist ein vernachlässigtes Feld (kritischer) sozialökolo- 
gischer Forschung. Da die Nährstoffe nur zusammen wirksam sind und meist als 
gemischte Dünger verkauft werden, hat eine Verteuerung von Phosphatgestein 
direkte Auswirkungen auf die gesamte Güterkette von Nahrungsmitteln. Die- 
ser Zusammenhang ist in den Ernährungskrisen 2007/08 und 2011 erkennbar 
geworden und könnte zu einem dauerhaften Problem für die Stabilität urban- 
kapitalistischer Gesellschaften werden. Im bürgerlichen Nachhaltigkeitsdiskurs 
haben Forscher*innen mit Bildern wie „die nächste unbequeme Wahrheit“ 
(Rosemarin u.a. 2009), „eine drohende Krise“ oder „tickende geostrategische 
Zeitbombe“ (Vaccari 2009) begonnen auf das Problem der Phosphorversorgung 
aufmerksam zu machen. 

Jedoch zeichnet sich ein explosionsartiger Konflikt um Phosphatgestein 
und -dünger derzeit nicht ab. Vielmehr handeln besonders staatliche Akteure 
proaktiv, definieren Phosphatgestein als strategischen Rohstoff (China, EU) 
und versuchen die Phosphatindustrie in ihrem Interesse auszugestalten. Dabei 
können verstärkt die phosphatproduzierenden Länder bzw. die Nettoexporteure, 
wie China, Marokko und weitere MENA-Länder ihre Interessen durchsetzen 
und eine auf nationaler Ebene vertikal integrierte Güterkette organisieren. Dies 
läuft den Interessen der Nettoimporteure, wie den USA und den EU-Ländern 
zuwider, die versuchen den Zugang zu Phosphatgestein über Freihandel und 
Auflagen der WTO zu sichern, was aber nur bedingt gelingt. Der direkte Zugriff 
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aufneue Ressourcen, wie im Fall von Peru ist eher eine Ausnahme. Insofern lässt 
sich ein relativer Machtverlust der alten Zentren der Weltwirtschaft konstatie- 
ren. Aufgrund der schwindenen Kontrolle über einen Rohstoff der zunehmend 
strategisch wird, könnte dieser Machtverlust noch stärker werden. Die genauen 
Übertragungsmechanismen von ökonomischen Ressourcen zu staatlicher Macht 
müssen in zukünftiger Forschunggeklärt werden; zum Beispielanhand der Frage, 
inwieweit die Kontrolle über Phosphatgestein die Verhandlungsposition der 
exportierenden Länder aufwertet. Festzuhalten bleibt, dass ein geologisch deter- 
miniertes Fördermaximum (peak phosphorus) derzeit noch weniger relevant ist, 
als eine politisch regulierte Verknappung bzw. Verteuerungvon Phosphatgestein 
und -dünger für importierende Länder. 

Ebenso wie Staaten passen sich auch Unternehmen an die veränderten Welt- 
marktbedingungan (rückläufige Produktion in den USA, verstärkte Nachfrage 
in Indien und Brasilien). Diese Anpassung zielt vor allem auf die Kontrolle über 
die hoch profitablen Knoten Endfertigungund Handel. Inwiefern sie gelingt, ist 
auch abhängig von den innergesellschaftlichen Kräfteverhältnissen. So konnte 
Mosaic nach dem Putsch in Brasilien nahezu die komplette Phosphatindustrie 
übernehmen, in Saudi Arabien aber nur eine Minderheitsbetiligung erreichen. 

Auch im Bereich Technologie findet allenfalls eine Anpassung statt, die aufeine 
Reduktion des Düngemitteleinsatzes abzielt und geringfügige Produktivitätsstei- 
gerungen verspricht. Eine Agrarrevolution durch Smarttechnologie, die Erträge 
ähnlich stark wie Agrarrevolutionen der Vergangenheit steigern könnte, zeichnet 
sich aber nicht ab. Daauch die Biotechnologie zu keinen nennenswerten Ertrags- 
steigerungen geführt hat (Gurian-Sherman 2009), kommt Düngemitteln bei der 
Produktion von günstigen Nahrungsmitteln eine zunehmend wichtige Rolle zu. 

Ähnlich wie die Stickstoffversorgungim Europa des frühen 20. Jahrhunderts, 
wird die Versorgung mit Phosphor zum zentralen Flaschenhals für die industri- 
elle Landwirtschaft im 21. Jahrhundert, zumindest in phosphatimportierenden 
Ländern. Der Nährstoff ist nicht ersetzbar, Ressourcen erschöpfen sich und expor- 
tierende Länder setzen zunehmend ihre eigenen Interessen durch. Doch während 
das Haber-Bosch-Verfahren vor gut 100 Jahren den Flaschenhals der Stickstoff 
Versorgung aufbrach, ist derzeit keine technologische Revolution in Sicht. Einzig 
das Recycling von Phospor und anderen Nährstoffen in den Ausscheidungen von 
Menschen würde der industriellen Landwirtschaft ermöglichen, sich auf „nach- 
haltigerer“ Basis zu etablieren. Da die Ausscheidungen stark schadstoffbelastet 
sind, ist dies recht aufwendig, wird aber pilotartig getestet (Schmund 2010), 
durch die bürgerliche Nachhaltigkeitsforschung begleitet (Cordell 2010) und 
könnte ein hegemoniales Projekt werden. 

Aber auch für gegenhegemoniale Strategien der sozialökologischen Transfor- 
mation kann die Existenz des Phosphor-Flaschenhalses ein zentraler Baustein 
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sein. Zunächst ließe sich mit dem Argument einer möglichen Verknappung von 
Phosphor und Nahrungsmittelpreissteigerungen politischer Druck zur Förderung 
agrarökologischer Anbaumethoden, zB in Projekten Solidarischer Landwirtschaft 
(SoLaWi), erzeugen,. Diese Anbaumethoden bedürfen weder Chemiedünger, 
noch dem technisch aufwendigen Recycling menschlicher Ausscheidungen, da 
andere Pflanzen und Tierdung als Nährstoffquellen genutzt werden. So kön- 
nen nicht nur höhere Erträge erzielt werden, Konsument*innenbeteiligung und 
Direktvermarktung ermöglichen auch ein selbst verwaltetes Ernährungssystem 
(FIAN u.a. 2016). Steigen die Düngerpreise erneut an, würde dieses System stark 
an Attraktivität gewinnen, sowohl für Verbraucher*innen als auch für konven- 
tionelle produzierende Betriebe, die einen Kostendruck erfahren. Sollten lokale 
Ernährungssysteme bereits weit genug ausgebaut sein, um ganze Gesellschaften 
(potenziell) zu versorgen, ließe sich über politische Regulierungen oder direkte Ak- 
tionen im Phosphatsektor die industrielle Landwirtschaft weiter zurückdrängen. 
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Frankreichs Widersacher, Deutschlands „bad cop”? 


Die Formierung der „New Hanseatic League“ in den jüngsten 
Reformdiskussionen der Eurozone 


Häufig wird in den Debatten über die 
Zukunft der europäischen Integration 
auf die zentrale Bedeutung des deutsch- 
französischen „Motors“ verwiesen. 
Der PROKLA-Beitrag von Schneider/ 
Syrovatka (2017) konstatiert, bezug- 
nehmend auf jüngste Debatten über 
die Reformierung der Wirtschafts- und 
Währungsunion (W WU), eine Blockade 
des deutsch-französischen Verhältnisses. 
Hintergrund der Reformdebatten ist eine 
nach wie vor - trotz Einführungdes Euro- 
päische Stabilitätsmechanismus (ESM) als 
dauerhafte Finanzierungsinstitution und 
trotz Fortschritten in der Bankenunion - 
prekäre Architektur der Eurozone. Infolge 
der Eurokrise traten die Krisenanfälligkeit 
der Währungsunion und die in ihr einge- 
schriebenen ökonomischen Asymmetrien 
zwischen den Mitgliedstaaten offen zutage. 
Auch wenn sich die Lage wieder etwas be- 
ruhigt hat, zeigen Entwicklungen wie der 
Wahlsieg Syrizas 2015 und die jüngsten 
Spannungen zwischen Italien und der 
EU, dass die WWU nach wie vor auf wa- 
ckeligen Beinen steht. Um die Eurozone 
krisenfester zu machen, bestimmen nach 
Schneider/Syrovatka (2017) zwei gegen- 
sätzliche wirtschaftspolitische Leitbilder 
die Reformdebatte, die zugleich eine Ur- 
sache der Blockade des deutsch-französi- 
schen Verhältnisses sind: Einer maßgeblich 
von Frankreich geforderten „Fiskalunion“, 


die weitreichende Integrationsschritte er- 
fordert, stünde eine von Deutschland prä- 
ferierte „Stabilitätsunion“ gegenüber, die 
eine strikte Einhaltung von Fiskalregeln 
und eine nationale Verantwortung in der 
Finanzpolitik betont. 

Zweifelsohne war das deutsch-franzö- 
sische Verhältnis in der Geschichte der 
EU ein zentraler Impulsgeber für Integ- 
rationsprozesse. Ein Fokus auf dieses Ver- 
hältnis verstellt allerdings den Blick auf 
ein erweitertes Feld zwischenstaatlicher 
Kräfteverhältnisse. Ein Blick über das 
deutsch-französische Verhältnis hinaus 
offenbart Koalitionsdynamiken der an- 
deren 26 Mitgliedstaaten der EU, die die 
Reformdebatten mitbestimmen und die 
sich zusammenschließen können, um ge- 
meinsamen Reformvorstellungen stärkeres 
Gehör zu verschaffen. 

Zu diesem Zweck hat sich jüngst eine 
Gruppierung hervorgetan, die chemals als 
the bad weather coalition (die Schlecht- 
wetterkoalition) oder the vikings (die 
Wikinger) (Financial Times 2018d) be- 
kannt wurde, aber neuerdings vermehrt 
als the new hanseatic league (die neue 
hanscatische Liga, im Folgenden Hansa) 
in Erscheinung tritt. Hierbei handelt 
es sich um einen Zusammenschluss der 
EU-Mitgliedstaaten Niederlande, Irland, 
Dänemark, Schweden, Finnland sowie der 
baltischen Staaten Estland, Lettland und 
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Litauen. Die Namensgebung geht dabei 
zurück auf den Verbund von Kaufleuten 
und Hansestädten in der frühen Neuzeit, 
die ein Handelsmonopol über die Seewege 
der Nordsee und des baltischen Meeres eta- 
blieren konnten. 

Besondere Aufmerksamkeit wurde 
der Hansa beim Treffen der Eurogruppe 
Anfang Dezember 2018 zuteil, als sie mit 
dem französischen Finanzminister Bruno 
Le Maire aneinandergeriet. Knackpunkt 
der Verhandlungen war die Zukunft der 
Eurozone und die Einführung eines ge- 
meinsamen Eurozonenbudgets, das ganz 
und gar nicht den Vorstellungen der Han- 
seaten entsprach, und die sich dementspre- 
chend in den Reformdiskussionen zum 
Gegenspieler Frankreichs entwickelten 
(Handelsblatt 2018b). 

Der Artikel soll eine erste Bestands- 
aufnahme leisten und zeigen, auf welche 
Dynamiken die Formierung der Hansa 
zurückzuführen ist, welche Positionierung 
siein den Reformdebatten einnimmt, und 
ob die Hansa lediglich den verlängerten 
Arm der deutschen Stabilitätsunion oder 
doch einen eigenständigen Widersacher 
der französischen Reformbestrebungen 
darstellt. 


Schiffstaufe: die Gründung der 
„Hansa“ 


Die Gründung der Hansa lässt sich auf 
den 6. März 2018 datieren. In dieser Zeit 
nahmen die Reformdebatten über die Zu- 
kunft der Eurozone kräftig an Fahrt auf. 
Frankreichs Präsident Macron machte im 
September 2017 mit seiner viel beachteten 
Rede an der Pariser Sorbonne-Universität 


1 Ein sehr guter Überblick über die einzelnen 
Reformvorschläge findet sich bei Dullien 
(2018). 
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den Aufschlag, in der er neben der Einfüh- 
rung einer europäischen Finanztransakti- 
onssteuer ein eigenes Budget, einen Finanz- 
minister bzw. eine Finanzministerin sowie 
ein Parlament für die Eurozone forderte 
(Macron 2017). Eine Reaktion seitens der 
deutschen Bundesregierung ließ lange auf 
sich warten. Erst in einem Interview in der 
Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung 
vom 3. Juni 2018 reagierte die Bundes- 
kanzlerin Angela Merkel und zeigte sich 
prinzipiell offen für eine Umwandlungdes 
ESM zu einem Währungsfonds sowie für 
die Einführung eines Investivhaushalts 
für die Eurozone (FAS 2018). Daraufhin 
trafen sich am 19. Juni 2018 VertreterInnen 
der deutschen und französischen Regie- 
rung auf Schloss Meseberg, um gemein- 
same Positionen in der Reformdiskussion 
abzustecken. Die Ergebnisse wurden im 
„Deutsch-Französischen Fahrplan für 
das Euro-Währungsgebiet“ (BMF 2018) 
zusammengefasst. Überraschend umfang- 
reich enthält diese Erklärung die Einfüh- 
rungeines Eurozonen-Haushalts undeeines 
Europäischen Stabilisierungsfonds für 
Arbeitslosigkeit sowie einen Ausbau der 
Kompetenzen des ESM, der zudem eine 
neue Kreditlinie für Länder in konjunk- 
tureller Schieflage vorsicht (Dullien 2018). 

In der Zwischenzeit machte auch die 
Hansa erstmals auf sich aufmerksam. In 
einem gemeinsam von den Finanzminis- 
tern der Hansastaaten veröffentlichten 
Dokument zur Diskussion über die Euro- 
zonenarchitektur legte sie die Grundele- 
mente ihrer Reformvorschläge dar (Fin- 
nish Ministry of Finance 2018). Es folgten 
weitere Positionspapiere zum Projekt der 
Kapitalmarktunion (Irish Department 
of Finance 2018) und zur künftigen Rolle 
des Europäischen Stabilitätsmechanismus 
(Dutch Ministry of Finance 2018). Diese 
Positionspapiere sind in den Kontext spezi- 
fischer Eurogipfel zu stellen, insbesondere 
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den Gipfeln vom 29. Juni 2018 und vom 
14. Dezember 2018, in denen dezidiert die 
Frage der Zukunft der Währungsunion auf 
der Tagesordnung stand. 


Der Kurs der Hansa in rauen 
Reformgewässern: zwischen 
deutscher Stabilitätsunion und 
britischem Freihandel 


Um die wirtschaftspolitische Positionie- 
rung der Hansa zu analysieren und um 
zu klären, wie sie sich hinsichtlich der 
deutsch-französischen Achse einordnen 
lässt, bedarf es zunächst einer knappen 
Darlegungder zwischenstaatlichen Block- 
bildung in der EU. 

Wenn man Schneider/Syrovatka (2017) 
und Heine/Sablowski (2015) folgt und die 
ungleiche Entwicklungin der Eurozone als 
strukturelle Determinante füreine Bildung 
von Staatenblöcken zugrunde legt, lassen 
sich prinzipiell zwei Blöcke in der Eurozone 
identifizieren. Zum einen den aufden Bin- 
nenmarkt ausgerichteten südeuropäischen 
Block, der sich um Frankreich bildet. Aus 
den Ökonomien dieses Blocks kommen 
meistens Fürsprecher einer Fiskalunion mit 
weiteren Kompetenzübertragungen auf die 
europäische Ebene, insbesondere durch die 
Einführung eines Eurozonenhaushalts 
und anderer fiskalischer Mechanismen 
der Risikoteilung. Demgegenüber steht 
der Block aus nordeuropäischen Staaten, 
die sich um Deutschland formieren und 
eng in seine exportorientierten Produkti- 
onsstrukturen eingebunden sind, wie etwa 
auch die Visegrädgruppe aus der Slowakei 
und den Nicht-Eurostaaten Polen, Un- 
garn und Tschechien (Becker 2018). Der 
besagte „deutsche Block“ ist jedenfalls in 
Fragen der Reform der Währungsunion 
weniger auf einen großen Wurf aus als 
auf das strikte Einhalten haushaltspoliti- 
scher Vorgaben, die Durchführung einer 
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restriktiven Haushaltspolitik und die 
Ablehnung jeglicher fiskalischer Risiko- 
teilung auf europäischer Ebene (Bieling 
2011: 185). 

Weitet man den Blick über die Euro- 
zone hinaus, dürfte Großbritannien einen 
dritten Block in dieser Konstellation dar- 
stellen. Spätestens mit der konservativen 
Wende der Thatcherregierung in den 
1980er Jahren trat Großbritannien für 
eine umfassende Liberalisierungsagenda 
ein, insbesondere durch Deregulierungen 
und Marktöffnungen in den Bereichen 
der Finanzmärkte und -dienstleistungen 
(Helleiner 1994). Obwohl Großbritannien 
tendenziell eher dem deutschen Block zu- 
gewandt war, kann es diesem nicht klar 
zugeordnet werden, da es stets Vorbehalte 
gegenüber einer vertiefenden Integration 
hin zu einer „ever closer union‘, einer im- 
mer engeren Bindung, äußerte, den Beitritt 
zur Währungsunion durch eine „opt-out- 
Klausel“ ablehnte und nicht selten Son- 
derrechte einforderte (Macchiarelli 2017). 

In dieser Konstellation verorteten sich 
die acht Hansastaaten, je nach Politikfeld, 
zwischen Deutschland und Großbritan- 
nien. Zwei Entwicklungen sind dafür 
ursächlich, dass sich jüngst eine eigenstän- 
dige hanseatic league herausbilden konnte. 
Einerseits stand die Hansa in Fragen der 
Handelsliberalisierung stets auf der Seite 
Großbritanniens. Wie der niederländi- 
sche Finanzminister Wopke Hockstra 
in einem Interview klarstellte, haben die 
Aktivitäten der Hansa daher auch mit dem 
Austritt Großbritanniens aus der EU zu 
tun (Handelsblatt 2018a). Die Niederlande 
— als eine der Initiatorinnen der Hansa - 
konnten sich in der Vergangenheit stets 
auf die starke Position des europäischen 
Schwergewichts Großbritannien in Frei- 
handelsfragen verlassen. Durch den Brexit 
geht aber ein zentraler Fürsprecher freier 


Märkte verloren, weshalb die Niederlande 
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nun mitanderen, vor allem den nordeuro- 
päischen und baltischen Staaten, neue Al- 
lianzen schmieden müssen, um ihren For- 
derungen weiter Nachdruck zu verleihen. 
Die acht Hanseaten teilen diesen „Einsatz 
für den Freihandel“ (Hoekstrazit.n. ebd.) 
der beispielsweise in einer gemeinsamen 
Positionierung zur Kapitalmarktunion 
deutlich wird. Dieses Projekt zur Integra- 
tion der Kapitalmärkte war ein zentrales 
Anliegen Großbritanniens, aber auch 
Irlands, Schwedens und der Niederlande 
(Quaglia u.a. 2016). Aufgrund des Brexits 
tritt die Hansa nun in Großbritanniens 
Fußstapfen und treibt die Kapitalmarktu- 
nion selbständig voran (Irish Department 
of Finance 2018). 

In Fragen der wirtschaftspolitischen 
Reformen und der Zukunft der Euro- 
zonenarchitektur vertritt die Hansa mit 
Deutschland vergleichbare Standpunkte. 
Im Schatten der politischen und ökono- 
mischen Durchschlagskraft Deutschlands 
fühlen sich die Hanseaten relativ wohl, 
wie auch die Niederlande stets betonen: 
„Deutschland und die Niederlande haben 
beifast allen finanzpolitischen Themen die 
gleiche Position.“ (Hockstra zit. n. Han- 
delsblatt 2018a). Wirtschaftspolitisch ste- 
hen die Hanseaten dementsprechend auch 
für zentrale von Deutschland propagierte 
Paradigmen: nationale Verantwortung für 
öffentliche Finanzen, ein starker Fokus auf 
fiskalische Regeleinhaltung, insbesondere 
im Rahmen des Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakts, sowie eine generelle Skepsis 
gegenüber fiskalischer Risikoteilung 
(Financial Times 2018d; The Economist 
2018). 

Konkteter zeigt sich diese wirtschafts- 
politische Ausrichtung in den bisher von 
der Hanseatischen Liga veröffentlichten 
Positionspapieren, insbesondere in je- 
nen zur Zukunft der Währungsunion 
und zur Reform des ESM. Darin wird 
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umfangreichen Reformen der Eurozone, 
wie sie Frankreich fordert, eine deutliche 
Absage erteilt. Die Mitgliedstaaten wer- 
den vielmehr dazu aufgefordert, sich auf 
die konsequente Umsetzung bestehender 
Reformen zu konzentrieren, wie etwa einer 
Vollendung der Bankenunion, einer wei- 
teren Vertiefung des Binnenmarkts durch 
die Kapitalmarktunion sowie einer Trans- 
formation des ESM hin zu einem Europäi- 
schen Währungsfonds (Dutch Ministry of 
Finance 2018; Finnish Ministry of Finance 
2018; Irish Department of Finance 2018). 
Diese schrittweisen Reformen „sollten 
Vorrang vor weitreichenden Vorschlägen 
haben “ (Finnish Ministry of Finance 2018: 
1, Übers.: S.G.). 

Offensichtlich besteht in diesen Punk- 
ten große Übereinstimmungmit Deutsch- 
land. Das zeigt sich über den ESM hinaus 
auch in Bezug auf die Einführung einer 
gemeinsamen europäischen Einlagen- 
sicherung (EDIS) als letzten Pfeiler der 
Bankenunion (vgl. Howarth/Quaglia 
2017). Die Hansa, wie auch Deutschland, 
sperrt sich bisher gegen Fortschritte, auch 
wenn sie prinzipiell einem Fahrplan und 
der Ausarbeitung weiterer technischer 
Details zustimmt. Letztlich ist auch hier 
die Position persistent, dass nationale 
Bankenrisiken, insbesondere in der Form 
fauler Kredite, zunächst abgebaut werden 
müssen, che man einer gemeinsamen Ein- 
lagensicherungzustimmen könne. Ab wel- 
chem Schwellenwert einer Risikoreduktion 
Deutschland und die Hansa einer EDIS 
zustimmen würden, bleibt allerdings un- 
klar (Vestergaard 2018). 

Darüber hinaus spricht sich die Hansa 
für eine Ausweitung der Kompetenzen 
des ESM aus. Wo bisher die Kommission 
die Hoheit über die Bewertung der Schul- 
dentragfähigkeit von Ländern innchat, 
müsse der ESM die Rolle der Kommission 
zusätzlich ergänzen. Die Hansa fordert 
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eine stärkere Rolle des ESM bei der Über- 
wachung und Kontrolle der nationalen 
Fiskalpolitik - eine Position, die allerdings 
auch Deutschland und Frankreich in der 
Meseberger Erklärung äußerten (BMF 
2018: 1) Unterschiede gibt es jedoch bei 
den Konditionalitäten, an die die Gewäh- 
rung von Finanzhilfen an einen finanziell 
notleidenden Staat gekoppelt sind. Nach 
Vorstellung der Hansa solle jeder Gewäh- 
rung von Finanzhilfe über den ESM eine 
- durch den ESM selbst durchgeführte 
- Analyse der Risiken für die Rückzah- 
lungsfähigkeit des jeweiligen Staates, 
der Hilfe beansprucht, vorausgehen und 
der Staat eine Schuldenrestrukturierung 
durchführen, ehe er eine Finanzhilfe in 
Anspruch nehmen könne (Dutch Mi- 
nistry of Finance 2018; Financial Times 
2018c). In diesem Aspekt unterscheidet 
sich die Hansa dann auch von Frankreich, 
das eine solche Restrukturierung vor der 
Gewährung von Finanzhilfen als „inak- 
zepabel“ ablehnt (Financial Times 2018c, 
Übers.: S.G.) 

Die gemeinsamen Statements der acht 
Hanseaten offenbaren jedoch auch Ab- 
grenzungen gegenüber Deutschlands Posi- 
tionierung. Beispielsweise lehnt die Hansa 
die Einführung eines Eurozonenbudgets 
weitestgehend ab und ist hier zu wenigZu- 
geständnissen gegenüber Frankreich bereit 
(Financial Times 2018a, 2018b). Ähnliches 
lässt sich im Bereich der Dienstleistungen 
beobachten. Die Hansa fordert eine stär- 
kere Öffnung der nationalen Dienstleis- 
tungssektoren, um den Binnenmarkt zu 
vollenden, was Frankreich und Deutsch- 
land bislang blockieren (Financial Times 
2018d). 

Was die Ergebnisse der Gipfel anbe- 
langt, kann man der Hansa gewisse Teil- 
erfolge bescheinigen. Einigungen gab es 
lediglich bezüglich einer Letztsicherung 
für den Abwicklungsfonds insolventer 
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Banken und einer Kompetenzausweitung 
des ESM. Ihr größter Erfolg ist sicherlich, 
dass der von Frankreich geforderte große 
Wurf an Maßnahmen hin zu einer um- 
fangreichen Fiskalunion verhindert oder 
zumindest abgeschwächt werden konnte. 
Einen europäischen Finanzminister oder 
eine Finanzministerin wird es ebenso we- 
niggeben wie ein Eurozonenparlament, das 
über ein umfassendes Eurozonenbudget 
verfügen kann. Letztereskonnte die Hansa 
zwar nicht ganz verhindern. Das zukünf- 
tige Haushaltsinstrument ist zunächst, 
wie die europäische Einlagensicherung, 
auf die lange Bank verschoben worden. 
Zudem soll es im niedrigen zweistelligen 
Milliardenbereich verbleiben, weshalb es 
mehr ein „Budgetchen“ als ein Zugeständ- 
nis an Macrons Forderung nach einem 
substantiellen Haushalt für die Eurozone 
ist (Europäischer Rat 2018) 

Auch wurde die Rolle des ESM im 
Gipfelbeschluss vom 14. Dezember 2018 
reformiert. Zukünftig erhält der ESM zu- 
sätzliche Aufsichts- und Kontrollaufgaben 
für Staaten, die sich einem Anpassungspro- 
gramm unterzichen (müssen). Dabei soll 
der ESM neben der EU-Kommission fortan 
die Konzeptionierung, Verhandlung und 
Kontrolle der Programme übernehmen, 
die Schuldentragfähigkeit mitbewerten 
und letztlich die „Iroika“ weitestgehend 
ersetzen (ESM 2018), was auch eine zent- 
rale Forderung der Hansa war. 


Die Hansa als ein „bad cop” 
Deutschlands? Implikationen für 
zukünftige Euro-Reformen 


Sicherlich ist der Zusammenschluss der 
acht Staaten zur hanseatic league ein 
Versuch, den Interessen dieser Staaten 
stärkeres Gewicht in der sonst sehr durch 
Frankreich und Deutschland geprägten 
Eurodebatte zu verschaffen. Dahingehend 


168 


undauch auf Grund partieller Abweichun- 
gen gegenüber der deutschen Positionie- 
rungkönnte man zu dem Urteilkommen, 
die Hansa handle gegen den deutsch-fran- 
zösischen Motor. 

Naheliegender ist es jedoch, bei der 
Hansa von einer unterstützenden Kraft 
der deutschen Position zu sprechen. Man 
gewinntden Eindruck, den Verhandlungs- 
ergebnissen der Eurogipfel liege das Spiel 
des good cop versus bad cop zugrunde, wobei 
sich Deutschland die erste und der Hansa 
die zweite Rolle zuweisen ließe. Klar ist: 
Die deutsche Position hat sich weitest- 
gehend durchgesetzt. Macrons Visionen 
einer umfangreichen Reform der Wäh- 
rungsunion sind größtenteils gescheitert. 
Weitreichende, progressive Reformen, 
die einen fiskalischen Risikoausgleich 
zwischen den Euroländern vorsehen und 
strukturelle Divergenzen zwischen den 
Mitgliedstaaten reduzieren, bleiben aus 
(vgl. Bieling/Guntrum 2019). Aus einer 
Perspektive, die auf einen solidarischen 
Lastenausgleich und eine europäisch ko- 
ordinierte Wirtschafts- und Sozialpolitik 
setzt, ist das Spiel auch cher als eines zwi- 
schen bad cop (Deutschland) und worse cop 
(Hansa) zu interpretieren. Wenn man den 
Gegensatz von Schneider/Syrovatka (2017) 
zugrunde legt, siegt die Stabilitätsunion 
klar über die Fiskalunion. 

Die hanseatic league hatte an diesem 
Siegdurchaus ihren Anteil. Auch wenn sie 
in manchen Stellen von der deutschen Po- 
sition abweicht, bleibt sie in Fragen der Zu- 
kunft der Währungsunion letztlich ein fis- 
kalischer Hardliner (The Economist 2018) 
und damitein Verbündeter Deutschlands. 
Kanzlerin Merkelals Regierungschefin der 
größten Ökonomie der Eurozone konnte 
Macrons Vorstöße nicht unbeantwortet 
lassen. Sie musste auf seine Vorschläge re- 
agieren und Zugeständnisse machen, um 
den deutsch-französischen Motor nicht 
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völlig abzuwürgen - ganz im Gegensatz 
zur Hansa, die im Schatten Deutschlands 
dessen Ablehnung einer Fiskalunion of- 
fener vortragen konnte. Die Hansa war 
in der Lage, die auch von Deutschland 
geteilten Bedenken bezüglich der fran- 
zösischen Vorschläge noch deutlicher 
geltend zu machen. Deutschland dürfte 
sich in der Position des Mittlers gefallen 
— denn für die radikaleren Positionen ist 
nun die Hansa da. Der Bundesregierung 
kommt das Emporkommen der Hansaalso 
durchaus zupass. 

Zugleich sollte man den Einfluss der 
Hansa auch nicht überschätzen. Letztlich 
machen ihre Einwohner/innen gerade 
einmal 10 Prozent der Bevölkerung der 
EU aus und sie vertritt weniger als ein 
Drittel der Mitgliedstaaten. Bei qualifi- 
zierter Mehrheitsentscheidung hätte sie 
demzufolge nicht ausreichend Vetokapa- 
zitäten, um Reformen zu blockieren (The 
Economist 2018). Auch handelt es sich 
bei der Hansa bisher lediglich um eine 
informelle Gruppierung, die sich recht 
lose im Vorfeld von Eurogipfeln meistens 
zum Abendessen trifft und gemeinsame 
Positionen abspricht - zumindest wenn 
man dem ofliziellen Twitteraccount (@ 
HansalnTheEU) der Hansa Glauben 
schenken mag. Dort findet sich zudem 
allerlei Skurriles: Die Einigung zwischen 
Währungskommissar Moscovici und der 
italienischen Regierung, die nach länge- 
rem Streit mit der EU-Kommission doch 
noch ihr Budgetdefizit nach unten korri- 
gierte, kommentierte die Hansa süffisant 
mit einem „Weihnachtszeit kommt dieses 
Jahr früh“ (Übers.: S.G.). 

Es wird sich zukünftigerweisen müssen, 
ob die hanseatischen Gemeinsamkeiten 
auf Fragen der Architektur der Wäh- 
rungsunion begrenzt sind, oder ob sie sich 
auch auf andere Politikfelder erstrecken 
werden. Für all jene, die Hoffnungen in 
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die Reformierbarkeit der EU von links 
hegen, dürfte die Formierung der Hansa 
allerdings einen weiteren Dämpfer bedeu- 
ten. Solidarische Umverteilungfinanzieller 
Ressourcen und eine fiskalische Risikotei- 
lungumfangreicher Art wird mit ihr nicht 
zu machen sein. Damit kann die deutsche 
Position in der Reformdiskussion weiter 
Boden gut machen. Der Weg zu einer Fis- 
kalunion bleibt bis auf Weiteres versperrt. 
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„Stadt von rechts” oder „Recht auf Stadt”? 


In den kritischen Sozialwissenschaften 
und sozialen Bewegungen wird hitzig 
diskutiert, ob der politische Rechtsruck 
in Deutschland eine Art Notwehr der 
unteren Klassen darstellt, die von linken 
Parteien und Bewegungen allein gelassen 
wurden oder ob es sich um eine „eigen- 
ständige“ Formierung rassistischer Hal- 
tungen handelt, die auf soziale Ursachen 
zurückzuführen eine Verharmlosung 
und Entlastung wäre. Ist es tatsächlich 
so, dass die AfD-Wahlerfolge - die ja im 
Übrigen nur ein möglicher Ausdruck 
für den autoritären Populismus sind, der 
sich auch in anderen politischen Parteien 
und Strömungen findet - gegen jede so- 
ziale Differenzierung immun und damit 
ein „Problem der Gesamtgesellschaft“ 
(Eversberg 2018: 44) sind? In Hinblick 
auf den Stadt-Land-Gegensatz möchte 
ich mit „Jein“ antworten: Ja, es ist richtig, 
dem Klischee von den kulturell diver- 
sen, konflikt- und ambivalenzerprobten 
Städten und den abgehängten und hin- 
terwäldlerischen ländlichen Regionen 
zu widersprechen. Nein, das heißt nicht, 
dass sozialräumliche Unterschiede in der 
Ausbildung politischer Orientierungen 
keine Rolle spielen. Insbesondere soziale 
Spaltungen, die sich innerhalb von Städten 
manifestieren und die auf Schwierigkeiten 
der Wohnraumversorgung und andere 
städtische Problemlagen zurückzuführen 
sind, könnten Ausgangspunkt einer „Stadt 
von rechts“ sein (1). Wie gehen die städ- 
tischen sozialen Bewegungen mit dieser 


Herausforderungum? Zuletzt noch hat die 
tageszeitung (13.11.2018) eine zunehmende 
Mittelschichtszentriertheit der Bewegun- 
gen für ein „Recht auf Stadt“ beobachtet. 
Das links-grüne Milieu erhebe die Forde- 
rung nach bezahlbarem Wohnraum „für 
sich und nicht für die große Masse der von 
Wohnungsnot betroffenen Menschen“. Die 
Auseinandersetzung um die Wohnraum- 
frage wird damit in die Debatte darüber 
eingebracht, ob sozialdemokratische und 
linke Parteien und Bewegungen die unte- 
ren Klassen als angestammte soziale Basis 
verloren haben (2). 


1. Stadt von rechts? 


Noch vor dem Einzug der AfD in den 
Bundestag hatte der Berliner Ethnologe 
Wolfgang Kaschuba (2016) den Aufbruch 
des autoritären Populismus als „Rache der 
Dörfer“ bezeichnet. Tatsächlich gibt es gute 
Gründe, die für eine größere „Anfälligkeit“ 
ländlicher Räume sprechen - angefangen 
bei sozialtheoretischen Überlegungen zu 
den Städten als Orte der „unvollständigen 
Integration“ (Bahrdt 1961), die seit jeher 
Bedingung des gelingenden Zusammen- 
lebens mit Fremden ist, über die demogra- 
fische Entleerung ländlicher Regionen, die 
sich für eine Überrepräsentation rechter 
Orientierungen verantwortlich zeichnet, 
bis zum Verlust sozialer und kultureller 
Infrastrukturen, die es den Rechten er- 
lauben, sich als Kümmerer zu inszenieren. 


Entsprechend erhielt die AfD bei der 
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Bundestagswahl 2017 in den Städten und 
Stadtregionen durchschnittlich weniger 
Stimmen als in den ländlichen Regionen. 
Es gibt aber auch gute Gründe, die den 
Stadt-Land-Gegensatz in seiner Bedeutung 
für die Affinität zu rechten Orientierun- 
gen relativieren. So lässt eine kleinräumige 
Auswertung der Wahlergebnisse erhebli- 
che Unterschiede zwischen einzelnen 
städtischen Quartieren erkennen, wobei 
sich ein Verteilungsmuster entlang zent- 
rumsnaher und peripherer Lagen abzeich- 
net. In Leipzigetwa erhielt die AfD bei der 
Bundestagswahl 2017 in den randstädti- 
schen Stadtteilen Lausen-Grünau und 
Althen-Kleinpösna 29,5 Prozent und 27,8 
Prozent der Zweitstimmen, während sie 
in der zentrumsnahen Südvorstadt auf 7,7 
Prozent kam. Dass es keinen einfachen Zu- 
sammenhang zwischen sozialer Lage und 
Wahlverhalten gibt, zeigt der Vergleich 
der durchschnittlichen Haushaltsein- 
kommen: 1.454 Euro in der Großwohn- 
siedlung Lausen-Grünau und 2.518 Euro 
in der suburbanen Eigenheimsiedlung 
Althen-Kleinpösna (Angaben von 2015). 
Abgesehen von Wahlstatistiken, die eine 
distinkte Gegenüberstellungvon Stadtund 
Land erschweren, sind die klassifikatori- 
schen Grenzziehungen zwischen den Sozi- 
alräumen (anhand von Einwohnerzahlen) 
letztlich eine administrative Beliebigkeit. 

Es wäre naiv, Unterschiede zwischen 
urbanen und ländlichen Räumen, die sich 
auch in Wahrnehmung und sozialer Praxis 
niederschlagen, zu leugnen. Zugleich sind 
aber die Differenzen innerhalb der Räume 
zu berücksichtigen. In diesem Sinne ist der 
alltäglich erfahrene räumliche Kontext - 
der Entwicklungspfad eines Quartiers 
oder das hegemoniale Ortsverständnis — 
bedeutsam für politische Subjektivierung 
(Belina 2017). Mit Sicherheit lässt sich sa- 
gen, dass Städte nicht immun sind in Hin- 
blick aufdie Verfestigungrechtsautoritärer 
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Orientierungen und daran anschließende 
politische Dynamiken. Im Gegenteil: Es 
lassen sich spezifische Veränderungen 
in urbanen Räumen beobachten, die 
den rechten Populismus begünstigen. 
Gemeint sind Problemlagen, die die tra- 
ditionalistischen und rechten Elemente 
des Alltagsverstandes von etablierten 
Legitimationsordnungen entbinden und 
politisch aktivieren (Dubiel 1985). Unter 
bestimmten krisenhaften Bedingungen 
erleben viele Bewohner*innen „ihre“ 
Stadt als handlungsunfähig und sehen ihr 
Vertrauen in politische Institutionen und 
Repräsentant*innen enttäuscht. Rechtsau- 
toritäre Bewegungen und Parteien stehen 
bereit, um solchen Unrechtsempfindungen 
und Bedrohungsgefühlen ein Deutungs- 
und Organisierungsangebot zu machen. 
Die Situation an den städtischen Woh- 
nungsmärkten und die Entwicklung der 
Mieten stellen eine solche Problemlage 
dar. Die sogenannte neue Wohnungsfrage 
- worunter aus dem 19. Jahrhundert be- 
kannte und nun erneut auftretende Pro- 
bleme wie Wohnungsnot, Überbelegung, 
Vernachlässigung der Bausubstanz oder 
die Unterschreitung von Wohnstandards 
verstanden werden - wurde bereits als „de- 
mokratiegefährdend“ (Hannemann 2018) 
beschrieben. Das ist plausibel, insofern die 
Erhöhung der Miete, die drohende Ver- 
drängung aus der Nachbarschaft oder die 
Umstrukturierung des Quartiers von alt- 
eingesessenen Bewohner*innen als existen- 
zielle Ungerechtigkeit und Missachtung er- 
lebt werden, die für autoritär-populistische 
Deutungsangebote anschlussfähig sind. 
Zumal entscheidende Teile der politisch 
etablierten Akteure dem Immobilienka- 
pital durch die Umstellung von der Woh- 
nungspolitik zur Wohnungsmarktpolitik 
den Weg dabei gewiesen haben, die Stadt 
als gewinnbringendes und renditeorien- 
tiertes Anlagefeld für überakkumuliertes 
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Finanzkapital (Harvey 2014) zu entde- 
cken. Aus den wenigen Forschungsarbei- 
ten, die zur subjektiven Wahrnehmung 
von Aufwertungsprozessen vorliegen, ist 
bekannt, dass die bedrohte Wohnsitu- 
ation Abstiegsängste und Gefühle von 
Kontrollverlust angesichts der scheinbar 
willkürlichen Verschlechterung der Le- 
bensumstände hervorruft. Die Prozesse am 
Wohnungsmarkt sind schwer durchschau- 
bar, sodass sich Umdeutungen aufdrängen, 
die die Situation handhabbar machen. Der 
Stadtsoziologe Thomas Dörfler (2010: 296) 
konnte in Berlin/Prenzlauer Bergetwabe- 
obachten, dass unter Verdrängungsdruck 
geratene Altbewohner*innen eine „Un- 
terscheidung von Wir- und Sie-Gruppen“ 
vornehmen, mit der sie sich von Zugezoge- 
nen und „Yuppies“ abgrenzen. Rechtspo- 
pulistische Deutungsmuster, für die ein 
solcher Antagonismus zentral ist, können 
hier anknüpfen. Exkludierende Haltungen 
sind aber auch unter den Gewinner*innen 
der Gentrifizierung zu finden. So argu- 
mentiert die erwähnte Studie, dass Teile 
der statushöheren Neubewohner*innen in 
Prenzlauer Berg eine Wunschvorstellung 
vom Quartier haben, die alternative Le- 
bensstile (Umweltschutz, Nachhaltigkeit) 
mit antiurbanen Haltungen (Abgrenzung 
von „ınmodernen“ Migranten-und Unter- 
schichtmilieus) verbindet. 

Ist die „Stadt von rechts“ eine ernst zu 
nehmende Gefahr? Nicht, wenn esnach den 
Studien geht, die auf die kommunalpoliti- 
sche Schwäche der AfD verweisen (Gorskih 
u.a. 2016; Hafeneger u.a. 2018). Es sollte 
jedoch die Neuorientierung beachtet wer- 
den, die rechtspopulistische Strömungen 
und Parteien in Europa in den letzten 
Jahren vornehmen. Lange Zeit war ihre 
wirtschafts- und sozialpolitische Agenda 
neoliberal, den Sozialstaat lehnten sie un- 
ter Verweis auf individuelle Verantwortung 
und Privatvorsorge ab. Diese Programmatik 
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ist noch immer von großer Bedeutung, 
rechte Parteien lehnen sozialstaatliche Re- 
gulierungen aber nicht länger prinzipiell 
ab, sondern „fordern einen Wohlfahrts- 
staat, der zuerst für die ‚eigenen Leute‘ da 
ist‘(Mudde/Kaltwasser 2017: 35). Diesem 
Ansatz entspricht es, die Wohnungsfrage 
als Ressourcenkonflikt zu reformulieren, 
bei dem, so in exemplarischer Weise die 
AfD Leipzig, „der Wohnbedarf für untere 
Einkommensschichten der Leipziger Stadt- 
gesellschaft“ gegenüber der Unterbringung 
Geflüchteter und Asylsuchender „höchste 
Priorität“ hat. In der einkommensstarken 
Suburbia wiederum könnten die Rechten 
an die Angst vor einer „Suburbanisierung 
urbaner Probleme“ anknüpfen, wie sie 
niederländische Forscher als ein Motiv für 
die Wahl der PVV untersucht haben, der 
„Partei für die Freiheit“ des Rechtspopu- 
listen Geert Wilders) (van Gent u.a. 2014). 


2. Recht auf Stadt 
Ob diese Gefahr zur Wirklichkeit wird, 


hängt auch davon ab, wie sich die städti- 
schen sozialen Bewegungen dazu verhal- 
ten. Mit der Politisierungproblematischer 
Lebensbedingungen (Wohnen, Nachbar- 
schaft, Beteiligung) bewegen sie sich auf 
einem Terrain, das auch den Nährboden 
rechtspopulistischer Strömungen bildet. 
Insbesondere in Bewegungsnetzwerken, 
die sich aufdas „Recht auf Stadt“ beziehen, 
wird seit ihren Anfängen um 2007/2008 
(selbst-)kritisch über die Reichweite und 
Zielgruppe der eigenen Politik nachge- 
dacht. Die Praxis der mietenpolitischen 
Bewegung unterscheidet sich insofern 
von den identitätspolitischen und auto- 
nomen Kämpfen der 1980er und -90er 
Jahre (Vollmer 2019). Dazu gehören die 
Offenheit für politisch Unerfahrene, der 
undogmatische Umgangmit ideologischen 
Orientierungen sowie die Kombination 
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autonomer und institutioneller Strategien. 
Die Bewegungen wollen „sowohl die mate- 
riell Benachteiligten als auch die kulturell 
und sozial Entfremdeten“ (Marcuse 2009: 
187) adressieren. Selbst jene, die ihre Un- 
zufriedenheit als Homophobie, religiöser 
Fundamentalismus oder Nationalismus 
artikulieren bilden eine „soziale Basis, die 
in fortschrittlicher Art und Weise ange- 
sprochen werden kann“ (cbd.: 192). 

Tatsächlich ist die soziale Basis der 
stadt- und mietenpolitischen Initiativen 
sehr viel breiter als der oben genannte taz- 
Artikel unterstellt. Mit der Privatisierung 
öffentlicher Räume, Immobilienaufwer- 
tung, der Verdrängung statusniedriger 
Bevölkerungsgruppen oder der experto- 
kratischen Planungund Durchsetzungvon 
Großprojekten nehmen die Bewegungen 
Themen in den Blick, die benachteiligte 
wie privilegierte Stadtbewohner*innen 
gleichermaßen angehen. Sie alle trifft der 
„Verlust an sozialen, politischen, wirt- 
schaftlichen und Bürgerrechten“ (Mayer 
2011: 53). Darüber hinaus irrt die 7az auch 
mit der Behauptung, die Bewegungen 
würden Wohnungs- und Obdachlosig- 
keit nicht zu ihrem politischen Anliegen 
machen (Vollmer 2019: 108f.). 

Dennoch scheint mir der Vorwurf der 
Mittelschichtszentriertheit im Zusam- 
menhang mit dem autoritären Populis- 
mus nicht irrelevant. Trifft die Diagnose 
zu, dass die Wohnungsfrage und weitere 
städtische Problemlagen einen rechten 
Populismus begünstigen, stellt sich die 
Frage, inwieweit die städtischen sozialen 
Bewegungen dagegenhalten können? Dazu 
drei Anmerkungen: Es ist nicht gesagt, dass 
die Wohnungsfrage überhaupt auf einer 
breiten sozialen Basis politikfähig ist, so- 
dass sie über den individuellen Streit mit 
Vermieter*innen hinausreicht und ermög- 
licht, Solidaritätserfahrungen zu veran- 
kern. Aufder Ebene der Adressierung wäre 
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zweitens zu diskutieren, ob die Bewegun- 
gen in den peripheren städtischen Räumen 
(suburbane Eigenheim- und Großwohn- 
siedlungen) ausreichend präsent sind, um 
den Verdrängten, prekär Wohnenden oder 
Besorgten sozial-inklusive Deutungsange- 
bote zu machen. In der Regel erreicht die 
Arbeit wohnungspolitischer Initiativen 
und Recht-auf-Stadt-Gruppen vorrangig 
dann doch jene, deren hohes kulturelles 
Kapital gut für den Widerstand gegen 
Entmietung und Verdrängung eingesetzt 
werden kann. Hinzu kommt schließlich, 
dass die Rolle von wohnungspolitischen 
Expert*innen, in die Aktive mehr oder 
weniger freiwillig geraten, nur schwer 
mit dem postdemokratischen Zeitgeist 
verträglich ist. Ein „unmandatiertes 
Expert*innentum“ könnte angesichts der 
faktisch ungleichen Voraussetzungen für 
politisches Engagement aber auch notwen- 
digund mit der Durchsetzung wohnungs- 
politischer Forderungen auf dem Weg der 
Lobbyarbeit letztlich gewinnbringender 
sein als radikaldemokratische Appelle. 
Aberauch dann muss es Bewegungspolitik 
darum gehen, Empörung und Wut nicht 
nur materiell zu befrieden, sondern sie am 
Ziel einer „Stadt für alle“ auszurichten. 
Die Bedingungen für mietenpolitische 
Bewegungen und die entsprechenden Or- 
ganisierungserfahrungen sind dabei lokal 
unterschiedlich (Vogelpohl u.a. 2017). 
Mit der profitgetriebenen Stadtum- 
strukturierung und neoliberalen Politik 
wurden in den letzten Dekaden Zustände 
geschaffen, die eine sozial- und stadtpo- 
litische (Neu-)Orientierung des rechten 
und nationalistischen Lagers begünstigen. 
Wenn auch Alarmismus das falsche Signal 
wäre, sind wir gut damit beraten, die Po- 
litik der Rechten in den Blick zu nehmen 
und nicht allein zu fragen, warum „die 
Leute“ ausgerechnet „denen“ nachlaufen. 
Wohnungs- und mietpolitische Netzwerke 


„Stadt von rechts“ oder „Recht auf Stadt“? 


sind keine Bündnisse gegen rechts. Eine 
starke Bewegung gegen den Mietenwahn- 
sinn kann aber helfen, die sozialpolitischen 
Probleme freizulegen, die unterhalb der 
populistischen Zuspitzung liegen. Recht 
auf Stadt - Jetzt erst recht! 
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